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Geschichte der BRD in einer Nußschale - in 
vieler Hinsicht wird die Historie der FU Ber-
lin dieser Metapher gerecht: demokratischer 
Neubeginn im Jahr 1948, relativ schnelle Re-
stauration von autoritären Verhältnissen in den 
1950ern, Rebellion und Aufbruch in den 60ern, 
Steckenbleiben demokratischer Reformen be-
reits kurze Zeit später und seit den 80er Jahren 
ein konservativer Roll-Back. Die Freie Universi-
tät war, ob sie will oder nicht, stets ein Spiegel 
der gesellschaftlichen Verhältnisse. Selbst eine 
so kurze Aufzählung zeigt, dass es sich bei ge-
sellschaftlichen Verhältnissen stets um Kämpfe 
handelte. Diese Kämpfe wurden an der FU oft 
heftiger geführt als anderswo, dennoch kom-
men sie in offiziellen Darstellungen kaum vor. 
Die 68er werden notgedrungen irgendwie er-
wähnt, ansonsten erscheint die Geschichte un-
serer Universität als „Zukunft von Anfang an“, 
als Erfolgsgeschichte ohne Brüche. 

Zum 60. Jahrestag der FU-Gründung am 
4.12.1948 wollen wir daher eine Geschichte der 
Kämpfe an der FU präsentieren. Eine Gegen-
Geschichte, die jene Fronten sichtbar macht, 
die heute gerne hinter einer ebenso vagen wie 
irrealen FU-Identität mit Täschchen, Wimpel 
und Wappen verborgen werden sollen. Bereits 
1988 und 1998 startete der AStA ein solches 
Projekt, viele Texte aus den damals erschiene-
nen Broschüren „Titanic in voller Fahrt“ (1988) 
und „Archäologie einer freien Universität“ (1998) 
haben wir ungekürzt und unbearbeitet über-
nommen. Sie sind Zeitdokumente, die für sich 
sprechen, das Jahr der Erstveröffentlichung ist 
jeweils angegeben. Einiges ist jedoch hinzuge-
kommen, darunter eine ganze Rubrik mit Inter-
views unter dem Titel „Der Subjektive Faktor“. 
Neu ist auch eine Reihe von Artikeln zu aktuel-
len Problemen in der Rubrik „Innenansichten“ 
und im Kapitel „Geschichtliches“ eine Chronik 
studentischer Proteste der Jahre 1998-2008.

In diesen letzten zehn Jahren hat sich die FU 
Berlin radikaler verändert als jemals zuvor. 
Selbst in den rebellischen Aufbruchstagen der 
1960er Jahre wandelte sich die Universität nicht 
so grundsätzlich und vor allem nicht in einem 
derart hohen Tempo wie heute. Im Rückblick 
lässt sich sagen, dass viele universitäre Behä-
bigkeiten und Traditionalismen, die bisher alle 
Reform- und auch diverse Revolutionsversuche 

„Gewalt bis in die letzten Gedanken und Gefühlsfetzen, darum als sol-
che gar nicht wahrgenommen, übt mehr denn je der globale, in tägliche 
Anteilskämpfe verwickelte und verwickelnde Kapitalismus. Innovati-
onsgierig und ungleichheitsproduktiv hat dieser längst das, was per-
vertiert, einmal Universität hieß, in sich aufgehoben.“ 

Wolf Dieter Narr 
Wider die restlose Zerstörung der Universität. Ein Aufruf zu ihrer Neu- 
und Wiederbelebung. Vierte Auflage, Berlin, Januar 2004, S.17
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editorial für eine flaschenpost
ohne Probleme überstanden haben, erst jetzt 
richtig aufgerollt werden. Hochschulpolitisch 
gesehen leben wir in revolutionären Zeiten. 
Das Problem dabei ist, dass es die gerade statt-
findende Revolution eine passive ist. Anonyme 
Sachzwänge, konzerngesponserte Gutachten 
und Rankings und die scheinbar hinter allem 
steckende universale Logik des Marktes sind 
es, die die Universität derzeit ins Rollen bringen. 
Studierende, aber auch Lehrende und Profes-
sorInnen stehen diesen Abläufen passiv, oft 
hilflos gegenüber. Konnte in den 1960er Jahren 
eine aufbegehrende Studierendengeneration 
noch das Modernisierungsdefizit der Elfenbein-
Unis für eine teilweise Umsetzung ihrer demo-
kratischen Forderungen nutzen, so überrollte 
die jüngste Reformwelle gleichermaßen stu-
dentische Proteste und konservative Beden-
ken der Profs. Viele der letzteren entschlossen 
sich daher, mit den Wölfen zu heulen und aus 
der aktuellen Selbstzerstörung bürgerlicher Bil-
dungsideale möglichst viel für ihre Uni und ihre 
Lehrstühle herauszuholen. Sie warfen sich mit 
viel Ellbogen in den Wettbewerb um einen „Eli-
testatus“ im Exzellenzwettbewerb. Die Studie-
renden hingegen schwankten, demonstrierten 
zwar energisch gegen Gebühren und Kürzun-
gen, aber Protest gegen Umstrukturierungen, 
Demokratieabbau und Kommerzialisierung gab 
es nur vereinzelt.

Karl Marx unterschied die formelle und die re-
ale Subsumtion unter das Kapital: Bei ersterer 
bleibt der Arbeiter selbständig und produziert 
in eigener Regie für das Großunternehmen, bei 
letzterer wird er vollständig lohnabhängig in 
den Kreislauf des Kapitals eingegliedert. Genau 
das passiert gegenwärtig mit und an den Uni-
versitäten. Während die Unis der Vergangen-
heit nach dem Gießkannenprinzip Bildung in 
die Welt streuten, so sollen sie heute als Unter-
nehmen am Markt agieren, direkt verwertbares 
Wissen produzieren und verkaufen, gezielt Ar-
beitskräfte für den Markt ausbilden. Jedenfalls 
in der Utopie. Praktisch gesehen ist die Repro-
duktion intellektueller Arbeitskraft viel zu teuer 
und aufwendig, als dass sie sich jemals profit-
orientiert realisieren ließe. Die wenigen Privatu-
niversitäten in Deutschland kämpfen mit massi-
ven Finanzproblemen und überleben nur durch 
großzügige Subventionen. Selbst im Muster-
land USA subventioniert der Staat Forschung 

und Universität mit Milliardenbeträgen. Wenn 
die Bildungsausgaben hier dennoch in der Flä-
che geringer sind, so ist dies nur durch den Zu-
kauf fertig ausgebildeter WissenschaftlerInnen 
aus allen Teilen der Welt möglich. Als „ideeller 
Gesamtkapitalist“ wird der Staat auch weiter-
hin das Bildungswesen organisieren müssen. 
Gerade die propagierte „Ent-Staatlichung“ und 
„Entfesselung“ der Unis hat ein ungeheures 
Mehr an Bürokratie und Verwaltung erzeugt. 
Aktuelle Debatten um Leistungsrechnungen, 
Akkreditierungen, Anerkennungsfragen etc. pp. 
wirken wie eine Realsatire auf die versproche-
nen Effizienzgewinne im Rahmen neoliberaler 
Hochschulreformen.

Dennoch hat sich in den Köpfen das Schema 
„There ist no Alternative“ festgesetzt. Es gibt 
scheinbar kein Zurück. Auch angesichts des of-
fensichtlichen Scheiterns der Bachelor-Reform 
wird nur über Nachbesserungen und Reformen 
der Reform diskutiert, nicht über einen grund-
sätzlichen Kurswechsel. Dies ist kein Wunder in 
bewegungsarmen Zeiten. Echte Veränderungen 
brauchen Gegendruck. Dieser kann nicht durch 
Rückblicke und Reminiszenzen erzeugt werden. 
Dennoch: Ein Blick in die Geschichte offenbart, 
wie Widerstand aussehen könnte. Die Ge-
schichte ist die Mutter der Subversion, sie zeigt, 
dass es auch anders hätte kommen können. 



erinnerungen an das    
problem einer freien universität

Vorbemerkung : Seit einigen Semestern herrschte Unruhe an der Freien 
Universität Berlin. Im Januar 1967 meldeten sich  auch 16 Gründer der 
FU mit einer Erklärung zu Wort. Sie erinnerten darin die Studierenden-
schaft der FU, und insbesonders ihre Studierendenvertretung an den 
Geist der Gründung und mahnten, einen Schnitt zu machen zwischen 
ihrer Eigenschaft als Universitätsbürger (in der sie sich um ihre Univer-
sitätsbelange) und ihrer Eigenschaft als Staatsbürger (in der sie sich 
um ihre staatsbürgerlichen Belange zu kümmern habe). Einer der Grün-
dungsstudenten, Klaus Heinrich, hat den Aufruf nicht unterschrieben. 
Seine abweichende Auffassung erläuterte er gegenüber der Presse. Die 
folgenden ‘Erinnerungen’ wurden im Februar 1967 vom Berlin-Studio 
des WDR gesendet und im Juli 1967 in der Zeitschrift ‘Das Argument’ 
Nr.43 veröffentlicht. Der AStA FU druckte sie in seiner Sonderzeitung 
zum 40-jährigen Bestehen der FU nach.  Auch heute hat der Text nichts 
von seiner Aktualität eingebüßt: Das Problem einer freien Universität 
erweist sich im 50-jährigen Rückblick als zeitlos.

Klaus Heinrich 

1967

Gründung ist ein mythologischer Begriff. Das 
Gegründete steht seit Urzeiten. Heroen haben 
es gegründet, periodische Veranstaltungen hal-
ten die Erinnerung aufrecht an jene Zeit. Wenn 
die Heroen aus dem Dämmer der Geschichte 
treten, steht die Geschichte still. In Zeiten der 
Unruhe sehen wir sie aus dem Dämmer der Ge-
schichte treten. 

16 Gründer der Freien Universität, ehemals 
Studenten, heute reputierliche Bürger eines re-
putierlichen Staates, haben ihre Stimme erho-
ben und Urzeit beschworen. Als einer, der ihren 
Aufruf nicht unterschrieben hat, sondern der 
(wie eine unabhängige Berliner Tageszeitung 
es formulierte) seine Unterschrift verweigert 
hat, weil er anderer Meinung sein soll, hole ich, 
wohl oder übel als Individuum, nach, was meine 
Freunde als ein Kollektiv von Vätern unternom-
men haben, und beschwöre Urzeit. Freilich, die 
Geschichte steht nicht still, und ich kann es 
nicht bei einer Beschwörung bewenden lassen. 
Sie stand auch nicht still, als wir diese Universi-
tät gegründet haben. Trotzdem - bitte erlauben 
Sie mir diese Fiktion - möchte ich einen Augen-
blick von jener Zeit in den beschwörenden 
Begriffen der Urzeit reden. Wir müssen uns 
noch einmal daran erinnern, damit wir unter-
scheiden können, was damals Hoffnung war 
und was Illusion. Hoffnung und Resignation 
heute sind nicht zu trennen davon, und wir dür-
fen uns nicht einreden, daß die Unruhe heute 
nichts zu tun habe mit der Unruhe damals. Wir 
sind nicht unschuldig an der Geschichte unse-
rer Enttäuschungen, nicht an dem Schicksal 
der Gründung. Aber war diese nicht selbst das 
Produkt einer Enttäuschung?

Ich gehe noch einmal einen Schritt zurück, bis 
in das Jahr 1945. Das war der Anfang der Zeit, 
düster und hell zugleich. Düster, weil wir, in die-
ser Kolonialstadt Berlin, mit einem Mal selbst 
als Eingeborene lebten, von Wächtern bewacht, 
zwischen den Vorzeitresten einer zertrümmer-
ten Metropolis. Hell, weil wir, in Zorn und Fieber, 
auf diese Jahre gewartet hatten, in denen man 
denken und sprechen, analysieren und planen, 
anklagen und es besser machen konnte. Wir 
studierten, manche wieder, manche zum er-
sten Mal, darunter solche, die vorher niemals 
hatten studieren dürfen, an einer Universität: 
der im Winter 1945/46 wieder eröffneten Unter 
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den Linden. Wir waren nicht viele Studenten, es 
lehrten nicht viele Professoren in dieser Stadt. 
Wir kannten uns, an den Fakultäten und über 
die Fakultäten hinaus. Die Vergangenheit griff 
nicht nach dieser Universität, der neuen alten. 
So wenigstens dachten wir. Es gab keine brau-
nen Lehrstühle, die meist älteren Studenten 
waren, was heute leicht in Rufe wie „Gefahr von 
links“ und “Unterwanderung“ ausbrechen läßt, 
nämlich Antifaschisten. Wir standen auf dem 
friderizianischen Hof und diskutierten heftig, 
durch die politischen Fronten hindurch, wie ein 
bessere Gesellschaft auszusehen habe. Gei-
stig waren wir längst keine Eingeborenen mehr. 
Eine Zeitlang waren die Ruinen dieser Stadt, die 
Werner Heldt als eine Meerstadt gezeichnet hat 
und die der junge Schnurre von einem panisch 
erschreckten Gazellenrudel bevölkert sei ließ, 
das vor dem U-Bahnschacht der Steppenstadt 
zusammenbricht, klassische Ruinen: sie reflek-
tierten die Hellichkeit einer sehr nüchtern, einer 
utopisch -nüchternen Generation. Das war die 
Zeit, in der wir glaubten, nur nach vorne zu se-
hen, und in der die Vergangenheit noch nach 
uns griff: als Zwang.

Die neue Universität, die darum die Freie heißt 
- das wieder und wieder zu sagen, darf nie-
mand müde werden, der sie mitgegründet hat 
oder der bei ihrer Gründung dabei war -, ist 
gegen Zwang gegründet worden. Zwang, das 
war für uns damals der Inbegriff der NS-Zeit: 
der unmittelbare, die Knochen zerbrechende, 
und der mittelbare, die Zunge zerspaltende, 
lautlos funktionierende Zwang. Zwang trat uns 
jetzt im Zentrum der neuen-alten Universität, 
im Zentrum der zerstörten Stadt, entgegen. 
Studenten wurden verhaftet, wohlweislich in 
den Semesterferien, es gab kein Verfahren, 
sie hatten durch ihre Verhaftung aufgehört, 
Bürger der Universität zu sein, und die Bürger 
der Universität (so hieß es damals) hatten sich 
nur um ihre Universität zu kümmern. Die For-
derung nach Aufklärung und Verfahren wurde 
erstickt, die Herausgeber der unabhängigen 
Studentenzeitung Colloquium wurden relegiert. 
Noch waren die Fronten nicht klar unter den 
Studenten: Angehörige der Einheitspartei, der 
eben gegründeten, der sich jetzt, bald zwanzig 
Jahre später, eine bürgerliche Parteien-Einheit 
im anderen Teil Deutschlands zwanglos entge-
genzustellen beginnt, warnten uns, wenn wir 

zu gefährlichen Rendezvous geladen wurden.  
Selbst höhere Funktionäre warnten. Aber das 
freie Leben, dessen Teil das freie Studium war, 
unsere große Hoffnung damals, war schneller, 
als einer von uns erwartet hatte, Illusion. Konn-
ten wir unsere Hoffnung retten, oder war das, 
was wir da retteten, wieder nur die Illusion?

Ich werde darauf zu sprechen kommen, es ist 
der Kern der Debatte über diese Universität, 
die heute die Freie heißt, die 1948 gegründe-
te, in den Westsektoren der Viersektorenstadt. 
Aber das möchte ich Sie bitten fest zuhalten: 
Zwang war der Anlaß, daß wir uns trafen, heim-
lich, später öffentlich, die Initiative war von 
einzelnen Mitgliedern des Studentenrats aus-
gegangen, daß wir erst in einem Zimmer der 
TU zusammenkamen, später in Wannsee und 
Dahlem, um etwa Utopisch-Nüchternes zu tun 
- was dann den einen als zu utopisch, darum 
nicht realistisch genug, und den anderen als zu 
nüchtern, darum nicht politisch zündend genug 
erschien: eine Universität ohne Zwang zu grün-
den. Es war eine sehr bescheidene  Gründung, 
wenige Professoren waren dabei, nur wenige 
ließen sich gewinnen. Wir bekamen zu hören: 
Als Mensch und als Staatsbürger teile ich Ihre 
Bedenken, aber als Universitätsbürger und Be-
amter, als Familienvater ohne Sicherung mei-
nes Lebens, so sehr es mir leid tut, kann ich 
nicht mitmachen. Sie gingen später auf geach-
tete Lehrstühle der Bundesrepublik, Mitglieder 
der Universitäten, die diese neugegründete, die 
jetzt die Freie hieß, semesterlang nicht aner-
kennen wollten.

Was hatten wir diesem Mißtrauen (und auch 
anderen Formen des Mißtrauens, die zu analy-
sieren ein wichtiges Kapitel unserer jungen Uni-
versitätsgeschichte wäre) entgegenzustellen? 
Ich weiß wohl, wie ohnmächtig realitätsferne 
und darum so gut von den Realitäten zu miß-
brauchende Begriffe sind, heute wie damals. 
Aber so nannten wir unsere Universität: eine 
“Gemeinschaft der Lehrenden und Lernenden“ 
und dieser Begriff hatte damals in der Tat eine 
Realität: die Realität der Pionierzeit. Wir fingen 
mit einem Stuhl und einzelnen Kisten an, in ei-
nem von der Militärregierung geräumten klei-
nen Haus, das dann Rektor und Senat, ASTA 
und Außenkommission beherbergen sollte, und 
die Frühzeit der Wissenschaft lebte noch ein-
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mal auf in dem größeren Haus der Philosophi-
schen Fakultät, das alle Institute dieser Fakultät 
unter einem Dach vereinte: Kunst und Theater 
über den
Sprachen der Welt, die Philosophie im Erdge-
schoß, und ganz oben, in den niedrigen Räu-
men unter dem Dach, das Kaffeestübchen für 
den nützlichen Müßiggang. Heute wohnen nur 
die Germanisten, der Dekan und einige Mitglie-
der der Verwaltung in diesem Haus. Das Ende 
der Pionierzeit - mit dem Auszug eines jeden 
einzelnen Instituts, der Schließung des Kaffee-
stübchens, dem Schritt ins solide eigene Haus 
unerbittlich näherrückend - war, wie das Ende 
einer jeden Pionierzeit, die totale Organisati-
on; ein Großbetrieb, für dessen arbeitsteiliges 
Funktionieren nicht mehr der Zusammenhang 
der in ihm geleisteten Arbeit zeugt, sondern nur 
die Reibungslosigkeit des Funktionierens und 
die Ruhe des Betriebs. Schnell, wie der Embryo 
die Entwicklung der animalischen Natur, hatte 
diese Universität den Geschichtsprozeß nach-
geholt. Hatten wir uns über die Unvermeidbar-
keit historischer Prozesse getäuscht? War, was 
wir so lange als den “Geist” der freien Univer-
sität beschworen hatten, nur leere Romantik, 
bestenfalls der Pioniertraum einer für kurze 
Zeit noch einmal vorindustriell erscheinenden 
Epoche? Die utopische Nüchternheit der er-
sten Jahre schien endlich Frieden gemacht zu 
haben mit einer veränderten Wirklichkeit. Sie 
schien sich weiterentwickelt zu haben zu einem 
mit romantischer Reminiszenz verklärten Rea-
litätsdenken, es schien eine folgerichtige Ent-
wicklung zu sein. Aber täuschen wir uns nicht. 
Ein Mißverständnis, das leicht dazu dient, die 
Geschichte dieser Universität ebenso wie die 
Nachkriegsgeschichte unseres Landes in einen 
naturgesetzlichen Prozeß zu verkehren und so 
die Beteiligten von den bitteren Begleitumstän-
den des Prozesses zu entlasten, bedarf der 
Korrektur. Nicht das Utopische entpuppte sich 
als romantische Reminiszenz, z.B.. in einem 
leeren Pathos von “Gründergeist”, und nicht 
die Nüchternheit als der Vorläufer eines später 
so genannten “realitätsgerechten” Verhaltens, 
dieses positivistisch-indifferenten Zerrbilds von 
Gerechtigkeit, sondern umgekehrt: an die Stelle 
der konkreten Nüchternheit trat ein der konkre-
ten Wirklichkeit entfremdetes romantisches Pa-
thos, Ausdruck der Flucht vor einer unbeque-

men Realität, und das utopische Bewußtsein - 
anders ausgedrückt: das kritische Bewußtsein 
von der Korrigierbarkeit der Welt - schrumpfte 
zusammen zu jener ohnmächtigen Spielart des 
Realismus, die nichts anderes mehr bedeutet 
als die kritiklose Hinnahme des Bestehenden.

Die einmal nüchtern gewesen waren, jetzt wur-
den sie romantisch (aber “romantisch” ist ein 
viel zu schönes Wort), und das utopische Be-
wußtsein der Zeit nach dem Krieg verwandel-
te sich, durch einen schmerzlichen Prozeß der 
Enttäuschung hindurch, in den Positivismus 
der Resignierten. Erinnern wir uns, wie auch der 
Tonfall offizieller Reden sich seitdem verändert 
hat. Zynisch wurde die enttäuschte Utopie, und 
aus einer Nüchternheit, die jetzt keinen Platz 
mehr hatte, ohne zu erschrecken, wurde der 
larmoyante Tonfall dessen, der sich den Verrat 
an seinen Hoffnungen nicht eingestehen darf.

1948 war noch nicht die Zeit, dies zu erken-
nen. So wie auch andere in dieser Zeit kämpf-
ten wir, im Namen einer Demokratie, die nicht 
das Schicksal ihrer Vorgängerin teilen sollte, 
ausgehöhlt und beseitigt zu werden, für eine 
neue Form der Universität. Der Pioniergeist der 
Gründung sollte politisch befestigt werden. Die 
Verfassung, die die junge Universität sich gab, 
unterstützt von Bürgermeister Reuter und un-
seren Freunden unter den Mitgliedern der Mi-
litärregierung, drückte einen politischen Willen 
aus. Sie beschwor - Vorgriff auf eine utopische 
Gesellschaft im Modell der Uni-versi-tätsde-
mokratie - das Bild einer Gemeinschaft ohne 
Zwang. Ich nenne nur die wichtigsten Punkte. 
Diese Universität war keine Landesuniversität, 
sondern eine Stiftungsuniversität so wie einmal 
die Bürgeruniversität der Stadt Frankfurt; über 
sie wachte ein Kuratorium, das zugleich eines 
ihrer eigenen Organe war; sie vertraute dem 
Staat, der ihr Geld und Sicherheit und Häuser 
gab: Der Vorsitzende des Kuratoriums war der 
später so genannte Regierende Bürgermeister 
der Stadt; sie war nicht hierarchisch aufgebaut: 
die Teile, aus denen sie sich zusammensetze, 
waren, juristisch-physiologisch gesprochen, 
ihre Organe - jedes für die ganze Universität 
denkend und im Interesse des Ganzen han-
delnd: Rektor, Senat, Fakultäten, Kuratorium 
und Studentenschaft; die Studentenschaft 
war in allen beschlußfassenden Gremien mit 
beschließender Stimme vertreten; nur die As-
sistenten waren nicht vertreten - das lag dar-
an, daß erst nur ein einziger Assistent die alte 
Universität verlassen hatte, der jetzt amtierende 
Rektor.

Dies schwebte uns vor, und es wurde seme-
sterlang praktiziert, bis - ich glaube unter einem 
Rektor der Juristischen Fakultät, lange selbst 
das Sorgenkind der jungen Universität - es zu 
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den ersten ernsthaften Auseinandersetzungen 
zwischen den nun sich formierenden Universi-
täts-Oberen und dem Universitäts-Volk kam: 
eine Zusammenarbeit ohne Ansehen des Ran-
ges und der Person, wohl aber in Respekt vor 
der Leistung und der Erfahrung. Hier, so dach-
ten wir, an dieser Freien Universität in dieser 
Stadt Berlin, machen wir den Anfang mit der all-
gemeinen großen Universitätsreform. Das Miß-
trauen, das die anderen uns entgegenbrachten, 
war unser Stolz. Wir sahen entstehen, was in 
Deutschland nirgends sonst entstand: nicht 
in den Universitäten jener Zonen, die eine alte 
Gemeinschaft zu erneuern suchten, die restau-
rative Gemeinschaft der Korporationen, aber 
die selbst keine Mitwirkungsrechte der Studen-
ten kannten an ihrer Korporation; nicht in den 
Universitäten der anderen Zone, die wir nun 
nicht mehr betreten durften, mit ihren Formen 
einer Restauration des Zwangs. Die Universi-
tät, das wußten wir, stand stellvertretend für 
die Gesellschaft. Dieser ein Bewußtsein ihrer 
selbst zu geben: darin sahen wir die Aufgabe 
einer Universität. Staatsbürger sein, es poten-
ziert sein in der Helle des Bewußtseins, näm-
lich denkender, erkennender Staatsbürger, der 
aus seinem Erkennen Konsequenzen zieht: das 
war die vornehmste Aufgabe des Bürgers einer 
Universität. Wir hatten die Lehre der NS-Zeit 
verstanden, die heute wieder vergessen ist: 
daß die politisierte Universität identisch ist mit 
der vermeintlich unpolitischen. Wir wollten das 
politische Bewußtsein des Universitätsbürgers. 
Es allein garantierte uns die Freiheit der Uni-
versität, die stellvertretend stand für eine freie 
Gesellschaft. Politiker und Professoren, Ge-
werkschaftler und Schriftsteller teilten unsere 
Ansicht. Wir hatten, damals, eine große Chan-
ce. Wir haben unsere Chance ergriffen, und wir 
haben unsere Chance verpaßt. Die Geschichte 
unserer Universität - nicht die ihres Wachstums 
und der an ihrem Wachstum ablesbaren Erfol-
ge, sondern die ihres Universitätsbewußtseins 
- ist die Geschichte ihres Scheiterns bis heute. 
Ist sie darum wieder nur die Geschichte einer 
Illusion wie die ersten drei Jahre Berliner Uni-
versitätsgeschichte nach dem Krieg? Ich frage: 
was ist aus unserem politischen Bewußtsein 
geworden? Daß wir uns recht verstehen: ein 
parteipolitisches Bewußtsein war es nicht, Par-
teienzugehörigkeiten spielten keine Rolle. Aber 
es war auch nicht ein parteienfeindliches Be-
wußtsein, also nicht in sublimierter Form wie-
der das alte unpolitische des über Politik sich 
erhebenden, von nichts berührbaren Geistes, 
der selbst eine handfeste, weil die Berührung 
anderer willig in Kauf nehmende Politik betreibt. 
Vielmehr waren wir der Ansicht: wir dürften, 
auch wenn in Parteien, nicht deren Partei, son-
dern hätten nur für uns Partei zu ergreifen: für 
die Freiheit der Universität, und in ihr: für die der 
Gesellschaft. Das Scheitern unserer Universität 

ist das Scheitern dieser Illusion. Wir verstanden 
uns als eine Avantgarde der deutschen Univer-
sitäten und lebten allenfalls in einem Reservat. 
Diese Universität - aber das teilte sie nicht nur 
mit anderen ihresgleichen, sondern mit der 
Gesellschaft, deren Teil sie war - hatte keinen 
neuen Inhalt. Wie sollte sie da eine Richtung 
haben? Geist ist der alte Name für das Leben-
dige, das eine Richtung hat. Nach allen Seiten 
sich vergrößern, hier ein Haus und dort ein 
Park, Wachstum über alle einmal festgesetzten 
Wachstumsgrenzen hinaus, neue Lehrstüh-
le und immer mehr Studenten -, das alles hat 
noch keine Richtung und ist nicht Geist. Daß 
die Universität die Korporationen aussperrte 
(wie lange noch?) und die denunziatorischen 
Formen der damaligen SED-Universitätspoli-
tik, gab ihr noch keinen neuen Inhalt. Die For-
derungen einzelner wurden von der  Größe der 
organisatorischen Aufgaben zugedeckt. Woran 
sollte die Gemeinschaft sich erkennen, als das 
Netz privater Bekanntschaften zu weitmaschig 
geworden war? Was einte sie, als wenige Jah-
re nach ihrer Gründung der Pioniergeist von ihr 
ging? Frontstadtgeist zog, wie in diese Stadt - 
und zwar beide Hälften der halbierten, nicht nur 
die halbe -, so in ihre Universitäten ein - ich ver-
mute: nicht nur die eine. Frontstadtgeist, das ist 
der Name für eine Neurose. Sie entsprang der 
Hilflosigkeit, nicht der Feindseligkeit, ihre Ag-
gressivität war Ohnmacht, ihr Trotz die Selbst-
behauptung für ein hier und dort verratenes 
Ganzes. Neurotisch drohte diese Stadt, neuro-
tisch drohte ihre Universität zu werden, die sich 
noch immer die Freie nannte.

Weil die Universität das erkannte - denn es 
lehrten klarsichtige Lehrer an ihr, sie war nicht 
eine Universität minderen Ranges -, wurde sie 
sachlich, so wie man nach erhitzten Emotionen 
sachlich wird. Das vertrug sich vorzüglich mit 
dieser Gesellschaft, denn auch sie war inzwi-
schen sachlich geworden und ahndete jede 
Kritik an ihrer Sachlichkeit mit Emotionen. Aber 
diese Sachlichkeit, schwerer zu durchschauen 
als das verkrampfte Gewissen einer mißhan-
delten Stadt, war darum nicht weniger gefähr-
lich, als ungezügelte Emotionen werden kön-
nen. Sie war entstanden auf dem Boden einer 
Indifferenz, die sich durch nichts erschüttern 
lassen will, und übertrug deren Standpunkt auf 
Forschung und Lehre. Sie war der Panzer und 
das Alibi für ein Bewußtsein, das den Alptraum 
unserer Gesellschaft träumt.

In der Atmosphäre dieser Sachlichkeit erstik-
ken unsere Universitäten. So erstickend liefern 
sie den Vorwand ab, der jedem zugute kommt, 
der die Mittel für den Zweck, das Denken für 
die Ziele des Denkens, die Beherrschung der 
Natur für die Natur der Herrschaft erklärt. Un-
sere Universitäten - damit stand die Freie nicht 
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allein, nur daß an ihr sichtbarer wurde, was die 
Kontinuität der Tradition an älteren Universitä-
ten verhüllte und was darum auch sie bald mit 
der Kontinuität erborgter Traditionen zu verhül-
len begann - waren nicht nur unzureichend or-
ganisiert. Wie hätte man sie besser organisieren 
können? Man wußte ja nicht, welchem Zweck 
eine bessere Organisation dienen sollte außer 
dem einen, Schritt zu halten im Konkurrenz-
kampf mit den siegreichen Industrienationen, 
die mit einem Mal auch die wissenschaftlich 
überlegenen waren und die dem letzten na-
tionalen Bollwerk der inneren Emigration - der 
Überlegenheit des wohl mißbrauchten, aber in 
seiner Substanz dennoch nicht geschwächten 
deutschen Geistes - den Stoß versetzten, der 
der Augenblick der Wahrheit ist. Wenn es nach 
1945 auch für die Wissenschaften eine Chance 
gab, so war es die: noch einmal ernst zu ma-
chen mit dem Grundprinzip der europäischen 
Wissenschaft, das zugleich das Grundprinzip 
für die Veränderung der europäischen Gesell-
schaft war - eine sehr reale Veränderung, der 
wir Formen und Inhalte unseres heutigen Leben 
verdanken.

Ich bin genötigt, eine Binsenwahrheit noch 
einmal zu formulieren. Die Geschichte der eu-
ropäischen Wissenschaft ist eine Geschichte 
der Selbstbefreiung des Menschen. Ihr Erken-
nen war ein Sieg über animalische Ohnmacht 
und Angst. Sie hatte die großen, unser Leben 
verändernden Erfolge, weil animalische Mäch-
tigkeit in den Dienst eines solchen Erkennens 
trat: Trieb, der die sofortige Erfüllung sucht, in 
den langfristigen Plan; Denken, das sich über 
die unbequeme Realität erhebt, in den plan-
mäßigen Eingriff in diese; Angst vor dem Tod 
und Sorge für das Überleben in einen Kampf 
gegen Todesfurcht und Entwürfe für ein men-
schenwürdigeres Leben verwandelnd. Das 
ist eine Binsenwahrheit, und vergleichsweise 
intakt sind Wissenschaften bedeuten würde. 
Ich nenne das eine Beispiel der Medizin. Aber 
- damit greife ich meine Bemerkung über den 
Geist als das Lebendige, das eine Richtung 
hat, noch einmal auf - was ist in den Geistes-
wissen schafften aus dieser Binsenwahrheit 
geworden? Der Inhalt der Wissenschaft - die 
Sache, um die es ihr einmal gegangen ist und 
um die es ihr weiter gehen muß, wenn sie den 

Namen Wissenschaft behalten will - ist weitge-
hend verschwunden. Er ist verraten im Namen 
einer richtungslosen Sachlichkeit. Wozu wer-
den diese 1001 Spezialitäten betrieben - oft mit 
Hingabe und Fleiß und manchmal dem Opfer 
einer lebenslangen Askese? Was heißt und zu 
welchem Ende studieren 10 000-e von Studen-
ten an den volkreichsten Fakultäten unseres 
Landes Wissenschaft? Wer diese Frage stellt, 
bekommt nichtssagende Antworten zu hören, 
er stößt auf lndifferenz und Resignation. Wenn 
dies sich nicht ändert, wird der Begriff von 
Wissenschaft, dem wir unser Leben verdan-
ken, am Ende sein, und - wir sollten es einmal 
mit aller Deutlichkeit sagen - das wäre ein viel 
einschneidenderes Ereignis als das Ende des 
Humboldtschen Universitätsmodells, dieses 
hin-und-hergereichten Fetischs im Streit um 
eine Universitätsreform. Doch wie sollte es 
sich ändern? Hier, im Zentrum des Begriffs der 
Wissenschaft als einer planmäßig betriebenen, 
ein menschenwürdigeres Leben oder, um mit 
dem altmodisch-aufrührerischen Wort es zu 
benennen: Glück zum Ziele habenden, in sei-
nem Namen sachlichen, um seinetwillen asketi-
schen Aktion, sind wir zugleich im Zentrum der 
Bewegungen, die unsere Gesellschaft bilden, 
im Zentrum also eines nicht nur formalistischen 
Bildungsbegriffs. Die inhaltliche Bestimmung 
von Wissenschaft und die inhaltliche Bestim-
mung von Demokratie sind identisch, und das 
haben Jahrhunderte lang die Wissenschaftler 
des Okzidents nicht nur verstanden, sondern 
praktiziert. Es als einen flachen Fortschrittsop-
timismus abzutun - wie es spätestens seit dem 
Scheitern einer weltweiten Hoffnung in einem 
ersten weltweiten Krieg zur allgemeinen Selbst-
rechtfertigung der Gebildeten unter den Ver-
ächtern der Wissenschaft geworden war -, ist 
das Produkt der allgemeinen Resignation, zu-
gleich eine Kapitulation vor jenem ohmächtigen 
Bildungsersatz, der, als Halbbildung verächtlich 
gemacht, die Sache der Wissenschaft, nämlich 
im Hinblick auf die Universalität ihrer Ziele, ohne 
die Unterstützung der Wissenschaften weiter-
betreibt. Er ist der Schatten des Anspruchs, 
den die Wissenschaften selbst verraten haben, 
aber ein Schatten mehr oder weniger ist noch 
kein Grund zur Beunruhigung.

Beunruhigend sind andere Symptome: welt-
weite Bewegungen, die mit ihren Ausläufern 
auch diese Stadt Berlin erreichen und die die 
verkrampfte Stabilität dieser Stadt ebenso be-
unruhigen wie das labile Gleichgewicht ihrer 
Organisationen, zumal des Wissenschaftsbe-
triebes ihrer Universität. Zweigleisig ist die Art, 
in der Universität und Stadt die Beunruhigun-
gen zur Kenntnis nehmen. Einerseits spüren 
sie eine auf Einzelaktionen kleiner Grüppchen 
nicht reduzierbare Unruhe unter den Studieren-
den und verraten ihre Beunruhigung darüber 
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durch die Unmäßigkeit der Reaktion auf jede 
Einzelaktion kleiner Grüppchen. Andererseits 
verharmlosen sie die allgemeine Beunruhigung 
als universitätsinterne oder kleinstädtische 
Ordnungswidrigkeiten und bestätigen sich, 
aufatmend von Fall zu Fall, die Wiederherstel-
lung der Ordnung.

Universität und Stadtverwaltung haben ihren 
Blick verengt. Sache der Universität wäre es, zu 
analysieren, Sache der Stadt, nicht in eine Klein-
stadtmentalität zu verfallen. Mag die Stadt dies, 
einer kaum vergangenen Frontstadtneurose 
gegenüber, immer noch als das kleinere Übel 
betrachten, so sei sie dennoch vor den Folgen 
gewarnt: das Ideal der Kommunalpolitik, Ruhe 
und Ordnung in einem aufgeräumten Gemein-
wesen, als das Ideal des Stadtregimentes die-
ser Stadt, wäre nichts weniger als der Verzicht 
auf diese Stadt. Ohne ein Maß an Unordnung, 
Beunruhigung, latenter Provokation wäre eine 
Stadt wie diese verloren. Unruhe, die um die 
Chance ihrer Selbstdarstellung gebracht wird, 
ist gezwungen, sich in einen negativen und ei-
nen positiven Anteil zu zersetzen; der negative 
wandert in die Formen einer ihm verordneten 
Kriminalität, der positive in die großen Städte 
ab, die diesen Namen verdienen. Das ist nicht 
eine Stadt-Romantik, gegen die im übrigen 
weniger einzuwenden wäre als gegen einen 
allgemeinen Waschzwang, sondern die Vertei-
digung eines großstädtischen Substrats, ohne 
das wir heute alle noch in einer Feudalgesell-
schaft leben müßten. Allerdings: die unablässi-
ge Anstrengung der Universität, zu analysieren, 
hätte der Stadtverwaltung zu Hilfe zu kommen. 
Sie kann weder nur die Sache eines liberalen 
Rektors sein noch die eines sozialistischen Se-
nators, sondern hätte in allen Wissenschaften, 
wenigstens in allen Geisteswissenschaften, zu 
geschehen. Denn - dies ist die These, die den 
Ordnungsrufen in Universität und Stadt ent-
gegenzuhalten ist -: was hier beunruhigend, 
heute in dieser Gruppe, morgen in jener und 
übermorgen vielleicht in der ganzen Studen-
tenschaft dieser Universität als Unruhe spürbar 
wird, ist das Ungenügen an einer Gesellschaft, 
in der es weder einen inhaltlichen Begriff von 
Wissenschaft, noch einen inhaltlichen Begriff 
von Demokratie mehr gibt.

Wellen der Unruhe laufen durch die Universitä-
ten dieser Welt. Politische ebenso wie unpoli-
tische Ereignisse lassen sie sichtbar werden, 
politische ebenso wie unpolitische Gruppen 
schüren sie. Die Angst, abgeschnitten zu sein 
von der Realität; nicht zu leben, sondern zu 
ersticken und prämiert zu werden für das Ein-
verständnis damit; die Angst, eingesetzt zu 
werden für Krieg und Unrecht oder morgen 
ausgelöscht zu sein, und dann Wissenschaften 
treiben zu sollen, deren Wissenschaftlichkeit 

gerade im Absehen von den möglichen Folgen, 
zumal diesen Folgen, besteht; die Angst, heute 
noch, als Mitglied einer Gesellschaft der Unter-
Dreißig-Jährigen, mit einem Rest von Leben 
vereinigt zu sein und morgen bei lebendigem 
Leibe tot zu sein, weil aufgegangen in einer in 
ihrer eigenen cleveren Lebendigkeit erstarr-
ten Gesellschaft; Unbedingtheit zu wollen und 
ständig bedingt zu sein; Undurchschaubares 
durchschauen zu wollen; teilzuhaben an der 
Realbewegung, selbst um den Preis, ausge-
löscht zu werden in einer selbstverursachten 
realen Katastrophe; den Zufall provozieren, der 
das bürgerliche Synonym für Schicksal ist, aber 
nicht länger in dem wohleingeordneten gesell-
schaftlichen Spielbereich der Happenings, 
diesem unbefriedigenden Ersatz für ein unbe-
friedigendes Leben; stumm zu sein, um nicht 
durch Sprache verstrickt zu werden in seinen 
Aktionen; jedesmal zu wissen, daß dies alles 
ohnmächtige Aktionen sind, und trotzdem zu 
hoffen, daß ihre Verwandtschaft mit den mäch-
tigen Aktionen einer etablierten Erwachsenen-
welt diese als nicht weniger sinnlos entlarven 
wird als die vergeblichen eigenen: dies und 
unendlich viel mehr, teils stumm, teils lärmend, 
teils politischen Spielregeln sich unterwerfend, 
teils jede Spielregel verwerfend als den Verrat 
an einem zuletzt doch nicht erreichbaren Ziel 
(aber wenigstens sollte es nicht scheinen, als 
mache man sich über die Erreichbarkeit noch 
eine Illusion), hat der Gegenstand wissen-
schaftlicher Analyse zu sein. Es ist eine Szene, 
würdig des absurden Theaters, wie 10.000-e 
von Studenten Wissenschaften betreiben, die 
sie auch nicht im geringsten interessieren, und 
wie diese Wissenschaften wiederum nicht im 
geringsten an dem interessiert sind, was die sie 
Betreibenden angeht.
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diepgen und die folgen
Wir schreiben das Jahr 1963. Am 30. Januar 
tritt der 14. Konvent (das damalige Studenten-
parlament) zusammen, um einen neuen Asta-
vorsitzenden zu küren. Gegen den amtierenden 
und sich zur Wiederwahl stellenden Astavorsit-
zenden Dietrich Schmidt-Hackenberg (Argu-
ment-Club) kandidiert Eberhard Diepgen, Mit-
glied der schlagenden Burschenschaft Saravia 
und der CDU. Überraschend deutlich setzt sich 
Diepgen, der Sprecher der Juristischen Fa-
kultät, durch. Von den 60 Studentenvertretern 
stimmen 32 für Diepgen, 18 für Schmidt-Hak-
kenberg, der Rest enthält sich.

Damit schien den Burschenschaftlern durch 
eine geschickte Wahlregie auf stillem Wege 
das gelungen zu sein, was sie seit langem an-
gestrebt hatten: ihre Anerkennung als gleichbe-
rechtigte Studentenvertretung an der FU neben 
den politischen Studentenverbänden. Bis zu 
diesem Zeitpunkt hatte der Konvent die Anträ-
ge der Burschen- und Sängerschaften auf An-
erkennung als förderungswürdige Studenten-
verbände immer abschlägig beschieden.

Doch es kommt alles anders. Am 2. Februar, 
drei Tage nach der verhängnisvollen Wahl, tritt 
der Ältestenrat des 14. Konvents zusammen 
und beschließt, eine Urabstimmung über die 
Gültigkeit der Wahl Diepgens zum Asta-Vor-
sitzenden durchführen zu lassen, ebenso über 
die Frage, ob der Konvent, der Diepgen wählte, 
aufgelöst werden soll. Zur Begründung schrei-
ben sie: „Die Ältesten halten es für unvereinbar 
mit dem Geist der Freien Universität und den 
Vorstellungen einer modernen Universität (...), 
daß ein Mitglied einer schlagenden Verbindung 
die Gesamtheit aller Studenten der Freien Uni-
versität vertritt.“ Zwei Tage später schließt sich 
der noch amtierende Schmidt-Hackenberg der 
Entscheidung an und macht ebenfalls von sei-
nem Recht Gebrauch, eine Urabstimmung zu 
verlangen. Die Urabstimmung wird für die Tage 
vom 13. zum 15. Februar angesetzt. In der Zeit 
dazwischen passiert das, womit man schon 
nicht mehr zu rechnen wagte: Der legendäre 
‘Geist’ der FU feiert seine Wiederauferstehung. 
Die studentischen Gründungsmitglieder der FU 
verfassen eine Erklärung, in der sie fordern, daß 
in der FU nicht jene Geisteshaltung gepflegt 
werden dürfe, die ihren Teil dazu beigetragen 
habe, die deutsche Demokratie zu zerstören 

Rolf Elker †
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Die Abwahl des AStA-Vorsitzenden Eberhard Diepgen. 
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diepgen und die folgen

Die Urabstimmung an der FU vom 13.-15.2.1963, die den AStA-Vorsitzenden Eberhard Diepgen 
abwählte. Als Regierender Bürgermeister wird er im Oktober 1999 abgewählt.



und auf ihren Trümmern das 3. Reich zu erbau-
en. Der Dekan der Philosophischen Fakultät, 
Professor Lieber, weigert sich, an der Sitzung 
eines Konvents teilzunehmen, der einen Bur-
schenschaftler zum Astavorsitzenden wählt. 
Auf einer Diskussionsveranstaltung zum Thema 
„Die schlagenden Verbindungen und die FU“ 
vor 1500 Zuhörern im Audimax ist man sich 
einig in der Abneigung gegen die schlagen-
den Verbindungen. Diese, ebenfalls anwesend, 
schweigen. Nur der Fachverband Rechtswis-
senschaft im Verband Deutscher Studenten-
schaften (VDS) stellt sich hinter Diepgen.

Doch umsonst. Die Studentenschaft wählt 
Diepgen mit deutlicher Mehrheit ab. Die Wahl-
beteiligung ist hoch (70,8% = 10.027 Stimmen). 
64,5% sprechen sich gegen Diepgen aus, 60% 
votieren für die Auflösung des 14. Konvents.

Soweit die Chronik der Ereignisse. Wie sind sie 
zu bewerten? Das ist nicht ganz einfach. Sicher-
lich war die Abwahl Diepgens kein revolutionä-
rer Akt. Dafür war die allgemeine Zustimmung 
zu dieser Entscheidung der Studentenschaft zu 
groß. Ob Tagesspiegel, Zeit oder FAZ, alle lob-
ten den Geist der Freien Universität. Diepgen 
wurde auch von einem Teil der konservativen 
Studenten abgewählt. Es sollte noch Jahre 
dauern, bis das Studentenparlament eine ge-
festigte linke Mehrheit besaß. Im 15. Konvent, 
der im Sommer 1963 gewählt wurde, hatten 
die Rechten wieder die Mehrheit. Das Rechts-
Links-Schema greift hier allerdings nicht ganz, 
da die Konventsmitglieder durch Personen-
wahl bestimmt wurden und die meisten nicht 
als Mitglieder politischer Gruppen kandidier-
ten. So ist es auch zu erklären, daß mit Dietrich 
Schmidt-Hackenberg vom Argument-Club ein 
eher Linker schon 1962/63 Asta-Vorsitzender 
sein konnte, oder daß mit Lefèvre ein  SDS’ler 
zum Asta-Vorsitzenden gewählt wurde, zu ei-
ner Zeit (Februar 1965), wo der SDS noch eine 
verschwindende Minderheit war (obwohl dieser 
Fall noch anders liegt . . .).

Aber zurück zu Eberhard Diepgen. Wie ist sei-
ne Rolle einzuschätzen? Entsprach er dem Bild 
eines rechtsradikalen Burschenschaftlers, dem 
Bild von den ewig Gestrigen, die nichts gelernt 
hatten und auch nichts lernen wollten, die sich 

die Gesellschaft so ständisch-autoritär wie ihre 
eigenen Verbände wünschten und so lange auf 
dem Paukboden zu überwintern gedachten, bis 
ihre Zeit wieder gekommen sein würde?

Das hatte man vielleicht noch 1948 denken 
können. 1963 gaben sich die Burschenschaf-
ten anders. Man hatte längst in der bürgerlich-
demokratischen Gesellschaft Fuß gefaßt, und 
es war gelungen, der Gesellschaft zu suggerie-
ren, daß die Ziele der Burschen mit denen ei-
ner bürgerlich-demokratischen Gesellschafts-
ordnung auf’s Beste harmonieren würden. Ein 
kurzer Rückblick soll das verdeutlichen. Die 
Zeit der allgemeinen Ächtung der Korporierten 
war nur kurz. Nach der Währungsreform und 
damit der Restauration der besitzbürgerlichen 
Ordnung bekamen die Burschenschaften und 
ihre Klientelstruktur schnell wieder einen öko-
nomischen Sinn. Der Nachwuchs für die höhe-
ren Ränge der neuen Ordnung sollte schließlich 
gut ausgesucht und möglichst aus der eigenen 
Familie sein. Die zuerst vor allem von den ‘al-
ten Herren’ betriebenen Neugründungen der 
Burschenschaften bekamen so schnell Zulauf. 
1950 konstituierte sich in Marburg die Deut-
sche Burschenschaft. Schon zu Beginn der 
50er Jahre stellten die Korporierten an einigen 
Hochschulen wieder die gewählten Studenten-
vertretungen. Doch noch widersetzten sich die 
meisten Hochschulen den Farbentragenden. 
1949 faßte die Westdeutsche Rektorenkon-
ferenz ihre Tübinger Beschlüsse, in denen sie 
den Hochschulen empfahl, das Farbentragen 
und Fechten von Mensuren zu untersagen. 
So verweigerte auch die Freie Universität den 
Burschenschaftlern die Immatrikulation. Den 
Widerstand der Universitäten brach die Justiz. 
Sie, die alte Hochburg der Korporierten, unter-
sagte den Hochschulen in einem Bundesver-
waltungsgerichtsurteil 1958 die Verweigerung 
der Immatrikulation für Mitglieder schlagender 
Verbindungen. Schon vorher war der RCDS 
aus der Front der Burschenschaften ausge-
schert. 1955 hob er den bis dahin gültigen 
Unvereinbarkeitsbeschluß auf. Damit war den 
Korporierten innerhalb des RCDS jetzt auch 
eine politische Betätigung an den Hochschulen 
möglich. Der SDS, der sich den Kampf gegen 
die Korporationen zur Hauptaufgabe gemacht 
hatte, stand bald allein da. Auch die SPD, die 
auf Druck des SDS ihren Unvereinbarkeitsbe-
schluß noch einige Male erneuerte, ignorierte 
diesen nach einiger Zeit stillschweigend. (An-
dernfalls müßte man heute einige Mitglieder 
ausschließen.) 1963 jedenfalls waren die ent-
schiedenen Gegner der Korporationen auch 
an den Hochschulen schon in der Minderheit. 
Zum Deutschen Burschenschaftstag dessel-
ben Jahres entboten nicht nur der Kanzler 
Adenauer, sondern auch der Oppositionsführer 
Ollenhauer ihre Grüße. Vor diesem Hintergrund 

diepgen und die folgen



��

war nun der Geist der Freien Universität doch 
schon etwas anachronistisch und mehr als eine 
hohle Phrase.

Eberhard Diepgen riskierte also alles andere als 
seine gesellschaftliche Ächtung, als er sich ent-
schloß, der schlagenden Burschenschaft Sara-
via beizutreten. Er sicherte seine berufliche und 
politische Karriere nur gewissenhaft nach allen 
Seiten ab. Und der Patzer mit der Urabstimmung 
hat ihm ja, wie wir heute wissen, nicht weiter 
geschadet. Die undemokratische Tradition und 
Ideologie der Burschenschaften, die allerdings 
hat Herr Diepgen anscheinend geflissentlich 
übersehen. Jedenfalls tut er so. In einem Artikel 
für die 15 Jahre FU-Jubiläumsschrift der Freien 
Universität stellt Diepgen im Juni 1963 fest, daß 
den Verbindungen an der FU eine wichtige Auf-
gabe zufalle, da es der Massenuniversität nicht 
gelungen sei, die Studenten zu integrieren. 
Die Korporation hätte deswegen die Aufgabe 
der Persönlichkeits- und Gemeinschaftsbil-
dung zu übernehmen. Herr Diepgen empfiehlt 
also denjenigen, die nicht in der Lage sind, der 
Unvernünftigkeit der Gesellschaft mit Rationa-
lität und Emanzipationsinteresse entgegenzu-
treten, die Flucht in die Deutschtümelei, den 
Manneskult, den bierseligen Irrationalismus 
der schlagenden Verbindungen. Das ist nicht 
gerade ein hochschulpolitisches Konzept, das 
man sich von einem Regierenden Bürgermei-
ster wünscht. Aber inzwischen sind 25 Jahre 
vergangen und Herr Diepgen hatte Zeit genug, 
sich etwas Neues auszudenken. Andererseits, 
da er nun einmal den Lebensbund mit seinen 
Bundesbrüdern von der Saravia eingegangen 
ist, wird er ihm doch nicht untreu geworden 
sein, als deutscher Mann?
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Politische Intentionen bei der Gründung der 
FU

Zu schildern, in welcher Situation und mit wel-
cher Absicht Studenten 1948 die Linden-Uni-
versität verlassen haben, ist bei der Beantwor-
tung der gestellten Fragen deshalb wichtig, 
weil dies heute von Kritikern und Befürwortern 
der studentischen Politik als Argument für den 
‘Gründergeist’ herangezogen wird. Die Inten-
tionen der Gründung können keinesfalls heute 
allein darin erkannt werden, was arrivierte ehe-
malige Gründerstudenten aus ihrer jetzigen Si-
tuation dazu zu sagen wissen, man wird sich 
vielmehr auf Quellen und nachprüfbare Daten 
beziehen müssen.

Bei der Darstellung des ‘Gründer-Bewußtseins’ 
soll hier zwischen einem institutionellen und ei-
nem bewußtseinsmäßigen Aspekt unterschie-
den werden, die jedoch - auch das wird sich 
zeigen - nicht voneinander getrennt werden 
können. 

�. Der institutionelle hochschulpolitische 
Aspekt

Ähnlich wie in anderen Bereichen der Gesell-
schaft, wo in Berlin nach dem Kriege neue 
Formen demokratischer Institutionen zunächst 
installiert worden waren (1), hatte auch die neue 
Universität die Chance, allgemein als notwen-
dig erkannte Reformen durchzuführen.
Das von Humboldt gezeichnete Bild der ‘Ge-
meinschaft von Lehrenden und Lernenden’ 
wurde von den FU-Gründern gerade deshalb 
aufgegriffen, weil es ein unautoritäres Zusam-
menwirken der Universitätsmitglieder meinte 
und den politischen Willen für eine menschliche 
Gesellschaftsordnung dokumentierte. Heinrich 
(Klaus Heinrich, Mitgründer der FU): “Der Pio-
niergeist der Gründung sollte politisch befestigt 
werden. Die Verfassung, die die junge Universi-
tät sich gab, unterstützt von Bürgermeister Reu-
ter und unseren Freunden unter den Mitgliedern 
der Militärregierung, drückte einen politischen 
Willen aus. Sie beschwor - Vorgriff auf eine uto-
pische Gesellschaft im Modell der Universitäts-
demokratie - das Bild einer Gemeinschaft ohne 
Zwang. Ich nenne nur die wichtigsten Punkte. 
Diese Universität war keine Landesuniversität, 
sondern eine Stiftungsuniversität, so wie einmal 

AStA FU 

1967

Am 2. Juni 1967 wurde bei einer Demonstration  gegen den Schah 
von Persien der Student Benno Ohnesorg von einem Polizeibeamten  
erschossen. Ein zu diesem Vorfall eingerichteter parlamentarischer Un-
tersuchungsausschuß richtete im Verlauf seiner Arbeit eine Anfrage an 
den AStA der Freien Universität. Die Stellungnahme des FU-ASTA von 
1967, die wir im folgenden abdrucken, analysiert und reflektiert die hi-
storische Entwicklung bis zum Entstehen der Studentenbewegung in 
Berlin.
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die Bürgeruniversität der Stadt Frankfurt; über 
sie wachte ein Kuratorium, das zugleich eines 
ihrer eigenen Organe war; sie vertraute dem 
Staat, der ihr Geld und Sicherheit und Häuser 
gab; der Vorsitzende des Kuratoriums war der 
später so genannte Regierende Bürgermeister 
der Stadt; sie war nicht hierarchisch aufgebaut: 
die Teile, aus denen sie sich zusammensetzte, 
waren, juristisch-physiologisch gesprochen, 
ihre Organe - jedes für die ganze Universität 
denkend und im Interesse des Ganzen han-
delnd: Rektor, Senat, Fakultäten, Kuratorium 
und Studentenschaft; die Studentenschaft 
war in allen beschlußfassenden Gremien mit 
beschließender Stimme vertreten; nur die As-
sistenten waren nicht vertreten - das lag dar-
an, daß erst nur ein einziger Assistent die alte 
Universität verlassen hatte, der jetzt amtieren-
de Rektor.” (Gemeint ist H. J. Lieber). Kotow-
ski weist darauf auch besonders hin in seinem 
Aufsatz “Der Kampf um Berlins Universität”, in 
Veritas, Justitia, Libertas, Berlin 1953 (2).

Faktisch war es in den ersten Semestern (nach 
der Gründung) so, daß die Studenten bei allen 
Entscheidungen der Universität maßgeblich 
beteiligt waren. Es ist von damaligen Studen-
tenvertretern überliefert, daß in den Gremien so 
lange diskutiert wurde, bis alle beteiligten Grup-
pen mit der gefundenen Lösung einverstanden 
waren, daß also keine Gruppe überstimmt wur-
de. Dies ist deshalb wichtig, weil so erklärt wer-
den kann, daß die Gründerstudenten wegen ih-
rer tatsächlichen Situation keine Notwendigkeit 
sahen, den studentischen Einfluß weitgehender 
zu institutionalisieren, als es wirklich geschah. 
Professoren waren nur zögernd von der alten 
an die Freie Universität gekommen, die Stu-
dentenschaft hatte lange die entscheidende In-
itiative und war von Stadtregierung und akade-
mischen Autoritäten als die tragende Kraft der 
Universität anerkannt. In dem politischen Ent-
schluß, die studentischen Korporationen aus 
dem Universitätsleben auszuschließen, waren 
sich alle an der Gründung beteiligten Gruppen 
einig. Diese Einigkeit läßt darauf schließen, daß 
man die gesellschaftliche Rolle der Universität 
zu reflektieren bereit war und die Notwendigkeit 
sah, die gesellschaftliche Funktion der Univer-
sität zu definieren.
Die Gründungssituation mit ihrem politischen 
Konsensus ließ sich natürlich nicht künstlich 

aufrechterhalten. Politische Handlungen und 
inneruniversitäre Entwicklungen erzwangen 
bald den Anfang dessen, was man heute ‘Re-
stauration des Berliner Modells’ nennen kann. 
Bei der Gründungsfeier der FU im Titania-Pa-
last waren Repräsentanten der deutschen Uni-
versitäten nicht vertreten. Dies signalisierte eine 
Schwierigkeit, die die Entwicklung der neuen 
Universität sehr bald beeinflussen sollte: von 
Westdeutschlands Universitäten beargwöhnt, 
rang die FU bald um die Anerkennung als ‘volle 
Universität’.

Drei Haupteinwände standen der Anerkennung 
durch die in ihrer traditionellen Form wieder-
erstandenen Universitäten entgegen: 1. das 
Odium der ‘Kampfuniversität’ hing ihr an, weil 
sie ‘gegen die Ostberliner’ gegründet worden 
war, 2. ihre neue Form, d.h. die Verwirklichung 
von Reformen vor allem im Mitspracherecht 
der Studenten, machte sie in westdeutschen 
Augen suspekt, 3. der Ausschluß der Korpora-
tionen, kurz nach dem Kriege an allen Univer-
sitäten selbstverständlich, hatte der FU einen 
wesentlichen Bestandteil der konservativen 
Institutionen genommen. Es war schwierig, 
Professoren nach Berlin an die neue Universi-
tät zu holen, worunter vor allem lange die Ju-
ristische Fakultät litt, denn kein einziger Jurist 
war von der Linden-Universität herübergekom-
men. Das Streben nach Anerkennung durch 
die westdeutschen Universitäten, einerseits 
Lebensbedingung als Universität, andererseits 
der Wunsch nach demselben traditionellen 
Prestige, wurde deshalb bald bestimmend für 
manche Entscheidung und mußte als Anpas-
sung gegen die bei der Gründung intendierten 
Reformen gerichtet sein.

Die Politik der Regierung von Berlin pendelte 
sich, einerseits unter dem Druck der politischen 
Verhältnisse, andererseits wegen der Anti-Stel-
lung gegenüber den östlichen Entwicklungen, 
auf eine Anschlußpolitik an Westdeutschland 
ein. Die dadurch notwendige Anpassung po-
litischer Verhältnisse Berlins an die West-
deutschlands engten den Raum selbständiger 
Entscheidungen der Berliner Regierung auch 
auf dem kulturpolitischen Sektor ein (s. Fijal-
kowski). Der große Andrang von Studenten an 
der neuen Universität machte einen schnellen, 
daher wenig geplanten Ausbau notwendig (In 
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den ersten vier Jahren verdreifachte die FU ihr 
Volumen). Es lag keine bauliche Konzeption 
(wegen der Raumschwierigkeiten sowieso fast 
unmöglich) und keine hochschulpolitische Kon-
zeption vor, da man die ersten verwirklichten 
Reformen beim Kampf um Anerkennung schon 
als Nachteil empfinden mußte. Die Generation 
der Gründerstudenten verließ die Universität 
nach der Ausbildung, die neuen Studentenver-
treter konnten den engen Kontakt wegen der 
rapiden Vergrößerung nicht mehr finden, eine 
wachsende Bürokratie tat ein Zusätzliches für 
die Entfremdung zwischen den Mitgliedern der 
Universität. Der Lehrkörper vergrößerte sich, 
aus Westdeutschland kamen mit den Berliner 
Verhältnissen nicht vertraute Lehrer, denen die 
Mitsprache der Studenten ungewohnt und un-
motiviert erscheinen mußte. Da die studentische 
Mitsprache auf die obere Entscheidungsebene 
von vornherein beschränkt geblieben war (für 
die Gründer war die oberste Ebene identisch 
mit der unteren wegen der Überschaubarkeit 
der Universität), und die Institutionalisierung 
studentischer Mitsprache auf unterster Ebene 
nicht vorgenommen war, wurde der studenti-
sche Einfluß früh geringer.

Kadritzke (3) schildert diese Kompetenzver-
luste, die durch den Ausbau der Universität 
eintraten, so: “Die eigentlichen Probleme, von 
deren Lösung oder Verschleppung die Studen-
ten in ihrer Ausbildung einschneidend betroffen 
wurden, standen nun nicht mehr im Akademi-
schen Senat, sondern in den Fakultäten und 
besonders in den einzelnen Fachbereichen und 
Instituten zur Debatte. Hier entzogen sie sich 
jeglicher universitätsöffentlicher Kontrolle. ‘Alle 
Fragen, in denen sich unter den Lehrstuhlinha-
bern keine allgemeine Übereinstimmung erzie-
len läßt, bleiben unentschieden, oder werden 
unter Umgehung der Selbstverwaltung gelöst.’ 
(4). Es zeigte sich damit, daß ‘(...) die Studenten 
als erste in ihren Ausbildungsinteressen beein-
trächtigt wurden. Denn sie gerieten nun in immer 
größere Abhängigkeit von Entscheidungen, die 
für den jeweiligen Fachbereich die Ordinarien in 
alter Weise allein fällten, ohne die Bedürfnisse 
der unterprivilegierten Universitätsmitglieder 
noch wahrzunehmen, weil die Distanz zwi-
schen Lehrenden und Lernenden im expandie-
renden Universitätsbetrieb die Kommunikation 

zunehmend erschwerte. Zudem verschlechter-
te sich die objektive Ausbildungssituation: Der 
Universität gelang es nicht mehr, die beiden 
Funktionsbereiche von Forschung und Lehre 
in der von ihrem eigenen Anspruch geforderten 
Weise so zu verbinden, daß die Lehrenden die 
Erkenntnisse und Methoden eines Forschungs-
gebietes, auf dem sie selbst (...) arbeiteten,(...) 
in die wissenschaftliche Ausbildung eingehen 
ließen.’(5). Das unverbundene Nebeneinander 
von Lehrstühlen, deren bürokratischer Betrieb 
auch die Arbeitskraft ihrer professoralen Inha-
ber weit über Gebühr absorbieren mußte, ver-
hinderte damit sowohl eine Mitbestimmung der 
Studenten an ihrer Interessenbasis als auch die 
Realisierung ihres Anspruchs auf wissenschaft-
liche Formen des Studiums.” [. . .]

Die faktischen Einbußen an Mitsprachemög-
lichkeiten lassen sich schwer hinterher aufzei-
gen, weil viele nicht institutioneller Art waren 
(was oben zu zeigen versucht worden ist). Eini-
ge Beispiele institutioneller Kompetenzverluste 
erwähnt Kadritzke (S. 39/40 a.a.O.): “Die juristi-
sche Fakultät restaurierte als erste das über-
kommene Verfahren einer allein von Ordinarien-
gesichtspunkten bestimmten Selbstergänzung 
des Lehrkörpers durch ein Berufungsverfahren, 
von dem der Studentenvertreter ausgeschlos-
sen blieb. . . . Der Akademische Senat hat 
diese Praxis nicht verhindert, obwohl ihm §10 
der Universitätssatzung aufgibt, die einzelnen 
Fakultätsordnungen zu kontrollieren. Hatten 
die Studenten der Gründergeneration noch im 
Zeichen der antifaschistischen Universitätstra-
dition entscheidenden Einfluß auf die Berufung 
neuer Universitätslehrer genommen und nazi-
belastete Professoren in Einzelfällen von der 
Hochschule fernhalten können, so wurden mit 
dem Beginn der Restaurationsphase Studen-
tenvertreter auf formelle oder informelle Weise 
daran gehindert, zu berufende Professoren aus 
studentischer Perspektive mitzubeurteilen. Ein 
weiteres wesentliches Moment studentischer 
Mitbestimmung ging verloren, als der Rechts- 
und Verfassungsausschuß 1952 ausschließlich 
mit professoralen Mitgliedern besetzt wurde. 
Diesem Ausschuß hatte man noch 1950 eine 
entscheidende Funktion für die ins Auge gefaß-
te permanente Hochschulreform zugedacht. 
Seine Mitglieder, damals zwei Professoren und 
ein Student, sollten alle notwendigen Verände-
rungen in der Hochschulstruktur juristisch kodi-
fizieren und systematisieren“.

”(...)Die Arbeit des modellwidrigen Rechts- 
und Verfassungsausschusses trug in einem 
kritischen Abschnitt des Hochschulausbau-
es entscheidend dazu bei, den Anschluß der 
Freien Universität an das herkömmliche deut-
sche Hochschulrecht wiederherzustellen, das 
noch heute die vom Grundgesetz garantierte 
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Freiheit der Wissenschaft im wesentlichen als 
inneruniversitäre Entscheidungsgewalt der Or-
dinarien versteht.” Zu diesen Symptomen der 
hochschulpolitischen Entwicklung kam der 
Einfluß der Bürokratie. Kadritzke, S. 40: “Eine 
der negativen Konsequenzen dieser expansi-
ven Entwicklung war das Wuchern einer Uni-
versitätsbürokratie, die traditionell studentische 
Angelegenheiten in die eigene Regie übernahm 
und damit der Kontrolle von außen entzog. Da 
sich die Mitentscheidungsrechte der Studenten 
an der FU als Folge der steckengebliebenen 
Hochschulreform von Anfang an auf die ober-
sten Ebenen der akademischen Verwaltung 
beschränkt hatten, mußten sich die Chancen 
studentischen Einflusses entscheidend min-
dern.” [. . .]

2. Politik und politisches Bewußtsein der 
FU-Gründer

Wie oben schon erwähnt, war es der zuneh-
mende Druck und Zwang, der die Studenten 
1948 aus der Linden-Universität trieb. Neben 
den Beschwernissen im Studium bildete vor 
allem die Relegation - hierbei vor allem das 
Verfahren, wie Kotowski betont (6),- dreier Col-
loquium-Mitarbeiter den Anlaß für eine Forde-
rung nach einer freien Universität. Den Studen-
ten und ihrer gewählten Vertretung wurde das 
Recht bestritten, sich zu dieser Angelegenheit 
äußern zu dürfen und Forderungen zu erheben, 
da es sich dabei um eine Universitäts-’exter-
ne’ Angelegenheit handele, und die Studenten 
hierzu offiziell Stellung zu nehmen, nicht befugt 
seien.[. . .]

Man hat sich damals explizit gegen zwei Sei-
ten eines falschen Universitätsbewußtseins ge-
wandt: gegen die unpolitische und gegen die 
politisierte Universität. Politisiert, ein damals 
eindeutig negativ besetzter Begriff, bedeutete: 
aufgesetzte Parteilichkeit, Opportunismus, ge-
genseitige Bespitzelung und Denunziation. Die 
gesellschaftliche Dimension der Wissenschaft 
wurde jedoch nicht - wie heute oft - einfach 
geleugnet, sondern sie bildete eines der Kern-
probleme bei der Überlegung für eine neue 
Konzeption der deutschen Universitäten nach 
ihrem Versagen vor dem Faschismus.

Es ist nicht daran zu zweifeln, daß eine einheitli-
che politische Einstellung die ganze Universität 
in ihren Anfangsjahren prägte: der Antifaschis-
mus. Die politische Rolle der Universitäten und 
der Studentenschaft vor allem 1933 war das 
Signal für das Selbstverständnis und die politi-
sche Rolle der Gründer. Kotowski, S. 21: “Ihre 
aktivsten Köpfe, die in ganz Deutschland als 
die unermüdlichsten Vorkämpfer einer Hoch-
schulreform mit dem Ziel der Weckung des 

staatsbürgerlichen Bewußtseins in der Akade-
mikerschaft (Hervorhebung v. H. H.) angesehen 
werden müssen,(...) waren (...) unerschütterlich 
entschlossen, sich jedem neuen Diktaturver-
such entgegenzustemmen. Gerade die Opfer 
der nationalsozialistischen Gewaltpolitik (...) 
mußten hier die natürliche Führung werden.” 
Heinrich, S. 93: “Es gab keine braunen Lehr-
stühle, die meist älteren Studenten waren, was 
heute leicht in Rufe wie ,Gefahr von links’ und 
,Unterwanderung’ ausbrechen läßt, nämlich 
Antifaschisten.” (7).

Die Mitarbeit an der Gestaltung der neuen 
Gesellschaft, die nach dem Zusammenbruch 
entstehen sollte, war daher eine Selbstver-
ständlichkeit. Die Bezüge in einer Zeit totaler 
Desorganisation und fremdbestimmter Ver-
waltung zwischen gesellschaftlicher Ordnung 
und Universität waren unmittelbar sichtbar. 
Es wurde deshalb auch nie in Frage gestellt, 
ob im Gründungsausschuß - oder später in 
den Gremien der Universität - über Fragen der 
allgemeinen Politik, etwa des Aufbaues des 
Bildungswesens, diskutiert werden sollte. Es 
wurde diskutiert, und die Universität als solche 
nahm Einfluß auf die Entwicklung der Stadt. Sie 
verstand sich nicht als neutraler Ort zweckfreier 
Wissenschaft, sondern sah ihren gesellschaftli-
chen Auftrag darin, mit ihrer Wissenschaft beim 
Aufbau einer humanen Gesellschaftsordnung 
mit Mitteln der Wissenschaft mitzuarbeiten. [. 
. .]

Die Universität hatte die studentischen Korpo-
rationen ausgesperrt, weil sie der Meinung war, 
daß sich ihr Auftrag nicht vereinbaren lasse mit 
jener Lebensform und jenen gesellschaftlichen 
Auffassungen, die dort indoktriniert werden. 
Sie hatte damit ihre politische Neutralität aufge-
geben. Versäumt wurde - wie oben angezeigt 
-, die wissenschaftliche Tätigkeit in ihrer ge-
sellschaftlichen Bedeutung im Fach selbst zu 
reflektieren und so den Wissenschaftlern (und 
damit den Studenten) eine Verpflichtung, auch 
eine politische Rolle mit wissenschaftlichen 
Methoden zu geben. Es wurde versäumt, ein 
politisches Bewußtsein auszubilden, das nicht 
aufgesetzt ist, sondern sich aus einer verant-
wortlichen Tätigkeit ergibt. Die diesbezüglich 
an der FU unternommenen Versuche (studen-
tisches Gemeinschaftsleben, Studium gene-
rale) mußten deswegen scheitern, weil sie für 
die wissenschaftliche Arbeit ein Zusätzliches 
waren und nicht Teil dieser selbst. Nach dem 
Scheitern dieser Versuche wurde eine Konzep-
tion ‘politischer Bildung’ entwickelt, die nach 
eigenen Aussagen ihrer Verwalter eine FU-spe-
zifische Arbeit sei, also demnach den Anspruch 
erhebt, jenes erwähnte Bewußtsein der Grün-
der gleichsam als Tradition fortzuführen.
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Wie diese ‘politische Bildung’ durch den Beauf-
tragten des Akademischen Senats funktioniert, 
schildert Kadritzke (S. 45): “Zwar koordiniert 
der Beauftragte des Rektors heute eine Fülle 
von Seminaren, Diskussionen und Vorträgen, 
aber dieses dem Wissenschaftsbetrieb äußer-
lich gebliebene Programm (...) hält sich im aka-
demischen Rahmen der schon beschriebenen 
Persönlichkeitsbildung, die politisch folgenlos 
bleibt. Zwar ist politische Bildung der Univer-
sität zugeordnet und damit als spezifisch aka-
demisch ausgewiesen, aber sie erschließt sich 
nicht von den Fachwissenschaften her oder in 
Kooperation mit ihnen. Zwar hat sie zum Ziel, 
die künftigen Akademiker für spätere berufliche 
und gesellschaftliche Positionen mit politischer 
Gesinnung auszustatten, aber eben damit läuft 
sie Gefahr, die Studenten in der Vermittlung 
bloßer 0rdnungsvorstellungen an die etablier-
ten Herrschaftsinstitutionen anzupassen. Denn 
schon an der Hochschule als einer dieser In-
stitutionen ist studentisches Verhalten nur ge-
litten, solange es die unbefragt gebliebenen 
inneruniversitären Verhältnisse nicht stört. Inso-
fern kann politische Bildung, wird sie in dieser 
Weise von der Gesamtuniversität getragen, in 
ihrer aufklärerischen Tendenz nur so weit ge-
hen, als die eigene, universitäre Machtstruktur 
noch im Dunkeln bleibt. Ein Element dieser 
Machtstruktur ist das Hausrecht des Rektors, 
dem alle politischen Veranstaltungen an der 
Universität unterworfen sind. Die eminent re-
pressive Funktion dieses Hausrechts bleibt 
selbst dann bestehen, wenn es - was nicht im-
mer geschehen ist - hinter einer liberalen Praxis 
zurücktritt, wie sie Sontheimer fordert, indem er 
der Universität abrät, „aus Sorge um die poli-
tische Ausgewogenheit die Veranstaltungen 
autoritär zu steuern“. Das sehr ausgeprägte 
Interesse der akademischen Verwaltung an 
einer letzten Kontrolle über politische Veran-
staltungen von AStA und Hochschulverbänden 
kann jedoch auch Sontheimer nicht verbergen, 
wenn er feststellt : „Studentische Politik ist in 
einem sehr begrenzten Sinne nützlich als tätige 
politische Anteilnahme des einzelnen. Sie ist in 
aller Regel harmlos, und die politische Fähigkeit 
der Professoren und der Verwaltung muß sich 
darin erweisen, die Kommilitonen gerade bis zu 
dem Punkte gewähren zu lassen, an dem pro-
blematische Folgen für das Ganze der Gemein-

schaft entstehen können.” (Quellenangaben 
bei Kadritzke)

Dadurch, daß das politische Engagement der 
Studenten gefördert werden sollte als ‘staats-
bürgerliche Pflicht’ und daß dies kultiviert wer-
den sollte in jener Konzeption von politischer 
Bildung, sollte es gleichzeitig wieder neutrali-
siert werden, indem dem Wissenschaftler als 
einem ‘über allen Parteien’ Schwebenden die 
Rolle des objektiven, unbeteiligten Beobach-
ters zugeschrieben wurde.

Strukturelle Gründe für 
Universitätskonflikte

Es ist festzuhalten, daß die Gründung der FU 
ein politischer Akt war und auch so verstanden 
sein wollte. Man wollte nicht nur einen Wis-
senschaftsbetrieb, frei von jeder staatlichen 
Oppression, sondern auch ein kritisches poli-
tisches Bewußtsein der Studenten fördern. Nur 
so ist es zu verstehen, daß 1950 im Konvent 
über Maßnahmen beraten wurde, die der politi-
schen Lethargie der FU -Studenten entgegen-
wirken sollten.

Die Studentenvertretung selbst wurde dieser 
politischen Intention der FU-Gründung dadurch 
gerecht, daß sie häufig zu politischen Ereignis-
sen Stellung nahm und Beschlüsse faßte, so 
unter anderem folgende:

Beschlüsse:
die Befürwortung der Politik der Bundesregie-
rung (19.11.1950)
die Bejahung eines deutschen Wehrbeitrages 
(19.12.1950)
die Solidarisierung mit der Wiedervereinigungs-
politik Adenauers (2.2.1951)
der Protest gegen die Verurteilung zweier Stu-
denten durch den SSD (2.2.1951)
der Protest gegen die Aufführung von Fil-
men des “Jud-Süß”-Regisseurs Veit Harlan 
(24.2.1954)
der Appell an die Atommächte, die Atomwaf-
fenversuche einzustellen (15.5.1957)
der Protest gegen die Teilnahme von zwei Kon-
ventsmitgliedern an den Weltjugendspielen in 
Moskau; die beiden Studenten wurden ihrer 
Ämter enthoben (30.7.1957).

Diese Beschlüsse, die nach öffentlich-parla-
mentarischer Diskussion gefaßt wurden, ge-
hen wesentlich über den engeren Bereich der 
Universität hinaus, zogen aber keine Eingriffe 
der akademischen Verwaltung nach sich. Das 
Recht der Studentenschaft, sich qua Konvent 
auf diese Weise politisch zu äußern, wurde 
nicht in Frage gestellt, wobei offen bleiben soll, 
ob die Zurückhaltung des Rektorats dem po-
litischen Inhalt der damaligen Konventsarbeit 
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oder einer Nachwirkung der für die Gründung 
der FU so wesentlichen Mitarbeit der Studen-
tenschaft zu verdanken war.

Erste Anzeichen für einen Dissens innerhalb 
der Hochschulgemeinschaft zeigten sich 1958, 
als der Konvent mit knapper Mehrheit eine Be-
fragung der Studentenschaft über die atomare 
Bewaffnung der Bundeswehr durchzuführen 
beschloß. Auf Intervention des Rektorats, das 
durch die heftige Auseinandersetzung der bei-
den Parteien um den Frieden an der Universität 
besorgt war, verzichtete der Konvent schließlich 
auf die Befragung (4.7.1958). Zum offenen Kon-
flikt zwischen Studentenvertretung und Senat 
kam es im Wintersemester 1958/59 aus Anlaß 
des Festaktes zum 10jährigen Bestehen der FU 
(4.11.1958), als der Rektor die ihm zur Einsicht 
vorgelegte Rede des Asta-Vorsitzenden verbot, 
in der Fragen über Ostkontakte, Studienförde-
rung, Wiederbewaffnung Deutschlands, Kor-
porationen und Ungarnaufstand angeschnitten 
wurden. Der Studentenvertretung wurde die 
Alternative gestellt, sich entweder auf ein Gruß-
wort zu beschränken oder der Feier fernzublei-
ben. Der AStA widersetzte sich dieser Forde-
rung und ließ die Rede halten.

Anfang Februar 1958 nahm der Rektor eine 
Petition des Konvents, die sich gegen die Be-
schäftigung von NS-Richtern, NS-Staatsan-
wälten und NS-Ärzten im staatlichen Dienst 
richtete, zum Anlaß, die Frage nach dem Recht 
der Gremien der universitären Selbstverwal-
tung, politische Beschlüsse zu fassen, prinzipi-
ell zu klären, nachdem er Einspruch dagegen 
erhoben hatte, daß der Konvent über die Pe-
tition diskutierte. Das Verbot einer Geldsamm-
lung für algerische Flüchtlinge, die der Konvent 
im Februar 1962 durchführen wollte und die 
eine scharfe Kritik an der Politik einer Berliner 
Schutzmacht beinhaltete, und die Genehmi-
gung der Solidaritätssammlung für DDR-Stu-
denten in Räumen der Universität im Juni des 
gleichen Jahres zeigten deutlich die Grenzen, 
innerhalb derer die Studentenschaft politisch 
agieren konnte. Mit dem Versuch, politische 
Initiativen der studentischen Partner zu unter-
binden, sah sich die Hochschulleitung gezwun-
gen, selbst politisch zu werten. Diese Wertung 
entsprach dem traditionellen Selbstverständnis 
der deutschen Universität, das auch die FU zu 
besonderer Staatstreue verpflichtete. Ein als 
politik-neutral ausgegebenes Urteil über die 
Universitätsspitze mußte sich in der Regel an 
der politischen Opportunität orientieren. Der 
Horizont des gerade noch Geduldeten endete 
dort, wo die auch die Universität tragenden po-
litischen Mächte in das Spannungsfeld studen-
tischer Kritik gerieten.

Der Hauptgrund für das so plötzliche Aufbre-

chen der Konflikte aufgrund divergierender 
Entwicklung in der Studentenschaft liegt in der 
Struktur der Universität, die die beiden oben 
genannten verschiedenen Prinzipien der Wil-
lensbildung kennt. Die absolute Vertraulichkeit 
im Senat verhindert eine wirksame Kontrolle der 
Universitätsleitung durch die Universitätsöffent-
lichkeit, so daß sich statt einer weitergehenden 
Hochschulreform, wie sie im Berliner Modell 
in nuce konzipiert war, eine Restauration der 
Machtstruktur durchsetzte, wie sie die alte Uni-
versität geprägt hatte. So entwickelte sich an-
stelle einer Gemeinschaft zwischen Lehrenden 
und Lernenden regressiv das überkommene 
Gegenüber des Lehrer-Schüler-Verhältnisses, 
das nicht die Lösung anstehender Probleme 
durch gemeinsame rationale Argumentation, 
sondern nur erzieherisch durch Maßregelung 
der einen Seite sucht. Diese Machtstruktur 
blieb aber solange verborgen, wie die Studen-
tenschaft nicht die die Universität tragenden 
Mächte öffentlich angriff. Das Jahr 1958 bedeu-
tet insofern eine Wende in der Geschichte der 
FU, als die latente konservative Machtstruktur 
an der Universität offenbar wurde und die schon 
Jahre vorher bestehende Divergenz zwischen 
Studentenschaft und akademischer Verwal-
tung die Fiktion einer Hochschulgemeinschaft 
im offenen Widerspruch zerstörte.

Zum sogenannten politischen Mandat

Die Forderung der Studentenschaft der FU nach 
dem politischen Mandat findet ihre Begrün-
dung in der Erkenntnis, daß politische Wertung 
und daraus resultierende politische Praxis nicht 
vom Wissenschaftsprozeß zu trennen sind: 
Wissenschaftliche Problemstellungen werden 
letztlich aus der gesellschaftlichen Praxis an 
die Wissenschaft herangetragen. Begriffs- und 
Theorienbildung sind notwendig selektiv und 
damit standort- und interessenbedingt. Diese 
Tatsache widerlegt bereits die These von der 
‘objektiven’ Wissenschaft, die wertfrei und neu-
tral außerhalb jeglicher politischer Diskussion 
stehe. Die Ergebnisse wissenschaftlicher For-
schung wirken wiederum auf alle gesellschaft-
lichen Bereiche ein. Diese Zusammenhänge 
können und müssen ihrerseits im Rahmen der 
Wissenschaft reflektiert werden.

Um über diese Verflechtung von Politik und 
Wissenschaft auf theoretischer Ebene hinaus 
die Notwendigkeit von Stellungnahmen der 
Studentenschaft zu tagespolitischen Fragen 
zu verstehen, muß die gegenwärtige politische 
Struktur der Gesellschaft sowie die Stellung 
von Universität und Wissenschaft innerhalb 
derselben berücksichtigt werden. Der Begriff 
‘Demokratie’ besagt, daß der Prozeß der po-
litischen Willensbildung vom gesamten Volk 
getragen wird. Die politische Diskussion muß in 
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allen gesellschaftlichen Bereichen stattfinden. 
Diesem Postulat wird unsere gegenwärtige 
Gesellschaft nicht gerecht. Sie ist nach Kom-
petenzbereichen aufgegliedert. Der Bürger un-
terwirft sich unkritisch den sogenannten Sach-
zwängen der Arbeitsteilung. Das führt dazu, daß 
man die Universität auf einen Bereich ‘reiner, 
objektiver Wissenschaft’ beschränkt und die 
politische Willensbildung einer kleinen Gruppe 
von Spezialisten überlassen bleiben soll,  de-
ren politisches Mandat alle vier Jahre durch 
formal-demokratischen Wahlakt bestätigt wird. 
Die Studenten sind nicht bereit, dieser Arbeits-
teilung zu folgen, die den Berufspolitikern die 
politische Praxis überläßt, der Bevölkerung den 
Status der ‘Regierten’ zuweist und die Studen-
tenschaft zu politischer Askese in den Seminar-
raum verbannt. Die Studenten der FU bestehen 
darauf, ihre demokratische Verantwortung 
durch ggf. auch demonstrative Meinungsäuße-
rungen wahrzunehmen, wobei sie sich auf die 
Ergebnisse ihrer wissenschaftlichen Betätigung 
stützen.
Damit ist bereits der zentrale Gesichtspunkt für 
die Begründung des politischen Mandats der 
Studentenschaft angeschnitten: die besonde-
re Stellung von Universität und Wissenschaft 
in der pluralistischen Industriegesellschaft. Der 
Realitätsbezug der Wissenschaft und ihre Be-
deutung für die politische Entfaltung der Ge-
sellschaft finden darin seinen Ausdruck, daß 
heute alle Lebensbereiche in immer stärkerem 
Maße von wissenschaftlichen Erkenntnissen 
bestimmt werden. Die Gesellschaft ist somit 
zum unmittelbaren Anwendungsfeld der Wis-
senschaft geworden. Rationale Anwendung 
wissenschaftlicher Erkenntnis ist erst dann 
gewährleistet, wenn sie unter dem Vorzeichen 
ihrer sozialpolitischen Relation diskutiert und 
beschlossen wird; erst dann wird sie ihrer Prä-
misse gerecht, dem Leben zu dienen.

Im Zeitalter der Massenvernichtungsmittel, die 
alles Leben auf der Erde bedrohen, kann es 
der heutige Naturwissenschaftler nicht seiner 
Umwelt überlassen, welche Anwendung seine 
Erkenntnisse finden. Am Beispiel der Waffen-
entwicklung läßt sich sehr deutlich zeigen, daß 
wissenschaftliche Arbeit in Abhängigkeit von 
tagespolitischem Geschehen steht, daß ihr ein 
politischer Aspekt immanent ist, der ihre Vor-

aussetzungen und Folgen zu bedenken ver-
pflichtet.

Der Wissenschaftler und der Student als an-
gehender Wissenschaftler haben daher in der 
heutigen Zeit die Position inne, die ihnen eine 
spezifische Verantwortung auferlegt. Es genügt 
nicht, daß sie die gesellschaftlichen Implikatio-
nen ihres Tuns erkennen und Politik selbst wis-
senschaftlich analysieren, sondern sie müssen 
die Voraussetzungen und Folgen ihrer Arbeit 
bewußt reflektieren. Da sich die Verpflichtung 
zu politischer Stellungnahme unmittelbar aus 
der wissenschaftlichen Tätigkeit des Studenten 
ergibt, kann sich auch die Vertretung der Stu-
denten dieser Verantwortung nicht entziehen.

Sommersemester ��6�

Hatte die Universitätsbürokratie anläßlich der 
oben genannten Streitfälle vom Februar 1959 
bis zum Juni 1962 noch ganz offen die politi-
schen Freiheiten der Studentenschaft angegrif-
fen und die Rückkehr zum Opportunitätsprinzip 
gefordert, so benutzte sie im Kuby-Fall in ihrer 
Argumentation einen Verwaltungsformalismus, 
das Hausrecht, um die Studentenschaft von 
öffentlich-politischen Auseinandersetzungen 
fernzuhalten und die Universität der Politik zu 
entziehen.

Gleichzeitig begann mit dem ‘Fall Kuby’ eine 
Serie von Auseinandersetzungen, in deren Ver-
lauf das Rektorat und der Akademische Senat 
das Dienstrecht (‘Fall Krippendorff’) und die 
‘Akademische Würde’ einsetzte (Rede des 1. 
AStA-Vorsitzenden Lefèvre anläßlich der Imma-
trikulationsfeier), um die Studenten und Ange-
hörigen des Mittelbaus an der Ausübung ihrer 
politischen Rechte zu hindern. Dabei verstieß 
die Universitätsbürokratie gegen den von ihr 
gern beschworenen Geist der ‘Gemeinschaft 
von Lehrenden und Lernenden’ ebenso wie 
auch in einigen Fällen gegen die Universitäts-
satzung.

Der “Fall Kuby”

Der Publizist Erich Kuby war vom AStA zur Teil-
nahme an einer Podiumsdiskussion anläßlich 
des 20. Jahrestages der Zerschlagung des Fa-
schismus im Auditorium Maximum der Freien 
Universität eingeladen worden, an der neben 
dem Journalisten Kraemer-Badoni auch Prof. 
v. Friedeburg als Diskussionsleiter teilnehmen 
sollte. Sie sollten über das Thema ‘Restauration 
oder Neubeginn - die Bundesrepublik Deutsch-
land 20 Jahre danach’ sprechen.

Die akademische Verwaltung stellte für die Ver-
anstaltung das Auditorium Maximum zunächst 
zur Verfügung; später wollte der inzwischen im 
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Amt befindliche Rektor, Prof. Lüers, den Raum 
nur unter der Bedingung zur Verfügung stellen, 
daß Kuby nicht an der Veranstaltung teilnähme. 
Kuby hatte 1958 Redeverbot an der FU erhal-
ten, weil er am 12. Juni 1958 in einem Vortrag in 
der FU gesagt hatte: “. . . daß der Name (Freie 
Universität, U. S.) ein äußerstes Maß an Unfrei-
heit zum Ausdruck bringt. Nur jene polemische 
Grundsituation vermag zu verbergen, daß in 
dem Wort ,Freie Universität’ eine innere anti-
thetische Bindung an die andere, an die unfreie 
Universität jenseits des Brandenburger Tores 
fixiert ist, die für meinen Begriff mit den wis-
senschaftlichen und pädagogischen Aufgaben 
einer Universität schlechthin unvereinbar ist.” 
Obwohl AStA und Konvent scharfen Einspruch 
gegen die Verfügung von Rektor Lüers erho-
ben, wurde das Redeverbot nicht aufgehoben. 
Die Veranstaltung fand am 7.5.1965 im Studen-
tenhaus der TU statt.

Im Gegensatz zu den Vorfällen vergangener 
Jahre sollte dieses Redeverbot nicht nur bei der 
Studentenvertretung, sondern zunächst vor al-
lem innerhalb der Studentenschaft heftigen Pro-
test hervorrufen. Die Studentengruppen LSD, 
SHB, SDS, ESG, DIS, HSU und Argument-Club 
klärten in Flugblättern die Studentenschaft über 
das Verbot und seine Hintergründe auf und rie-
fen zu einer Protestversammlung für den Nach-
mittag des 7.5. im Henry-Ford-Bau auf. Etwa 
500 Studenten unterschrieben eine Resolution, 
in der sie den Rektor aufforderten, es in Zukunft 
zu ermöglichen, daß die Studentenschaft der 
FU ”jede Person zu jedem Thema und zu jeder 
Zeit hören und mit ihr diskutieren könne.”

Mochte auch zunächst der Eindruck richtig 
sein, der Protest werde im wesentlichen von 
den politischen Studentenverbänden getragen, 
so ging jetzt die Aktivität mehr auf nicht organi-
sierte Studenten über, die eine Woche lang die 
Unterschriftensammlung fortführten, Protest-
plakate vor die Gebäude der akademischen 
Verwaltung trugen und laufend die Presse in-
formierten. Bis 18.5. hatten über 3.000 Studen-
ten die Resolution unterschrieben.

Am 12.5. nahm das Rektorat öffentlich in Pres-
se, Rundfunk und Fernsehen zu den Forde-
rungen der Studentenschaft Stellung, die als 
”völlig irreal” bezeichnet wurden. Nach weite-
ren Verhandlungen des AStA und einem Votum 
des Konvents bestätigte das Rektorat am 17.5. 
das grundsätzliche Selbstverwaltungsrecht der 
Studentenschaft, verweigerte jedoch unter Hin-
weis auf sein Hausrecht die Forderungen der 
Studentenschaft.

Daraufhin rief die Studentenvertretung des 
Otto-Suhr-Instituts zu einem Vorlesungsstreik 
für den Vormittag des 18.5. auf, der allgemein 

befolgt wurde. Zudem protestierte eine Reihe 
studentischer Vereinigungen und Professoren 
der FU, zumTeil in offenen Briefen, gegen das 
Vorgehen des Rektors.

In einem Erwiderungsschreiben an den Rektor 
faßte der 1. AStA-Vorsitzende die Argumen-
tation der Studentenschaft am 24.5. wie folgt 
zusammen: “Wenn der Rektor unter Berufung 
auf den §6 der Satzung der Universität und in 
Verbindung mit dem §28 der Universitätsord-
nung sein Recht, die Universität nach innen 
und nach außen zu vertreten, so versteht, daß 
er allein verantwortlich für alles ist, was in die-
ser Universität geschieht, ist diese Konzeption 
der Universität, die man bislang mit der Formel 
‘Gemeinschaft der Lehrenden und Lernenden’ 
zu umschreiben liebte, offenbar aufgegeben 
worden. Hierin scheint mir die Bedeutung Ihres 
Schreibens zu liegen. Erstmalig beansprucht 
ein Organ dieser Universität, in Unabhängig-
keit von allen anderen Organen bestimmen zu 
dürfen, was an dieser Universität geschieht und 
was nicht. (...) Die Sorge, daß die Forderung der 
Studentenschaft verfassungsfeindlichen Ten-
denzen Vorschub leisten könnte, ist als Sorge 
um die Grundlage unserer Gesellschaft auch 
die unsere.

Jedoch muß ich anfügen, daß die Vorstellung, 
der demokratische Geist unserer Universität 
könne allein durch die autoritative Ordnungs-
gewalt des Hausrechts gewahrt werden, ein 
Mißtrauen gegen demokratische Kontrollor-
gane (gemeint ist der Konvent, U.S.) verrät, 
von dem sich die Studentenschaft distanziert. 
Professoren und Studenten haben sich bei der 
Gründung der Freien Universität gemeinsam 
zum Prinzip der demokratischen Selbstkon-
trolle bekannt. Die Studentenschaft fordert - so 
betone ich nochmals - nicht ein Verschieben 
der Rechte der einzelnen Organe der Univer-
sität, sondern die Bestätigung ihres Rechts auf 
demokratische Selbstkontrolle.” (FU-Sonder-
spiegel des AStA vom 25.5.1965)

Rede des AStA-Vorsitzenden bei der
Immatrikulationsfeier

Am 28.5.1965 fand die Immatrikulationsfeier 
des Sommersemesters statt. Wie bislang üb-
lich, sollte den Neuimmatrikulierten das Ritual 
der ‘Gemeinschaft von Lehrenden und Lernen-
den’ vorgeführt werden, obwohl die Ausein-
andersetzung zwischen Studentenschaft und 
akademischer Verwaltung um das politische 
Mandat noch in vollem Gange waren. Der 1. 
AStA-Vorsitzende nahm in seiner Rede kritisch 
zu den Ereignissen an der FU Stellung: er zeig-
te den Neuimmatrikulierten die Grenzen des 
‘Berliner Modells’ auf. Als er erklärte, die stu-
dentischen Vertreter nähmen nur unter Protest 
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an der Veranstaltung teil, wurde er von drei 
Senatsmitgliedern und dem Rektor am Weiter-
reden gehindert und verließ mit den studenti-
schen Vertretern das Auditorium Maximum.

Der AStA erklärte in seiner Pressemitteilung vom 
29.5.1965: ”Dieser Vorfall ist in der Geschich-
te der FU einmalig. Bis jetzt wurde von keiner 
Seite dieser Universität das Recht der Studen-
tenvertretung angezweifelt, zu allen Problemen 
der Universität öffentlich Stellung zu nehmen. 
Der AStA stellt mit Bestürzung  fest, daß nach 
dem Hausverbot gegen einen  außenstehenden 
Kritiker nun auch die Redefreiheit für den ge-
wählten Repräsentanten der Studentenschaft 
beschnitten wurde. Dies ist mit der Geschichte 
und dem Anspruch der Freien Universität nicht 
vereinbar.”

Der ”Fall Krippendorff”

Hatte die akademische Verwaltung im ‘Fall 
Kuby’ das Hausrecht gegen einen außenste-
henden Kritiker und gegen die Informationsfrei-
heit der Studenten eingesetzt, hatte sie anläß-
lich der Immatrikulationsfeier gezeigt, daß sie 
politische Meinungsäußerungen der Studen-
tenvertreter nicht zu dulden gewillt war, so ging 
sie im ‘Fall Krippendorff’ gegen das politische 
Engagement eines Angehörigen des ‘Akademi-
schen Mittelbaus’ vor.

Krippendorff, Assistent am Otto-Suhr-Insti-
tut der FU, hatte am 14.5.1965 im Spandauer 
Volksblatt eine, wie es damals schien, unrichtige 
Information veröffentlicht über eine Weigerung 
des Rektors, Karl Jaspers zum 8.5.1965 an die 
Universität einzuladen. Am 18.5.1965 korrigier-
te sich Krippendorff im Spandauer Volksblatt 
und entschuldigte sich beim Rektor. Dennoch 
erhielt er am 10.6.1065 vom Rektor die  Nach-
richt, sein Vertrag, der am 30.9.1965 auslaufe, 
werde nicht verlängert. Er war demnach fak-
tisch entlassen. Die de-facto-Entlassung war in-
dessen problematisch: Der Rektor hatte weder 
den geschäftsführenden Direktor des Instituts, 
an dem Krippendorff angestellt war, noch den 
für Krippendorff zuständigen Lehrstuhlinhaber, 
Prof. Ziebura, konsultiert. Neben einem schwe-
ren ”Verstoß gegen das innerhalb der Universi-
tät übliche Loyalitätsverhältnis zwischen Rektor 

und einem Kollegen” sah Prof. Ziebura, daß ”es 
sich hier um einen Präzedenzfall mit weitrei-
chenden Folgen für die Zukunft der Freien Uni-
versität Berlin” handle und daß die Vermutung 
naheliege, ”daß der Rektor im Fall Krippendorff 
ein Exempel statuieren wollte, das sich grund-
sätzlich gegen wissenschaftliche Assistenten 
richtet, die sich politisch exponieren.” (Alle Zita-
te entstammen dem Memorandum Prof. Ziebu-
ra) Die Öffentlichkeit erfuhr von den Vorgängen 
um Krippendorff erst am 13.6.1965 durch eine 
Flugblattaktion von 12 studentischen Vereini-
gungen, die den exemplarischen Charakter des 
Falles herausstellten und den Rektor aufforder-
ten, seine Entscheidung öffentlich zu vertreten, 
sowie den Anstellungsvertrag Krippendorffs zu 
verlängern.

Einen Tag später fand eine Konventssitzung 
statt, in deren Verlauf  Prof. v. d. Gablentz, 
ebenfalls Angehöriger des 0SI, scharf gegen 
die Maßnahmen des Rektors Stellung nahm. 
Dafür und für einen Vorabdruck seines geplan-
ten ‘Zeit’-Artikels wurde er vom Akademischen 
Senat, der wie üblich die Maßnahmen des Rek-
tors deckte, in einem Plakat der “Beleidigung 
des Lehrkörpers” angeprangert, das in allen 
Gebäuden der Universität aushing.

Auf einer Vollversammlung der Studenten aller 
Fakultäten am 16.7.1965 wurde schließlich der 
Rücktritt des Rektors gefordert, eine Forderung, 
die die Differenzen ausdrückt zwischen der 
,demokratischen Universität’, in der der Rektor 
von den in der Universität Arbeitenden demo-
kratisch kontrolliert wäre, und der bestehenden 
Ordinarienuniversität, in der auch die demokra-
tiefeindliche Entscheidung eines Rektors durch 
die körperschaftliche Willensbildung der aka-
demischen Gremien gedeckt wird. Der Kom-
promißvorschlag, der schließlich von den direkt 
Beteiligten angenommen wurde, Krippendorff 
bei Aufrechterhaltung der de-facto-Entlassung 
ein Habilitationsstipendium zu gewähren, war 
nach Meinung des Konvents nicht geeignet, 
“die erneute Vertrauenskrise zwischen Univer-
sität und Rektor zu beheben!” (Nachrichten aus 
dem Konvent 15.7 1965)

Aus den drei oben genannten ‘Fällen’ lassen 
sich einige Schlußfolgerungen ziehen: Die aka-
demische Verwaltung bestreitet der Studenten-
vertretung und anderen Universitätsangehöri-
gen de facto das Recht auf selbstverantwortli-
che politische Stellungnahme. Sie ist dabei un-
nachgiebig in der Sache, aber anpassungsfähig 
im taktischen Vorgehen. Die lange und heftige 
Auseinandersetzung mit der akademischen Ver-
waltung hatte zunächst als greifbares und für je-
den Studenten sichtbares Resultat gezeigt, daß 
sich das Rektorat erneut durchgesetzt hat mit 
seinem Anspruch, alleiniger Herr in der FU zu 
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sein. Die Tatsache, daß die akademische Ver-
waltung wieder einmal ihre Position bekräftigte, 
tritt an Bedeutung hinter der Tatsache zurück, 
daß das Rektorat gezwungen werden konnte, 
seine Haltung öffentlich in Presse, Rundfunk 
und Fernsehen darzulegen und zu verteidigen. 
Dabei gewannen die Argumente der Studen-
tenvertretung mehr Gewicht als in vertraulichen 
Sitzungen des Akademischen Senats. Damit ist 
verbunden, daß die Studentenvertretung und 
die politischen Studentengruppen wieder Kon-
takt zu der Mehrheit der Studenten gewannen, 
der während der kritiklosen Teilnahme der Stu-
dentenvertretung an der Honoratiorenverwal-
tung während der Jahre der Restauration an 
der FU verloren gegangen war.

Desweiteren wurden die Studenten nicht nur 
mit der Machtstruktur der Freien Universität 
konfrontiert, sondern erfuhren, daß ihre radikal-
demokratischen Forderungen von weiten Teilen 
der bis dahin als demokratisch eingeschätzten 
Presse nicht gewürdigt wurden. Die Ungeduld, 
mit der ein Teil der Presse auf das Austragen 
offener Konflikte reagierte, wies den von eini-
gen Studenten theoretisch erkannten und in 
Aufklärungsveranstaltungen über Vietnam, 
Notstandsgesetze u.ä. nachgewiesenen Zu-
sammenhang von Universität und Gesellschaft 
als real gegeben aus.  Im Inneren der Universi-
tät wurde klar, daß rationale und mit demokrati-
scher Legitimation gefaßte Beschlüsse der Stu-
dentenschaft über Selbst- und Mitverwaltungs-
angelegenheiten von einem bornierten Rektor, 
der die FU wie ein Patriarch regierte, ohne An-
gaben von stichhaltigen Gründen abgewiesen 
werden konnten, ohne daß der körperschaftlich 
verfaßte Akademische Rat dagegen einschrei-
ten würde.

Die Studentenvertretung, die während der Aus-
einandersetzung immer wieder zur Kooperation 
bereit war und mit der Erinnerung an die Grün-
dung und den ‘Geist’ versuchte, ihren Einfluß in 
den akademischen Gremien zu stärken, muß-
te einsehen, daß sämtliche noch so rationalen 
und demokratisch zusammengekommenen 
Beschlüsse von der akademischen Verwaltung 
ignoriert werden konnten, solange sie nicht von 
einer mobilisierten Studentenschaft getragen 
wurden. Wollte die Studentenvertretung ihren 
politischen Spielraum erhalten, mußte sie des-
halb die Rolle des Juniorpartners der akademi-
schen Verwaltung mit den Riten der Vertrau-
lichkeit und akademischen Würde weitgehend 
aufgeben und statt dessen die aufgetretenen 
Konflikte mit einer informierten Studentenschaft 
in größtmöglicher Öffentlichkeit austragen.

Die Universität zahlte so für ihr Prinzip, die Stu-
dentenschaft von öffentlich-politischen Ausein-
andersetzungen fernzuhalten, um die Universi-

tät der Politik zu entziehen, einen hohen Preis: 
Sie zwang die Studentenschaft, die Universität 
als Gesamtorganisation mitten in die öffentliche 
Diskussion zu stellen.

Zum Verhältnis von Hochschul- und 
Stadtpolitik

Es besteht heute eine Neigung zu der Behaup-
tung, daß die Studenten mit den bekannten 
Frischeiern vom 5.2.66 (gegen das Amerika 
Haus, d. Hrsg.) die heftigen Reaktionen der 
Berliner Öffentlichkeit willkürlich provoziert hät-
ten. Diese Neigung macht es bitter nötig, unser 
Gedächtnis aufzufrischen hinsichtlich des Pro-
zesses, der die universitären Konflikte zu städ-
tischen Konflikten werden ließ.

West-Berlin hat zu keiner Zeit die Entwicklun-
gen in der FU als inneruniversitäre Angelegen-
heiten betrachtet, weil die FU von Anfang an 
eine bestimmte Rolle innerhalb des politischen 
Konzeptes spielte, dem sich West-Berlin seit 
1948 verpflichtet hatte. Die FU hatte nicht nur 
eine lnstitution zu sein, in der Lehrende und Ler-
nende ihrer wissenschaftlichen Arbeit nachge-
hen, sondern die FU sollte zugleich gegenüber 
der DDR demonstrieren, was Hochschulwesen 
in der ‘Freien Welt’ ist. (Zur Widersprüchlichkeit 
dieser Funktion vgl. den historischen Abschnitt). 
Die Entwicklungen in der FU waren deswegen 
stets für die Berliner Öffentlichkeit wichtige und 
politische Ereignisse. In München z. B. hätte es 
wohl kaum 1962 noch einen Journalisten gege-
ben, der mit dem Gestus, einen Skandal aufzu-
decken, die Belanglosigkeit recherchiert hätte, 
daß ein AStA-Mitglied an den Weltjugendspie-
len (damals in Helsinki) als Beobachter teilge-
nommen hatte. (Vgl. Tagespiegel vom 23. 7. 
ff. 1962). Die ‘besondere Situation Berlins’, auf 
die noch heute Journalisten und Politiker ver-
weisen, um zu begründen, warum in Berlin we-
niger erlaubt sei als anderswo, diese Situation 
bewirkte, daß die Berliner Öffentlichkeit stets 
streng darauf hielt, daß die ‘Modell’-Universität 
ihrer Aufgabe im antikommunistischen Konzept 
nicht untreu wurde. Spätestens seit dem ‘Atom-
Kongreß’ von 1958 gab es immer wieder Anlaß, 
die Universitätsbürger auf die ‘besondere Si-
tuation Berlins’ verwarnend hinzuweisen. Daß 
es dabei z. T. Widersprüche zwischen der pu-
blizistischen Öffentlichkeit und den politischen 
Instanzen Berlins gab, soll nicht verschwiegen 
werden. Wir erinnern in diesem Zusammen-
hang an die ‘Fluchthelfer-Affäre’ vom August 
1963, bei der der vom größten Teil der Berliner 
Presse scharf angegriffene Rektor Heinitz sein 
Vorgehen mit dem Regierenden Bürgermeister 
Brandt abgeklärt hatte. [. . .] 

Aber auch die Politiker begannen bereits im 
Sommersemester 1965 die studentische Be-
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wegung an der FU anzugreifen, obwohl es 
keineswegs ein politisches Engagement von 
Studenten gab, das in irgendeiner Form die 
verfassungsmäßigen und gesetzlichen Grund-
lagen der Gesellschaft berührte. Es genügte, 
daß einige Studenten dem etablierten politi-
schen Selbstverständnis zuwider handelten, 
um auch die Politiker auf den Plan zu rufen. 
Man mag selbst urteilen, ob die Erklärung 
des SPD-Landesvorsitzenden Mattick vom 
19.6.1965 oder gar die Erklärung der Berliner 
CDU vom 28.8.1965, in der bereits mit dem 
Staats-eingriff in die autonome FU geliebäugelt 
wird, adäquat zu nennende Schritte angesichts 
politischer, grundgesetzkonformer Erklärungen 
von Studentenvertretern sind; oder ob sich die-
se Erklärungen nicht vielmehr einreihen in eine 
Diffamierungskampagne, die mit Demokratie 
nichts mehr zu tun hatte. [. . .]

Wenn das Wintersemester 1965/66 als ‘Viet-
nam-Semester’ bezeichnet wurde, so ist fest-
zuhalten, daß die Studenten sich zunächst nur 
in der Weise mit dem Vietnam-Krieg beschäf-
tigten, in der sie dies auch z. B. im Winterse-
mester 1964/65 getan hatten, nämlich in inne-
runiversitären Informations- und Diskussions-
veranstaltungen. Neben der Tatsache, daß den 
Studenten plötzlich vom Rektor Hindernisse für 
diese Informationsveranstaltungen in den Weg 
gelegt wurden, war ebenfalls im Winterseme-
ster 1965/66 neu, daß in der Stadt von nicht-
studentischen Urhebern eine Kampagne für 
die Vietnam-’Politik’ der USA gestartet wurde, 
nämlich von den Berliner Zeitungsverlegern. 
Dies, sowie die Kampagne gegen eine Silve-
sterveranstaltung der Konzert-Agentur Biesold 
und gegen den Kabarettisten W. Neuss (worin 
auch Berliner Parteien verstrickt waren) stell-
te eine Radikalisierung der außeruniversitären 
Berliner Öffentlichkeit dar, angesichts derer es 
nicht verwundert, wenn sich Teile der Studen-
tenschaft die Frage stellten, ob ihr politisches 
Engagement künftig auf die Universität be-
schränkt bleiben dürfe.

Am 28.1.1966 explodierte im Treppenhaus 
des Studentenhauses am Steinplatz während 
einer Informationsveranstaltung zum Vietnam-
Krieg eine Bombe. Der größte Teil der Berliner 
Presse verharmloste diesen Anschlag und ging 

stattdessen mit der Informationsveranstaltung 
ins Gericht sowie mit der anschließenden nicht 
angemeldeten Demonstration, die nach dem 
Anschlag nur zu verständlich erscheint. Die 
Kriminalpolizei vermochte diesen Anschlag so 
wenig aufzudecken wie etwa die Haustürbrän-
de bei Grass, Vogel, Goldschmidt und anderen 
Bürgern. Eine Veranstaltung zum Vietnam-
Krieg am 31.1.1966 im Henry-Ford-Bau der 
FU wurde gleichfalls durch die Ankündigung 
eines Sprengstoffanschlags bedroht und hät-
te deswegen fast abgesagt werden müssen. 
Auch wenn nicht unerwähnt bleiben darf, daß 
der Senat Brandt die schlimmsten Auswüch-
se dieser zum Teil schon manifest werdende 
Kampagne gegen die Studenten und andere 
Bürger verurteilte, so kann doch nicht über-
sehen werden, daß diese Appelle deswegen 
unwirksam blieben, weil die SPD und ihr Senat 
selbst es nicht wagten, den oppositionellen 
Studenten prinzipiell den Schutz ihres Rechts 
auf Opposition innerhalb des rechtsstaatlichen 
Rahmens zuzusichern. Die Rolle des Springer-
Konzerns, der einen permanenten Druck auf 
den Senat ausübte, wird hier nicht näher ana-
lysiert. Jedenfalls zeigen die Erklärungen der 
SPD vom 16.6.65 und zur Vietnam-Unterschrift 
der AStA-Vorsitzenden Lefèvre und Damerow, 
daß die SPD in sich selbst uneinig war, ob sie 
politischen Artikulationen, die die Grundlinie 
des politischen Konzepts der drei Parteien und 
der Mehrheit der Bevölkerung und Presse ver-
lassen, in Berlin gleiche demokratische Rechte 
zugestehen könne oder nicht. So wenig man 
den inneruniversitären Politisierungsprozeß des 
Sommersemesters 1965 und des Winterseme-
sters 65/66 als demokratiefeindlich bezeichnen 
könnte, so sehr konnte man die städtische Re-
aktion als undemokratisch bezeichnen, die da-
durch ausgelöst wurde.

Diese Reaktion war die erste Gestalt der städ-
tischen Dimension des universitären Politisie-
rungsprozesses, keineswegs aber von studen-
tischen Aktionen in dieser Stadt. Die Tschom-
be-Demonstration von Dezember 1964 und 
die Südafrika-Demonstration von März 1965 
waren Ereignisse, die jeweils nur unmittelbar 
eine vergleichsweise harmlose Reaktion der 
Presse zur Folge hatten. Erst die kampagne-
mäßige Reaktion der Berliner Öffentlichkeit auf 
die inneruniversitären Auseinandersetzungen 
des Sommersemesters 1965 zeigte das neue 
Niveau, in dem Studenten zu Recht einen Ra-
dikalisierungsprozeß der Berliner Öffentlichkeit 
erblicken konnten. [. . .]

Der Anfang dieser Phase war vor allem durch 
zwei Schritte des Berliner Senats bzw. des Ab-
geordnetenhauses gekennzeichnet: 
1) durch die äußerst problematische Dekla-
ration der City zur Bannmeile, was einer Ein-
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schränkung der Demonstrationsfreiheit gleich-
kam, und

2) der Verweigerung der Beitragserhöhung für 
den FU-AStA-Haushalt bzw. später der illegi-
timen Koppelung dieser Beitragserhöhung mit 
einer Beitragserhöhung für das Studenten-
werk. Mit dieser schrittweisen Einschränkung 
des Raums, in dem sich Studenten politisch 
artikulieren können, stellte sich für die Studen-
ten das Legalitätsproblem vollständig neu, da 
die legalisierte Exekutive mit dieser Einschrän-
kungspraxis zunehmend illegitime Gewalt aus-
übte. Als dann am 10.12.66 die Polizeiführung 
für eine Vietnam-Demonstration nur eine men-
schenleere Route anbot, waren die Studenten 
durch diese städtische Politik vor die Entschei-
dung gestellt, diese Auflage zu ignorieren oder 
aber auf die Wirksamkeit ihrer Demonstration 
zu verzichten. Es scheint offenkundig, daß die 
Demonstration diese Auflage schon deswegen 
mißachten mußte, um dieser illegitimen Maß-
nahme nicht noch durch Befolgung den An-
schein von Rechtmäßigkeit zu geben.

Zum “Terror einer Minderheit” 

[. . .] Anfang Dezember 66 wichen die Studen-
ten im Verlauf einer genehmigten Demonstra-
tion von der ausgehandelten Route ab. Dieser 
Provokation ging eine Politik der Berliner Exe-
kutive voraus, die Demonstrationen nur noch 
in nahezu menschenleeren Gegenden gestat-
tete. Im November 66 störten Studenten eine 
Diskussion mit dem Rektor; dieser Provokation 
ging eine Politik von Rektor und Akademischem 
Senat voraus, die der Forderung eines Sit-in 
von über 4.000 Studenten nach verbindlichen 
Diskussionen, das heißt nach Diskussionen, 
deren Ergebnisse nicht von der universitären 
Administration ignoriert werden, in der Weise 
Rechnung trug, daß sich der Rektor ein halbes 
Jahr später lediglich  zu einem persönlichen 
Meinungsaustausch über unaktuelle Fragen 
herbeiließ. [. . .] 

Die Ereignisse des Januar und Februar 66 
brachten auch die andere Seite von städti-
schem und universitärem Konflikt zum Vor-
schein: die universitäre Administration reagierte 
auf die verschärfte städtische Kampagne ge-
gen die Studenten ihrerseits mit verschärften 
Restriktionen gegen den politischen Freiraum 
der Studenten, um die politischen Auseinan-
dersetzungen, die nur zu leicht auch die offiziel-
le Universität in Mitleidenschaft ziehen könnte, 
ein für allemal zu beenden. Am 16.2.66 faßte 
der Akademische Senat den Beschluß, politi-
schen Veranstaltungen nicht mehr Räume der 
FU zur Verfügung zu stellen. Dieses Raumver-
gabeverbot, das einen klaren Bruch der Univer-
sitätsordnung darstellte, führte nicht nur zum 

Rücktritt des AStA und des Senatsbeauftragten 
für politische Bildungsarbeit, sondern es brach-
te die Zusammenarbeit sämtlicher politischer 
Studentenverbände vom RCDS und der KSG 
bis hin zum SDS hervor. Auch wenn selbst die 
Berliner Presse diesen Senatsbeschluß kriti-
sierte, konnten doch die Studenten nicht über-
sehen, daß diese Kritik größtenteils taktischer 
Natur war: man kritisierte den allzu eifrigen 
akademischen Helfer der eigenen Repressi-
onsversuche, und zwar dahingehend, daß sein 
Vorgehen die Bekämpfung eher erschwere als 
fördere (vgl. z. B. den Kommentar der Berliner 
Morgenpost vom 18.2.66) [. . .]

Der Protest der Studenten, soweit er von einer 
relevanten Anzahl getragen wurde, war etwa 
bis Anfang 66, bezogen auf außeruniversitäre 
politische Ereignisse, in seinem Anspruch we-
nig mehr als ein Beitrag zum bestehenden Plu-
ralismus politischer Meinungen; und wenn er 
universitäre Angelegenheiten betraf, entstand 
er als Reaktion auf Restriktionsmaßnahmen sei-
tens der Universitätsverwaltung, d. h. wenn die 
Studenten sich in ihren formaldemokratischen 
Rechten der freien Meinungsäußerung be-
schränkt sahen. Der Protest entstand punktu-
ell und verschwand mit der augenscheinlichen 
Aktualität der Ereignisse, weil er von vornherein 
schon als mehr oder weniger konsequenzloses 
Ritual eingestanden war. Doch durch die sich 
häufenden und verschärfenden Maßnahmen 
der Universität entwickelte sich eine latente 
Bereitschaft einer immer größer werdenden 
Anzahl von Studenten, gegen die erkannten 
Mißstände Front zu machen.

Aber noch blieb der Protest in einem den 
Studenten durch die Universität vermittelten 
Selbstverständnis der Trennung von Wissen-
schaft und Politik ihren individuellen Interes-
sen und Zielen äußerlich; Interessen, die sich 
verständlicherweise um den Inhalt eines Studi-
ums, das zur Einübung der technischen Hand-
habung wertfreier Fakten geschrumpft ist, nicht 
mehr kümmern und von Politik, die einzig in der 
Beliebigkeit politischer Meinungen erscheinen 
darf, nicht tangierbar sind. Aufbrechen konnte 
ein derart unpolitisches Bewußtsein erst, als 
sich einerseits die allgemeine Arbeitssituation 
an der Universität verschlechterte.

Für die Studenten entstand daraus eine Ver-
unsicherung ihrer eigenen Zukunftschancen, 
die sich bislang als nur abhängig von den in-
dividuellen Fähigkeiten darstellten; und als 
andererseits die demokratischen Grundrechte 
der Meinungsfreiheit zunehmend beschränkt 
wurden. Gleichgültig, ob diese effektiv wahrge-
nommen wurden, war der abstrakte Konsens 
gerade der sich als liberal und aufgeklärt ver-
stehenden Studenten die Toleranz gegenüber 
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den möglichen politischen Ansichten. Daraus 
folgte weniger ein gemeinsames politisches 
Interesse als ein allgemeines Desinteresse. Die 
Eingriffe der Administration durch Verletzung 
ihrer eigenen Prinzipien - an der Universität wie 
in der  Stadt - bildeten erst die Plattform teil-
weise nur formaldemokratischer Verteidigung 
von politischen Veranstaltungen, die inhaltlich 
keineswegs von allen Protestierenden geteilt 
wurden. Gerade in dieser Zeit entschloß sich 
die akademische Verwaltung zum Verbot al-
ler politischen Veranstaltungen, obwohl jeder-
mann klar war, daß der Anlaß die Vietnam-Ver-
anstaltungen der politischen Verbände war, als 
sich zudem der Vietnam-Krieg nicht mehr als 
bedauerlicher Zwischenfall eines sonst demo-
kratischen Landes abtun ließ. Wenn bislang die 
politischen Implikationen solcher Maßnahmen 
hinter dem Schleier egalitärer Behandlung ver-
deckt blieben, machte sich in diesem Fall die 
Universität durch ihre unangemessene Aktion 
selbst bei den weniger politisch engagierten 
Studenten der Parteinahme verdächtig. 

Genau in dem Punkt läßt sich etwas typisiert 
der subjektive Antrieb der jetzigen Politisierung 
der Studenten lokalisieren, weil in dem Moment 
vielen klar wurde, daß die stets verordnete Un-
parteilichkeit nur dazu dient, die bestehenden 
Machtverhältnisse unangetastet zu lassen.
Ein zentrales Ereignis in diesem Entwicklungs-
prozeß war die Einführung der Zwangsexmatri-
kulation an der Medizinischen und Juristischen 
Fakultät. Erstmals erfolgten hier Maßnahmen 
seitens der Universität, die den Studenten die 
Vernichtung ihrer eigenen Existenz nicht mehr 
länger als theoretische Möglichkeit, sondern als 
reale Gefahr vor Augen hielten. Gefragt wurde 
nach der Notwendigkeit einer solchen Maßnah-
me, die einzig im Rahmen einer umfassenden 
Stu-dienreform überhaupt zur Diskussion hätte 
gestellt werden können. Nicht zuletzt ihre Wi-
dersprüchlichkeit zu den bestehenden Studien-
bedingungen machte ihr Ziel, blinde Disziplinie-
rung und Anpassung der Studenten, zuschan-
den, weil es für jedermann zu offenbar keiner 
anderen Rationalität entspringen konnte.

Anmerkungen

(1) s. Fijalkowski, Berlin, “Hauptstadtanspruch und Westintegration”, Köln und 
Opladen, 1967 

(2) Es ist erstaunlich, wie Kotowski als Mitgründer der FU in seiner Darstellung 
der Gründungsgeschichte sich nur auf die äußeren Ereignisse beschränkt und 
wie er somit die inneren Impulse der Gründer selbst, die sich dokumentarisch 
belegen lassen, vernachlässigt. Die Gründung dürfte somit in ihrer hochschul-
politischen Bedeutung verharmlost sein.

(3) Ulf  Kadritzke, “Das Selbstverständnis der Freien Universität”, in Universität 
und Demokratie, Universitätstage 1967, S.40/41

(4) Zitat bei Nitsch, Gerhardt, Offe, Preuß, “Die Hochschule in der Demokratie”, 
Neuwied 1965, S. 53 

(5) “Die Hochschule in der Demokratie”, S. 206

(6) Kotowski, op.cit. S. 25 

(7) Die ersten heftigen Auseinandersetzungen an der FU gab es, als ein Pro-
fessor sich die Berufung durch falsches Ausfüllen der Fragebogen über seine 
Vergangenheit erschlichen hatte.
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die frauen im sds oder 
in eigener sache

Ulrike Marie Meinhof

1968

Daß Tomaten und Eier sehr gut geeignet sind, 
Öffentlichkeit herzustellen, wo andernfalls die 
Sache totgeschwiegen worden wäre, ist seit 
dem Schahbesuch sattsam bekannt. Als Ver-
stärker von Argumenten haben sie sich schon 
mehrfach als nützlich erwiesen. Aber die Stu-
denten, die da den Schah besudelten, handel-
ten doch nicht in eigener Sache, eher stellver-
tretend für die persischen Bauern, die sich zur 
Zeit nicht wehren können, und die Tomaten 
konnten nur Symbole sein für bessere Wurf-
geschosse. Ob man das für gut hielt, war eine 
Frage des mühsam erworbenen Wissens, der 
eigenen Entscheidung, der selbstgewählten 
Identifikation. Die Welt von CIA und Schah wird 
mit Tomaten nicht verändert, worüber diese 
Leute noch nachdenken könnten, darüber ha-
ben sie schon nachgedacht.

Die Tomaten, die auf der Frankfurter Delegier-
tenkonferenz des SDS geflogen sind, hatten 
keinen Symbolcharakter. Die Männer, deren 
Anzüge (die Frauen wieder reinigen werden) 
bekleckert wurden, sollten gezwungen werden, 
über Sachen nachzudenken, über die sie noch 
nicht nachgedacht haben. Nicht ein Spektakel 
für eine alles verschweigende Presse sollte ver-
anstaltet werden, sondern die waren gemeint, 
die sie an den Kopf gekriegt haben. Und die 
Frauen, die die Tomaten warfen , und die die 
Begründung dazu geliefert hatten, die redeten 
nicht aufgrund entlehnter mühsam vermittel-
ter Erfahrung, die sprachen und handelten, 
indem sie für unzählige Frauen sprachen, für 
sich selbst. Und es scherte sie einen Käse, ob 
das, was sie zu sagen hatten, das ganz große 
theoretische Niveau hatte, das sonst im SDS 
anzutreffen ist, und ob das alles haargenau 
hinhaut und ob auch der Spiegel zustimmen 
würde, wären sie doch erstickt, wenn sie nicht 
geplatzt wären. Ersticken doch täglich Millio-
nen von Frauen an dem, was sie alles herun-
terschlucken, und essen Pillen dagegen, Con-
tergan - wenn sie Pech haben - oder schlagen 
ihre Kinder, werfen mit Kochlöffeln nach ihren 
Ehemännern, motzen und machen vorher die 
Fenster, wenn sie einigermaßen gut erzogen 
sind, zu, damit keiner hört, was alle wissen: daß 
es so, wie es geht, nicht geht.

Der Konflikt, der in Frankfurt nach ich weiß nicht 
wie vielen Jahrzehnten wieder öffentlich ge-

Am 9. Mai 1976 starb Ulrike Meinhof in der Haftanstalt Stuttgart-Stamm-
heim im Alter von 41 Jahren.

Am 18. Mai war die Oberhessische Presse sich nicht zu schade, folgende 
Anzeige abzudrucken:

„Ulrike Meinhof starb an eben der bundesdeutschen Wirklichkeit, für die 
diese Anzeige steht.“
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worden ist - wenn er es so dezidiert überhaupt 
schon jemals war -, ist kein erfundener, keiner, 
zu dem man sich so oder so verhalten kann, 
kein angelesener; den kennt, wer Familie hat, 
auswendig, nur daß hier erstmalig klargestellt 
wurde, daß diese Privatsache keine Privatsa-
che ist.

Der Stern-Redakteur, der die Sache griffig ab-
gefieselt hat - seit Jahren schwele im SDS die 
Auseinandersetzung über die Unterdrückung 
der weiblichen Mitglieder -, hat nur noch nicht 
gemerkt, daß gar nicht nur von der Unterdrük-
kung der Frauen im SDS die Rede war, sondern 
sehr wohl von der Unterdrückung seiner eige-
nen Frau, in seiner eigenen Familie, durch ihn 
selbst. Der konkret-Redakteur, der die Sache 
mit den Tomaten als einen Zwischenfall unter 
anderen auf der Delegiertenkonferenz erlebte, 
und diese Frauen, die ausdrücklich den auto-
ritären Ruf nach dem Gesetzgeber ablehnen, 
als „Frauenrechtlerinnen“ apostrophierte; auch 
der, wenngleich gemeint, hat sich nicht getrof-
fen gefühlt, wohl weil er nicht getroffen wurde. 
Und Reimut Reiches Vorschlag für die Frauen, 
doch einfach den Geschlechtsverkehr zu ver-
weigern, bestätigte Helke Sanders Vorwurf, daß 
die Männer den Konflikt noch ganz verdrängen, 
wollte auch er ihn doch in jene Privatsphäre zu-
rückweisen, aus der er eben erst durch Referat 
mit Tomaten ausgebrochen war.

Diese Frauen aus Berlin in Frankfurt wollen 
nicht mehr mitspielen, da ihnen die ganze Last 
der Erziehung der Kinder zufällt, sie aber keinen 
Einfluß darauf haben, woher, wohin, wozu die 
Kinder erzogen werden. Sie wollen sich nicht 
mehr dafür kränken lassen, daß sie um der 
Kindererziehung willen eine schlechte, gar kei-
ne oder eine abgebrochene Ausbildung haben 
oder ihren Beruf nicht ausüben können, was 
alles seine Spuren hinterläßt, für die sie in der 
Regel selbst verantwortlich gemacht werden. 
Sie haben klargestellt. daß die Unvereinbarkeit 
von Kinderaufzucht und außerhäuslicher Arbeit 
nicht ihr persönliches Versagen ist, sondern die 
Sache der Gesellschaft, die diese Unverein-
barkeit gestiftet hat. Sie haben allerhand klar-
gestellt. Als die Männer darauf nicht eingehen 
wollten, kriegten sie Tomaten an den Kopf. Sie 
haben nicht rumgejammert und sich nicht als 
Opfer dargestellt, die Mitleid beantragen und 

Verständnis und eine Geschirrspülmaschine 
und Papperlapapp. - Sie haben angefangen, 
die Privatsphäre, in der sie hauptsächlich le-
ben, deren Lasten ihre Lasten sind, zu analysie-
ren; sie kamen darauf, daß die Männer in dieser 
Privatsphäre objektiv die Funktionäre der ka-
pitalistischen Gesellschaft zur Unterdrückung 
der Frau sind, auch dann, wenn sie es subjektiv 
nicht sein wollen. Als die Männer darauf nicht 
eingehen konnten, kriegten sie Tomaten an den 
Kopf.

Es kann jetzt nicht das Interesse der Frauen 
sein, daß der SDS sich die Frauenfrage zu ei-
gen macht. Wenn er die Frauen unterstützt, gut, 
aber keine Bevormundung. Die Reaktion der 
Männer auf der Delegierten-Konferenz und die 
auch der immer noch wohlwollenden Berichter-
statter zeigte, daß erst noch ganze Güterzüge 
von Tomaten verfeuert werden müssen, bis da 
etwas dämmert. Die Konsequenz aus Frank-
furt kann nur sein, daß mehr Frauen über ihre 
Probleme nachdenken, sich organisieren, ihre 
Sache aufarbeiten und formulieren lernen und 
dabei von ihren Männern erstmal nichts ande-
res verlangen, als daß sie sie in dieser Sache 
in Ruhe lassen und ihre tomatenverkleckerten 
Hemden mal alleine waschen, vielleicht weil sie 
gerade Aktionsratssitzung zur Befreiung der 
Frau hat. Und er soll die blöden Bemerkungen 
über den komischen Namen des Vereins las-
sen, denn wozu der Verein gut ist, wird sich an 
der Arbeit herausstellen, die er zu leisten im-
stande ist. Daß ihm Berge von notwendiger und 
schwieriger Arbeit bevorstehen, daran besteht 
seit Frankfurt überhaupt kein Zweifel mehr.
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der vergessene grosse  
aufbruch: streik an der fu 76/77 

Kräfte die ohnehin…? Der Öffentlichkeit ihre 
Universitäten? Eine forcierte Handhabung der 
beamtenrechtlich vorgeschriebenen politi-
schen Überprüfung? Hier darf und will sich je-
mand nicht klarer ausdrücken, dem die Felle, 
die man anderen abziehen will, bereits davon-
geschwommen sind.

Am 07.12.1976:
Erklärung des Präsidenten der Freien Universität 
Berlin. Ich ordne für Mittwoch, den 07.12.1976, 
eine Schliessung der Fachbereiche Rechts- 
und Wirtschaftswssenschaften an. (...) Mit der 
Schliessung der Fachbereiche verbinde ich die 
Erwartung, dass der Lehrbetrieb  am Donners-
tag in geregelter Weise wieder aufgenommen 
wird. (...). Aushängen von Türen, Barrikadenbau 
und das Verkleben von Schlössern in der Uni-
versität können nicht die Mittel sein, den Inter-
essen der Studenten bei der Anpassung des 
Berliner Hochschulrechts an das Hochschul-
rahmengesetz gegenüber dem Senat und dem 
Abgeordnetenhaus Geltung zu verschaffen. (....) 
Ich fordere Sie daher eigens dazu auf, ab Don-
nerstag Ihre Lehrveranstaltungen zu besuchen 
und garantiere Ihnen die weitere Aufrechterhal-
tung des Lehrangebotes. Sollten am Donners-
tag neue Behinderungen geschehen, werde ich 
deshalb ab Freitag den geordneten Lehrbetrieb 
notfalls durch POLIZEI(...).
Die Ausschliessung der Studierenden begrün-
det die garantierte Erwartung eines geregelten 
Lehrbetriebes? Erklärt wer? Wem?

Der Streik im Wintersemester 1976/77 war die 
erste grössere studentische Bewegung an der 
FU nach 1968. Die K-Gruppen hatten die Sze-
nerie länger dominiert als die antiautoriätre Re-
volte gedauert hatte. Sie waren am Ende, setz-
ten aber, bezeichnenderweise durch Professo-
ren, den Anlass zum Streik, indem zwei Ger-
manistikprofessoren im Tagesspiegel zur Wahl 
der KPD aufriefen. Zwei weitere Profs der FU 
riefen öffentlich zur Wahl des Westberliner Ab-
legers der SED, der Sozialistischen Einheitspar-
tei Westberlin auf. Diesen vier sollte, wie schon 
anderen zuvor, stante pede der Beruf verboten 
werden. Der AStA war schon seit dem Ausklin-
gen der 68er Revolte verboten. Oder war er nur 
vom Gesetzgeber -auf die professorale Artiku-
lation von Verbotsreflexen hin?- wegreformiert 
worden? Studentische Fachbereichs-Vollver-

Arthur Kritzler

2008

Versehen mit dem hochoffiziellen Wappen der FU Berlin, unter Inan-
schlagbringung von Veritas, Iustita, und Libertas also, ließ Unipräsident 
Lämmert am 06.12.1976 einen Aufruf „an die Studenten der Freien Uni-
versität Berlin“ aushängen und verteilen, der wie eine Todesanzeige, 
allerdings in optimistischem Hellblau, gerahmt war:
„Alle Studenten der Freien Universität fordere ich dringend auf, die Se-
mesterarbeit wieder aufzunehmen. Erschwerte Studienbedingungen, 
ungerechte BaföG-Politik und eine forcierte Handhabung der beam-
tenrechtlich vorgeschriebenen politischen Überprüfung fordern einen 
Appell an die Öffentlichkeit heraus, sich mit der Lage an ihren Univer-
sitäten ernsthafter zu beschäftigen und dort nicht nur Tumulte zu be-
klagen, wo mitverantwortete Notstände herrschen. Anhaltende Arbeits-
verweigerung macht jedoch einen solchen Appell zunichte und gibt nur 
denjenigen Kräften recht, die das akademische Studium ohnehin weiter 
verkürzen und einengen wollen. (...) „
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sammlungen, denen mangels der rechtlichen 
Existenz von Organen der Studierendenschaft 
von professoraler Seite der Einwand der Illega-
lität entgegengehalten wurde, beschlossen ab 
Mitte November 1976 den Streik. Auf diesen 
Vollversammlungen und mit dem anschlies-
senden Streik konstituierte sich mit den Spontis 
der akademische Teil der Alternativbewegung 
in Abgrenzung zum technokratischen Prote-
stantismus der selbsternannten proletarischen 
Avantgardeparteigruppen. Mit den Paradigmen 
der Selbstverwaltung und Selbstbestimmung, 
der Reflexion der eigenen Bedürfnisse im Rah-
men möglichst unvermittelter Kritik von Herr-
schaftsverhältnissen erscheint die antiautoritä-
re Revolte wieder an der Universität. 
Gerade an den weitgehend konservativ ge-
bliebenen Fachbereichen waren in den Seme-
stern vor diesem neuen Aufbruch Sponti-Fach-
schaftsgruppen entstanden, so zum Beispiel 
das „SAK-jur“ (Sozialistisches Arbeitskollektiv 
Jura) und das „FBI“ (Fachbereichsinitiative). 
Im Sommersemster 1976 war aus einem K-
gruppendominierten Unter-Ausschuss des „AK 
gegen Berufsverbote“ ein selbständiger Koor-
dinationsrat der Fachbereichsinitiativen gewor-
den, der „Uni-Ausschuss“.
In der letzten Novemberwoche streikten nicht 
nur alle Fachbereiche der FU, sondern alle 
Westberliner Universitäten. 
Am Jura-Fachbereich hatte auf Vorschlag von 
FBI und SAK-jur eine Fachbereichs-VV von 
etwa 800 Studierenden die Durchführung einer 
Urabstimmung beschlossen, in der mit 1200 zu 
500  Stimmen für den Streik votiert worden war 
(Zahlen laut Prozessgruppe des Unorganisier-
tenplenums, Mai 1977).

Streikinfo (Jura) vom 03.12.1976:
Von der Fachbereichs-VV beschlossene Strei-

forderungen:
- Solidarität mit allen vom Berufsverbot Betrof-

fenen!
- Schluss mit den politischen Überprüfungen!
- Für die Durchführung aller beantragten Pro-

jektgruppen! Bereitstellung von genügend 
Tutoren!

- Für die Einstellung von AG-Leitern und Kor-
rekturassistenten für die Klausurenkurse!

- Für studiengegleitende Arbeitsgemeinschaf-
ten und die Anerkennung kollektiver Hausar-
beiten! (...)

In den Streiktagen fällt der normale Lehrbetrieb 
aus! Das FBI bietet in dieser Zeit mehrere Ver-
anstaltungen an: Berufsverbote vor Gericht, 
geplantes Kraftwerk Oberjägerweg, Auslän-
derrecht, (Staatsschutzstrafrecht), Projektgrup-
pentreffen, Veranstaltung zur Arbeit in Studi-
enkollektiven, Erstsemsterveranstaltungen. 
Während des Streiks werden Filme gezeigt. In 
den stattfindenden Lehrveranstaltungen gibt 
es keine Dogmatikpaukerei, sondern es finden 
Diskussionen zu den anstehenden Problemen 
statt (Streikforderungen). (...) Kommt zur FBI-
Sitzung. Wir tagen täglich! Auch ein heute am 
Fachbereich eingerichteter NoFU-Krisenstab 
wird den Streik nicht verhindern!  

Die Kräfte, die ohnehin am rechten Rand der 
Ideengeschichte des deutschen Konservatis-
mus zu verorten sind, konzentrieren ob solcher 
Ungehörigkeiten nun ihre Gedankenlosigkeit zu 
schärfster Sammlung:

Herr Präsident! Seit dem 7. Dezember um 8 
Uhr 10 werden am Fachbereich 9 die Lehr-
veranstaltungen systematisch gestört. Bei den 
Hörsälen 1, 2, 3 und 211 sind die Türflügel aus-
gehängt worden. Die Türflügel der Hörsäle 1, 2 
und 3 sind außer Haus gebracht worden. (...) 
Der Hörsaal 211 ist in eine Cafeteria umfunktio-
niert worden. Am Donnerstag, dem 9.12., soll 
ab 19 Uhr eine Fete stattfinden. In meiner Lehr-
veranstaltung Grundkurs Zivilrecht IV, Hörsaal 
4405, von 8 bis 9 Uhr 30, bin ich ab 8 Uhr 10 
massiv gestört worden von etwa 30 bis 40 Per-
sonen, die mir überweigend dem Gesicht nach 
bekannt waren. Trotz mehrfacher Abmahnung 
unter dem Hinweis auf universitätsrechtliche 
Konsequenzen störte insbesondere Herr X, 
Matrikel-Nummer. Gleichfalls störten (....). Ich 
bitte, Ordnungs- und Strafverfahren einzulei-
ten.  (07.12.1976)

Die Vorlesung konnte nicht statfinden, da sich 
nur ein einziger Hörer zu dieser Veranstaltung 
einfand. (13.12.1976)
Sie verlangten von mir, dass ich über den 
„Streik“ und die ihm zugrundeliegenden Motive 
(Prüfungsituation, Berufsaussichten, Berufsver-
bote, BaföG) diskutieren sollte. Unter Hinweis 
auf die rechtliche Irrelevanz solcher „Urabstim-
mungen“ lehnte ich dieses Ansinnen ab.
(13.12.1976)
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Das gleiche gilt im Prinzip für eine blonde Dame 
mit mittellangem, glattem Haar, deren Name 
vermutlich Y ist, Matrikel-Nr, Anschrift. Diese 
Dame ist ebenso in zahlreichen anderen Ver-
anstaltungen aktiv störend aufgetreten, wie 
die Kollegen Baumert, Randelzhofer, Schlüter, 
Scholz und Konzen eidlich bestätigen können. 
(...)
Ich bin der Meinung, dass Sanktionen nicht nur 
gegen die in Betracht kommen sollten, die in 
der Vorlesung aktiv stören, sondern vor allem 
gegen die, die auf „Streik-Beschlüsse“ hinwir-
ken und zur Nötigung wie Hausfriedensbruch 
aufrufen. (13.12.1976: das Wort eidlich ist in 
dem Schreiben des im weiteren Verlauf seiner 
Karriere als Präsident der FU Berlin und dann 
als Innensenator tätigen Herrn Rechtsprofessor 
gestrichen und handschriftlich durch vielleicht 
ersetzt).

Noch im Dezember 1976 lag an der FU die 
Zahl der eingeleiteten Ordnungsverfahren mit 
dem Ziel der Relegation der betroffenen Stu-
dierenden schon bei 12, davon 8 am neuen 
Dietmar-Kupke-Institut, dem vormaligem Jura-
Fachbereich, der von den Streikenden nach 
dem fortschrittlichen Frankfurter Richter für 
Mietrecht benannt wurde, der von den durch-
aus personalisierbar darzustellenden Verhält-
nissen in den Selbstmord getrieben worden 
war. Darüberhinaus waren seit dem 04.12.1976 
zwei Studierende in Untersuchungshaft gera-
ten, denen eine Auseinandersetzung mit Ange-
hörigen des Studentenverbanders der militant 
anitkommunistischen Moon-Sekte vorgewur-
fen wurde. Selbstverständlich wurde der ur-
sprünglich befristet gewesene Streik im Januar 
1977 nach weiteren Vollversammlungen und 
Urabstimmungen fortgesetzt. Ab dem zweiten 
Januar-Streiktag begannen rechte Studieren-
de, am Jura-Fachbereich systematisch Fotos 
von den Streikenden zu machen. Zwei Wochen 
später waren sie so streikerfahren, dass es ei-
ner Gruppe von ihnen gelang, in einer Alterna-
tiv-Vorlesung eine Rangelei zu inszenieren und 
zwei Streikende von der Polizei festnehmen 
zu lassen, was zu einer Anklage der beiden 
wegen gemeinschaftlich versuchten Raubes 
am Landgericht Berlin führte. Selbstverständ-
lich ging der Streik auch im Sommersemester 

noch weiter und zielte im Mai, als bereits 27 
Ordnungsverfahren an der FU eingeleitet und 
bereits 8 Relegationen ausgesprochen waren, 
auf die Lehrveranstaltungen derjenigen Profs, 
die die Ordnungsverfahren eingeleitet hatten. 
Viele AktivistInnen des Streiks wurden Objek-
te der  forciert gehandhabten beamtenrecht-
lich vorgesehenen politischen Überprüfung, 
als sie nach erfolgreicher Niederschlagung der 
Ordnungsverfahren und bestandenem ersten 
Staatsexamen für das Referendariat zumindest 
vorübergehend in den Staatsdienst eintreten 
mussten. 

Noch im Sommersemster 1977 beginnen die 
Fachbereichsinitiativen und StreikaktivistInnen 
Diskussionen mit dem Ziel der Gründung eines 
Unabhängigen StudentInnen-Ausschusses, 
UStA. Im Januar 1978 schlägt mit dem Tunix-
Kongress die Geburtsstunde der Alternativ-
bewegung. Der UStA entsteht 1978 und wird 
bald von den sich nun Basisgruppen nennen-
den Fachbereichsinitiativen getragen. Zur Ein-
dämmung und Integration der sich an der Uni 
entfaltenden Alternativen etabliert schliesslich 
der sozialdemokratische Wissenschaftssena-
tor Glotz Anfang der 80er Jahre einen AStA. Da 
haben die sich in den Basisgruppen selbst or-
ganisierenden UStA-Studis der ersten Stunde, 
die zuvor noch die Überführung des Studen-
tenwerks in die Hände der Verfassten Studie-
rendenschaft forderten, schon überwiegend in 
die Stadt begeben, als Hausbesetzer.     

Das schönste Denkmal für eine Freie Universität 
forever haben sich die stets nicht symbolisch 
handelnden Kräfte, die ohnehin gesetzt, indem 
sie bei der Erneuerung der abhanden gekom-
menen Hörsaaltüren auch das Anbringen zu-
sätzlicher Leisten bedachten, die dauerhaft ver-
hinderten, dass jemals wieder eine Tür an ihrem 
Fachbereich ausgehängt werden kann.

PS: Der Autor bedankt sich bei einem Mitglied 
des Legal Teams von Rostock/Heiligendamm 
2007, der ihm den diesem Artikel zugrundelie-
genden Ordner aus seiner Jugend zwei Tage 
vor Redaktionsschluss zur Verfügung stellte.
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fu: von der gruppenuniversität 
zur konkursmasse

Helmut Müller Enbergs 

1988

“Kommste mit zur Demo?” “Nee, ich hab ein Seminar.” Dieser zwar 
selten gewordene, aber noch zu vernehmende Wortwechsel impliziert 
die Pole zwischen politischer Manifestation und Schein-Studium. Die 
Berufsplanung, der Karriereentwurf, forciert durch eiliges Scheine-
sammeln, ist bei vielen, auch bei radikaldemokrati-schen Studenten 
FU-Alltag. Politisches Engagement wurde aus der ‚Freien Universität‘ 
ausgelagert und findet außerhalb der Seminarzeiten statt. Politisches 
Handeln innerhalb der FU wird einfach delegiert. Denn es kostet Zeit 
und bedeutet auch eine Auseinandersetzung mit der ‘übermächtigen’ 
Bürokratie, den diversen Gremien, und darum wird es vorgezogen, 
konstruktive Kritiken an und zu Studienbedingungen, Senat, Dozenten 
und Studenten nicht aktiv umzusetzen. Obwohl wir davon ausgehen 
können, daß unsere Studentengeneration ausgesprochen kritisch und 
politisch ist, gilt dies jedoch offensichtlich nur außerhalb der Universität. 
Nach jahrzehntelangem Ringen scheint es den konservativen Strate-
gen gelungen zu sein, die Universität in ihrem Sinne zu entpolitisieren 
und aufs neue die alten ‘Leitbilder’ zu installieren. Von Turner bis Ra-
dunski, alle ideologische Kombattanten können ihren Blick wesentlich 
entspannter über dieses Schlachtfeld Universität gleiten lassen. Diesen 
Krieg haben sie gewonnen. Die Freie Universität schimmert im Glanz 
der Konkursmasse. Der Mythos der ‘Revolutionszentrale’, von den un-
erschrockenen Dozenten und Studenten, nebelt über dem Areal. Doch 
schon ist es Geschichte. Vergangenheitsbewältiger entdecken ein Ob-
jekt der Historie.

Zuvor mußte jedoch diese Geschichte gemacht 
werden. Nachfolgend interessieren weniger die 
Studierenden und ihre Verbände, deren Kri-
tikpotential durch Akzeptanz des Status quo 
überwogen wurde, als vielmehr jene, die Ma-
terial für Mythen lieferten, der ‘Freien Universi-
tät’ ihr prägnantes Image verschafften und den 
revolutionärsten Gesellschaftsentwurf verwirk-
lichen wollten. Radikaldemokratische Studie-
rende formierten sich in den 60er Jahren im 
SDS, rieben sich an den verknöcherten, muffi-
gen Talarträgern, deren Status zu einer Karika-
tur unterhöhlt worden war. Diese Organisation 
war Impulsschleuder, magnetisches Zentrum, 
dessen Entwurf einer neuen, reformierten Uni-
versität 1969 Wirklichkeit wurde. Was den stu-
dentischen FU -Gründern 1948 versagt blieb, 
die volle, paritätische Mitbestimmung in allen 
Universitätsgremien, vermochte die zu neuen 
Ufern aufbrechende 68er-Generation durch-
zusetzen. Die entsetzten Ordinarien schienen 
paralysiert zu sein. Aber bald erholten sie sich, 
formierten sich und eroberten verlorengegan-
genes Terrain Zug um Zug zurück. Unent-
schuldbarste Verdienste erwarb sich hier als 
auffälligstes Sprachrohr die ‘Notgemeinschaft 
für eine freie Universität’ (NofU). Die Wirkung 
der Studentenrevolte schwappte in alle ge-
sellschaftlichen Bereiche noch lange nach den 
entscheidenden Impulsen nach, als längst der 
SDS seine avantgardistische Funktion verloren 
hatte. Voreilig wurde bereits das ‘Scheitern’ 
deklariert. Real vollzog sich aukzessiv ein Pa-
radigmenwechsel bei  den Revolteuren. ‘Rote 
Zellen’ in allen Fachbereichen bildeten in der 
Umbauphase 1969/70 einen anderen Organi-
sationsausdruck, um die politisierten Studenten 
aufzufangen, als dies der SDS vermochte. Eine 
nachrückende Studentengeneration aus dem 
zweiten Glied vermochte nicht mehr antiauto-
ritär ‘kooptiert’ zu werden, sagte sich vom ‘An-
tiautontarismus’ los und sprang als vormaliger 
Haschrebell in den marxistisch-leninistischen 
Kampfanzug. Dieser strukturell im SDS ange-
legte Übergang vermochte letztmalig nahezu 
die Gesamtheit linker Konzeptionen, von an-
archistischen bis trotzkistischen, von maoisti-
schen bis orthodoxen, von sozialistischen bis 
radikal-demokratischen, zusammenzuhalten. 
Innerhalb weniger Wochen kristallisierten sich 
die diversen Kader aus, die Risse gingen quer 
durch die Beziehungen, Wohngemeinschaf-
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ten, Seminare und Fachbereiche. SEW, SPD 
und FDP vermochten zwar ein reichhaltiges 
Reservoir auszumachen, zu rekrutieren und zu 
kooptieren, jedoch die Mehrheit der Bewegung 
in den ‘Roten Zellen’ verstand sich als zukünf-
tiger Kampfstab gegen ‘Revisionismus’, ‘Re-
formismus’ und ‘Imperialismus’. Es wurde die 
kurze, schmerzliche Ära der K-Gruppen einge-
leitet, die in ihrer Majorität schließlich 1980 die 
Luft aus dem Popanz ‘Vorhut der Arbeiterklas-
se’ rausließen und andere Wege suchten. Sie 
hinterließen tiefe Risse, Wunden, Verletzungen, 
kurz ein Scherbengericht. 

Rote Zellen

Als stärkste Gruppe traten aus den ‘Roten Zel-
len’ maoistische Formationen hervor. Die ‘Rote 
Zelle Germanistik’ vermochte den stärksten Ein-
fluß zu gewinnen, wirkten in ihr doch bekannte 
SDS-Funktionäre. Sie bildete den Grundstock 
der ‘Kommunistischen Partei Deutschlands - 
Aufbauorganisation’ (ugs. KPD-A-Null). Studen-
tenrevolteure wie diese fanden auf der Suche 
nach einem Veränderungsplan dieser Gesell-
schaft nichts anderes als den Marxismus-Leni-
nismus vor, dessen deutschen bzw. Weimarer 
Vertreter sie en detail imitierten: Organisations-
bezeichnungen, Publikationsgestaltung, Ideo-
logie und Sprache, Verhalten und nicht zuletzt 
das Aussehen. Im universitären Bereich sollte 
die Studentenorganisation dieser Partei, der 
‘Kommunistische Studentenverband’ (KSV), 
das Terrain bis Mitte der 70er Jahre bestimmen. 
In der Arbeiterklasse entdeckten sie logischer-
weise die “einzige konsequente revolutionäre 
Klasse, nur unter ihrer Führung kann der Kampf 
bis zur endgültigen Abschaffung jeder Klas-
sengesellschaft geführt werden” (Programm 
1974:35). Die Studenten jedoch “bildeten keine 
eigene K1asse, sondern eine soziale Schicht”, 
der durch “die gegen die Arbeiterklasse ge-
richtete Funktion der kapitalistischen Hoch-
schulausbildung mit mehr oder weniger großen 
Entbehrungen erkaufen muß. Der Klassenge-
gensatz der Studenten zur Arbeiterklasse, die 
Einheitlichkeit der Ausbildungssituationen wer-
den deshalb von solchen Unterschieden nicht 
berührt.” (Rote Pressekorrespondenz 186: 1). 
Der KSV müsse deshalb “mehr und mehr Stu-
denten dem Einfluß der Bourgeoisie . . . entrei-
ßen und sie für die Aufgabe . . . befähigen, die 

ihnen jetzt und während der ganzen Etappe der 
sozialistischen Revolution in Westdeutschland 
und West-Berlin vom Proletariat, dem Führer 
der Volksmassen, gestellt werden.” (RPK Nr. 
118) Dieser militante Studentenverband hatte 
seinen Lebensschwerpunkt nicht mehr in der 
Universität, sondern hatte größere Pläne. Den-
noch war er nur ein marxistisch-leninistischer 
Studentenverband unter vielen und mußte, 
wenn er an der Universität Vorhut sein wollte, 
genügend Zeit dafür investieren, dies den an-
deren zu beweisen. Die Orientierung auf die 
Arbeiterklasse, die Mitarbeit in Betriebsgrup-
pen, die ständige Kampagnenfähigkeit und die 
Einbindung in fortwährende ideologische Dis-
kussionen absorbierten die Kräfte, entzogen sie 
für direkte und intensive Arbeit zu Einzelfragen 
der Universität. Gleichwohl vermochte die Re-
aktion in den maoistischen Kadern, insbeson-
dere dem KSV, den eigentlichen ‘Störenfried’ 
an der ‘Freien Universität’ auszumachen. Die 
andere Front für die konservativen Universitäts-
strategen bildete die sozial-liberale Wende, die 
durch die Hebammentätigkeit der Studenten-
revolteure das Licht der Regierung erblickt hat-
te. Willy Brandt wollte mit der Bildungsreform 
noch vor den Ost-Verträgen ein Meisterstück 
vorlegen: Die Hochschulreform sollte nicht 
nur einen Teil der gesamten Bildungsreform 
stellen, sondern auch deren “Kernstück”. Mit 
dem geschaffenen Instrument der Bundes-
rahmengesetzgebungskompetenz sollte sozi-
al-liberale Reformpolitik demonstriert werden 
(Regierungserklärung 28.10.1969). Nach sechs 
bildungpolitisch zermürbenden Jahren wur-
de 1975 das Hochschulrahmengesetz (HRG), 
welches nach den vielversprechenden ersten 
Anläufen die gesteckten reformerischen Ziele 
kaum mehr einlösen konnte, verabschiedet. 
Bis 1975 wollte der Berliner Wissenschaftsse-
nat jedoch nicht warten. Inhalt des 1969 be-
schlossenen Berliner Universitätsgesetzes war 
die Entstehung der Gruppenuniversität, die Be-
ratungs- und Entscheidungskompetenzen über 
alle Hochschulangelegenheiten lagen somit bei 
allen Mitgliedsgruppen, also auch bei den Stu-
denten. Als kleinstes Selbstverwaltungsorgan 
wurde der Lehrstuhl durch den Fachbereich 
abgelöst. Die Stellung der Ordinarien wurde 
durch die Erweiterung der Gruppe der Hoch-
schullehrer geschwächt. Die Ordinarienuniver-
sität wurde für einige Jahre abgeschafft. Kaum 
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war dies unter maßgeblichem Engagement 
des Wissenschaftssenators Stein umgesetzt, 
wurde mit der Demontage begonnen. Was 
war geschehen? Hatte Stein seine Positionen 
geändert? Stein: “Die Welt hat sich weit nach 
links verschoben, ich bin stehengeblieben, wo 
ich stand.” (Spandauer Volksblatt, 9.4.1974) 
Stein war nämlich ein linker, streitbarer Geist 
innerhalb der SPD. 1959 knallte er sein Partei-
tagsmandat in Godesberg auf den Tisch, als 
klar wurde, daß der Parteivorstand der ‘demo-
kratischen Willensbildung’ etwas nachhalf. Nun 
war Stein in die Mühlen der Reaktion, seiner re-
formunwillig gewordenen Genossen, sowie der 
geifernden NofU, die der Gruppenuniversität 
von Anbeginn an den Kampf angesagt hatte, 
und dem Problemdruck der Universität gera-
ten. Das Löwengebrüll der Reformer schmolz.

Schatten der 68er Reform

Die Universitatsreform 1969 hatte nämlich auch 
das Ziel, die revoltierenden Studenten in die 
Mitverantwortung universitärer Entscheidun-
gen einzubeziehen, sie in das System zu ko-
optieren. Bezahlt wurde dies mit der Aufgabe 
der Verfaßten Studentenschaft, dem AStA und 
des Studentenparlaments. Diese zunächst als 
Erfolg gefeierte Reform zielte auch darauf, das 
politische Potential der Studenten durch Gre-
mienarbeit zu dämpfen, ein politisches Mandat 
zu unterlaufen. Die Reformeuphorie überwand 
kritische Stimmen, die auf diese Kooption hin-
wiesen. Letzthin hatten die Strategen damit die 
Zerschlagung studentischer Organe erreicht 
und konnten nunmehr dazu übergehen, die 
Bedingungen innerhalb der diversen Gremien 
systematisch einzuschränken, die erkämpfte 
Demokratie zu verwässern und zurückzudrän-
gen. Die propagandistische Phalanx bildete 
hierbei die NofU, indem sie neben ‘aufkläreri-
scher’ Literatur eine Wanderausstellung durch-
führte. Motto: “Kommunistische Krawalle und 
Schmierereien sind an der Tagesordnung - Die 
Freie Universität ist in weiten Bereichen kom-
munistisch unterwandert.” (Berliner Morgen-
post, 2.3.1974) Eine umfangreiche Statistik 
wurde veröffentlicht, wonach der Anteil libera-
ler Konzilsmitglieder seit 1969 um 30 Prozent 
zurückgegangen sei, demgegenüber der Anteil 
„linksextremistischer Professoren” um 20,4 Pro-

zent zugenommen habe. (Welt, 13.6.1974) Die 
konservative Kampfpresse versäumte es nicht, 
Sprachrohr der NofU-Krieger zu sein. Der ‘vier-
te Stand’, die Studenten an der ‘Freien Univer-
sität’, wollte sich durchaus nicht als demokrati-
sches Feigenblatt verstanden wissen. Zugleich 
entwickelte sich unter dem Titel Gruppenuniver-
sität ein schwieriges, unübersichtliches und mit 
diversen Mitteln fightendes System von Frak-
tionen, Cliquen und politischen Seilschaften, 
welches gnadenlos Terrain verteidigte und er-
oberte. Partielles Übergewicht hatte ein wech-
selndes Bündnis diverser 1inker Strömungen. 
Der ‘linke’ FU-Präsident Kreibich (1971-1975), 
aufgerieben von den Attacken links und rechts, 
enttäuschte die in ihn gesteckten Erwartungen. 
Von studentischer Seite bildeten Anfang der 
70er Jahre marxistisch-leninistische Positionen 
die ideologische Folie, aufgrund derer die poli-
tischen Stoßrichtungen festgelegt wurden. Vor-
eilig wurden von Studenten die Kampffronten 
zwischen marxistisch-leninistischer und ‘bür-
gerlicher’ Wissenschaft ausgemacht. Das war 
den sozialdemokratischen Reformern zuviel, 
sie intervenierten und kapitulierten damit vor 
der CDU und der NofU.

Berufsverbote

Auf mehreren Ebenen sollte der marxistische 
Einfluß innerhalb der ‘Freien Universität’ aus-
geschaltet werden. Berufsverbote gegen ‘links-
extremistischen Dozenten’ sollten deren Enga-
gement zurückdrängen. Die Formierung des 
HRG hatte, wie bereits erwähnt, jeden Reform-
charakter verloren, es reihte sich in die Front 
der innerstaatlichen Feinderklärung gegen die 
Linke ein. Nahezu übereinstimmend formulier-
ten Wissenschaftssenator Stein und der Ge-
neralsekretär der CDU Baden Württembergs: 
“Im Moment, das muß ich ehrlich sagen, sehe 
ich keine Gefahr von rechts.” (Spiegel, 14.2.72; 
Heidelberger Tagblatt, 5.2.72) Die Repression 
richtete sich gegen linke Verlage, Linke in Funk 
und Fernsehen, linke Zeitungen, Verschärfung 
des Haftrechts, Aufrüstung von Polizei und 
Bundesgrenzschutz, Einschränkung von Rech-
ten bei Arbeit und in der Fabrik und nicht zu-
letzt wurden Berufsverbote dafür eingesetzt. 
Berufsverbote sind Symptom einer Gegenre-
form, ein Versuch, Emanzipation und Aufklä-
rung zu unterdrücken. Sie bringen, nach U. K. 
Preuß “praktisch von einem Tag zum anderen, 
ohne Konsultation, ohne Diskussion, ohne Ein-
schaltung eines Justizverfahrens, ganze Bevöl-
kerungsgruppen . . . um ihr Eigentum, nämlich 
die Qualifikation der wissenschaftlichen Aus-
bildung.” (Brückner/Krovoza 1976:13). Diese 
“soziale Ausbürgerung bestimmter Gruppen” 
empfahl Prof. Alexander Schwan der Wirtschaft 
in der ‘Welt’. Demnach könne man weder von 
der Industrie noch von anderen Institutionen 
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verlangen, auf Absolventen der Berliner Uni-
versitäten zurückzugreifen (12.1.72). Eine Rei-
he von linken Assistenten sollte an der ‘Freien 
Universität‘ unter den Hammer kommen. Die 
Berufung E. Mandels auf einen Lehrstuhl wur-
de abgelehnt, weil er Marxist sei und befürch-
tet wurde, er verlege die trotzkistische Zentrale 
nach West-Berlin. Er wurde somit zum zweiten 
Mal politisch verfolgt, beim ersten Mal waren es 
deutsche Faschisten. Wolfgang Lefévre wur-
de eine Assistentenstelle am Philosophischen 
Seminar an der ‘Freien Universität’ verweigert. 
Stein warf ihm vor, er habe in der maoistischen 
‘Proletarischen Linken/Parteiinitiaive’ (ugs. Pli-
pi), einer der sozialrevolutionären Gruppen An-
fang der 70er Jahre, die auf die Betriebsarbeit 
orientierte, sich für eine “proletarische Revolu-
tion” ausgesprochen. Mit dieser Begründung 
hatten seinerzeit fast alle linke, Marxisten und 
Sozialisten von der ‘Freien Universität’ entfernt 
werden können. 

Gegenoffensive

In diesem Kontext muß die Universitätsnovel-
le von 1974 gesehen werden. Die 74er Novelle 
stellte bereits den zweiten - noch schärferen 
- Angriff dar, deren erster am massiven Wi-
derstand aller Universitätsgruppen, mit Aus-
nahme der ideologischen Wasserträger und 
Kombattanten der NofU, gescheitert war. Die 
Ordinarien waren jedoch schon längst zur Of-
fensive übergegangen. Mit einer Verfassungs-
beschwerde bewirkten sie eine wesentliche 
Aushöhlung der Gruppenuniversität. Die Pro-
fessoren sahen nämlich in der paritätischen 
Mitbestimmung einen Verstoß gegen Art. 5, 
Abs. 3 des Grundgesetzes, die Wissenschafts-
freiheit betreffend. Das Bundesverfassungs-
gericht leitete im ‘Mitbestimmungsurteil’ 1973 
folgende Entscheidung ab: Homogenität der 
Hochschullehrergruppe, maßgeblicher Einfluß 
der Hochschullehrer mit mindestens der Hälfte 
der Stimmen bei Entscheidungen, die die Lehre 
unmittelbar betreffen; den ausschlaggebenden 
Einfluß mit mehr als der Hälfte der Stimmen der 
Hochschullehrer bei Forschungs- und Beru-
fungsentscheidungen und den Ausschluß einer 
undifferenzierten Beteiligung der nichtwissen-
schaftlichen Bediensteten bei Entscheidungen 
über Fragen der Forschung und Lehre.

Der Berliner Wissenschaftssenat beeilte sich 
mit der Umsetzung dieses Urteils. Damit war 
die Mitbestimmung der Studenten einge-
schränkt, vermochten sie doch nur noch Be-
schlüsse durchzusetzen, wenn es ihnen ge-
lang, einige Professoren dafür zu begeistern. 
Darüber hinaus versuchte Stein, strukturell das 
Lenkrad herumzureißen, und zwar durch den 
Abbau demokratischer Mitbestimmung und 
Entfaltungsmöglichkeit der anderen Dienstkräf-

te, Studenten und Assistenten, die Verstärkung 
des lnstrumentariums der Staatsaufsicht und 
Machtverlagerung auf die staatliche Bürokratie, 
die Entmündigung der Universität in Studienre-
formangelegenheiten und die direkten staatli-
chen Eingriffe in den Wissenschaftsprozeß so-
wie die Förderung von Verselbständigungsten-
denzen in der Medizin durch Sonderregelungen 
und Preisgabe der Integration von Forschung, 
Lehre und Krankenversorgung als Grundlage 
der Universitätsmedizin.

Trotz heftigster Kritik hielt die SPD an diesem 
Entwurf der Novelle fest. Lediglich die NofU 
klatschte noch nicht ganz zufrieden Beifall und 
schürte die Auseinandersetzungen weiter an. 
Das Gründungsmitglied der NofU, Prof. Knau-
er, verließ unter großzügiger medialer Bericht-
erstattung die ‘Freie Universität’, weil sie “zur 
Persiflage einer Universität geworden ist und 
die Grundlage unserer beruflichen Tätigkeit 
zerstört hat.” (Welt, 4.5.1974) Zu all dem setz-
te der Wissenschaftssenator noch eins drauf: 
Bei Wahlen zu universitären Gremien sollte ein 
Quorum eingeführt werden, angeblich, um eine 
höhere Wahlbeteiligung zu sichern. Das Quo-
rum, d. h. die Minderung der Sitze einer Grup-
pe bei zu geringer Wahlbeteiligung, sollte so 
aussehen: Bei einer Beteiligung von 50 Prozent 
bekommen alle Gruppen die im Gesetz vorge-
sehene Zahl der Sitze in den Gremien. Sind in 
einer Gruppe nur zwischen 30 und 50 Prozent 
zu den Urnen gegangen, erhält die Gruppe ein 
Viertel weniger an Sitzen, bei einer Wahlbeteili-
gung unter 30 Prozent wird noch ein weiteres 
Viertel abgezogen. Es war klar, wen das tref-
fen würde: die Studenten. An diesem Referen-
tenentwurf zur Novelle wird deutlich, daß man 
zunächst die revoltierenden Studenten in das 
System kooptierte und dann die Partizipations-
möglichkeiten einzuschränken versuchte.

Streiks und Vollversammlungen signalisierten 
den Widerstand. Wolfgang Lefèvre formulier-
te auf einer Vollversammlung eine Abwehr-
strategie: Die SPD versuche, die Novelle vor 
dem Wahlkampf abzuschließen. Darum sei zu 
verdeutlichen, daß das Durchpeitschen der 
Novelle zu schweren Konflikten mit den Hoch-
schulangehörigen in der Wahlkampfzeit führen 
werde. Die geplanten Aktionen sollten zeigen, 
daß an den Hochschulen ein Widerstandspo-
tential vorhanden sei, das auch über die Se-
mesterferien nicht erlahme. Eine Verschiebung 
der Novelle auf die nächste Legislaturperiode 
mit einer voraussichtlichen Mitbestimmung der 
FDP über die Novellierungsinhalte werde als 
erreichbares Ziel verstanden. Prof. Schubenz 
wies auf die “Zerschlagung der Demokratisie-
rung der Hochschulen” hin und Prof. Holzkamp 
sah darin den Versuch, den Marxismus an den 
Universitäten zu unterdrücken. Die Strategie 
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Lefèvres artikulierte am ehesten die Intentionen 
der Studenten.

Dies signalisierte auch, daß die studentischen 
K-Gruppen an der ‘Freien Universität’ abge-
wirtschaftet hatten und für einige Zeit die SEW-
nahe ADS die Initiative übernahm. Diese, von 
den K-Gruppen zu den ‘Revisionisten’ gezählte 
Gruppe, konnte sich vor allem deswegen pro-
filieren, weil sie sich als dienstleistungs-politi-
sche, realistische Gruppe von den sektiereri-
schen K-Gruppen abheben konnte. Der KSV 
erstarrte und isolierte sich von den Studenten 
recht bald, gleichwohl er die kritische Solidari-
tät unterschiedlichster Kreise gegen das beab-
sichtigte Verbot des KSV erhielt. Die nachrük-
kenden Studentengenerationen konnten und 
wollten nicht mehr am Maoismus anknüpfen, 
sie lehnten Kadergehorsam, Pathos und Sek-
tiererei der K-Gruppen ab. Das Erlahmen der 
Reformeuphorie, der Vorabend des ‘deutschen 
Herbstes’ und der überschrittene Höhepunkt 
der marxistisch-leninistischen Phase 1973/74 
deuteten bereits eine neue politische Studen-
tengeneration mit anderen Schwerpunkten und 
Inhalten an, kurz ‘Spontis’ genannt. Der KSV 
sah in der Novelle 1974 nur eine Kampagne 
von vielen, ihr Aktionsfeld war bereits Partei 
und Wahlkampf für das Abgeordnetenhaus 
in West-Berlin. Der Abzug universitärer Kader 
bedeutete die Aufgabe eines ‘revolutionären’ 
Subjekts an der ‘Freien Universität’, die Trauer 
hielt sich in Grenzen.

Obwohl es mit der Stein-Novelle genügend 
Zündstoff für ein heißes Sommersemester 
1974 gab, blieb es, wie die Medien zufrieden 
feststellten, eines der ‘krawallärmsten’ der letz-
ten Jahre (Spandauer Volksblatt, 24.7.1974). 
Nur vereinzelt kam es zu Aktionen gegen die 
Novelle, bei der Protestdemonstration nahmen 
lediglich 8.000 teil. Lediglich vom Fachbereich 
Philosophie und Sozialwissenschaften wurde 
intensiver Widerstand gegen die Hochschul-
politik des Senats geleistet. Dies steht auch im 
Einklang mit der politischen Verteilung in den 
Gremien. Bei den Neuwahlen zum Konzil und 
den Fachbereichsräten setzte sich ein ‘Mitte-
Rechts’-Bündnis durch. Auf solch einem Bünd-
nis lag die Option der SPD-Fraktion, die somit 
der Entdemokratisierung der ‘Freien Universi-

tät’ Vorschub leistete. In dieser Konstellation 
konnte sich die FDP als Bewahrer der Errun-
genschaften von 1969 darstellen und mit einer 
Regierungsbeteiligung bei den Abgeordneten-
hauswahlen 1975 rechnen. Nach der Sommer-
pause wurde zwar das Quorum und die Tuto-
renregelung fallen gelassen, eine Entschärfung 
war das jedoch nicht. Dem Widerstand gegen 
diese Novelle hatten sich von studentischer 
Seite andere Themen übergeordnet. So richte-
te sich eine verbotene Demonstration im No-
vember 1974 eher gegen die Isolierung, gegen 
die Berliner Gesetze zum Volksentscheid und 
nur zweitrangig gegen die Novelle. Andere The-
men dominierten die Debatten: Tod von Holger 
Meins, RAF, Kampf gegen Isolationshaft. Da-
mit hatte der studentische Widerstand mehrere 
Fragen zugleich aufgegriffen und seine einheit-
liche Stoßkraft gegen die Novelle geschwächt. 
Die Strategie, auf die Wahlen hin zu orientieren, 
ging nicht auf, die Novelle wurde vorher ver-
abschiedet. Die Integrationskräfte auf die Stu-
denten in den Gremien verloren zunehmend 
an Bindungskraft. Erste Initiativen wurden zur 
Bildung eines ‘Unabhängigen AStAs’, eben 
UStA, gebildet, um ein wirkungsvolles Organ 
gegen die Restauration der ‘Freien Universität’ 
zu bilden.

Die deutlichsten Signale des Vorabends des 
‘Deutschen Herbstes’ waren der Tod Ulrich 
Schmückers, Günther von Drenckmanns, die 
Entführung Peter Lorenz’ und die Freilassung 
von fünf politisch Inhaftierten, die Besetzung der 
Stockholmer Botschaft und der OPEC-Zentrale 
in Wien und der Tod Ulrike Meinhofs. Eckpunk-
te einer militanten Strategie, die das innenpoli-
tische Klima verschärften. Die Verstärkung der 
Instanzen, politische Kontrolle, Schaffung neuer 
Kompetenzen in Ermittlungsverfahren, Zurück-
weisungskompetenz der Staatsanwaltschaft 
gegenüber Verteidigern, die Vorverlagerung 
der Strafbar-keitszonen, Kontaktsperregesetz, 
Verminderung von Beschuldigten und Vertei-
digungsrechten, Verbot der Mehrfachverteidi-
gung und Beschränkung der Höchstzahl der 
Verteidiger, Verteidigerausschluß, Einschrän-
kung des freien Verteidigerverkehrs, Änderung 
des Beweismittelrechts, Verschlechterung der 
Prozeßstellung der Angeklagten und Erschwe-
rung der Richterablehnung sind Elemente einer 
legislativen Strategie, mit der Erscheinung des 
Terrorismus umzugehen.

Spontanität

Als Reflex auf die K-Gruppen entstanden Mitte 
der 70er Jahre die undogmatischen Gruppen, 
die sich gegen marxistisch-leninistische Kon-
zeptionen wandten, für Autonomie, Selbstor-
ganisation und Spontanität in Gefühl und Ak-
tion eintraten. Phantasie, Witz, Lust und Spaß 
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gehörten dazu. Diese Basisgruppen nahmen 
den subversiven Impetus des SDS wieder auf 
und aktualisierten ihn: “Unsere Motive, in po-
litischen Gruppen mitzuarbeiten, lassen sich 
nun einmal nicht auf politische Ergebnisse und 
Engagement reduzieren. Dabei spielt nämlich 
auch immer unser Bedürfnis nach Zusammen-
sein mit anderen, nach Geborgenheit, Liebe und 
Angstlosigkeit mit.” (Konsequer, UStA-Zeitung, 
1978:3). Die Themen beziehen sich auf Hoch-
schule, Anti-AKW, Antirepression, auf Frauen, 
Ökologie, Jugendzentren, Landkommunen, 
Trikont,  Netzwerke und Alternativpresse. Ih-
ren Höhepunkt erreichten die Spontis, wie sie 
genannt wurden, 1979. Zuvor jedoch fand mit 
6.000 Teilnehmern der ‘Nationale Widerstands-
kongreß: Reise nach TUNIX’ statt, wo andere 
Ideen für ein Konzept entwickelt werden soll-
ten, mit der an anarchistische Positionen des 
‘hier und jetzt’ anklingenden “Wir wollen alles 
und wollen es jetzt!”

Glotzen

Im Rahmen einer verstärkten innerstaatli-
chen Repression und eines Protestpotentials 
der Spontis muß die Umsetzung des HRG in 
West-Berlin gesehen werden. Mit dem Wis-
senschaftssenator Glotz wurde ein politischer 
Beamter installiert, zu dessen Instrumentarium 
Öffentlichkeitsarbeit, Diskussionen und Ge-
sprächsbereitschaft ebenso gehört wie intel-
lektuelles Flair und trotz signalisierter Liberali-
tät die Bereitschaft, nicht einen Zoll hinter dem 
Geforderten zurückzubleiben. Nachdem der 
Regierende Bürgermeister Stobbe schon nicht 
umhin gekommen war, Glotz nach West-Berlin 
zu holen, wurde die public-relation-Maschine 
Anfang Juni 1977 angeworfen, die mediale Ein-
stimmung begann. Im Spiegel äußerte Glotz: 
“Im Jahr 1977 stehen die deutschen Hoch-
schulen im Zeichen der Offensive eines neuen 
Konservatismus; die Reformpartei ist zerrissen 
und zerquält, die Courage ist abgekauft. Linke 
Studenten wehren sich gemeinsam mit rechtsli-
beralen Professoren gegen Regelstudienzeiten 
und die volle Ausschöpfung der Hochschulka-
pazitäten. Gedankenverloren memoriert die 
akademische Linke die Forderungen, die nicht 
durchgesetzt werden: Die Debatte dreht sich 
um Paritäten, um das politische Mandat der 
Studentenschaft, um Ordnungsrecht. Daß die 
Bildungsreform trotz vieler Fehlschläge weiter-
gegangen ist und jetzt in eine zweite Phase ein-
tritt, in der die sozialen Folgen der eingeleiteten 
Expansion bewältigt werden müssen, wird nicht 
einmal reflektiert. Derweil kommen die Konser-
vativen zur Sache. (...) Wann begreift die Linke 
diesen neuen Frontverlauf.” (20.6.1977)
Peter Glotz hatte die schwierige Aufgabe, in 
einem erhitzten innenpolitischen Klima mit zu 
dem Zeitpunkt einer Million Arbeitslosen in der 

Bundesrepublik, Lohnsenkung, Renten und 
Steuerpolitik, Bespitzelung, Polizeischüssen 
und Berufsverboten eine politische Studenten-
schaft zu integrieren, wo zugleich die Integra-
tionsmechanismen der 69er Reform ihre Bin-
dung verloren hatten.

Spontis hatten bereits einen Unabhängigen 
AStA aufgebaut, der basisdemokratische Prin-
zipien wie auch das politische Mandat forderte. 
Ordnungsrecht, Verfaßte Studentenschaft ohne 
politisches Mandat, Potenzierung der Staats-
aufsicht und die Ausrichtung von Wissenschaft 
und Lehre auf den Rechtsstaat waren dagegen 
die  Ziele, die in einen Referentenentwurf ge-
gossen am 6.9.1977 der Öffentlichkeit vorge-
stellt wurden.

Worum ging es? Bereits im Mai 1977 wurden 
Vorarbeiten zu einem Anpassungsgesetz an 
das HRG publik. Demnach war die Neuord-
nung der Berliner Hochschulen zu zwei oder 
drei Gesamthochschulen um ‘Freie’ und techni-
sche Universität geplant. Angepeilt wurden in-
tegrierte Gesamtschulen. Zweiter Schwerpunkt 
bei den Änderungen lag auf der Studienreform, 
die die Entwicklung der integrierten Gesamt-
hochschulen berücksichtigen sollte. In anderen 
Studiengängen sollte der Spielraum des HRG 
genutzt werden, der besagte, daß Hochschul-
vertreter mehr als die Hälfte der Stimmen ein-
nehmen könnten.

Eine spezielle Berliner Variante wurde in einem 
Thesenpapier von SPD-FDP fixiert. Zwingen-
des Bundesrecht war zunächst, daß in allen 
Gremien, die unmittelbar über Forschung, Leh-
re und Berufungen entschieden, die Professo-
ren der absoluten Mehrheit der Stimmen aller 
Gremienmitglieder bedurften, sondern darüber 
hinaus auch noch der Mehrheit der dem Gremi-
um angehörenden Professoren. In West-Berlin 
wollte man die absolute Mehrheit für die Profes-
soren an der unteren Grenze halten. Die Paritä-
ten in den Gremien der Fachbereichsräte und 
des Akademischen Senats, die bisher bei der 
Behandlung von allgemeinen Fragen so kon-
stituiert waren, daß die Dienstkräfte, Assisten-
ten und Studenten zusammen die Professoren 
knapp überstimmen konnten, mußten nach 
dem HRG geändert werden. Bei der Setzung 
von Mindestanforderungen bei der Schein-
vergabe hatte der Akademische Senat bereits 
Beschlüsse gefaßt und damit über seine Kom-
petenz hinaus gehandelt. Der Konflikt, wonach 
der Akademische Senat in die Fachbreiche 
hinein entscheidet, war somit vorprogrammiert. 
Künftig sollte der Akademische Senat auch bei 
der Berufungsentscheidung mitwirken. Bei der 
starken Stellung der Hochschullehrer im Aka-
demischen Senat würde diese Kompetenzer-
weiterung von den Konservativen genutzt wer-
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den, um radikaldemokratische Alternativen bei 
Berufungsvorschlägen nicht mehr zum Tragen 
kommen zu lassen. Dies brachte zwangsläufig 
die Minimierung des Fachbereichseinflusses.

Die Stellung der Fachbereichsvorsitzenden soll-
te dagegen ausgebaut werden. Die eigentliche 
Entscheidung über die Einstellung, Entlassung 
oder Weiterbeschäftigung des Personals sollte 
nach wie vor bei der mehrheitlich mit Staats-
vertretern besetzten Personalkommis-sion des 
Kuratoriums liegen. “Im übrigen soll der Umfang 
der Staatsaufsicht unverändert bleiben. Das gilt 
auch für die Kuratorien und ihre Kommissio-
nen.” Die Tendenz, die Staatsaufsicht zu ver-
stärken, war ohnehin im HRG angelegt: In der 
Fachaufsicht des Senators über Zulassungs-
zahlen und Ausbildungskapazitäten; in der 
Verdeutlichung, daß die Hochschulen zugleich 
staatliche Einrichtungen sind und daher bei der 
Personalverwaltung der Wirtschaftsverwaltung 
und Haushalts- und Finanzverwaltung sowie in 
der Krankenversicherung Staat und Hochschu-
le zusammenwirken mußten. Dies sollte nach 
wie vor überwiegend in den Kuratorien gesche-
hen, die wie bisher paritätisch aus Hochschul- 
und Staatsvertretern zusammengesetzt waren. 
Obwohl die Kuratorialverfassung als Alternative 
von den unionsregierten Ländern im HRG ge-
strichen wurde, beabsichtigte der Senat, an der 
Kuratorialverfassung festzuhalten. Er wollte die 
Kuratorien nicht, obwohl auch in diesem Gre-
mium Fragen von Forschung, Lehre und Beru-
fungen mitentschieden wurden, in der Parität 
zugunsten der Professoren verändern, wie es 
von den Konservativen gefordert worden war. 
Die Erhöhung der staatlichen Eingriffsmög-
lichkeiten lag weiterhin darin, daß bei Rechts-
vorschriften, die von den Hochschulen zur 
Bestätigung vorgelegt werden müssen, eine 
Außerkraftsetzung stattfinden sollte. Dies sollte 
so lange gelten, bis die Hochschulen die vom 
Senator gewünschten Änderungen getroffen 
hätten. Gelten sollte diese Ermächtigung “allge-
mein nur für den Bereich der Studien- und Prü-
fungsordnungen und im übrigen nur insoweit (. 
. .), als die Hochschulen im Einzelfall trotz der 
dringenden Notwendigkeit einer Regelung hier-
zu nicht in der Lage sind.” Das Ordnungsrecht 
des HRG sollte in West-Berlin differenzierter 
geregelt werden. Eine Exmatrikulation für vier 

Semester von Studenten, die zur Gewalt auf-
rufen, sie anwenden oder damit drohen, sah 
das HRG vor. In West-Berlin sollten diese ab-
solutistischen Maßnahmen durch abgestufte 
Verfügungen, die von Verwarnungen über den 
schriftlichen Verweis bis zu dem Ausschluß von 
einzelnen Lehrveranstaltungen reichen, nach 
unten ergänzt werden. Ob es in West-Berlin zur 
Wiedereinführung einer verfaßten Studenten-
schaft kommen würde, war zu dem Zeitpunkt 
noch offen. (Tagesspiegel, 1.5.1977). 

Soweit die Kampfansage, das Ergebnis ei-
ner dreißigjährigen Reformbewegung, die erst 
durch den revolutionären Impetus der Studen-
tenbewegung und ökonomischer Interessen in 
Fahrt kam, sich im Gestrüpp der Bürokratien 
und konservativer Interessen verfing und letzt-
hin die Deformation jeglicher Reform war. Willy 
Brandts Anspruch in der Regierungserklärung 
wurde mit diesem Entwurf nicht eingelöst.

Streik

Nachdem bereits im WS 76/77 militante Ausein-
andersetzungen gegen HRG, Disziplinierungen, 
Berufsverbote und Studienbedingungen an der 
‘Freien Universität’ gelaufen waren, mußte nach 
diesen Erfahrungen damit gerechnet werden, 
daß die Aktivitäten wegen des Anpassungsge-
setzes noch erhöht werden würden. In den drei 
größten West-Berliner Hochschulen fanden 
Versammlungen zur Vorbereitung eines Streiks 
gegen das HRG und den Berliner Anpassungs-
entwurf statt. Die meisten Studenten sprachen 
sich für einen unbefristeten Streik aus, obwohl 
der VDS lediglich bundesweit einen vierzehn-
tägigen Streik inklusive Urabstimmung vor-
sah. Der vorläufige UStA und die Gruppen der 
Trotzkisten und Maoisten orientierten auf eine 
Demonstration. In einer Resolution hieß es, daß 
die Studenten gegen die “kapitalistische Hoch-
schulreform” seien und daher den Referenten-
entwurf und das HRG insgesamt ablehnten, 
ebenso wie die “Anbindung der Wissenschaft 
an die Ideologie des freiheitlich -demokratischen 
Rechtsstaates”. In einem Katalog wird u. a. ein 
AStA mit politischem und imperativem Mandat 
gefordert, die Einstellung aller Ordnungs- und 
Strafverfahren gegen Studenten und die Auf-
lösung der Ordnungsausschüsse. Außerdem 
wandten sie sich gegen eine Kriminalisierung 
der 48 Herausgeber des Buback-Nachrufes 
und gegen Verbotsanträge gegen maoistische 
Organisationen. Allein an diesem Forderungs-
katalog wurde deutlich, daß die Studenten sich 
zugleich gegen die innerstaatliche Repression 
und die Deformierung der Hochschulen richten 
mußten und in beidem einen Zusammenhang 
sahen. Auf Vollversammlungen wurde das 
Streikkonzept vorgestellt. Zunächst wurde bei 
den Mathematischen und Geowissenschaftli-
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chen Fachbereichen gestreikt. An einer Urab-
stimmung an der TFH nahmen 1684 Studenten 
teil, davon stimmten 1207 für Streik wenige 
Tage später wurde an 125 von 170 Hochschu-
len der Bundesrepublik gestreikt. Glotz prote-
stierte schriftlich beim AStA, weil dieser sich 
nicht zu Gesprächen bereit erklärt hatte. Weil 
Studenten der Wirtschaftswissenschaften die 
Hörsäle blockierten, sah sich FU-Präsident 
Lämmert gezwungen, das Gebäude zu schlie-
ßen.  Zugleich wurde ruchbar, daß der Verfas-
sungsschutz Einblick in die Akten des Ord-
nungsausschusses erhalten hatte. Nahezu an 
allen Fachbereichen stand nunmehr der Streik, 
selbst bei den Juristen. Repressionen wurden 
angedeutet: der Vizepräsident der Westdeut-
schen Rektorenkonferenz, Prof. Fippinger, stell-
te “rechtliche Konsequenzen” in Aussicht, wenn 
der Streik weiter geführt werde. Die Senatspar-
teien wollten in nichts nachstehen und waren 
darin übereingekommen, daß Wiederholungen 
von Lehrveranstaltungen wegen des Streikaus-
falls in “keinem Fall in Frage” kommen würden. 
CDU-Boroffka wünschte sich öffentlich Polizei-
einsätze gegen die Studenten, um deren Iden-
tität festzustellen, weil diese “generalstabsmä-
ßig eingesetzte Streikposten” seien. Auf Antrag 
des UStAs bei einer Vollversammlung sollte der 
bereits seit vierzehn Tagen dauernde Streik ein-
gestellt werden, denn es hatte sich gezeigt, daß 
an der massenwirksamen Aktion im WS 76/77 
nicht mehr angeknüpft werden konnte und es 
sinnvoller erschien, im Januar 1978 durch eine 
erneute Mobilisierung größere Wirkung zu erzie-
len. Im Grunde hatte es Glotz verstanden, einen 
Teil der Studenten durch sein öffentliches Auf-
treten, seine Gesprächsbereitschaft auf seine 
Seite zu ziehen. Des weiteren war abzusehen, 
daß die radikaldemokratischen Forderungen 
nach imperativem und politischem Mandat des 
AStA bei Glotz auf taube Ohren stießen. Letzt-
lich wurde die Anpassung an das HRG vollzo-
gen und die Verfaßte Studentenschaft, sowie 
deren Verfügungsgewalt über die finanziellen 
Mittel eingeschränkt und somit die Selbstver-
waltung nicht allein durch sie selbst bestimmt, 
zugestanden.

Abschied von der Universität

Die intensiven Auseinandersetzungen, die Voll-
versammlungen, Demonstrationen und Streiks, 
all dies hat die regressive Anpassungsnovelle 
nicht verhindern können. Die Folge war die Ab-
kehr vieler (radikal-demokratischer) Studenten 
von der Hochschulpolitik und ihre Hinwendung 
zu anderen Bereichen. Die Niederlage im Kampf 
der Studenten gegen das HRG, der Rückzug, 
die Umorientierung war Ausdruck des Schei-
terns radikal-demokratischer Vorstellungen an 
der ‘Freien Universität’, zugleich Flurbereini-
gung, Eintrittskarte für die Konservativen, die 

nunmehr mühelos eine abgewirtschaftete So-
zialdemokratie ablösen konnten. Die Sozialde-
mokratie, die einst als Reformerin des Bildungs-
wesens angetreten war, bildete zugleich auch 
das Beerdigungsinstitut ihrer Reformideen. Ihr 
gelang es noch weniger als Ende der sechziger 
Jahre, die verstaatlichte Großhochschule ‘Freie 
Universität’ auf die gesellschaftlichen Verände-
rungen einzustellen. Aus dem Elfenbeinturm 
wurde durch Novellierungen, Anpassungsrege-
lungen und HRG die Klipp-Schule gezimmert. 
Solch ein Monstrum wie die ‘Freie Universität’ 
muß irgendwann kontraproduktiv werden, die 
ihr gesetzten Fesseln sprengen. Die Verstaatli-
chung der Universität bei einer Entstaatlichung 
der Wirtschaft war politisches Kalkül und hatte 
somit dem Konservatismus die Wende vorweg-
genommen. Konservative Politik des Wissen-
schaftssenators brauchte nur noch diesen Weg 
weiterzugehen, eine ernsthafte studentische 
Opposition, die sich intellektuell und massen-
haft gegen die Verstaatlichung der ‘Freien Uni-
versität’ stemmen würde, hatte sozialdemokra-
tisch verstandene Reformpolitik aufgebraucht.

Und heute?

Vergleichen wir unsere Erwartungen, Hoffnun-
gen und Wünsche mit den Bedingungen, die 
wir an der ‘Freien Universität’ antreffen, müs-
sen wir eine Diskrepanz zur Realität feststellen. 
Dies betrifft nicht allein die Politik des Wissen-
schaftssenators Turner und dessen ‘Macht und 
Pracht’, die Tugendhat so zusammengefaßt 
hat: „Man muß wissen, daß Turner eine Null 
ist und sich nur um sein eigenes Profil küm-
mert. Die Institutionen, denen er vorsteht und 
für die er Sorge zu tragen hat, sind ihm völlig 
gleichgültig.“ (taz, 2.7.1987) Gleichwohl hat die-
se „Null“ in seinem Buch ‘Universitäten in der 
Konkurrenz - Möglichkeiten und Grenzen von 
Wettbewerb im Hochschulbereich’ (Stuttgart 
1986) seinem postulierten Ruf gerechtwer-
dend, ein kaum „richtungsweisendes Hoch-
schulkonzept“ (Braun) vorgelegt. Seine Analyse 
konzidiert einen Wettbewerb an den und inner-
halb der Hochschulen um Personalstellen und 
Forschungsgelder; ein Wettbewerbsdefizit im 
Bereich der Lehre; Wettbewerb lasse höhere 
Leistungen erwarten, wozu den Hochschulen 
mehr Eigenständigkeit zugestanden und durch 
die Stärkung des Hochschul-managements, 
d. h. der Hochschul-leitung optimiert werden 
müsse. „Notwendig ist weniger zentrale Admi-
nistration und die Verlagerung von mehr Befug-
nissen auf die Hochschulen.“ (ebd., 5. 108)

Alles in allem sollen Methoden des Industrie-
managements auf die Universität angewandt 
werden, was die Umwandlung der Universität 
zu einer Ausbildungsfabrik forciert. Der Wett-
bewerb soll denn auch Pate bei der Gründung 
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neuer Institutionen stehen, die zugleich die 
Trockenlegung kritischer Potentiale zur Folge 
hat. Im Zeichen  „gegenseitiger Mißachtung” 
(Braun) steht denn auch das Verhältnis zum Un-
versitätspräsidenten Heckelmann, gleichwohl 
der Weg zum “Selbstbedienungsladen” ‘Freie 
Universität’ für die Industrie nicht blockiert wird. 
Bisher hat es sich als steiniger Weg erwiesen, 
diesem Treiben Widerstand, geschweige denn 
Einhalt zu gebieten. Die direkte Umsetzung 
des Berliner Hochschulgesetzes ist nach dem 
Konzeptpapier zur 40-Jahr-Feier der ‘Freien 
Universität’ so zu sehen: „produktive“ d. h. 
verwertbare notwendige Naturwissenschaften 
stehen „problematischen“ Geistes- und Sozial-
wissenschaften gegenüber.

Schlicht: Eine gestrichene Planstelle bei den 
Geistes- und Sozialwissenschaften ergibt hier 
einen neuen PC und bei den Naturwissen-
schaften steht sie als Planstelle wieder neu auf. 
Mit Hilfe von strukturellen Änderungen werden 
die politischen Mehrheiten verschoben. Die 
Reduzierung von Fachbereichen bei den Gei-
stes- und Sozialwissenschaften, qua „Verwal-
tungsvereinfachung” verringert das “problema-
tische“ Potential in diversen Gremien und da-
durch die Festigung konservativer Mehrheiten. 
Dies mit „allgemeiner Untätigkeit“ Turners ab-
zutun, reicht nicht aus. Nachdem das Berliner 
Hochschulgesetz diese Politik festgeschrieben 
hatte, wurde die Umsetzung trotz “gegenseiti-
ger Mißachtung“ an Heckelmann delegiert. Es 
dürfte nur noch ein müdes Lächeln erzeugen, 
hier von Autonomie der Universitäten zu spre-
chen und aufklärerische Inhalte und die Idee 
von Universität einzufordern.

Sicherlich kommen wir nicht umhin, die ver-
schiedenen betroffenen Akteure und Subjekte 
einzubeziehen, seien es die Professoren, Wis-
senschaftlichen Angestellten, politischen Grup-
pen und Organisationen sowie die Studenten.

Von dem Aufbruch Anfang der siebziger Jah-
re ist nichts mehr zu spüren. Lethargie aller 
orten. Das Wort Reform und dessen Inhalt 
sind zu einem Stück Geschichte der siebziger 
Jahre geworden. Die heutige Situation an der 
Universität können wir nur noch mit Bildern, 
Phrasen umreißen: Kahlschlag, Ruinierung und 

Konkursmasse. Angesichts der Verknappung 
der zur Verfügung gestellten Ressourcen bei 
gleichzeitiger Massenausbildung müssen wir 
konstatieren, daß radikal-demokratische Initia-
tiven nicht auszumachen sind, die sich erfolg-
versprechend gegen diese Lage stemmen. Wir 
können nicht allein auf eine veränderte ökono-
mische und politische Konstellation verweisen, 
um diese Situation zu erklären. Denn das hie-
ße, daß studentischer Protest nur bei zukünf-
tig gesichertem Arbeitsplatz möglich ist, daß 
Assistenten und Professoren nur bei reforme-
rischem Zeitgeist radikal-demokratisch wirken 
können. Dieses Verständnis komprimiert die 
Subjekte zu Wesen, deren politisch-emanzi-
patorisches Handeln nur unter bestimmten 
gesellschaftspolitischen Bedingungen möglich 
zu sein scheint. Folglich müßten diese Bedin-
gungen zunächst erst „umgewälzt“ werden, 
um den Subjekten innerhalb der Universitäten 
optimale Entwicklungsmöglichkeiten zu geben 
bzw. zu radikal-demokratisch Handelnden, die 
emanzipatorisch aktiv in Universität und Ge-
sellschaft eingreifen. Daß dem mitnichten so 
ist, belegen anschaulich die Universitäten in 
bereits umgewälzten Gesellschaften. Die Ver-
antwortung für das Handeln der Subjekte wird 
diesem Verständnis nach an gesellschaftliche 
Bedingungen delegiert und entbindet die ein-
zelnen Subjekte von ihrer individuellen Verant-
wortung. Gerade diese Verantwortung müssen 
wir von jedem einzelnen Akteur und Subjekt an 
der Universität einklagen.

Die Klientel

Wenn wir nachfolgend drei wesentliche Grup-
pen der Universität benennen und skizzieren, 
so bezieht sich das auf die darin befindlichen 
radikal-demokratischen Akteure. Daß sich kon-
servative Akteure z. Z. im Zeitgeist befinden be-
darf hier keiner Erläuterung, können doch die-
se schwerlich für ein radikal-demokratisches 
Konzept an der Universität gewonnen werden. 
Unser Unmut muß darum vor allem jene treffen, 
deren Anspruch mit den Jahren gelitten hat und 
Makel aus einer anderen Zeit ist. Löbliche Aus-
nahmen sind hierbei aber nicht die Regel.

Manche Professoren betrachten die Lehre als 
lästiges Übel, orientieren sich auf ihr eigenes 
Forschungsgebiet und lassen die Idee eines 
universitären Gesamtzusammenhanges, ge-
schweige eines gesellschaftlichen, vermissen. 
Nur zum kleineren Teil schauen sie verzwei-
felt auf die heutige Studentengeneration, was 
nur mäßig davon ablenkt, daß sie selbst nur 
die Rolle des modernen Ordinarius ausfüllen, 
der noch in Seminaren mit glänzenden Augen 
von seinem historischen Auftreten während 
der Studentenrevolte berichtet. Deren Wider-
sprüchlichkeiten, Eitelkeiten und Borniertheiten 
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sind allenfalls Themen am Biertisch, nicht aber 
die der Öffentlichkeit. Inhaltliche Auseinander-
setzungen über (deren) Seminare enden meist 
damit, daß sie, wenn möglich, nicht mehr be-
sucht oder eben hinter sich gebracht werden.

Das starke Engagement der Assistenten Anfang 
der siebziger Jahre für die Umsetzung der Re-
formen ist geschwunden. Hatten diese eigentli-
chen Träger der Reformen sich seinerzeit noch 
bundesweit organisiert, um Taktik und Strate-
gie zu vereinheitlichen, so müssen wir heute mit 
Ausnahmen den Einzelkämpfer wahrnehmen, 
der um Jahresverträge und Gunst buhlt. Das 
‘Wir’ der Assistenten ist einem Individualismus 
gewichen, der lediglich die eigene Karriere vor 
den Konkurrenten favorisiert.

Die Niederlage der Studentenbewegung z. B. 
in Fragen der Hochschulreform und die Neu-
bestimmung von Themen führte dazu, daß die 
politisch Aktiven unter uns außerhalb der Uni-
versität in anderen gesellschaftlichen Berei-
chen wirken. Die Universität wurde einigen Ka-
dern überlassen, die vollkommen überlastet in 
diversen Gremien handwerkeln und alljährlich 
das Schauspiel um Minderheiten im AStA auf-
führen. Die Hoffnungsträger studentischerseits 
Anfang der achtziger Jahre, die Alternativen, 
müssen sich einer Studentengeneration mit zu-
nehmendem technokratischem Bewußtsein ge-
genüberstellen, die Universität als Fabrik wahr-
nehmen und sie lediglich als Durchlauferhitzer 
gebrauchen, um das nötige Instrumentarium 
für eine optimale Berufsausbildung qua Titel zu 
erwerben. Scheine, Schnellstudium zeichnen 
diesen professionellen zukünftigen Spezialisten 
aus. Zugleich gelingt es nicht mehr, die Stu-
denten in eine Debatte über Rolle und Funktion 
der Universität, von Studium einzubeziehen. 
Trotz publizistischer Anstrengungen gelingt es 
vorerst nur, diese Frage aufzuwerfen und nach 
Antworten zu suchen. Die konstruktive Alter-
native zu entwickeln, ist nicht allein Aufgabe 
eines Zirkels oder einiger Kader, sondern eine 
gesamtstudentische. Diese breite Studenten-
schaft für diese Fragen zu gewinnen, ist die 
aktuelle Aufgabe, um Entwürfe zu denken, um 
über eine Abwehrstrategie hinaus, trotz ökono-
mischem und politischem Gegenwind, unser 
Bild von Universität zu bestimmen, zu verteidi-
gen und aufzubauen.

Ziel: Kampf um die Universität

Wenn es unserer heutigen Studentengenerati-
on nicht gelingt, die Universität im radikal-de-
mokratischen Sinn zu repolitisieren, werden die 
technokratischen Studenten die letzte radikal-
demokratische Burg auf universitärem Campus 
schleifen. Weil viele politisch aktive Studenten 
die Universität sich selbst überlassen haben, es 

schwer ist, diese für das Projekt demokratische 
Universität zu begeistern, müssen wir, wenn 
wir die Konkursmasse ‘Freie Universität’ nicht 
aufgeben wollen, in dieses Vakuum vordringen, 
um das Projekt voranzubringen.
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besetzt: die befreite universität 
berlin im streik

Thomas Schwarz

1989

Über der Garderobe der Rostlaube der B*freiten Universität Berlin 
prangt in stolzen Lettern das Wort “BESETZT”. Über dem Eingang 
der Hochschule der Künste wölbt sich in einem roten Halbkreis die-
selbe Überschrift in Form eines “Toiletten-Besetzt-Zeichens”. Am Top 
des Gebäudes flattert eine riesige Piratenflagge. Über dem TU-Portal 
hängt ein Transparent mit der Aufschrift “Bastille der Akademie“ und 
fordert 200 Jahre nach der französischen Revolution zum Sturm auf die 
Universität auf. Bilder aus dem Wintersemester an den Berliner Unis, 
das nicht stattgefunden hat. Jahrelang aufgestauter Unmut über die 
konservative Politik hatte sich Anfang Dezember ausgehend von der 
FU-Berlin entladen. Innerhalb kurzer Zeit stellten die StudentInnen UNi-
MUTig die ganze Uni und gelegentlich auch die halbe Stadt auf den 
Kopf. Die StudentInnen trafen mit dem Anspruch an, nicht nur einfach 
Hochschulpolitik zu machen, sondern mischten auch allgemeinpoli-
tisch, zum Beispiel im Wahlkampf zum Berliner Abgeordnetenhaus mit. 
Die Streikwelle erreichte, vom Berliner UNiMUT angeregt, auch andere 
Universitätsstädte. Die folgende Geschichte des Streiks informiert über 
die wichtigsten Phasen und zentrale Forderungen der Streikbewegung 
an der B*freiten Universität. Ein Resume will dieser Artikel nicht bieten. 
Denn viele Forderungen aus dem Wintersemester sind noch nicht er-
füllt worden. Für sie gilt es im Sommersemester weiterzukämpfen. Erst 
dann ziehen wir Bilanz. Ist’s eine Komödie oder eine Tragödie?

Das Berlinstück in sieben Akten

Erster Akt: Kubat-Dreieck, Heckel-Eck 
und eine Geheimkommission
Besetzungen haben in Berlin eine längere 
Tradition. Im Sommer 1988 ist das 5 Wo-
chen lang besetzte Kubat-Dreieck über die 
Grenzen Berlins hinaus bekannt geworden. 
Davon angeregt haben die StudentInnen 
an der FU zur selben Zeit den Hinterhof 
der Rost- und Silberlaube besetzt und in 
Heckel-Eck umbenannt. Die Aktion war ein 
Protest gegen die konservative Modernisie-
rungspolitik an der Uni.
Im April 1987 hatte der Akademische Senat 
der FU unter der Regie von Unipräsident Hek-
kelmann auf Anweisung des damaligen CDU-
Wissenschaftssenators Turner eine ‘Struktur-
kommission’ (Struko) eingesetzt. Dort wurden 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit die Struk-
turplanungen für die ‘Freie Universität der 90er 
Jahre’ ausgearbeitet. Die Dominanz der Rech-
ten in den entscheidenden Planungsgremien 
hatte Auswirkungen. Die scheinbar unsachliche 
Zerschneidung und Neukombination von Fach-
bereichen entpuppte sich als politisches Ten-
denzstück. Das Strickmuster, das die Struktur-
planungen durchzog, blitzte im Abschlußbericht 
der Struko verräterisch auf. In der alten Struktur 
gebe es zu wenig „interfachliche Kontrolle”.
Damit war nun keineswegs gemeint, daß inter-
disziplinäre Arbeit an der Uni angestrebt wer-
den sollte, sondern die politische Kontrolle von 
als ‘links’ eingestuften Fachbereichen. Diese 
sollten mit rechten Fachbereichen zusammen-
gelegt werden, dergestalt, daß rechte Profes-
soralmehrheiten in den Fachbereichsgremien 
künftig linke Ansätze überlagern. Die Auswir-
kungen auf Berufungsverfahren und Geldver-
gabe für Projekte kritischer WissenschaftlerIn-
nen waren absehbar. Es war damit zu rechnen, 
daß die ins Haus stehenden Kürzungen finanzi-
eller und personeller Art zu ihren Lasten gehen 
sollten.
Die Semesterferien kamen, und der Widerstand 
gegen die Struko schien sich zu verlaufen. Der 
Allgemeine StudentInnenausschuß (AStA) ar-
beitete in dieser Zeit engagiert und routiniert 
an der Form der Protestmaßnahmen gegen die 
Feierlichkeiten zum 40-jahrigen FU-Jubiläum. 
Die StudentInnen gingen davon aus, daß sich 
die Konservativen auf der offiziellen Geburts-
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tagsfeier am 4.12.1988 im Audimax vor aus-
gesuchtem Publikum selbst beweihräuchern 
wollten. Sie selbst sahen keinen „Grund zum 
Jubel“, setzten für den 1.12. eine studentische 
Vollversammlung und für den 4.12. einen ‘aka-
demischen Schmähakt’ als Protestkundge-
bung an. Niemand dachte im Ernst daran, daß 
sich im Wintersemester eine breite StudentIn-
nenbewegung entwickeln könnte. Zu oft schon 
waren derartige Erwartungshaltungen frustriert 
worden.
Die Strukturpläne für die ‘Freie Universität der 
90er Jahre’ waren mittlerweile im inneruniversi-
tären Gremiendschungel teils revidiert worden. 
Noch aber standen die Entscheidungen des 
obersten universitären Gremiums, des Kura-
toriums, aus. Über das Kuratorium konnte der 
CDU/FDP Senat mit fünf dort vertretenen Sena-
toren direkt in die Unipolitik hineinregieren. Dies 
war die Stelle, wo auf der politischen Ebene die 
konservative Hegemonie in der Stadt direkt auf 
die Uni durchschlug. Hier war die Autonomie 
der Hochschule direkt angreifbar. In seinen No-
vembersitzungen macht das Kuratorium Nägel 
mit Köpfen. Vor allem kleine, gesellschaftswis-
senschaftliche Institute wurden mit einer will-
kürlichen Stellenstreichungs-, Zerschneidungs- 
und Zusammenlegungsoffensive überzogen. 
Am Montag, den 28.11.1988 war schließlich 
das Lateinamerikainstitut (LAI) an der Reihe.
Dort wird seit Jahren mit interdisziplinärem 
Anspruch gearbeitet. Per Kuratoriumsdekret 
sollte nun der sprachliche Bereich der Latein-
amerikanistik aus diesem Forschungszusam-
menhang herausgerissen werden und dem ro-
manischen Seminar untergeordnet werden. Zu 
diesem Zeitpunkt hatten die StudentInnen der 
betroffenen Fächer nichts mehr zu verlieren. 
Die defensiven Versuche, mit Argumenten auf 
die Gremienpolitik Einfluß zu nehmen, mußten 
als samt und sonders gescheitert betrachtet 
werden. Ab jetzt ging die studentische Basis-
bewegung in die Offensive. Der Versuch der 
Stärkung der Romanistik im sprachlichen Be-
reich fügt sich in die hochschulpolitischen Kon-
zepte, die Diepgen und Turner mit ihrem Sinn 
für kapitalistische Zweckrationalität angesichts 
der Krise an den Hochschulen Mitte Dezember 
herausgaben. Dort versprachen sie „verstärkte 
Förderung der Sprachausbildung in (...) Franzö-
sisch, Spanisch und Italienisch im Hinblick auf 
den europäischen Binnenmarkt 1992“.

Zweiter Akt: Studentische Basisbewegung 
in der Offensive
Am 29.11.1988 verkündete ein abgenudelter 
Waschzettel, dem das Entsetzen und die Eile, 
mit dem er produziert worden ist, förmlich an-
zusehen ist, mit krakeligen Buchstaben: „Das 
LAI ist besetzt“. Der Damm, mit dem die Kon-
servativen die Uni eingemauert hatten, zeigte 
schnell springende Risse. Die LAI-StudentInnen 
zogen agitierend durch die Hörsäle. Das Er-
gebnis: die studentische Vollversammlung am 
1.12. platzte aus allen Nähten. Weitere sechs 
Institute folgen. Am 2.12. sind 17, am 2.12. sind 
22 Institute besetzt. Am 4.12. demonstrieren an 
die 4000 StudentInnen gegen die universitäts-
offizielle 40-Jahresfeier, die nur unter polizeili-
cher Abschirmung durchgeführt werden kann. 
Die Nullnummer der Streikzeitung der B*freiten 
Universität Berlin, die ‘BESETZT’ vom 5.12.-
1988 kann feststellen: „Die täglich (...) stattfin-
denden Uni-Vollversammlungen geraten zur 
mächtigen Manifestation des studentischen 
Willens zur Rückeroberung der Uni“.
Am 7.12.1988 meldet das neue Blatt: “Alle 
36 Institute sind besetzt und es werden über 
300 selbstbestimmte Seminare durchgeführt. 
Unsere selbstbestimmte Uni ist Wirklichkeit”. 
Das Tempo der StudentInnenbewegung ist 
schlicht atemberaubend. Am 10.12. wird un-
ter dem Motto „Wir lassen uns nicht spalten“ 
eindrucksvoll mit 10 000 TeilnehmerInnen für 
den Zusammenhalt von Gesellschafts- und 
Naturwissenschaften in der Berliner Innenstadt 
demonstriert. Am 13.12. demonstrieren an die 
30 000 SchülerInnen und StudentInnen aller 
Hochschulen Berlins in einem symbolischen 
Sternmarsch zum Rathaus Schöneberg ihre 
gemeinsame Stärke.
Die PolitikerInnen versuchen, die Forderungen 
der StudentInnenbewegung als rein materielle 
zu interpretieren. In der Tat spielen wir auf die-
ser Ebene die 100 Milliarden, die dieser Staat 
für den Jäger 90 auszugeben bereit ist, gegen 
die paar Millionen “Weihnachtsgeld” aus, die 
jetzt auf den heißen Stein der Uni getröpfelt 
werden sollen (BESETZT Nr.10, 16.12.88). Ins-
gesamt aber geht es um mehr.
Die Streikbewegung an der B*freiten Univer-
sität hat ihre Ursachen im jahrelang erdulde-
ten Ausbau des Studiums zu einem Unter-
werfungsritua1. Von Seiten des CDU-Senats 
wurde massiv in die Berufungspolitik der Uni 
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hineinregiert. Exemplarisch dafür steht der Fall 
‘Wippermann’.
Der kritische Faschismusforscher stand auf 
Platz 1 einer Berufungsliste auf eine Professur 
am Fachbereich Geschichtswissenschaften. 
Die Wahl von Wissenschaftssenator Turner, der 
in letzter Instanz über Berufungen entscheiden 
konnte, fiel aber auf einen unbekannten New-
comer, der auf Platz 3 der Liste stand.

Die Folgen der systematischen und sträflichen 
Vernachlässigung kritischer Aufarbeitung der 
Vergangenheit in Berlin zeigen sich jetzt: eine 
neofaschistische Partei, die sogenannten Re-
publikaner, ist ins Abgeordnetenhaus gewählt 
worden. Deshalb ist die Forderung nach Fa-
schismusforschung zum wichtigen Kampfziel 
des StudentInnenstreiks avanciert. Auch am 
Fachbereich Politische Wissenschaften schlug 
der Wissenschaftssenator zu. Anstatt Margit 
Mayer auf Platz 1 der Berufungsliste zu wäh-
len, entschied er sich für den Drittplazierten: ein 
Schlag ins Gesicht der feministischen Wissen-
schaft.

Dieser Politik traten die StudentInnen nun mit 
ihrer Forderung nach Quotenregelung zur sy-
stematischen Besetzung von Professuren mit 
Frauen entgegen. Sie haben vom patriarcha-
lisch-dominierten Wissenschaftsbetrieb genug. 
Berufungspolitik und Umstrukturierungspläne 
an den Berliner Hochschulen, die hier in letz-
ter Instanz senatsgesteuert sind, ließen den Ruf 
nach “Autonomie der Hochschule” laut werden. 
Aber auch aus dem Versagen der Uni-Gremien 
wurden Konsequenzen gezogen:

Die unbrauchbaren Ergebnisse der konspira-
tiv tagenden Strukturkommission entzogen 
der undemokratischen Arbeitsweise solcher 
Instanzen die Legitimationsgrundlage. Ange-
sichts der verheerenden Auswirkungen der 
Gremienbeschlüsse auf die StudentInnen in 
den Fachbereichen verloren die dort festge-
schriebenen Professoralmehrheiten das Ver-
trauen endgültig.
Im Rahmen der Strukturreform sollte auch das 
Psychologische Institut zerstört werden. Dort 
existierten auf Fachbereichsebene noch von 
Profs unabhängige studentische TutorInnen. 
Daneben gab es ein Mitbestimmungsmodell, 

das auf Drittelparität basierte. Jetzt verlangen 
die StudentInnen offensiv die uniweite, projek-
torientierte Ausgestaltung autonomer Tutorien. 
Was die Mitbestimmung angebt: Sie ist zum 
zentralen Streikziel geworden. Dem entgegen 
streben das Hochschulrahmengesetz und das 
Bundesverfassungsgerichtsurteil von 1973. 
Dort wurde festgelegt, daß HochschullehrerIn-
nen bei Gremienentscheidungen, die Fragen 
der Lehre betreffen, mindestens die Hälfte der 
Stimmen, bei Abstimmungen über Forschungs-
organisation und Berufungen gar die Mehrheit 
haben müssen. Nun wird von uns ein viertelpa-
ritätisches Mitbestimmungsmodell angestrebt, 
in dem die funktionalen Gruppen der Profs, der 
sonstigen und wissenschaftlichen Mitarbeite-
rInnen und der StudentInnen gleichberechtigt 
an einem Tisch sitzen sollen. Vom neuen Senat 
wird erwartet, daß er schleunigst das Berliner 
Hochschulgesetz dementsprechend novelliert 
und auf Bundesebene Initiative zur Neugestal-
tung des Hochschulrahmengesetzes ergreift.

In sozialpolitischer Hinsicht werden die Stu-
dentInnen an drei Punkten hart getroffen. Die 
Blümsche Gesundheitsdeform sieht ab dem 
vierzehnten Semester eine Verdoppelung der 
Krankenkassenbeiträge vor. Die Mietenpolitik 
des CDU-Senats sorgt mit der Aufhebung der 
Mietpreisbindung für ein rapide wachsendes 
Mietenniveau. Der BAföG-Kahlschlag war noch 
vor der Wende von der SPD mit der Teilum-
stellung auf Darlehensbasis eingeleitet worden. 
Nach der Machtübernahme durch die Kohl-Re-
gierung wurde die BAföG-Politik Mittel zur Re-
gulierung der StudentInnenzahlen. Im Rahmen 
ihrer Sparpolitik sollte die Vergabe von BAföG 
nur noch als Darlehen die Unter- und Mittel-
schichten vom Studium ausschließen und die 
StudentInnenzahlen senken. Die sozialpoli-
tischen Vorstellungen der StudentInnen hin-
gegen zielen auf die Einführung eines Minde-
steinkommens. Auf dieser Basis soll es jedem/r 
problemlos möglich sein, Bildungsinstitutionen 
bis bin zur Uni, die dann eine Volxuni sein wird, 
zu nutzen.

Dritter Akt: KultuRRevolurion an der Uni
Bis Weihnachten hatte sich die Universität zu-
nehmend verwandelt. Das Kampffeld ‘Univer-
sität’ wurde auch auf der symbolischen Ebene 
neu besetzt. Den HistorikerInnen war es zu 
dumm geworden, daß ihr Institut ausgerechnet 
den Namen des ersten Rektors der FU, Fried-
rich Meinecke tragen sollte. Sie kündigten Mei-
necke fristlos. Dessen Vergangenheitsbewälti-
gung hatte darin bestanden, die nationalsoziali-
stische Diktatur als „Deutsche Katastrophe” zu 
bezeichnen und sie damit zu naturalisieren. Er 
hatte dem deutschen Volk alternativ dazu die 
Ausübung von Ersatzreligion anempfohlen. Es 
sollte in der Kirche “Goethegemeinden” bil-
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den, um den „deutschen Geist zu retten“. Die 
HistorikerInnen, die ganz andere Vorstellungen 
von kritischer Faschismusforschung haben, 
setzten mit einer Umbenennung des FMI ande-
re Akzente. Sie nannten sich fortan nach dem 
volkstümlichen Vitalienbruder und Seeräuber 
‘Klaus Störtebeker’. Auch die anderen Institu-
te hoben neue und alte Namen aus der Taufe. 
Die JuristInnen benannten ihr Institut nach Karl 
Liebknecht, der im Dezember 1914 als einziger 
Reichstagsabgeordneter seine Zustimmung zu 
den Kriegskrediten verweigert hatte. Der Name 
steht für eine Diskurstechnik gegen Krieg: Bil-
dung gegen Jäger 90.

Das Otto-Suhr-Institut der PolitologInnen ver-
wandelte sich ins Ingrid-Strobl-Institut (ISI), das 
geographische Institut ins Ulla-Penselin-Insti-
tut (UPI). Die Stoßrichtung der neuen Namen 
ist eine gegen Gen- und Reprotechnik, gegen 
die auch Ingrid und Ulla kämpfen. Zudem be-
kundeten die Studis so Solidarität mit den nach 
§129a inhaftierten Frauen.

An der TU signalisierte der Fachbereich Um-
welttechnik internationale Solidarität, als er den 
Namen ‘Chico-Mendes-Institut’ übernahm. 
Der brasilianische Umweltschützer war von 
Großgrundbesitzern erschossen worden. Der 
neue Name verweist auf die ökologische Not-
wendigkeit der Rettung des Regenwaldes. Die 
ChemikerInnen tauften sich ‘Siggi-Möwe-Insti-
tut’. Schon der Autor des Artikels, der dies in 
der BESETZT Nr. 11 annoncierte, gab zunächst 
zu, möglicherweise „kulturell nicht ganz auf der 
Höhe zu sein“. Dann enthüllte er die diskurstak-
tische Stoßrichtung des Namens: Siggi Möwe 
ist der “welterste Hausmeister, nach dem ein 
organisch-chemisches Institut benannt wurde“. 
Dies fügte sich nahtlos in den Rahmen der stu-
dentischen Forderung nach viertelparitätischer 
Mitbestimmung in den Gremien, auch für die 
Gruppe der ‘sonstigen Beschäftigten’.

Der kulturelle Bruch zwischen Freier und B*freiter 
Universität wurde mit diesen Umbenennungen 
symbolisiert. Die Denormalisierung an der Uni 
nahm schwer einzugrenzende Dimensionen 
an. Die Trennung zwischen Privatsphäre und 
Studium wurde aufgelöst. Viele Studis schlie-
fen nicht in ihren Betten, sondern in den be-
setzten Instituten. Tische und Stühle standen 
nicht mehr in den Seminarräumen, sondern 
blockierten Eingangstüren. ‘Streikcafés’ boten 
einer ungezwungenen Kommunikation Raum. 
Die täglich erscheinende Videozeitung lockte 
fernsehsüchtige StubenbockerInnen in die Uni.

Die Universtitätsgremien wurden konsequent 
zum Schweigen gebracht. Blockaden und 
Sprengungen verbinderten deren Sitzungen.

Die Uni bekam indes Farbe. Slogans und Graf-
fitis überwucherten die trostlose Atmosphäre 
der Betonuni. Ein Gang der Silberlaube hat sich 
unter dem Motto „Macht die ganze Uni bunt“ in 
ein unibuntistisches Gemälde verwandelt.

Die Fantasie der StudentInnen, lange aufgestaut 
und eingezwängt, war explodiert. Die Stoßwelle 
der Detonation erreichte schnell die Stadt. Die 
Wartesäle der U-Bahnhöfe wurden zu Vorle-
sungssälen, zu Seminar- und Übungsräumen 
für schrilles Theater umfunktioniert. Musikstu-
dentInnen übten unüberhörbar, Kunststuden-
tInnen malten unübersehbar. Der Grad der Auf-
merksamkeit, den die StudentInnenbewegung 
in den Medien und in der Öffentlichkeit genoß, 
schwoll rasch an.

An der TU wuchs trotz aller Bemühungen des 
repressiven Staatsapparates immer wieder 
ein autonomer Zebrastreifen nach, und zwar 
genau da, wo auf der Straße des 17 Juni die 
Autokultur mit ihrem dubiosen Freiheitsbegriff 
hegemonial war. Was die BullInnen wiederholt 
mühsam wegschrubbten, markierte wenig spä-
ter wieder, wie von Zauberhand, einen Fußgän-
gerüberweg.
Eine der kultuRRevolutionärsten Errungen-
schaften des Streik waren die ‘Autonomen 
Seminare’, ohne den repressiv-zensierenden 
Scharfblick von ProfessorInnen. Auffällig häufig 
standen in ihnen die Themen ‘Interdisziplinari-
tät’, ‘Feminismus’ und ‘Faschismus’ im Vorder-
grund. Sie sind ein Indikator dafür, welcher Ty-
pus und welche Themen von Wissenschaft als 
gesellschaftlich relevant erachtet werden. In der 
Regel waren die Seminare interdiskursiv ange-
legt: Natur- und Gesellschaftswissenschaftle-
rInnen sollten sich koppeln. Die Untersuchung 
patriarchalischer Strukturen und faschistischer 
Vergangenheit in Uni und Gesellschaft, aber 
auch Technologiefolgenabschätzung wurden 
gemeinsam betrieben.

Koordiniert wurde die StudentInnenbewegung 
nicht vom AStA, sondern von einer neuen, 
basisdemokratischen Institution, dem Beset-
zungsrat: Jedes Institut besaß eine Stimme. 
Es holte sich dort eine Beschlußvorlage ab und 
ließ sie auf dem Fachbereichsplenum disku-
tieren und abstimmen. Das weitere Procedere 
sah vor, zwei Delegierte, ausgestattet mit einem 
imperativen Mandat, in den geschlechterpari-
tätisch-quotierten B*Rat zurückzuschicken. Ei-
neR der Delegierten rotierte nach dem zweiten 
Besuch im B*Rat raus, um eineR Nachrücke-
rIn Platz zu machen. Auf diese Weise sollte die 
Transparenz der zentralen Ebene für möglichst 
viele StudentInnen, die so selbst aktiv am Ent-
scheidungsprozeß teilnehmen konnten, ge-
währleistet werden.
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Die basisdemokratischen Verkehrsformen 
brauchten Zeit und zogen auch schon mal bis-
sigen Spott auf sich: ”Die Anzahl der Räte in der 
Befreiten Uni steht in reziprok proportionalem 
Verhältnis zur Anzahl sinnvoller Entscheidun-
gen“ war in der BESETZT Nr. 16 vom 12.12.88 
zu lesen. Mit Inhaltsrat, Presserat, Kulturrat, 
berlinweitem ‘Rat der Räte’, Sondierungsrat 
und Berlin-Kommission entstand nach und 
nach ein neuer Gremiendschungel.

Vierter Akt: ‘UNiMUT’ - Die zarteste Versu-
chung seit es internationale Kongresse gibt
Am 17.12.1988 wurde in der BESETZT Nr.11 
angekündigt, daß vom 6. bis 9. Januar ein 
Kongreß durchgeführt werde, der in die „neu-
geschaffenen Strukturen“ der b*freiten Univer-
sitäten Berlins einführen sollte. Rasch konkreti-
sierte sich das Projekt. Es wurde international 
angelegt und erhielt den Titel „UNiMUT - Alter-
nativen zur Fremdbestimmung” (BESETZT Nr. 
12, 19.12.88).
Die Absichten, die mit dem Kongreß verfolgt 
wurden, sind schnell umrissen: die „Zusam-
menführung“ der “jüngsten europaweiten Pro-
teste“ an den Unis wurde angestrebt. Andere 
Unis sollten, durch den Berliner Widerstand 
angeregt, „auf den Geschmack kommen“. 
Die LIEBLINGSZEITUNG (LZ), die berlinweite 
Streikzeitung aller Hochschulen und Schulen, 
erläuterte noch einmal die Funktionen des Kon-
gresses. Er sollte als „Ausgangspunkt für eine 
bundesweite Neu- bzw. Wiederbesetzungs-
welle der Universitäten dienen“. Der „ Aus-
tausch“ mit Gewerkschaften und Frauengrup-
pen sollte koordiniert werden, um “universitä-
ren mit gesamtgesellschaftlichem Widerstand 
zu koppeln”.(LZ Nr. 2, 30.12.88).
Am Freitag, den 6. Januar 1989, war es schließ-
lich so weit. Etwa 6000 Leute, schätzte die BE-
SETZT (Nr.16, 8.1.89), waren gekommen, dar-
unter in der Tat viel internationales Publikum. 
Die als Chaoten verschrienen BesetzerInnen 
hatten der Welt vor laufenden Kameras bewie-
sen, daß sie die Simulation der bürgerlichen 
Verkehrsform ‘Kongreß’ perfekt beherrschen. 
Feierlich wurde der Kongreß mit einer Podi-
umsdiskussion zum Thema „Universität und 
Gesellschaft” eröffnet. Am Samstag stand das 
Thema „Feministische Wissenschaftskritik“ auf 
der Tagesordnung, am Sonntag das Thema 

“Alternativen zur Fremdbestimmung? - Wider-
stand gegen Herrschaft”.
Die Kontaktaufnahme “zwischen studentischem 
und außeruniversitärem Widerstand“ war zwar 
erfolgreich. Die LZ Nr. 5 vom 9.1.89 aber kom-
mentierte, am politischen Erfolg der Veranstal-
tung zweifelnd: „Diese Zusammenarbeit muß 
jetzt praktisch werden“. Für den Montag war 
zum Kongreßschluß eigentlich ein Aktionstag 
geplant. Alles konzentrierte sich jetzt aber auf 
die Ereignisse am Fachbereich Medizin. Die 
spielerische Leichtigkeit und der Enthusiasmus, 
mit dem die StudentInnenbewegung aufgebro-
chen war, war mit einem Schlag dahin.

Fünfter Akt: Die Polizei auf dem Campus
Am 11.12.1988 noch hatten auf einer Fach-
bereichsvollversammlung von 2074 Medizine-
rInnen 82,8% für eine Fortsetzung des Streiks 
gestimmt. Die solidarische Teilnahme der Na-
turwissenschaftlerInnen am Unistreik brachte 
für die anderen Fachbereiche einen Mobilisie-
rungsschub. Doch dann wurde es für die Medis 
ernst. In der BESETZT Nr.7 vom 13.12.88 mel-
deten sie, daß sie immer noch „Streikbrecher 
vom Betreten der Lehrveranstaltungen abhal-
ten“ müssen. Doch trotz der „zeitaufwendigen 
Blockaden“ lagen auch schon die „ersten Ter-
mine für autonome Seminare vor“, so daß es 
auch mit der “inhaltlichen Arbeit vorwärts“ ging. 
Am 3.1.89 jedoch räumte ein „Rollkommando 
der Bullen die Physiologie und Biochemie“ von 
den BesetzerInnen, die dort auch in den Weih-
nachtsferien geblieben waren. Die BESETZT 
vom 4.1. titelte: „MEDIS ENTSETZT“. Die Poli-
zei riegelte das Gelände um die medizinischen 
Institute weiträumig ab, um StreikbrecherInnen 
bei Vorlesungsbeginn am 9.1. den Zugang zu 
den Lehrveranstaltungen zu ermöglichen. Am 
8.1. schritt die Medi-VV erneut zum Hammel-
sprung. Das Ergebnis der Abstimmung war 
denkbar knapp: Von 2567 Medis stimmten 
1231 für, 1276 aber gegen Beendigung des 
Streiks. Die Blockaden gingen also weiter, aber 
unter neuen Bedingunen.
Presserat und AStA kommentierten in einem 
Telex die Ereignisse vom „schwarzen Montag 
unseres Streiks“:
„die polizei ging gegen die blockierenden stu-
dentinnen mit brutalsten knüppeleinsäten vor, 
um streikbrechern den zugang zu den gebaeu-
den freizumachen. bis 16 uhr gab es weit über 
100 verletzte und über 80 festnahmen. vor der 
anatomie wurde ein demonstrant von einem 
polizeifahrzeug überrollt - mit diesem sollten 
streikbrecher zu ihren kursen gefahren wer-
den.“
Die Auseinandersetzungen zogen sich über 
mehrere Tage hinweg. Die BESETZT vom 
18.1.89 setzte zum Vergleich an: „Jetzt ist es 
auch in Berlin so weit, wie in El Salvador: die 
Bullen werden auf den Campus geschickt“. 

besetzt : die befreite universität berlin im 
streik
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Doch schon war klar, daß sich der CDU-Senat 
hier eine „moralische Niederlage“ eingehandelt 
hatte. Am Donnerstag schließlich zog sich die 
Polizei zurück. Die BlockiererInnen fielen sich in 
die Arme. Die LZ Nr.6 vom 13.1.89 wertete:
„Natürlich ein Sieg - ein teuer bezahlter. Aber 
wir haben nur die Repression zurückgeschla-
gen, unsere Forderungen warten noch immer 
auf Erfüllung.” Diese Woche hatte bei den Strei-
kenden immense Kräfte verzehrt. Die inhaltliche 
Arbeit in den Autonomen Seminaren war zum 
Erliegen gekommen. Demobilisierend wirkte 
auch, daß die Medis in einer neuen VV nicht die 
erforderliche Mehrheit für eine Fortsetzung des 
Streiks erreichten.
Die „drei medizinischen Facbbereiche erhalten 
bereits die Hälfte aller Gelder“ an der B*FU. 
„Vom Rest erhalten die anderen Naturwissen-
schaften ein Drittel und die ‘sonstigen’ werden 
mit einem Sechstel bedient“ (LZ Nr. 8, 27.1.89). 
Die ZahnmedizmerInnen waren bereits am 
16.12.88 wieder aus dem Streik ausgeschie-
den. Die VeterinärmedizinerInnen brachen den 
Streik am 12.1.89 ab. Am 21.1. scherte der 
Fachbereich Chemie aus. Obwohl die Mehrzahl 
der Fachbereiche (FBs) mit zumeist recht pas-
sablen Mehrheiten den Streik fortführte - bei der 
Abstimmung mit Deutschmark war die Streik-
front eingebrochen. In der BESETZT Nr. 25 vom 
21.1. fragte eine AutorIn, ob nun das „Ende der 
Basisdemokratie?!” erreicht sei? Denn: „An den 
FBs, in denen die Urabstimmung eine Mehrheit 
fand, herrscht beklemmende Leere“.

Sechter Akt : Die Wahlen zum 
Abgeordnetenhaus
Die Hoffnung vieler StudentInnen konzentrier-
te sich jetzt auf die Wahlen zum Abgeordne-
tenhaus am 29.1.1989. Von einer Abwahl des 
CDU-FDP-Senats versprach mensch sich eine 
gravierende Änderung der Mehrheitsverhältnis-
se im Kuratorium, dem sturen Uni-Gremium, 
dem die verheerenden Strukturbeschlüsse zu 
verdanken waren. Noch einmal mobilisierte die 
StudentInnenbewegung in einer ‘berlinweiten 
Aktionswoche’ letzte Reserven. Mit phantasie-
vollen Aktionen in der Stadt sollte das Wähler-
volk noch einmal kräftig gegen den CDU-FDP-
Senat aufgehetzt werden. Am 27.1. rief die LZ 
Nr. 8 agitatorisch zur ‘Jubelparade’ zum Rat-
baus Schöneberg auf: „Zu einer Jubelparade 
passen keine tristen Farben, UNIBUNTISMUS 
heißt unsere Devise“. Schließlich kamen laut 
LZ Nr. 9 „20 000 DemonstrantInnen“. Man-
che schmollten auch nach dem Motto “Wah-
len können sowieso nix verändern“. Dann der 
Wahltag: Die Regierungskoalition ist abgewählt 
worden. Trotz rechnerischer SPD-AL-Mehrheit 
kam keine Freude auf, denn die Republikaner 
konnten mit einem haarsträubenden Erfolg ins 
Abgeordnetenbaus einziehen. Hochschulpoli-
tisch bedeutet das auch, daß im neuen Kurato-

rium auch ein “Vertreter der Republikaner“ sitzt. 
(BESETZT Nr. 29, 1.2.89).

Siebter Akt: Erdrutsch
Nach der Wahl verlor die StudentInnenbewe-
gung erdrutschartig an Stärke. Der B*Rat be-
gann, „an zu geringer Beteiligung der BEs“ (Be-
setzungseinbeiten) (BESETZT Nr. 29, 1.2.89) zu 
kranken. Ein geplanter ‘Tag der offenen Tür’, 
an dem das Volk die Uni zur Volxuni machen 
sollte, konnte nicht durchgeführt werden. Viele 
Besetzungen wurden unkoordiniert und ohne 
einen taktisch-geplanten Rückzug aus der Uni 
abgebrochen.
Erschreckend war auch, was sich am „Tatort 
Lankwitz” (BESETZT Nr. 30, 2.2.89) abspielte. 
Elf Institute hatten im B*Rat für eine ”Verhinde-
rung“ der Sitzung des Akademischen Senats 
in Lankwitz gestimmt. Schließlich standen sich 
dort 20 bis 30 BullInnen und etwa genausovie-
le StudentInnen gegenüber. Letztere bezogen 
auch prompt Prügel. Zwar konnte die Sitzung 
verhindert werden, aber nur um den Preis gro-
ßer Verbitterung beim Kern der AktivistInnen: 
„Wo wart ihr, die ihr so vehement über die 
Streikbrecher herzieht? Ihr seid verantwortlich 
für das, was in Lankwitz passiert ist (...). Die 
Sache ist gelaufen. Wahrscheinlich findet sich 
das nächste Mal dann keiner mehr, der für 
Euch seinen Kopf hinhält”. Am Mittwoch, den 
5.2.1989, war es schließlich so weit. Die Sit-
zung des Akademischen Senats “konnte nicht 
verhindert werden“ (BESETZT Nr. 35, 17.2.89). 
Ein Mißtrauensantrag gegen Heckelmann fand 
keine Mehrheit. Die BESETZT-Redaktion gab 
ihrem Blatt einen neuen Namen. Sie kündigte 
an, solange ENTSETZT zu bleiben, „bis die Stu-
dentInnenbewegung wieder in der Offensive ist“ 
(ENTSETZT Nr. 1, 3.3.1989). Die vorlesungsfeie 
Zeit brachte das Ende der Besetzung.
Seit Samstag, den 25.2.1989, bestimmte die 
Unileitung wieder, wann Rost- und Silberlaube 
geöffnet sind. Nach und nach wurden kleinere, 
noch besetzte Institute geräumt. Die Schlösser 
wurden ausgewechselt. Zuletzt wollte die Po-
lizei am Samstag, den 4.3.89, das ISI entset-
zen. Dort, im Keller der Ihnestraße 22 ereignete 
sich dann auch der Treppenwitz der Streikge-
schichte. Die BesetzerInnen waren (vom Welt-
geist informiert?) schon in der Nacht zuvor ab-
gezogen. Daß sich die StudentInnenbewegung 
in den Semesterferien scheinbar aufgelöst hat, 
hat wenig zu bedeuten. Gerade ein Streik an 
der Uni kann sowieso nur zyklologisch gekop-
pelt an die Vorlesungszeit stattfinden. Wenn die 
StudentInnenbewegung im Sommersemester 
wieder antreten sollte, dann ist sie auch ge-
wachsen. Gewachsen um Erfahrung in kultuR-
Revolutionärem Elan, in Basisdemokratie und 
- hoffentlich - im Ausarbeiten von politischen 
Kampfzielen.
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von der befreiten uni
zur lernfabrik

Manfred Suchan

1998, vom Autor überarbeitet 2008

Das neue neoliberale Regulationsregime autoritärer Herrschaft 
vor der Vollendung?

„Die Forderung nach Demokratisierung der wissenschaftlichen Pro-
duktion in der Hochschule ist kein Vorschlag zur größeren Effizienz 
oder zur besseren Planung von Leistungssteigerung. Die Entfesselung 
von Produktivkräften, auf die diese Forderung nach Demokratisierung 
der Hochschule hinauswill, steht mit dem zur systemstabilisierenden 
Leistungsmoral verkommenen Begriff von Produktivitätssteigerung in 
Widerspruch. Denn die intendierte Entfesselung der Produktivkräfte 
besteht nicht in weiterer Steigerung inhaltsleerer Leistungsfähigkeit, 
sondern in der Emanzipation der lebendigen Produktivkraft Mensch zur 
Bestimmung und Aneignung des gesamten Produktionsprozess seines 
Lebens.” (Aus der Hochschulresolution der 22. Delegiertenkonferenz 
des SDS 1967)

„Ich beginne mit der Beziehung der Universitätsmitglieder zu ihrer In-
stitution. Was jeden Angehörigen meiner Generation verblüfft, ist die 
totale Enterotisierung dieser Beziehung. Die Universität ist nicht mehr 
Haß- und Liebesobjekt, so wie zuletzt noch für die Generation der 
Studentenbewegung der sechziger Jahre (...). Es gibt keine Universi-
tätsutopien mehr, und immer weniger ehemalige Universitätsutopisten 
werten dies als das Charakteristikum einer Umbruchszeit. Folgerichtig 
ist die Universität mit ihren Problemen auch dem öffentlichen Interesse 
abhandengekommen (...).”  - Klaus Heinrich (1)

16 Jahre neokonservative Hegemonie haben in Universität und Gesell-
schaft  Ruinenlandschaften hinterlassen. Noch bis Ende der 80er Jahre 
sah es so aus, als könnten starke Neue Soziale Bewegungen, und mit 
ihnen die Studierendenbewegung, ein wirksames Gegengewicht zu 
dem neoliberalen Bündnis aus Konservativen  und  ModernisiererIn-
nen bilden. Doch nur letzteres, dessen Zeit schon abgelaufen schien, 
konnte politischen Gewinn aus dem unverhofften Zusammenbruch der 
‘Systemalternative’ ziehen, so daß die 90er Jahre die lange zuvor an-
gekündigte ‘geistig-moralische Wende’ brachten. Nach einem kurzen, 
aber heftigen Kampf um die Definition der Situation war klar: Die zu-
vor ausgemachten Grenzen des Wachstums sollten nun noch einmal 
überschritten werden. Der zuvor scharf kritisierte technologische und 
wissenschaftliche Fortschritt wurde revisionistisch umgearbeitet und 
konnte schließlich ganz und gar unambivalent wieder zur ersten Pro-
duktivkraft ausgerufen werden. Die Neuen Sozialen Bewegungen ver-
fielen, und neo-’liberale’ Politik konnte jetzt hemmungslos umgesetzt 
werden. Der Weg zur neo-konformistischen autoritären Leistungsuni-
versität war frei.

Bei einem wahrscheinlichen Regierungswech-
sel in Berlin im nächsten Jahr (1999) ist es da-
her ungewiß, ob es einer Sozialdemokratie, die 
mit der Verstaatlichung der Universitäten bei 
gleichzeitiger Entstaatlichung der Wirtschaft 
in den 70er Jahren dem Konservatismus die 
Wende vorwegnahm, und Bündnisgrünen, de-
nen mit ihrer Basis ihr Subjekt verloren gegan-
gen scheint, sowie marginalisierten demokra-
tischen Sozialisten gelingen wird, einen über-
fälligen Paradigmenwechsel in Universität und 
Gesellschaft einzuleiten, wenn dieser nicht von 
einer breiten emanzipatorischen Bewegung 
eingefordert wird. 

�. Verlust der Utopie und die Krise der FU

Der letzte bedeutende Aufbruch von Studie-
renden der FU im WS 1988/89 liegt mittlerweile 
10 Jahre zurück. Dieser war zugleich der  letzte 
studentische Aufbruch, bei dem der Studie-
rendenschaft der FU noch eine Vorreiterrol-
le innerhalb der Studierendenbewegung der 
BRD zukam. Auch diesem Aufbruch lag ein 
über Jahrzehnte existentes Selbstbewußtsein 
der Studierendenschaft der FU zugrunde, das 
ohne Berücksichtigung der Besonderheiten der 
von Studierenden gegründeten Freien Universi-
tät und ihres Modellanspruchs unverständlich 
bleibt. Gerade dieses Selbstbewußtsein gab 
den Studierenden der FU lange Zeit die Kraft 
zum Widerstehen gegenüber den Zumutungen 
und Anmaßungen der restaurierten alten Ver-
hältnisse in Universität und Gesellschaft.
So führte die Studierendenschaft der FU im 
Rekurs auf den Gründungsanspruch der Freien 
Universität auch dann noch einen hoffnungslo-
sen Kampf um die grundlegende Reform von 
Universität und Gesellschaft, gegen einen wie-
derauferstandenen ‘Muff von 1000 Jahren’, als 
dieser woanders schon längst aufgegeben wor-
den war. Quelle dieser Kraft war die von Studie-
renden der FU immer wieder erneut aufgegrif-
fene, neu interpretierte und umgesetzte Utopie 
einer repressionsfreien Universität ohne Zwang 
in einer freien Gesellschaft. Diesem immer wie-
der erneuerten Mut zur Utopie ihrer Studieren-
denschaft verdankt die FU ihre Entstehung und 
ihre Fortexistenz. Ein dauerhafter Verlust dieser 
Utopie und die bleibende Unfähigkeit ihrer Stu-
dierendenschaft zur Erneuerung dieser Utopie 
wäre daher das endgültige Ende der Freien 
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Universität. Die Entwicklungen der 90er Jahre 
bis hin zum studentischen Streik 1997 lassen 
es jedoch ungewiß erscheinen, ob es einer tief-
greifend entpolitisierten Studierendenschaft  in 
Zukunft gelingen wird, zumindest die Idee freier 
Universitäten zu bewahren.

2. Von der neokonservativen Wendeuni zur
Befreiten Uni

Niemand hatte unmittelbar vor dem Dezember 
1988 mit studentischen Protesten gerechnet: 
Weder auf der Seite der organisierten Hoch-
schullinken (2), noch auf Seiten der Universi-
tätsverwaltung und der Berliner Senatsadmi-
nistration. Zudem lag der letzte bedeutende 
studentische Aufbruch mittlerweile auch schon 
10 Jahre zurück. Damals galt es, mit einem ‘na-
tionalen Studentenstreik’ im WS 1977/78 und 
der Gründung ‘Demokratischer Gegenhoch-
schulen’ Reste der Universitätsreform von 1969 
im Hochschulrahmengesetz (HRG) zu retten (3). 
An der FU gelang der Bewegung immerhin die 
Absicherung ihres UStA im HRG (4), so daß die 
Studierendenschaft der FU nach neun Jahren 
wieder über einen AStA verfügte. Doch letztlich 
nahm eine technokratische ‘Reform’ mit der 
Verstaatlichung der Universitäten bei gleichzei-
tiger Entstaatlichung der Wirtschaft dem Neo-
konservatismus die ‘Wende’ vorweg. 
Seitdem war es still geworden an den Universi-
täten. Eine Durchrationalisierung der Universi-
tätslandschaft gemäß neokonservativ-neolibe-
ralem Paradigma schien auf keinen nennens-
werten Widerstand zu stoßen. Dies verleitete 
die Universitätsmanager zu Trugschlüssen. 
Doch ein erstes Vorzeichen einer wiederentste-
henden Studierendenbewegung war der stu-
dentische Streik im Januar und Februar 1986 
zum Erhalt des tarifvertraglich abgesicherten 
Berliner Tutorienmodells (5). Ebenso konnte 
die beabsichtigte Abschaffung der verfaßten 
Studierendenschaft abgewehrt werden (6). Mit 
einem derart entschlossenen Widerstand der 
Studierenden hatte keiner der selbsternannten 
Regulatoren der sprichwörtlichen ‘deutschen 
Bildungskatastrophe’ aus Universitätsfüh-
rung und Senatsadministration gerechnet, so 
daß der CDU/FDP-Senat gar seinen Wissen-
schaftssenator Willhelm Kewenig 1986 fallen 
ließ. Kewenig fand von nun an als Innensena-
tor Verwendung, um fortan die Universitäten 

von außen polizeitechnisch zu regulieren, wie 
sich bald zeigen sollte. Ersetzt wurde er durch 
George Turner, der die gleiche Politik in abge-
wandelter Verpackung erneut präsentierte. Die 
Zusammenarbeit des Wissenschaftssenators 
insbesondere mit der FU war hervorragend. 
Dafür sorgte FU-Präsident Dieter Heckelmann, 
der von der ‘Liberalen Aktion’, dem hochschul-
politischen Arm der Notgemeinschaft für eine 
freie Universität (NofU), mit verschiedenen 
Tricks bis hin zu Wahlmanipulationen fast 10 
Jahre im Amt gehalten wurde (7). Erst die vom 
Akademischen Senat (AS) und Kuratorium am 
28.11.1988 geplante Zusammenlegung mehre-
rer Institute und die offiziellen Jubelfeiern zum 
40-jährigen Bestehen der FU unter demon-
strativem Ausschluß der studentischen Öffent-
lichkeit bewirkte den entschlossenen und ge-
schlossenen Massenprotest der Studierenden. 
Nach der Kritischen Uni 20 Jahre zuvor war die 
im WS 1988/89 neu entstandene Befreite Uni 
ein weiterer Versuch der Studierenden der FU, 
den studentischen Gründungsanspruch der FU 
aufzugreifen, neu zu interpretieren und zeitge-
mäß umzusetzen.

�. Die Re-Formierung der autoritären 
Leistungsuniversität

Die gewaltige Stärke der Unimut-Bewegung 
während ihrer Hochphase im Dezember ver-
leitete einen Großteil der AktivistInnen zu dem 
Trugschluß, alles sei hier und jetzt möglich. 
Doch die Hoffnung der unimut-bewegten Ak-
tiven auf einen Fortbestand der Befreiten Uni 
über die Semesterferien hinweg ins SoSe 1989 
erfüllte sich nicht. Zwar war die Befreite Uni 
nach den Wahlen zum Berliner Abgeordne-
tenhaus am 29.01.1989 nicht mehr durch den 
Senat und die von ihm zu verantwortenden 
Prügeleinsätze der Polizei unter der Regie des 
Innensenators Kewenig bedroht, mit denen der 
CDU/FDP-Senat noch kurz vor den Wahlen 
die ‘Universitätsfrage’ gewaltsam lösen wollte. 
Über 200 verletzte StudentInnen, 55 Festnah-
men und davon 26 Ermittlungsverfahren, 34 
Hausfriedensbruchanzeigen und 17 Strafpro-
zesse war die Bilanz nach mehrtägigem Wüten 
der Aufstandsbekämpfungseinheit EbLT auf 
dem Campus (8). Als konzertierte Bedrohung 
der Befreiten Uni erwiesen sich nun einerseits 
die Konjunkturen studentischer Bewegung, die 
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während der Semesterferien eine erdrutschar-
tige Baisse verzeichneten. Kombiniert mit den 
Restaurationsbestrebungern des materiell und 
institutionell privilegierten NofU-Kartells um 
Heckelmann (9), bedeuteten sie das vorläufi-
ge Ende der Befreiten Uni. Zwar verweigerte 
der neue SPD/AL-Senat der FU-Führung unter 
Heckelmann Polizeieinsätze und verlangte Aus-
einandersetzungen auf Verhandlungsebene, 
gegen die sich sogar der Berliner Landesver-
band der Gewerkschaft der Polizei (GdP) aus-
gesprochen hatte: Die Polizei sei nicht bereit, 
“für politisches Versagen den Kopf hinzuhalten” 
(DPA: 28.02.1989). Doch die FU-Führung ver-
trieb mit Wachschutzpersonal die verbliebenen 
Besetzungseinheiten aus den Befreiten Institu-
ten, “...um einen geordneten Vorlesungsbetrieb 
für das Sommersemester vorzubereiten” (10), 
so daß nach kurzer Zeit der Status quo ante 
mitsamt den überwunden geglaubten Herr-
schaftsverhältnissen restauriert war (11).
Wachschutzgestütztes Hochschulregiment 
bleibt seitdem bis heute Grundlage autoritä-
ren Hochschulmanagements ‘top down’ von 
oben, um den Studierenden unmißverständlich 
die Allmacht des etablierten Apparates und die 
eigene Ohnmacht nachhaltig bewußtseinsprä-
gend vor Augen zu führen. Wie Mafiabosse in 
einem billigen Film, umgeben von willigen Voll-
streckerInnen ihres Machtwillens, treten heute 
VertreterInnen des Präsidialamts in der univer-
sitären Öffentlichkeit auf. Wachschutzeinheiten 
sind immer zur Stelle, um Manifestationen der 
mittlerweile geschichtlichen Krise der FU auto-
ritativ-sozialtechnisch zu pazifizieren. Der ra-
tionale Diskurs hingegen wird schon seit Jahr-
zehnten verweigert.

4. Keine Chance zum Neuanfang
Entgegen den Hoffnungen vieler Aktiver ge-
lang es nach der Zerschlagung der Befreiten 
Uni den Studierenden im folgenden Semester 
nicht mehr, gegen einen institutionell und ma-
teriell überlegenen Gegner erneut die nötigen 
Freiräume für eine Befreite Uni zu erkämpfen, 
so daß ungehindert die normierende Macht 
des gesetzten Faktischen wirkte (12). Lediglich 
hochschulintern erfolgte der Versuch einer in-
stitutionellen Einbindung der 300 Autonomen 
Seminare der Befreiten Uni durch das Zentrale 
Projekttutorienprogramm des Akademischen 

Senats vom 03.05.1989. Zwar löste 1991 in-
nerhalb der FU Präsident Johann Willhelm Ger-
lach den von Skandalen und Intrigen belasteten 
Präsidenten der NofU, Dieter Heckelmann, ab. 
Mit seiner Wahl verbanden sich Hoffnungen 
auf Durchsetzung von Studienreform, Demo-
kratisierung, Frauenförderung, Gleichstellung 
von AusländerInnen und studenInnenfreund-
licher Politik (13). Auch begann Gerlach sein 
Amt mit viel Elan, doch die Hoffnungen, die von 
den Studierenden anfänglich in den als links-
liberal geltenden Präsidenten gesetzt wurden, 
hielten nicht und wurden schwer enttäuscht. 
Auch er stand den alten und neuen Sach- und 
Geldzwängen völlig hilflos gegenüber. Im Be-
streben, die FU irgendwie zusammenzuhalten, 
machte er weitaus mehr Konzessionen an alte 
Seilschaften und professoralen Standesdün-
kel als an die Interessen der übrigen Gruppen. 
Schon ein Jahr nach seiner Wahl erfolgte der 
erste Polizeieinsatz auf dem Campus, und so-
zialtechnologisches Krisenmanagement blieb 
weiterhin Bestandteil autoritären Universitäts-
regiments. Auch in der Lehre kam es nicht zu 
den versprochenen Verbesserungen. Statt 
einer egalitären Gemeinschaft zwischen Leh-
renden und Lernenden entwickelte sich erneut 
regressiv das überkommene Gegenüber des 
Lehrer-Schüler-Verhältnisses, das nicht die 
Lösung anstehender Probleme durch gemein-
same rationale Argumentation sucht, sondern 
nur erzieherisch durch Maßregelung der einen 
Seite wirkt. Die Chance einer demokratischen 
Lösung der historisch gewachsenen Krise der 
FU wurde erneut vertan. 
Der SPD/AL-Senat hatte zwar durch Wissen-
schaftssenatorin Barbara Riedmüller-Seel zö-
gerlich einige Reformen an den Universitäten 
eingeleitet, und ein Entwurf für ein novelliertes 
Berliner Hochschulgesetz sollte mehr Autono-
mie und Demokratie für die Universitäten sowie 
Hochschulzugang auch ohne Abitur bringen 
(taz: 08.06.1990). Doch in den Berliner Universi-
tätsverwaltungen herrschte wenig Bereitschaft 
zur Reform. Mit einem flächendeckenden Nu-
merus clausus wollten sie einen erwarteten An-
sturm von DDR-BewerberInnen abschrecken 
(Tagesspiegel: 07.06.1990), der dann jedoch 
ausblieb (taz: 15.08.1990). Dieser Senat geriet 
jedoch in den Strudel des Zusammenschlus-
ses von BRD und DDR, so daß er 1990 weit vor 
Ende seiner Legislaturperiode durch die große 
Koalition von CDU und SPD abgelöst wurde. 
Es stellte sich wieder einmal die Frage, wie und 
zu welchem Ende die sprichwörtlich geworde-
ne Krise und Katastrophe des deutschen Bil-
dungswesens reguliert werden sollte. 
Der neue Wissenschaftssenator Manfred Er-
hardt (CDU), wie Turner ein Import aus Ba-
den-Württemberg, knüpfte unverhohlen an die 
Politik des Bildungs- und Sozialabbaus seiner 
Amtsvorgänger Kewenig und Turner an. Im 
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September 1991 beschloß das Abgeordneten-
haus von Berlin den Abbau von 15.000 Studi-
enplätzen - davon 10.000 an der FU, und Er-
hardts ‘Hochschulstrukturplan’ (HSP) (14) sollte 
das vollstrecken. Statt Reform stand nun wie-
der Krisenmanagement auf der Tagesordnung. 
Daraufhin erfolgte in der FU-Verwaltung eine ‘in-
nere Wende’. Sie gab das Vorhaben auf, mehr 
für die Universität einzufordern, sondern war 
bemüht, das Bestehende durch Zugeständ-
nisse möglichst abzusichern. Es begann eine 
Kooperation mit der Senatspolitik und der von 
Erhardt eingesetzten ‘Landeshochschulstruk-
turkommission’ (LHSK) (die Hälfte ihrer Mitglie-
der kamen ebenfalls aus Baden-Württemberg), 
deren Aufgabe der Abbau von Studienplätzen, 
sogenannten ‘Doppelangeboten’ in der Lehre 
und der ‘Überfrachtung der Lehrinhalte’ war. 
Ende 1992 legte sie ihren Abschlußbericht vor. 
Initiiert durch ProfessorInnen gründete sich die 
Reformgruppe ‘Sturm für die Unis’, und die 
Studierenden ahnten Schlimmes.
Erhardts Hochschulstrukturplan wurde am 
02.04.1993 veröffentlicht. Flächendecken-
der Numerus clausus, festgeschriebene und 
scharf sanktionierte Regelstudienzeiten sowie 
Zwangsexmatrikulationen bei deren Über-
schreitung, Studiengebühren, Zwei-Klassen-
Studium und weitere Maßnahmen, die ledig-
lich Statistiken auf Kosten der Studierenden 
beschönigten, waren die vorgesehenen In-
strumente. Erhardt versuchte, diese geplante 
Krisenverschärfung als ‘Reform’ und ‘Moderni-
sierung’ zu verkaufen. Zur Umsetzung verlang-
te er einen ‘Ermächtigungsparagraphen’, der 
den direkten Staatseingriff in die Universitäts-
autonomie zuließ, um damit die gewünschten 
Umstrukturierungen auch gegen den Willen der 
Universitäten durchzusetzen.
Den Universitäten wurde eine Frist von sechs 
Wochen zur Stellungnahme zugebilligt, doch 
am 05.05.1993 legte der Akademische Senat 
(AS) eine Stellungnahme vor, die dem HSP 
nichts entgegensetzt. Die Hochschulleitung 
unterwarf sich aus Furcht, daß “alles noch viel 
schlimmer kommt, wenn sich die Universitä-
ten nicht fügen”, widerstandslos dem erhardt-
schen Diktat. Damit mißachtete sie – so die 
geäußerte Kritik – aufs Gröbste ihre Aufgabe, 
die Interessen der FU als Universität vehement 
nach außen zu vertreten, sowie Anmaßungen 
des Staates und Zumutungen des Kapitals 
zurückzuweisen. Die Auseinandersetzungen 
Ende der 80er und Anfang der 90er Jahre zei-
gen, daß emanzipatorische Reformen nur dann 
eine Chance haben, wenn sie gleichermaßen 
von einer reformwilligen Senatsregierung, einer 
progressiven Universitätsverwaltung und einem 
zeitgleichen studentischen Aufbruch getragen 
werden, dem es gelingt, ein breites reformwil-
liges Bündnis über die Statusgruppengrenzen 
hinweg zu integrieren, um so die strukturell be-

dingte Handungsunfähigkeit durch das institu-
tionalisierte Professorenkartell zu überwinden. 
Diese Faktoren kamen bisher erst einmal für 
kurze Zeit zusammen. Das war 1969.

�. Die Studierendenproteste ����
Als der Akademische Senat (AS) der FU am 
12.05.1993 Haushaltskürzungen zustimmen 
wollte, wurde seine Sitzung von aufgebrachten 
Studierenden gesprengt. Eine Vollversamm-
lung (VV) am 19.05.93 im Innenhof der Rostlau-
be bildete dann den Beginn studentischer Ak-
tionen. 800 Studierende diskutierten daraufhin 
erfolglos mit den Mitgliedern des AS. Die Fach-
schaftsinis führten Instituts-VVs durch und neue 
Initiativen wurden gegründet. Nach einer Uni-
VV wurde am 01.06.1993 das Psychologische 
Institut (PI) besetzt, dem sich in den folgenden 
Tagen einige andere anschlossen. Am 09.06.93 
organisierten die Studierenden einen ‘Spartag’, 
bei dem die gesamte Rost- und Silberlaube 
zu einer studentischen Zukunftswerkstatt im 
Diskurs mit einer interessierten Öffentlichkeit 
wurde. Für einen kurzen Moment zeichnete 
sich die Möglichkeit einer neuen Befreiten Uni 
ab. Doch das Präsidialamt ordnete daraufhin 
Wachschutzeinsätze an. Unkoordinierte Streiks 
und vereinzelte Institutsbesetzungen zogen 
sich dann noch bis zum Semesterende hin.
Der Konflikt steigerte sich gegen Ende 1993 
zu Berlin-weiten Studierendenunruhen mit In-
stitutsbesetzungen, wobei jedoch erstmals 
die FU ihre Rolle als Epizentrum studentischer 
Bewegung verlor und seitdem auch nicht wie-
dererlangte. Ein Generationenbruch hatte in-
nerhalb der Studierendenschaft stattgefunden. 
Die weitgehend desillusionierten ehemaligen 
Aktiven der 88er Unimut-Bewegung verließen 
mehr und mehr die Universität, und eine neue 
Studierendengeneration versuchte eine neue 
Taktik. Doch es gelang nicht, eine neue para-
digmatische Programmatik zu entwickeln, die 
Basis eines längerfristigen studentischen Vor-
gehens hätte sein können. Allzu schnell ließen 
sich die Studierenden mit ‘Schein’-Ängsten vor 
einem ‘verlorenen Semester’ einschüchtern. 
Doch gerade dieses fremdbestimmte Normstu-
dium gilt es zu verlieren, um eine neue Uni mit 
neuer Wissenschaft zu gewinnen. 
Ein Höhepunkt dieser Proteste war die soge-
nannte ‘Besetzung’ des Preußischen Landta-
ges, dem Sitz des Berliner Abgeordnetenhau-
ses, durch ein go-in von 4000 Studierenden 
am 29.11.1993 (Berliner Zeitung: 30.11.1993). 
Dennoch wurde am 03.12.1993 vom Abgeord-
netenhaus die Änderung des BerlHG verab-
schiedet, um den Hochschulstrukturplan um-
zusetzen. Die Fachbereiche wurden daraufhin 
aufgefordert, ihre Studienordnungen bis zum 
April 1995 an das neue BerlHG anzupassen. 
Vor Weihnachten bröckelte jedoch die Protest-
front ab und konnte 1994 nicht wiederbelebt 
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werden, obwohl ein zweimonatiger Stellenstopp 
Lücken ins Lehrangebot riß. Die Streikbereit-
schaft der Studierenden war gründlich aufge-
braucht, so daß eine sogenannte ‘Zwangsbera-
tung’, als Versuch der FU-Führung, mit den so-
genannten ‘Langzeitstudierenden’ das kritische 
Potential der Studierendenschaft von den Uni-
versitäten zu verbannen und die Produktions- 
und Durchlaufraten der Lernfabrik Universität zu 
maximieren, im SoSe 1994 und im WS 1994/95 
durchgezogen wurde, ohne einen Proteststurm 
auszulösen. 15.000 FU-Studierende, die eine 
‘Regelstudienzeit’ um mindestens 2 Semester 
überschritten hatten, wurden im SoSe 1994 
vom Präsidialamt in blauen Briefen (sic!) unter 
Androhung einer Zwangsexmatrikulation Studi-
enberatungen verordnet (Die Welt: 28.05.1994). 
Eine Studie von Prof. Peter Grottian entlarvte 
das Konstrukt des ‘Langzeitstudierenden’ da-
gegen als “Mythos” (taz: 24.06.1994). Im WS 
1994/95 erhielten nochmals 23.000 von 60.000 
Studierenden der FU, “die bei der Zwischen-
prüfung um mehr als 2 Semester überfällig 
sind”, ‘Blaue Briefe’ (Die Welt: 05.12.1994). 
Zwischenbilanz dieser ‘Zwangsberatungen’ 
waren bis zum SoSe 1995 7.000 Exmatrikula-
tionen und eine Reduzierung der Studi-Zahlen 
auf unter 50.000 (taz: 30.06.1995). 

6. Die Studi-Proteste ���6
Geplante Studiengebühren, Verkürzungen der 
Regelstudienzeiten, Bafög-Verzinsungen und 
Institutsschließungen, sowie der Abbau von 
weiteren Studienplätzen und neue Haushalts-
kürzungen führten erst wieder im WS 1995/96 
und im SoSe 1996 zu studentischen Protesten 
mit Demonstrationen, Aktionstagen und kurzfri-
stigen Institutsbesetzungen. Am 26.02.1996 be-
setzten 30 Studierende der FU medienwirksam 
für wenige Stunden die deutschen Botschaften 
in Brüssel und Luxemburg, sowie das General-
konsulat in Amsterdam (taz: 27.02.1996). Eine 
Qualität wie im WS 1993/94 erreichte diese stu-
dentische Protestbewegung jedoch nicht. 
Erstmals in der FU-Geschichte beteiligten sich 
im SoSe 1996 auch ProfessorInnenen an den 
Protesten. Die von ihnen über Jahrzehnte tole-
rierte und zum Zweck des eigenen Machtaus-
baus mitgetragene Destruktionspolitik an den 
Universitäten drohte nun auch sie selbst zu 
treffen. Auf einer überfüllten Veranstaltung im 

Audimax der FU bat FU-Präsident Gerlach um 
“kreative Proteste” und ermutigte die Studie-
renden zu Aktionen (Die Welt: 24.04.1996).
Aus dem laufenden Etat wurden den Berliner 
Hochschulen im SoSe 1996 noch einmal 196 
Mio. DM gestrichen. Die Bibliotheken standen 
vor der Entscheidung, entweder Bücher oder 
Periodika abzubestellen. In der OSI-Bibliothek 
beispielsweise wurden 75% aller Abos gekün-
digt.
Entgegen den Anstrengungen einer studen-
tischen Boykottinitiative wurden durch Wis-
senschaftssenator Peter Radunski zum WS 
1996/97 erstmals sogenannte ‘Immatrikulati-
ons- und Rückmeldegebühren’ in Höhe von 
100 DM erhoben, als Vorgriff auf zu erwartende 
Studiengebühren. Im gleichen Semester wurde 
die Rentenversicherungspflicht für Studierende 
eingeführt, nachdem am 13.09.1996 der Bun-
destag die Sozialversicherungsbefreiung für 
Studierende aufgehoben hatte. Zudem wurde 
die Privatisierung der Hochschulen erwogen. 
Mit einem wilden Umzugskarussell täuschte 
die FU-Führung unsinnigen Aktionismus vor, 
während die Vernichtung von Studienplätzen 
neue Rekordzahlen erreichte.
Einen vorläufigen Höhepunkt erreichte die Ab-
wicklung der FU mit der vom Akademischen 
Senat eingesetzten sogenannten ‘Entwick-
lungs- und Planbungskommission’ (EPK). Mit 
dessen ‘Strukturkonzept 2003’ trat – so die 
damalige Polemik – die ‘Selbstverstümme-
lung der FU’ in das Stadium des ‘begeisterten 
Selbstmords’ ein.

�. Der bundesweite Streik im WS ����/�8
Zum WS 1997/98 setzte eine in Hessen begin-
nende breite studentische Protestbewegung 
ein. Doch erst als schon fast alle bundesrepu-
blikanischen Hochschulen im Ausstand waren, 
schloß sich auch die Studierendenschaft der 
FU per VV-Beschluß vom 20.11.1997 den Pro-
testen an. Obwohl die Dynamik der Bewegung 
anfänglich die Hoffnung auf eine Neuauflage der 
Unimut-Bewegung von 1988 aufkommen ließ, 
verhinderte an der FU schnell inhaltliche Kon-
zeptlosigkeit die Formierung eines geschichts-
mächtigen studentischen Kollektivsubjekts. 
Der Streik fand im Wesentlichen nicht innerhalb 
der Universitäten statt, sondern vollzog sich in 
Form eines ungeordneten Rückzuges in die in-
dividuelle Privatsphäre. Diesen Trend konnte 
auch der bundesweite studentische Basiskon-
gress: ‘Bildung und Gesellschaft’ (BUG) vom 
08.-11.01.1998 in Berlin nicht mehr kippen, ob-
wohl 3000 TeilnehmerInnen einen beachtens-
werten Forderungs- und Maßnahmenkatalog 
entwarfen (15).
Daher wurde aus dem Protest kein neuer stu-
dentischer Aufbruch und eine mögliche Ge-
schichte erfüllte sich nicht: Der Kritische Mo-
ment (Bourdieu) schlug nicht in ein Kritisches 
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Ereignis um (16). Bis auf begrenzte Einzelfäl-
le, wie z.B. dem ‘Roman-Herzog-Institut’ am 
Fachbereich Germanistik in der Woche vom 
19.-23.01.1998, kam es nicht zur Wiederaneig-
nung der Universität und des eigenen Studiums 
als selbstbestimmter Lebensform im Rahmen 
eines aktiven, konstruktiven Streiks (17). Ohne 
die Schaffung selbstbestimmter Freiräume hat 
das Nachdenken über wünschenswerte Al-
ternativen und zukünftige Entwicklungsmög-
lichkeiten keine Chance und eine komplette 
Studierendengeneration diskriminierte den 
Neuentwurf ihrer eigenen Zukunft und die der 
gesamten Gesellschaft. Es wurde nicht die 
Chance ergriffen, die Universität ihrer ureigen-
sten Aufgabe zuzuführen: Experimentierfeld 
und Zukunftswerkstatt der Gesellschaft zu sein, 
Entfaltungsraum und öffentliches Forum freier 
Gedanken und ungezwungenen Geistes, einer 
Universität, die mit der übrigen Gesellschaft, 
in die sie unmittelbar eingebunden ist, in eng-
ster Wechselwirkung und direktem Austausch 
steht und soziale Kompetenzen für individuelle 
Selbst- und gesellschaftliche Mitbestimmung 
vermittelt. Eine Universität, die allen unbe-
schränkt offensteht, um hier im freien, antihege-
monialen und antihierarchischen Diskurs wün-
schenswerte Möglichkeiten und notwendige 
Alternativen zu entwickeln. Eine Universität, die 
nicht als normierende Kader- und Eliteschmide, 
als Fachidiotenproduktionsstätte einer gleich-
geschalteten Wissens- und Kulturindustrie für 
die neoliberale Durchdringung der Gesellschaft 
autoritativ formiert wird, und deren Mitglieder 
sich vehement gegen eine Eindimensionali-
sierung der Wissenschaft für Herrschafts- und 
Verwertungsinteressen wehren.
Die Frage ist, wie die Universität als Kulturraum 
zurückgewonnen und wiederbelebt werden 
kann, in der einer kritischen und engagierten 
Studierendenschaft eine zentrale Rolle zu-
kommt. Eine universitäre Öffentlichkeit muß 
erst wieder neu geschaffen werden, um den 
Trend zur Geistlosigkeit der Universität, ihrer 
Verschulung und Entwissenschaftlichung, so-
wie der Enttheoretisierung der Wissenschaft 
umzukehren. Dafür müssen Universität und 
Wissenschaft dorthin gestellt werden, wo sie 
hingehören: in den Mittelpunkt der öffentlichen 
Diskussion. Hieraus erwächst eine besondere 
gesellschaftliche Verantwortung für eine enga-
gierte Studierendenschaft.

8. Wie weiter?
Die Dialektik von “Konterrevolution und Revol-
te” (Marcuse) (18) ist in den 90er Jahren keine 
mehr. An den Universitäten ist z.Z. keine eman-
zipatorische Kraft erkennbar, die ein wirksames 
Gegengewicht gegen eine 25jährige ‘Konterre-
volution in Permanenz’ darstellen könnte. Stu-
dentischer Widerstand reduziert sich noch auf 
sporadische Unmutsbekundungen, ohne sicht-

bare Potentiale, die normierende Macht des 
gesetzten Faktischen zu transzendieren, um so 
von der Krise des Bewußtseins zum Bewußt-
sein der Krise zu gelangen.
Dennoch ist es falsch, daraus zu schließen, 
daß die jetzige Studierendenbewegung eine 
unpolitische Bewegung sei. Was hier stattfin-
det, ist ein Verteilungskampf um gesellschaft-
lichen Reichtum. Die Studierenden versuchen, 
das zurückzufordern, was ihnen über 16 Jahre 
genommen wurde. Auch beschränken sich die 
Forderungen der Studierenden nicht auf mehr 
Geld für die Universitäten, sondern eingefor-
dert wird mehr Geld für alle sozial benachteilig-
ten Gruppen. Dies sei durch Umverteilung von 
oben nach unten zu beschaffen.
Das unterentwickelte theoretische Niveau ist 
dagegen der historischen Situation geschuldet, 
aufgrund 16jähriger Entpolitisierung aller gesell-
schaftlicher Bereiche, einer angepaßten Me-
dienöffentlichkeit, einer orientierungslosen Lin-
ken, der Repression kritischer Meinungen wie 
z.B. im Fall der Maulkorbklagen gegen ASten, 
und des Fehlens organisierter Opposition, die 
sich offensiv äußert. Vor diesem Hintergrund ist 
schon die Forderung nach Umverteilung gera-
dezu revolutionär. Aufgabe ist es nun, die ent-
standene Bewegung weiter zu politisieren.
Hierbei ist es notwendig, aber nicht hinreichend, 
die Kritik am Neokonservatismus und Neolibe-
ralismus als Kritik der politischen Ökonomie zu 
betreiben. Vielmehr ist eine Kritik der politischen 
Technologie erforderlich. Denn Sparpolitik folgt 
nicht einfach vermeintlichen ökonomischen 
(Haushalts-) Sachzwängen, sondern ist längst 
zu einem Instrument autoritativer Transformati-
on der gesamten Gesellschaft geworden. Dies 
gilt besonders für den Bildungsbereich, wo sich 
neoliberale Politik nahtlos in ein jahrzehntelan-
ges rechtskonservatives Roll-back einfügt. Da 
es nicht gelang, eine Hegemonie über die Uni-
versitäten zurückzuerlangen und auch die au-
toritative Eindämmung der Bildungslandschaft 
durch Berufsverbote, Radikalenerlass, das Ver-
fassungsgerichtsurteil von 1973, die Universi-
tätsgesetznovelle von 1974 und die Erklärung 
der Universitäten zum “geistigen Umfeld des 
Terrorismus” letztlich nicht von Erfolg gekrönt 
war, leistet die anonymisierte Herrschaft über 
die verordnete Krise mittels konstruierter öko-
nomischer Sachzwänge dies umso präziser. 
Die Universitätslandschaft wird in Trümmern 
gelegt, denn der ‘Standort Deutschland’ ver-
langt nicht massenhaft kritische IntelligenzlerIn-
nen, sondern unbegrenzt verfügbare ‘mensch-
liche Ressourcen’ und beliebig verwertbares 
‘Humankapital’. Zu geistlosen Lernfabriken 
transformierte Universitäten, ‘Schädelstätten 
des Geistes’, sollen dies in Massen, zugerichtet 
nach DIN-Norm, ausstoßen. So sind in Folge 
der Entwicklung Massenverblödung und Fach-
idiotismus im Hegemoniemodell Deutschland 
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die entscheidenden Standortfaktoren.
Diesen Verwertungsinteressen gilt es sich im 
Interesse der Zukunft der Gesellschaft zu wi-
dersetzen, denn:
“Heute ist es schon fast ein Verbrechen, über 
Veränderung nur zu sprechen, während die 
Gesellschaft in eine Institution der Gewalt ver-
wandelt wird (...). Was der Revolte durch die 
verstärkte Unterdrückung und die Konzentra-
tion der zerstörerischen Kräfte in den Händen 
der Mächtigen aufgezwungen wird, muß für 
ihre Reorganisation, für die Überprüfung ihrer 
Politik genutzt werden. (...) Der Ausgang hängt 
entscheidend davon ab, daß die junge Genera-
tion weder ‘aussteigt’ noch sich anpaßt, son-
dern lernt, sich nach einer Niederlage zu reor-
ganisieren und mit der neuen Sinnlichkeit eine 
neue Rationalität zu entwickeln, um den langen 
Erziehungsprozess zu überstehen - die unent-
behrliche Voraussetzung für den Übergang zu 
politischen Aktionen großen Stils. (...).  
-Herbert Marcuse (18)

Im Rückblick auf eine 50jährige Entwicklung 
der Krise der FU läßt sich feststellen, daß sie 
als Teil der sprichwörtlichen ‘Katastrophe des 
deutschen Bildungswesens’ beachtliche Konti-
nuitäten tradiert. Es sind immer wieder die glei-
chen Problemkonstellationen, die in leichten 
zeitgeschichtlichen Abwandlungen die Dialek-
tik des Kulturkampfes zwischen Konterrevolu-
tion und Revolte ausmachen, also die Konflikte 
prägen und die Konfliktlinien bestimmen. Die 
50jährige Geschichte der FU steht exempla-
risch für diese Entwicklung. Diese Entwicklung 
läßt sich ohne Rekurs auf die deutsche Ge-
schichte der letzten 200 Jahre nicht hinreichend 
begreifen, deren bildungs- und sozialpolitische 
Konfliktlinien letztlich zwischen Emanzipation 
und Sozialtechnologie verlaufen.Wesentliche 
durchgängige Elemente des 50jährigen Krisen-
prozesses der FU sind (12 Thesen, vorläufig, 
ohne Anspruch auf Vollständigkeit): 
1. Entdemokratisierung: Systematische Mar-
ginalisierung der Studierendenschaft und Zu-
rückdrängung ihres Einflusses in den Selbst-
verwaltungsorganen einer Universität, die 
einmal von Studierenden als demokratische 
Gegenuniversität und politische Reformuniver-
sität in der Hoffnung auf Demokratisierung von 
Universitäten und Gesellschaft gegründet wur-

de. Das skandalöse Verfassungsgerichtsurteil 
vom 29.05.1973 steht exemplarisch für diesen 
Prozess (19).
2. Militarisierung und Sozialtechnologisierung 
des öffentlichen Raumes Universität: Die syste-
matische Einschränkung der freien Entfaltungs-
möglichkeit der Studierendenschaft innerhalb 
der Institution Universität und die Beschnei-
dung ihres Rechtes auf ungehinderte Nutzung 
universitärer Räumlichkeiten durch autoritativ-
hierarchisches Managenent der FU-Verwal-
tung, mittels phantasiereicher Strapazierung 
und repressiver Auslegung des Haus- und Ord-
nungsrechts, der Verwaltungs- und Bauord-
nung, sowie Versuchen der sozialtechnologi-
schen Pazifizierung der Krise der FU durch z.T. 
exessive Polizeieinsätze und permanent prä-
sente Wachschutzeinheiten auf dem Campus. 
Die Lernfabrik Universität läßt sich nur in einer 
total verwalteten Welt erzwingen, die Geistlo-
sigkeit der Universität heute ist die Folge.
3. Hierarchisierung: Marginalisierung der Stu-
dierenschaft innerhalb des Wissenschaftsbe-
triebs durch Restauration des überkommenen 
Gegenübers des Lehrer-Schüler-Verhältnisses, 
anstatt die Freiheit von Forschung und Leh-
re allen zu gewährleisten. Die Universität hat 
zu ermöglichen, daß “ihre Studierendenschaft 
jede Person zu jedem Thema zu jeder Zeit hö-
ren und mit ihr diskutieren kann.” (20).
4. Refeudalisierung: Reinstallation von über-
wunden geglaubten Strukturen der ständischen 
Ordinarienuniversität. Es ist völlig inakzeptabel, 
daß sich gerade an den Universitäten derart 
hartnäckig vordemokratische gesellschaftliche 
Atavismen behaupten, wie wir sie sonst nur 
noch beim Militär, beim postabsolutistischen 
staatlichen Verwaltungsapparat und in der ‘frei-
en Wirtschaft’ vorfinden.
5. Differenzierung und Spaltung der Studie-
rendenschaft durch gesetzte Selektionsinstru-
mente, durch Zulassungs-, Studien- und Prü-
fungsordnungen, die den Selektionsprozess 
des Schulsystems fortführen, unterschiedliche 
Lebenschancen zuteilen und soziale Ausgren-
zung produzieren.
6. Enteignung und Fremdbestimmung des ge-
samten Produktionsprozesses des eigenen Stu-
diums durch Unterwerfung der Studierenden 
unter das Wertgesetz des ‘Schein’-Studiums 
und der Zertifikatakkumulation, Gängelung und 
Bevormundung über eine zur systemstabilisie-
renden Leistungsmoral verkommene effizienz-
orientierte ‘Aus’-Bildung durch ‘Leistungsnach-
weise’, Prüfungen, Klausuren. Herrschaft über 
Currikulum, Numerus clausus und Studienord-
nungen. Abschlüsse und Diplome werden so 
letztlich für erfolgreiche Anpassungs- und Un-
terwerfungsleistungen vergeben.
7. Verdrängung selbstbestimmter, autonomer 
studentischer Lehre und Forschung. Ständi-
ge Versuche der Zerschlagung des vielfältigen 
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Berliner Tutorienmodells und Unterwerfung der 
Tutorien zu Handlangerdiensten für Lehrstuh-
linhaber.
8. Zerstörung der Universität als Kulturraum. 
Sterilisierung und Desinfizierung der Universität 
für lebensfremde asketische Wissensprodukti-
on. Verhinderung und Unterdrückung von Ver-
suchen einer Rückgewinnung der Universität 
als Kulturraum, der im Mittelpunkt öffentlichen 
Interesses und der gesellschaftlichen Diskussi-
on steht.
9. Tradierung von personellen und paradigma-
tisch-theoriekonzeptionellen NS-Kontinuitäten 
in Forschung und Lehre, insbesondere in den 
Naturwissenschaften. Die paradigmatische 
Wende von der ‘Wehrhaftmachung der Wis-
senschaft’ für Kriegs- und Produktionsschlach-
ten, hin zu einer Wissenschaft für eine zivile Ge-
sellschaft gelang erst in Spuren.
10. Etablierung von Herrschaftswissenschaft, 
Machtphilosophie, Verwertungs- und Vernich-
tungstechnologien. Unterdrückung kritischer 
und emanzipativer Ansätze. Entzug der Wis-
senschaft der demokratischen Kontrolle durch 
eine kritische Öffentlichkeit. Wissenschaft wird 
so gemeingefährlich, Wissenschaftler werden 
zu potentiellen Tätern.
11. Auslieferung der Universität an und Gleich-
schaltung der Wissenschaft für Herrschafts- 
und Verwertungsinteressen von Staat und 
Kapital. Der mögliche Beitrag einer herrschafts-
kritischen und antihegemonialen Wissenschaft 
zur Lösung drängender gesellschaftlicher Pro-
bleme wird diskriminiert, Minderheiten und 
Randgruppen werden aus der Betrachtung 
ausgegrenzt.
12. Gewaltsame Zerschlagung aller studen-
tischen Versuche, Universität und Wissen-
schaft in kritischer Praxis und praktischer Kritik 
am herrschenden Wissenschaftsbetrieb neu 
zu konzipieren, wie im Fall der Kritischen Uni 
1967/68 und der Befreiten Uni 1988/89. Ver-
treibung der Volksuni aus der FU, Verhinderung 
von selbstorganisierten studentischen Somme-
runiversitäten.
1948 galt die FU als Modell für einen demokra-
tischen Neubeginn in Universität und Gesell-
schaft. Dies ist in Vergessenheit geraten. Umso 
mehr brauchen wir heute eine freie Universität, 
die Maßstäbe für eine demokratische Weiter-
entwicklung von Universitäten und Gesellschaft 
setzt. In diesem Sinne sind wir alle aufgefordert, 
Universität neu zu erfinden und Wissenschaft 
neu zu entdecken. Doch wer soll dies tun, 
wenn nicht wir, und wann, wenn nicht jetzt? 50 
Jahre FU wären daher ein Anlass, ihren Model-
lanspruch und ihre Utopie aufzugreifen, neu zu 
interpretieren und zeitgemäß umzusetzen.

Anmerkungen:

(1) Klaus Heinrich, studentischer Mitbegründer der FU, 1989: Zur Geistlosigkeit 
der Universität heute. In: Das Argument 173, S. 9.

(2) Paskal Beucker diagnostiziert treffend: “Doch die neue ‘StudentInnenbe-
wegung’ stellt nicht die Ursache für eine Krise der Hochschullinken dar, sie 
ist vielmehr Ausdruck dieser Krise. Aufgetrieben in ritualisiertem innerlinkem 
Hickhack, gut eingerichtet in den linken Nischen der studentischen Selbstver-
waltung und den eigenen Zusammenhang als Nabel der Welt begreifend, ist 
die Hochschullinke schon seit einiger Zeit nicht mehr in der Lage, veränderte 
Realitäten an den Hochschulen adäquat wahrzunehmen und sich den daraus 
entstandenen neuen Anforderungen an linke Politik zu stellen.” In: ders. 1989: 
Die Karten werden neu gemischt. Die ‘Neue StudentInnenbewegung’ und die 
organisierte Hochschullinke. In: Blätter für deutsche und internationale Politik, 
Januar 1990, S.82. 

(3) Vergl.: Landefeld, Beate et al. 1978: Der Streik - Lehren aus dem 1. nationa-
len Studentenstreik Wintersemester 1977/78. Dortmund.

(4) Vergl.: UStA Hochschulreferat 1977: Ergebnisse und Erfahrungen aus un-
serem 4-monatigen Arbeitsprozess zum Hochschulrahmengesetz und Refe-
rentenentwurf. Berlin.

(5) Der Arbeitskampf der 3700 studentischen Beschäftigten ist dokumentiert in: 
Büchner, Gerold et al. 1986: Bis hierher und nicht weiter. Der Berliner Tutoren-
streik 1986. Hamburg. 

(6) Das war eine der Hauptforderungen der Notgemeinschaft für eine freie Uni-
versität (NofU): “Die Organe der Verfaßten Studentenschaft werden in Berlin auf 
absehbare Zeit in der Hand von Extremisten und Chaoten bleiben. Sie haben 
deshalb dem Ansehen der Berliner Hochschulen schweren Schaden zugefügt 
und werden das, wenn man sie nicht abschafft (sic!) (...), weiter tun.” Aus: Nr. 
640 der Veröffentlichungen der Notgemeinschaft für eine freie Universität, März 
1986, S. 11.

(7) Über die Machenschaften der NofU und das ‘Roll-back’ der Reformuniver-
sität hin zur reaktionären ‘Wende-Uni’ hat der Informationsausschuß der Be-
freiten Universität nach einjähriger Recherche ein viel beachtetes, 256seitiges 
Buch geschrieben: FU Berlin. Ein pechschwarzes Gebilde. Berlin. Dezember 
1989. Erhältlich im AStA FU und im Projekt Archiv (ausleihbar in der UB). 

(8) Die staatlichen Repressionen gegen Studierende im WS 1988/89 dokumen-
tierte die Anti-Repressions AG des AStA FU im August 1990 in einer 88sei-
tigen Broschüre: Haut weg den Scheiß! - Berichte, Fotos, Dokumentationen 
und Analysen der staatlichen Repressionen aufgrund des Universitätsstreiks 
im Wintersemester 1988/89. Berlin.

(9) Die NofU-Professoren zogen andere Folgerungen aus dem Kampf um die 
Universität, als die Studierenden: “Als langfristige Maßnahme Korrektur der 
falschen Bildungspolitik, durch die zu viele Jugendliche auf das Gymnasium 
und in ein Studium geführt werden. Erheblicher Anteil der Gymnasiasten und 
Studenten für diesen Bildungsweg intellektuell und charakterlich ungeeig-
net. Daher nicht nur schwere Nachteile für die Betroffenen (...), sondern auch 
schwere Nachteile für die Volkswirtschaft (...). Daher keine Aufhebung, sondern 
Verschärfung des NC (...).” So ein Jura-Prof. der TU in einem Schreiben an die 
FAZ am 16.01.1989. Die Forderungen der NofU scheinen in den 90er Jahren 
zentrales Element herrschender Bildungspolitik geworden zu sein.

(10) Aus einem Strategiepapier der Zentralen Universitätsverwaltung vom 
23.02.1989, erstellt vom damaligen ‘Mann fürs Grobe’, Präsidialamtsleiter 
Kurt Zegenhagen, wird ersichtlich, daß mit einem Fortbestand der Befreiten 
Uni gerechnet wurde, falls es nicht gelänge, sie gewaltsam zu zerschlagen: 
“Es ist nicht zu erwarten, daß sich zum Sommersemester 1989 von selbst ein 
ordnungsgemäßer Lehrbetrieb einstellt.” Deshalb “... sollen die Gebäude um-
gehend geräumt und erforderlichenfalls kurzzeitig verschlossen werden. Wird 
erneut besetzt, ist erneut zu räumen (...).” Auch die Idee zum autoritativen Ma-
nagement der geschichtlichen Krise der FU durch einen Wachschutz, das bis 
heute üblich ist, scheint von Zegenhagen zu stammen. Dieser am 17.02.1989 
in: Maßnahmen in der Boykottsituation: “Denkbar ist eine intensive aber ko-
stenaufwendige Aufsicht durch eine Wachgesellschaft, die z.B. auch den lau-
fenden Schließdienst für alle Hörsäle (sic!) übernimmt.”Unter dem Regime von 
Präsidialamtsleiter Peter Lange ist diese schöne neue orwell’sche Universität 
dann ein Stück Wirklichkeit geworden. 

(11) Auch einen Monat nach der Abwahl des CDU/FDP-Senates funktionierte 
die Zusammenarbeit zwischen dem noch amtierenden Innensenator Kewenig 
und FU-Präsident Heckelmann hervorragend, wie aus einem Schreiben Hek-
kelmanns an Kewenig vom 27.02.1989 hervorgeht: “Für die Tage nach einer 
Räumung bitte ich um einen besonderen Schutz des Präsidialamtes.”

(12) Nach den Räumungen war sich das Präsidialamt seines Sieges nicht si-
cher: “Es ist zu befürchten, daß es einigen radikalen Gruppierungen unter den 
Studenten gelingen wird, den Streik auch im Sommersemester 1989 - vor allem 
in den geistes- und sozialwissenschaftlichen Fächern - fortzuführen.” So ein 
Rundschreiben des FU-Präsidenten an die Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer der FU vom 10.03.1989.

(13) Gerlach galt als Gegner des NofU-Professorenkartells. Der offiziellen 40-
Jahr-Feier der FU blieb er fern. Dies begründet er in einem Antwortschreiben an 
Heckelmann vom 01.12.1988: “(...) Die meisten FU-Angehörigen berührt diese 
Feier nicht. Viele, die sich mit der FU identifizieren, indem sie ihr viel verdan-
ken und geben, würden sich in einem angemessenen Rahmen sicher gern zu 
ihrem Geburtstag versammeln, um über die heute bedrückenden Sorgen der 
Universität - ihren inneren Zustand wie die ständige Mißachtung ihrer funktio-
nalen Bedeutung durch den Staat - zu sprechen. Diese wirklichen Anliegen sind 
nicht feierlich. Deshalb zeigt die gleichwohl veranstaltete Festlichkeit die völlige 
akademische Inkompetenz der dafür Verantwortlichen. Man kann der FU zum 
Geburtstag nur wünschen, daß sie auch diese Zeit einigermaßen übersteht.” 
Leider sind diese Zeilen nach wie vor gleichermaßen aktuell. 

(14) Eine kurze Geschichte des HSP ist in: AStA FU, Mein erstes Semester, 
SoSe 1994, S. 21-25.

(15) Eine wahre Fundgrube ist mit 468 Seiten der Reader zum BUG-Kongress.

(16) Nach Pierre Bourdieu (Bourdieu, Pierre 1988: Homo academicus, S. 287) 
wird ein ‘kritischer Moment’ durch ‘kritische Ereignisse’ erzeugt. Der ‘kritische 
Moment’ ist ein Zustand, “in dem gegen die alltägliche Erfahrung der Zeit als 
blose Weiterführung der Vergangenheit oder einer in der Vergangenheit ange-
legten Zukunft alles möglich wird, oder doch erscheint, in dem die Zukunft wirk-
lich kontingent, das Kommende wirklich unbestimmt, der Augenblick wirklich 
als solcher erscheint - in der Schwebe, abgehoben, ohne vorgesehene noch 
vorhersehbare Folgen.” 

(17) Doch auch wenn sich keine direkten Erfolge erkämpfen ließen, ist kein 
Streik umsonst. Wesentliche Wirkungen sind eher unscheinbar und wirken 
langzeitig. Jeder Streik verbessert die Ausgangslage der Studierenden: Ein 
Politisierungsprozess setzt ein, langfristige Arbeitsgruppen entstehen, Solidari-
sierung durchbricht die Anonymität.

(18) Aus: Herbert Marcuse 1973: Konterrevolution und Revolte, Frankfurt/M, 
S. 153-154. 

(19) Den ProfessorInnen wurde damals unter Bezug auf die Wissenschaftsfrei-
heit die Mehrheit in den universitären Gremien zugesprochen („ausschlagge-
bender Einfluß“) und die Drittel- bzw. Viertelparität verboten. 

(20) Aus der Resolution des sit-in im Henry-Ford Bau vom 22/23.06.1966, wo-
mit eine Forderung der Studierenden in Berkeley aufgegriffen wurde.

historisches 
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches

historisches
historisches
historisches
historisches

innenansichten
innenansichten 
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten

subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor



auf dem weg zur globalisierten 
dienstleistungshochschule

Ralf Hoffrogge 

2008

Studierendenproteste in Berlin und an der FU ���8-200�  

Mit dem Abbröckeln des bundesweiten Streiks Anfang 1998 und der 
50-Jahr-Feier im Dezember desselben Jahres war die FU Berlin kei-
nesfalls befriedet. Im Laufe der folgenden  zehn Jahre äußerten Stu-
dierende immer wieder ihren Unmut in Vollversammlungen, Protesten 
und Streiks. Gründe gab es genug. Hatte sich die FU bei der Grün-
dung 1948 und noch einmal in den 60er Jahren als Vorreiterin demo-
kratischer Studienreformen gezeigt, so wandelte sie sich seit Mitte der 
90er zum Modellprojekt eines autoritären Neoliberalismus. 2006 wurde 
die FU zur „unternehmerischsten Hochschule Deutschlands“ gewählt, 
seit 2007 gehört sie zum erlauchten Kreis der „Elite-Universitäten“. 
Die Hochschule, so das neue Dogma, ist ein Akteur unter vielen am 
Bildungsmarkt. Sie bietet eine Dienstleistung an, wirbt um Mitarbeite-
rInnen und KundInnen, ihre Beziehungen zur Gesellschaft sind waren- 
und marktförmig. Intern ist sie unternehmerisch und effizient, also anti-
demokratisch strukturiert.

Insbesondere die Präsidenten Peter Gaeht-
gens (1999-2003) und Dieter Lenzen (ab 2003) 
haben diese Entwicklung vorangetrieben. Ihre 
Stoßrichtung war nicht völlig neu, bereits seit 
den 80er Jahren sind Grundzüge erkennbar. 
Insbesondere mit der durch den Bologna-Pro-
zess erzwungenen Einführung des Bachelor/
Master-Systems hat sich die Verbetriebswirt-
schaftlichung der Hochschulen jedoch enorm 
beschleunigt. Es ist daher keine Übertreibung 
zu behaupten, dass in den letzten zehn Jah-
ren die radikalste Hochschulreform in der Ge-
schichte der BRD stattgefunden hat, in ihrem 
Ausmaß vergleichbar einzig mit den Umwäl-
zungen im Gefolge des Jahres 1968 und der 
Abwicklung des DDR-Hochschulsystems.

Studentische Proteste haben diesen Wandel 
an der FU in den letzten zehn Jahren stets 
begleitet, konnten ihn jedoch nicht aufhalten. 
Zwar gelang mit der Verhinderung  von Studi-
engebühren im Streik 2003/04 ein durchschla-
gender Erfolg. In allen anderen Bereichen hat 
sich die FU-Leitung jedoch durchgesetzt und 
nicht nur die FU bis zur Unkenntlichkeit „refor-
miert“, sondern auch Maßstäbe gesetzt für die 
bundesweite Entwicklung. 

Winter 2000/200� - Rettet das OSI

Nach einer von mehreren tausend Studieren-
den besuchten Anti-Studiengebühren-Demo 
im Sommer 2000 wurde das Otto-Suhr Insti-
tut für Politikwissenschaft im Wintersemester 
2000/2001 zum Zentrum studentischer Proteste 
an der FU. Eine überwiegend von AktivistInnen 
im Grundstudium getragene Bewegung wand-
te sich gegen massive Kürzungspläne und die 
Umstrukturierung des Studiums im Rahmen 
der am OSI frühzeitig angestrebten „Modula-
risierung“. Professorale „Modernisierer“ in den 
Gremien weigern sich jedoch, auf studentische 
Reformvorschläge einzugehen und stimmen 
ihre Konzepte durch. Die Proteste gipfeln in ei-
ner Institutsbesetzung und einem Polizei-Groß-
einsatz, die Besetzung wurde schließlich durch 
die Studierenden gewaltlos beendet. 
Neben einer Ablehnung der Kürzungen wurde 
2001 explizit der Erhalt kritischer Wissenschaft 
am Institut gefordert. Durch erfolgreiche Mo-
bilisation in den folgenden Semestern gelang 
es, das Diplomstudium neben BA und MA zu 
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erhalten, allerdings mit modularisierter und 
verschulter Studienordnung. Im Sommer 2008 
trifft dann verspätet ein, was viele schon sieben 
Jahre zuvor befürchtet hatten: die Abschaffung 
des Diploms steht erneut auf der Tagesord-
nung. Ob sie ein weiteres mal verhindert wer-
den kann, ist ungewiss.

200�/2002 - Rasterfahndung und Zwangsex-
matrikulationen

Eine von den Berliner Universitätspräsidenten 
geplante Kündigung des Tarifvertrages für die 
studentischen Beschäftigten scheiterte nur 
an einem Veto des Berliner Senates. In den 
Sommersemesterferien 2001 konnte eine im 
Akademischen Senat vorgelegte Regelung zur 
Zwangsexmatrikulation durch ein studentisches 
Gruppenveto nur aufgeschoben werden, nach 
den Ferien wurde die Regelung beschlossen 
und trat 2002 in Kraft. Abgesichert wurde dies 
durch eine Änderung des Berliner Hochschul-
gesetzes, durchgeführt vom frisch angetrete-
nen rot-roten Senat. Damit war die ursprüng-
liche Regelung zur Zwangsberatung entschei-
dend verschärft worden. Langzeitstudierenden, 
die „Auflagen“ seitens der Universität nicht er-
füllten, drohte nun der Rauswurf. Gleichzeitig 
wurden im Wintersemester 2001/2002 erste 
Forderungen nach Abschaffung des Projekttu-
torienprogramms laut.
Nach dem 11. September 2001 folgte im Rah-
men der Anti-Terror-Hysterie ein bisher nie 
dagewesener Vorgang: Auf Anfrage des Bun-
deskriminalamtes (BKA) gab das FU-Präsident 
Gaehtgens am 17.9.2001 ohne Gerichtsbe-
schluss und ohne Konsultation von Studieren-
denvertretern persönliche Daten ausländischer 
Studierender für eine Rasterfahndung an die 
Polizei heraus. 
Am 22. November informierte der AStA FU auf 
einer Vollversammlung über diese Vorfälle, am 
11. Dezember fand eine weitere VV mit über 
1000 TeilnehmerInnen statt. Die Versammlung 
beschloss einen dreitägigen Streik und eine 
Beteiligung an auf EU-Ebene angekündigten 
SchülerInnen- und Studierendenprotesten. 
Als die Diskussionen der Arbeitsgruppen auch 
nach 22 Uhr nicht abgeschlossen sind, ließ die 
Universitätsleitung etwa 100 verbliebene Teil-
nehmerInnen in einem brutalen Polizeieinsatz 
aus der Silberlaube räumen. Trotz Absprachen 

mit der Universitätsleitung erfolgte am 12.12. 
2001 ein weiterer Polizeieinsatz: ein Streikkon-
zert im Mensa-Foyer wurde gewaltsam been-
det, die Silberlaube erneut geräumt.  
Die massive Repression und das nahende Se-
mesterende führten zum Abbruch des Streiks, 
bevor dieser überhaupt richtig Breite gewinnen 
konnte. Die Rasterfahndung wurde 2002 vom 
Landgericht Berlin für unzulässig erklärt, das 
Urteil jedoch in nächster Instanz aufgehoben.
Im Sommersemester 2002 wurde schließlich 
das Projekttutorienprogramm seitens der pro-
fessoralen Mehrheit im Akademischen Senat 
ersatzlos gestrichen. Das Programm, das seit 
1989 bezahlte studentische Lehre mit selbst 
gesetzten Inhalten ermöglichte, gehört damit 
der Geschichte an. AStA und Studierendenver-
treterInnen protestierten, größerer Widerstand 
blieb jedoch aus.

Sommer 200� - Kürzungen und Studienkon-
ten statt Bildungsförderung

Die 2002 im Gefolge des Bankenskandals an 
die Macht gekommene rot-rote Regierung ge-
riet von studentischer Seite schon bald in die 
Kritik. Im Wahlkampf versprach Gregor Gysi in 
einer Podiumsdiskussion an der FU noch die 
umgehende Ausfinanzierung mehrerer Tau-
send zusätzlicher Studienplätze, nach der Wahl 
war davon nichts mehr zu merken. Im Gegen-
teil: Statt Bildungsförderung kündigte der Se-
nat eine neue Kürzungsrunde an den Berliner 
Hochschulen an, über 100 Mio Euro sollten bis 
zum Jahr 2009 eingespart werden. Zusätzlich 
diskutierte die Koalition die Einführung von 
Langzeitsudiengebühren im Rahmen eines 
Studienkontenmodells.
Ende April und Anfang Mai 2003 fanden vom 
AStA einberufene Informationsveranstaltungen 
statt. Es folgten eine Protestkundgebung am 
16. Mai vor dem Landesparteitag der SPD und 
eine Berlin-weite Demonstration mit etwa 6000 
TeilnehmerInnen, die gegen Bildungs- und So-
zialabbau demonstrierten. Im Anschluss erfolg-
te eine Besetzung des Büros von SPD-Finanz-
senator Sarazzin. 
In den Protesten Mitte 2003 dominierten die 
im Rahmen der Hochschulverträge verhandel-
ten Kürzungspläne. Weitere Diskussionen über 
anstehende Studienreformen wurden kaum 
geführt, trotz der bedrohlichen Pläne gelang 
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zunächst keine Ausweitung des Protestes über 
das Sommerloch hinaus.
Eine in Berlin stattfindende Konferenz der euro-
päischen BildungsministerInnen zur Koordinati-
on des Bologna-Prozesses sorgte allerdings im 
September noch einmal für Aktivität. AktivistIn-
nen der Sommerproteste organisierten gemein-
sam mit den Berliner ASten eine Gegendemo 
am 16.9.2003. Gleichzeitig fand unter dem Titel 
„European Education Forum“ (EEF) ein Gegen-
gipfel mit studentischen und globalisierungs-
kritischen AktivistInnen aus den europäischen 
Nachbarländern statt. Die Demonstration wur-
de ebenfalls überregional wahrgenommen und 
von einigen Hundert TeilnehmerInnen besucht, 
erreichte aber nicht mehr die Dimension der 
Sommerproteste. Die RednerInnen auf der 
Demo übten eine Grundsatzkritik am  Bolo-
gna-Prozess: Dessen erklärtes Hauptziel sei 
die Wettbewerbsfähigkeit nationaler Bildungs-
standorte und eine reine Arbeitsmarktorientie-
rung von Hochschulbildung. 
Konflikte gab es im Vorfeld des EEF, weil der 
europäische studentische Dachverband ESIB 
sich nicht an den Protesten beteiligen, sondern 
gemeinsam mit den MinisterInnen im Hotel 
Hilton die Reformen „mitgestalten“ wollte. Der 
deutsche „Freie Zusammenschluss von Studie-
rendenschaften“ (fzs) unterstützte diese Positi-
on. Die unkritische Haltung der studentischen 
Verbände gegenüber dem Gesamtprozess 
verhinderte damit eine Doppelstrategie aus 
Protesten im und vor dem Konferenzsaal. Im 
Rückblick läßt sich sagen, dass durch studen-
tische Beteiligung die Auswirkungen des Bolo-
gna-Prozesses nicht abgemildert oder positiv 
beeinflußt werden konnten. Das „konstruktive“ 
Mitwirken erhöhte stattdessen die Legitimation 
der Reformen und schwächte die Position der 
KritikerInnen.

Das schnelle Abflauen der Sommerproteste 
2003 erzeugte zunächst Frustration, auch Er-
schöpfung macht sich breit. An der FU waren 
im Winter 2003 keine Aktionen geplant. Erst als 
eine von unermüdlichen AktivistInnen an der 
TU organisierte VV im November 2003 völlig 
unerwartet den Streik ausrief und es zeitgleich 
auch in Hessen zu brodeln begann, sprang der 
Funke erneut auf die FU über. Der Auftakt zum 
bundesweiten Streik 2003/2004 war gemacht.

auf dem weg zur globalisierten 
dienstleistungshochschule 
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gegen bildungs- und 
sozialabbau

Ralf Hoffrogge

2004, überarbeitet 2008

Eine Kritische Bestandsaufnahme der Studierendenproteste im 
Winter 200�/2004 mit Schwerpunkt Berlin (1)

Die Auslöser der Streikbewegung im Wintersemester 2003/04 waren 
wieder einmal einschneidende Mittelkürzungen an den Universitäten. 
In Pleiteländern wie Berlin fielen die Kürzungen mit Stellenstreichun-
gen von bis zu 30% an den Universitäten besonders drastisch aus (2) . 
Der  immer offenere Rückzug des Staates aus der Hochschulfinanzie-
rung löste auch im „reichen Süden“ studentische Proteste aus, so dass 
diese erstmals seit 1997 wieder bundesweiten Einfluss gewannen. 
Auslöser für die deutschlandweite Streikbewegung waren neben den 
diversen Kürzungen vor allem die Einführung von Studiengebühren. 
Zur Debatte standen damals einerseits die von der CDU bevorzugten 
Langzeitstudiengebühren in Höhe von meist 500 Euro für Menschen ab 
dem 14. Semester,  andererseits die durch die von rot-grünen Landes-
regierungen eingeführten „Studienkonten“. Besonders das Kontenmo-
dell bedeutete einen Schritt hin zur völligen Ökonomisierung des Studi-
enalltags, erfordert es doch für jede Veranstaltung eine Preis-Leistungs 
Abwägung (Vgl. Himpele 2002). Dennoch wurde gerade dieses Modell 
vom Berliner SPD/PDS-Senat zur sozialen Alternative gegenüber direk-
ten Studiengebühren erklärt. Anders als beim Streik 1997, bei dem vor 
allem CDU und FDP im Kreuzfeuer studentischer Kritik standen, domi-
nierte nun eine allgemeine Abneigung gegenüber allen politischen Par-
teien. Die Berechtigung dieses Misstrauens zeigte sich im Rückblick: 
Vor allem die Langzeitstudiengebühren dienten oft nur als Übergang für 
allgemeine Gebühren ab dem ersten Semester.

Betrachtet man die Berliner Forderungen und 
Resolutionen, so zeigte sich im Streik 2003/04 
durchaus eine Analyse gesamtgesellschaft-
licher Zusammenhänge. Die Resolution der 
Technischen Universität Berlin vom 5.11.2003 
beschränkte sich zwar auf vornehmlich hoch-
schulpolitische Themen: Verhinderung der ge-
planten Kürzungen und Einsparungen, Ableh-
nung von Studiengebühren einschließlich des in 
Berlin geplanten Studienkontenmodells sowie 
Einführung viertelparitätischer Mitbestimmung 
in den universitären Gremien. Den Abschluss 
allerdings bildete eine deutliche Ablehnung von 
„Bildungskürzungen, Sozialabbau und Entsoli-
darisierung“ (Vgl. TU-Streik Info Nr.1).  
Am 24.11.2003 legten dann die Studierenden 
der Freien Universität Berlin ihre Forderungen 
vor und betonten den gesamtgesellschaft-
lichen Anspruch der Proteste: „..so solidari-
sieren wir uns mit allen von den bundes- und 
senatspolitischen Sparplänen Betroffenen und 
lehnen es ab, die Einschnitte im hochschulpo-
litischen Bereich als singuläre Angelegenheit 
ohne weiteren sozialen Kontext zu begreifen“. 
Die Studierenden verweigerten eine Abwälzung 
der Kürzungen auf andere Gruppen und defi-
nierten ihren Streik als „Teil des berlinweiten, 
bundesweiten und europäischen Protests ge-
gen Bildungs- und Sozialabbau“ (Vgl. StreikZeit 
Nr. 2). Diese Präambel fand später Eingang in 
einen Berlinweiten Forderungskatalog, dem die 
Vollversammlungen aller drei großen Universi-
täten zustimmten.
Sei es durch die Erfahrungen des erfolglosen 
Streiks von 1997 oder durch die von allen Par-
teien gleichermaßen betriebene Spar- und Um-
strukturierungspolitik. Im Jahr 2003 zeigte sich 
gleich zu Beginn des Streiks eine Tendenz zur 
gesamtgesellschaftlichen Wahrnehmung und 
Einordnung der studentischen Probleme.

Allerdings hatte man manchmal den Eindruck, 
dass diese Resolutionen sich nicht ganz her-
umgesprochen hatten oder nicht verstanden 
wurden. Denn trotz aller verbalen Ablehnung 
der „neoliberalen Verwertungslogik“ versuch-
ten viele Studierende immer wieder, ihre Nütz-
lichkeit für Staat und Nation zu beweisen. So 
bezeichneten sich etwa die Kulturwissenschaft-
lerInnen der HU Berlin in einer 24-Stunden Ma-
rathonvorlesung als „weiche Standortfaktoren“, 
auf einem Flugblatt streikender HistorikerInnen 
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wurde die Bedeutung der Tätigkeit von Ge-
schichtswissenschaftlerInnen „insbesondere 
im Außenministerium“ betont und auf keiner 
Demo fehlte das obligatorische Transparent 
„Deutschland bleibt dumm – wir sind dabei“ 
(Vgl. Titelbild „Unicum“ 1/2004).
Auch das demonstrative Mitführen von 
Pappsärgen („Wir tragen die Bildung zu Gra-
be“) unterstrich wieder einmal wirkungsvoll den 
Habitus des beleidigten Intellektuellen und trug 
gleichzeitig die eigene Ohnmacht zur Schau.
Wie bereits 1997 wurde im aktuellen Protest 
von vielen AktivistInnen ihre Stellung in der 
Gesellschaft und die Rolle der Universität als 
Institution zur Elitenreproduktion nicht reflek-
tiert oder aber stillschweigend akzeptiert. Statt-
dessen setzte man erneut auf möglichst viele, 
möglichst „kreative“ und öffentlichkeitswirksa-
me Aktionen, um über ein positives Presseecho 
die Politik von ihrer vermeintlich irrationalen 
Haltung abzubringen. 
Dabei besitzen die derzeit ablaufenden Trans-
formationen eine ganz eigene Rationalität, eben 
die oftmals kritisierte Logik der Verwertung. Die 
Universitäten verlassen in diesem Prozess die 
staatliche Sphäre und treten direkt in einen 
marktförmig organisierten Wettbewerb. Nicht 
nur die universitär zugerichtete Arbeitskraft, 
sondern auch die modular genormte Bildung 
wird zur Ware, die per Studiengebühr erwor-
ben werden muss. So werden letztendlich die 
Studierenden selbst durch ihre mit creditpoint-
Kaufkraft ausgestattete Nachfrage dafür sor-
gen, daß nur noch direkt am Arbeitsmarkt ver-
wertbare Bildungsinhalte angeboten werden.  
Die Sparpolitik spielt hier nur eine Legitimati-
onsfunktion, sie erzeugt den nötigen Druck, 
schafft Akzeptanz für die kapitalistische Land-
nahme im zu privatisierenden Bildungswesen 
(zur Transformation vgl. Bultmann 1996).
Im Protest 2003 wurde diese Transformati-
on jedoch meist als rein fiskalischer Prozess 
wahrgenommen: Es wird gekürzt, uns wird was 
weggenommen. Ein Musterbeispiel für diese 
eingeschränkte Wahrnehmung bildete ein An-
tragsentwurf der Grünen Hochschulgruppe an 
der FU Berlin. Darin wurden sowohl die men-
schenrechtswidrige Ausländerpolitik als auch 
die repressive Drogenpolitik in der BRD allein 
aus finanziellen Überlegungen abgelehnt: Diese 
seien zu teuer, man solle doch lieber in Bildung 
investieren. Politische Kategorien jenseits von 

Haushaltslogik kamen hier nicht vor (Beck/Gru-
ner 2003).
Die vermeintliche Entpolitisierung von Ent-
scheidungen, die Ideologie von Sachzwang 
und leeren Kassen bilden also nach wie vor die 
mächtigsten Waffen zur Umsetzung eines neo-
liberalen Gesellschaftsprojektes. Diese Ideolo-
geme finden ihre Entsprechung in einer Studie-
rendenschaft, in der es seit Mitte der 90er Jah-
re nicht nur keine linke Hegemonie mehr gibt, 
sondern auch die Unterscheidungsfähigkeit 
zwischen Links und Rechts stark nachgelassen 
hat: In einer Umfrage aus dem Jahr 1996 spra-
chen sich 42% der „linken“ Studierenden dafür 
aus, das WissenschaftlerInnen sich mit ihrer Ar-
beit für die Sicherung des Industriestandortes 
Deutschland auseinandersetzen sollten (Demi-
rovic 1996: 384).
Stattdessen hat sich im Gefolge der Zeiten-
wende von 1989 eine Art postmoderner Mei-
nungspluralismus unter Studierenden etabliert: 
Jeder darf mal reden, alle sind undogmatisch 
und erfrischend ideologiefrei. Die damit verbun-
dene Abkehr vom orthodoxen Marxismus als 
steriler Dogmensammlung, die sich bereits in 
den antiautoritären Tendenzen des Streiks von 
1988 abzeichnete, wäre ein Gewinn für studen-
tische Bewegtheit. Nur leider schießen die Stu-
dierenden von heute in ihrer undogmatischen 
Haltung gerne auch mal über das Ziel hinaus: 
Auf einer Vollversammlung der TU Berlin wurde 
tatsächlich eine Resolution gegen „sozialisti-
sche und kommunistische“ Flugblätter gefaßt, 
besonders Eifrige fingen gleich an, verdächti-
ges Schriftgut zu konfiszieren. Der Beschluss 
wurde zwar nicht veröffentlicht und bereits 
nach einer Woche wieder aufgehoben, zeigte 
jedoch den mehr als unsicheren Stand jener 
emanzipatorischer Ideen, die in den Streik-Re-
solutionen festgehalten waren.
Die Abgrenzung nach rechts klappte dage-
gen nicht immer so recht. So wurde etwa die 
Solidaritätserklärung des emeritierten Politik-
Professors Fritz Vilmar mehrheitlich begrüßt. 
Zwar stand Vilmar durch seine antiamerikani-
schen und nationalistischen Seminarinhalte, 
etwa gegen die „Amerikanisierung der Deut-
schen Sprache“, bereits seit längerem in der 
Kritik. Dennoch gab er mehrere Veranstaltun-
gen im Rahmen des Streiks. Bei der Band Mia 
und ihrem Song „Was es ist“, einem poppigen 
Liebeslied über einen deutschen Neuanfang, 
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assoziiert mit den Farben Schwarz-Rot-Gold, 
reagierten zumindest einige beherzt: Ihren um-
strittenen Auftritt auf einem Streik-Soli Konzert 
am 15.1.2004 musste die Band wegen Prote-
sten und Eierwürfen abbrechen (Vgl. StreikZeit 
10).
Dennoch kursierte gleichzeitig unter dem Ti-
tel „Einigkeit und Recht auf Bildung“ eine auf 
die Melodie des Deutschlandliedes gereimte 
„Streikhymmne“. 
Dieses absurde Beispiel zeigt vielleicht am be-
sten die Heterogenität der Streikbewegung, die 
lediglich in der Ablehnung von Bildungsabbau, 
Studiengebühren und Sozialabbau eine vorerst 
negative Einheit fand. Die oft fehlende Kritik 
an Staat und Nation veranlasste dann auch 
größere Teile der verbliebenen studentischen 
Linken, sich aus den Protesten herauszuhalten 
– dadurch wurden diese allerdings auch nicht 
politischer oder aufgeklärter.
Die 1990er Jahre haben offensichtlich eine blei-
bende politische Orientierungslosigkeit im stu-
dentischen Milieu hinterlassen.
Die weit verbreitete Vorstellung, allein durch 
kreative Aktionen und gute Presse ließe sich der 
bildungs- und sozialpolitische Kurs des Staates 
grundsätzlich verändern, erwies sich wie schon 
1997 als Trugschluss und führte bei vielen Ak-
tivistInnen zu Enttäuschung und Resignation. 
Überhaupt läßt sich feststellen, daß der Studie-
rendenprotest 2003/2004 sich mehrheitlich auf 
einer rein symbolischen Ebene abspielte.

Auch deswegen meinten die Herrschenden, sie 
könnten diese Bewegungen einfach aussitzen 
und machten außer verständnisvollen Floskeln 
zunächst keine Zugeständnisse. Diese Taktik 
des „Weglobens“ von Protesten ging jedoch im 
Winter 2003/2004 nicht so glatt auf wie noch 
im Jahr 1997.
Denn neben den dominanten symbolischen 
Aktionen setzten entschlossene Teile der Stu-
dierendenschaft immer wieder auf direkte Kon-
frontation: Besonders in Berlin suchten sie die 
politischen Eliten und MeinungsmacherInnen 
auf, besetzten ihre Büros und brachten ihre For-
derungen vor. Sowohl die PDS-Parteizentrale, 
als auch das Willy-Brandt-Haus, das Büro von 
Kultursenator Flierl und Finanzsenator Sarrazin, 
das rote Rathaus, die Bertelsmann-Zentrale Un-
ter den Linden und die taz-Redaktion in Berlin 

erhielten unerwarteten studentischen Besuch, 
in anderen Städten fanden ähnliche Aktionen 
statt. Manchmal wurden die Besetzungen nach 
einigen Stunden abgebrochen, ab und an mus-
sten sie durch Polizeigewalt beendet werden. 
Oder die Forderungen wurden erfüllt: in der taz 
vom 16.12.2003 erhielten die BesetzerInnen 
mehrere Sonderseiten, auf denen sie nicht nur 
die Bildungspolitik, sondern auch die einseitige 
Berichterstattung der bürgerlichen Medien (ein-
schließlich taz) heftig kritisierten .
Einen Höhepunkt dieser direkten Konfronta-
tionen stellte sicher die Blockade des Berliner 
Abgeordnetenhauses am 15.1.2004 dar. Etwa 
3000 DemonstrantInnen zogen einen Belage-
rungsring um das Parlament, um die Lesung 
des Haushaltes zu verhindern und eine Neuver-
handlung über Sozialabbau und Kürzungen zu 
erzwingen. Nur dank massivem Polizeischutz 
konnte die Sitzung dennoch stattfinden.
Diese Aktion, die sich explizit nicht nur gegen 
Bildungsabbau, sondern gegen die gesamte 
unsoziale Sparpolitik des Landes Berlin richte-
te, war ein praktisches Beispiel für die notwen-
dige Ausdehnung des politischen Widerstands. 
Dennoch folgten nur wenige Nicht-Studierende 
dem Aufruf. Offensichtlich müssen erst gemein-
same Kommunikations-, Widerstands- und vor 
allem Organisationsformen von Studierenden 
und anderen gesellschaftlichen Gruppen ge-
funden und aufgebaut werden. Auch, um von 
der negativen Einheit „gegen Sozialabbau“ zu 
positiven emanzipatorischen Zielen voranzu-
schreiten. 
Wie so viele andere Bewegungen bröckelte 
auch dieser Streik mit dem Ende des Seme-
sters zunehmend ab. In Berlin konnte dennoch 
genug Druck aufgebaut werden, um die Basis 
der PDS dazu zu bewegen, ihrem Senator Flierl 
auf einem Parteitag die Umsetzung des geplan-
ten Studienkontenmodells zu untersagen. Dies 
ist der Grund, warum die Universitäten in Ber-
lin bis heute keine Studiengebühren verlangen. 
Als weitere Errungenschaft ist die Besetzung 
eines leerstehenden Gebäudes an der HU und 
die Gründung der „Offenen Uni Berlins“ zu nen-
nen, die sich ebenfalls bis heute erhalten hat.
In fast allen anderen Bundesländern jedoch 
konnten trotz ähnlich radikalem Protest damals 
keine Erfolge erzielt werden. Dies lag einer-
seits an der Kaltschnäuzigkeit der jeweiligen 
Landesregierungen: Viele Ministerpräsidenten 
spekulierten erfolgreich auf ein baldiges Ende 
der Proteste - sie wussten nur zu gut, dass 
Studierendenproteste in den vergangenen Jah-
ren stets nach einer euphorischen Hochphase 
schnell wieder abgeflaut waren und kaum kon-
tinuierliche Organisationsformen oder Politisie-
rungsprozesse hervorbringen konnten.

Ein anderer Grund für die geringe Durch-
schlagskraft des Streiks war, dass die Wand-

gegen bildungs- und sozialabbau
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lung von der studentischen Lobby zum Sozi-
alprotest zwar von Teilen der Streikenden ge-
wollt, aber nicht von der Masse mitgetragen 
wurde. Sozialprotest, das hätte etwa bedeutet, 
entschieden gegen die 2004 in Kraft getrete-
nen Hartz-Gesetze zu protestieren. Als jedoch 
mit den Montagsdemos Ende 2004 eine der-
artige Protestbewegung in Gang kam, saßen 
die Studierenden mehrheitlich wieder in den 
Hörsälen. Dies war keineswegs nur die zufäl-
lige Ungleichzeitigkeit zweier Protestwellen 
sondern zeigt, dass aus den Mißerfolgen der 
rein studentischen „Mehr Geld“-Proteste der 
1990er Jahre nicht die entscheidenden Schlüs-
se gezogen wurden. Auch 2003/2004 dominer-
ten vielerorts Medienzentriertheit und die Idee, 
mit einem kleinsten gemeinsamen Nenner aus 
rein studentischen Forderungen möglichst alle 
mitzunehmen. Eine gescheiterte Strategie, die 
dringend abgelegt gehört. 
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Anmerkungen

(1) Der vorliegende Artikel ist die gekürzte und überarbeitete Version eines Aufsat-
zes der unter dem Titel „Emanzipation oder Bildungslobby“  in der PROKLA, Heft 
134 vom März 2004, erschien.

(2) In Berlin gab es vielleicht auch deswegen bereits im Sommersemester 2003 
eine heftige Protestwelle gegen die schon damals angekündigten Studiengebüh-
ren, vgl. dazu Hoffrogge 2003b .
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Studierendenproteste in Berlin und an der FU 2004-2008

2005 - Warnstreik gegen die Zustände im neuen Bachelor-System

Nachdem 2003 und 2004 hauptsächlich gegen Kürzungen und Gebüh-
ren protestiert wurde, richtete sich ein im Winter 2005 ausgerufener 
Warnstreik explizit gegen die Bachelor/Master Reform an der FU und 
ihre katastrophale Umsetzung. Die seit dem OSI-Streik 2001 immer 
wieder geäußerten Befürchtungen über Entwissenschaftlichung, Ver-
schulung und Arbeitsüberlastung hatten sich bestätigt. Die neuen Stu-
diengänge brachten weniger Wahlfreiheit und mehr Pflichtveranstaltun-
gen - ein interessengeleitetes Studium kaum noch möglich. Erschwert 
wird diese Problematik bis heute durch die an der FU besonders über-
hastete und handwerklich schlechte Umsetzung der „Reform“. Durch 
die vom Präsidium erzwungene Umstellung im Schnelldurchlauf strick-
te jedes Institut seinen eigenen Bachelor. Zusammengehalten wird das 
System nur durch die jeweils gleiche Anzahl von Leistungspunkten. Es 
fand weder eine inhaltliche noch eine organisatorische Abstimmung 
statt, so dass mit Einführung der neuen Studiengänge Pflichtveranstal-
tungen massenhaft gleichzeitig stattfanden. Eine Einhaltung der neuen 
Studienordnungen war für viele Studierende faktisch nicht möglich.

Im November 2005 gab es daher mehrere Voll-
versammlungen an der FU, die schließlich zur 
Ausrufung eines Warnstreiks am 7. Dezember 
führten. Zentrale Forderungen waren Verhinde-
rung von Studiengebühren, Abschaffung der 
Campus-Management Software sowie unge-
hinderter Zugang aller Bachelor-AbsolventIn-
nen zum Masterstudium. Als weitergehende 
Vision wurde „ein freies, selbstbestimmtes und 
emanzipatorisches Studium“ gefordert.

Das kritisierte Campus-Management System 
hatte bereits vorher durch zahlreiche Pannen 
und erhebliche Datenschutzmängel für Auf-
regung gesorgt. Zu Beginn des Anmeldezeit-
raums am 4. Oktober 2005 waren sind mehr als 
die Hälfte der Studiengänge im System nicht 
verfügbar, der AStA forderte die umgehende 
Abschaffung des Systems. 
Die FU-Leitung wich der studentischen Kritik 
wie üblich aus, Sitzungen des Akademischen 
Senates fielen kurzfristig wegen „Raummangel“ 
aus, das Kuratorium tagte unter Polizeischutz. 
Mit purem Aussitzen war es diesmal jedoch 
nicht getan. Die Studierenden waren wütend, 
eine mehrstündige Besetzung des Präsidialam-
tes bildete einen  Höhepunkt der Proteste. 
Die FU Leitung sah sich durch den studenti-
schen Druck gezwungen, die in allen Bachelor-
studiengängen implementierte Maluspunktere-
gelung gegen „zu langsames“ Studium auszu-
setzen. Damit wurde offen zugegeben, dass die 
neuen Studiengänge aufgrund der chaotischen 
Bedingungen nicht in den geplanten sechs Se-
mestern abzuschließen sind. Die Regelung ist 
bis heute außer  Kraft, auch nach drei Jahren 
hat sich die Situation noch nicht normalisiert. 
Im Gegenteil: erste vergleichende Studien aus 
dem Jahr 2007 bescheinigten dem FU-Bache-
lor eine deutlich höhere Abbruchquote als den 
alten Studiengängen. Als Ursachen werden 
die rigide Verschulung, und fehlende Möglich-
keiten zum Fachwechsel ausgemacht. Viele 
Studierende, denen an der FU ein Wechsel 
des Studienfaches verweigert wird, wechseln 
in den folgenden Semestern zu anderen Uni-
versitäten. Eine Liberalisierung der Regeln zum 
Fachwechsel ist bisher nicht in Sicht, stattdes-
sen wird eine Abschaffung des Kombi-Bache-
lors mit drei Fächern andiskutiert. 
Dennoch hielt sich der Widerstand in Grenzen. 
Der Warnstreik 2005 konnte im Folgejahr nicht 
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ausgeweitet werden. Trotz fehlender Massen-
proteste ereigneten sich jedoch einige span-
nende Protestaktionen kleineren Umfangs.

Anti-Exzellenz Aktionen 2006 und 200�

Im Juni 2006 verhinderten Studierende des 
Otto-Suhr-Instituts der FU eine Begehung der 
Institutsgebäude im Rahmen der sogenannten 
„Exzellenzinitiative“. Durch die Besetzung des 
Instituts und die Blockade der Zugänge wollten 
die Studierenden die Bewerbung der FU um ei-
nen Status als „Eliteuniversität“ sabotieren. Die 
Exzellenzinitiative wurde abgelehnt als Versuch, 
die deutschen Hochschulen in Elite und Masse 
aufzuspalten. Mit dem Versprechen zusätzli-
cher, nach „Leistung“ zu verteilender Gelder 
soll sie die Akzeptanz von Elitenbildung für we-
nige und Mangelbildung für die Masse bei den 
Betroffenen sicherstellen. Teile und Herrsche in 
Reinform. Im Anschluss an die Aktion folgte im 
Juli 2006 eine uniweite Vollversammlung zum 
Thema, begleitet von einer Spontandemo zum 
Präsidialamt. 
Im Oktober konnten die ExzellenzkritikerInnen 
an der FU dann jubeln: die Freie Universität 
scheiterte in der ersten Vergaberunde. Im Jahr 
darauf wurde im Rahmen der zweiten Bewer-
bungsrunde eine weitere Exzellenzbegehung 
durch Studierende verhindert: am 18.6.2007 
mußten die GutachterInnen wegen angekün-
digter Proteste auf die Besichtigung der Philo-
logischen Bibliothek, dem Aushängeschild der 
FU, verzichten. 
Diese Einzelaktionen konnten jedoch weder die 
Kandidatur der FU noch die Exzellenzinitiative 
als ganzes erfolgreich sabotieren. Im Oktober 
2007 wurde die Freie Universität mit ihrem 
Konzept der „International Network University“ 
doch noch offiziell zur Exzellenzuni gekürt.  Das 
unter absoluter Geheimhaltung und Umgehung 
aller zuständigen FU-Gremien erstellte „Zu-
kunftskonzept“ des Präsidiums hatte nun offizi-
ellen Elitestatus, eine enorme Stärkung des  au-
toritären Kurses von Präsident Dieter Lenzen.

Unbeschwert genießen konnte Lenzen seinen 
Erfolg allerdings nicht. Als er während der Im-
matrikulationsfeier im Oktober 2007 den Elite-
status feiern wollte, wurde er nicht nur durch 
den Redebeitrag der AStA-Vertreterin heftigst 
kritisiert. Noch eindrucksvoller war die Tatsa-

che, dass sein Vortrag in einer satirischen Ap-
plausorgie des „Dieter Lenzen Fanclubs“ völlig 
unterging. Studentische Sprechchöre und ein 
eigens zusammengestellter Jubelsong führten 
dazu, dass von Lenzens Ausführungen kein 
einziges Wort zu verstehen war. In den Zeitun-
gen des Folgetages las man wenig über das 
Exzellenzkonzept, dafür schaffte es der Eklat 
bei der Immafeier einschließlich des Happening 
„Exzellenzcluster vergleichendes Dosenste-
chen“ in alle Gazetten.

Zwar können solche medialen Achtungserfolge 
breiten Protest nicht ersetzen, aber sie brachten 
eines zum Ausdruck: die FU befindet sich kei-
neswegs im gleichgeschalteten Elitenrausch. 
Auch wenn es innerhalb der Professorenschaft 
und unter den Lehrenden keinerlei offene Kritik 
am Präsisidium mehr gibt, ist dennoch offen-
sichtlich, dass der Elitestatus größtenteils vir-
tuellen Charakter hat. Die zusätzlichen Gelder 
sind hauptsächlich der Forschung und nicht 
der Lehre gewidmet, das Elite-Etikett kann 
über die gescheiterte Bachelor-Reform und die 
unzumutbaren Studienbedingungen nicht hin-
wegtäuschen. 
Wenige Monate nach Beginn der zweiten 
Förderrunde musste dies auch die Presse zu-
geben: nachdem sich konservative Stimmen 
bereits seit längerem gegen den Bachelor aus-
sprachen, gab es ab 2008 auch im Mainstream 
zunehmend Kritik. Bundesweit distanzierten 
sich immer mehr  ursprüngliche Befürworter 
von der Reform, so etwa Ex-Kulturstaatsmini-
ster Julian Nida-Rümelin. Die Krise des BA/MA 
Systems, die sich an der FU besonders grell 
zeigte, ist somit auch ein bundesweites, wenn 
nicht europäisches Phänomen.

Bibliotheksskandal und Aktionswoche 2008

Trotz der offensichtlichen Legitimationspro-
bleme von Bologna-Prozess und Bachelorein-
führung konnten die Studierenden bisher nicht 
erneut in die Offensive gehen. Eine bereits im 
Vorjahr beschlossene und im Sommerseme-
ster 2008 durchgeführte Aktionswoche mit ei-
nen Protestcamp in der Silberlaube erreichte 
jenseits des Kreises der bereits hochschulpoli-
tisch Interessierten kaum neue Leute.
Dabei gab es Themen genug. Neben den an-
dauernden Konflikten um die Probleme im Ba-
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chelorstudium wurden Pläne der FU-Leitung 
zur radikalen Zusammenlegung der universi-
ären Bibliotheken bekannt. Hatte die FU im 
Jahr 1985 noch 142 selbständige Bibliotheken, 
so sollen im Jahr 2015  nur noch neun Stand-
orte die ganze FU mit Literatur versorgen. Dass 
eine solche Schrumpfkur nicht ohne Verluste 
abgeht, ist klar: allein die Zusammenlegung der 
Bibliotheken des Fachbereich Politik- und Sozi-
alwissenschaften mit der Universitätsbibliothek 
erfordert laut Angaben der PlanerInnen die Aus-
sonderung von ca. 350.000 Büchern, die damit 
der FU auf Dauer verloren gehen. Angesichts 
dieses Szenarios wehren sich nicht nur Studie-
rende, sondern auch BibliotheksmitarbeiterIn-
nen gegen die Pläne. Dennoch veröffentlichte 
das Präsidium bereits Stellenanzeigen für Aus-
sonderungsbeauftragte - wie die Sache weiter-
geht, ist noch offen.

Zehn Jahre Protest - was bleibt?

Festzustellen ist, dass es den studentischen 
Protesten der letzten zehn Jahre weder in Berlin 
noch bundesweit gelungen ist, den herrschen-
den Trend im Bildungswesen zu stoppen. Trotz 
Erfolgen wie der erfolgreichen Verhinderung 
von Studiengebühren in Berlin  ist die Hegemo-
nie wirtschafts- und marktorientierter Konzepte 
bundesweit ungebrochen.
Die Voraussagen studentischer KritikerInnen 
in Bezug auf Bachelor und Bologna-Prozess 
haben sich zwar in vieler Hinsicht mehr als be-
wahrheitet: wie befürchtet sind Kommerziali-
sierung, Verschulung, Arbeitsüberlastung der 
Studierenden und zunehmende soziale Un-
gleichheit beim Bildungszugang zu beobach-
ten. Gleichzeitig zeigen sich enorme handwerk-
liche Mängel und Konstruktionsprobleme, die 
nicht vorhergesehen wurden. So wurde mit der 
Einführung des BA eine europaweite Kompa-
tibilität und Vergleichbarkeit angestrebt, in der 
Realität jedoch sind die Module nicht einmal 
zwischen HU, FU und TU Berlin vergleichbar 
oder anrechenbar. Selbst nach  seinen eige-
nen Maßstäben ist der Bologna-Prozess also 
gescheitert, dies allerdings kaum aufgrund stu-
dentischer Proteste, sondern aufgrund seiner 
inneren Widersprüche. Die weitgehende Stan-
dardisierung von Bildung erwies sich als nicht 
umsetzbar, zu unterschiedlich sind die Interes-

sen und Vorstellungen der Akteure, aber auch 
die zu homogenisierenden Wissens-Inhalte 
selbst. Der befürchtete hermetisch geschlos-
sene, warenförmig organisierte Bildungsmarkt 
ist deshalb bisher nicht verwirklicht. Trotzdem 
haben Wirtschaft und Kommerz im Jahre 2008 
mehr Einfluß an den Unis als je zuvor, und die 
Studienorganisation ist unfreier den je, herab-
gedrückt beinahe auf das Niveau einer gymna-
sialen Oberstufe.

Angesichts dieser Legitimationskrise von Ba-
chelor und Bologna-Prozess öffnen sich neue 
Chancen für studentische Interventionen bei 
den zweifellos notwendigen Nachbesserungen 
und Reformen der Reform. Diese Interventio-
nen sind jedoch nicht zu leisten als Einzelpro-
teste an der FU, sondern nur im Rahmen einer 
mindestens bundesweiten Bewegung. Was 
in den vergangenen 10 Jahren gefehlt hat, ist 
einerseits die langfristige, übergreifende Konti-
nuität, andererseits die Überwindung des rein 
universitären Kontextes. Spontan aufflammen-
de Streiks und Proteste sind notwendig und 
wichtig, aber sie konnten beides nicht leisten. 
Die Defizite bleiben, es fehlen Politisierung und 
Organisation. Ersteres, damit Proteste von den 
Herrschenden nicht weiterhin ignoriert und 
ausgesessen werden, können. Letzteres, da-
mit nicht jede neue Studierendengeneration 
das Rad neu erfinden und alle Fehler selber 
machen muss. Leider hat sich in dieser Frage 
wenig getan. Auf Berlin-Ebene ist die Landesa-
stenkonferenz (LAK) nach der Übernahme und 
Zerstörung des AStA TU durch Rechte Grup-
pen und Burschenschaften für drei Semester 
zusammengebrochen. Mit dem Ende dieses 
Intermezzos im Mai 2008 beginnt erst jetzt wie-
der eine verbindlichere Zusammenarbeit der 
Studierendenvertretungen. Bundesweit sieht 
es ähnlich schwierig aus. Der „freie Zusam-
menschluss von Studierendenschaften“ (fzs) 
als Dachverband der deutschen ASten vertritt 
längst nur noch eine Minderheit der Unis, durch 
unpolitische Vereinsmeierei und Bürokratismus 
hat er sich selbst ins Abseits manövriert. Eine 
„Bundesastenkonferenz“ (BAK) im letzten Jahr 
in Berlin konnte sich jedoch nicht als Alternative 
konstituieren. Hier dominierte das andere Ex-
trem: ein basisdemokratisch-antiautärer Ansatz 
wurde zur dogmatischen Organisationsfeind-
lichkeit gesteigert, diese Kritik an jeder Reprä-
sentation läßt statt Organisation nur unverbind-
liche „Vernetzung“ zu. Beide Extreme gilt es 
durch neue politische und engagierte Organi-
sationsformen zu überwinden, damit an der FU 
und anderswo eine Trendwende gelingt. Not-
wendig ist dazu allerdings auch die Überwin-
dung des rein universitären Kontextes und die 
wissenschaftlich fundierte Kritik der marktradi-
kalen Hochschulpolitik im gesellschaftlichem 
Gesamtzusammenhang.

elite trotz reformchaos
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form statt inhalt 

Claudia Wrobel 

für das Hochschulpolitische Referat des AStA FU

Die Einführung der Bachelor- und Masterstudiengänge an der FU

Nachdem 1998 die BildungsministerInnen von Italien, Frankreich, Groß-
britannien und Deutschland in der sogenannten Sorbonne-Erklärung 
ihre Vorstellung eines europäischen Hochschulraums ausführten, wur-
de 1999 die deutlich weitergehende (unverbindliche) Bologna-Erklä-
rung von den BildungsministerInnen von insgesamt 29 europäischen 
Ländern unterzeichnet. Dies war der Startschuss für eine umfassende 
Studienstrukturreform, deren auffälligste Außenwahrnehmung wohl in 
der Umstellung der Studienabschlüsse hin zum konsekutiven System, 
also dem Bachelor und Master, liegt.

Die BildungsministerInnen wollten einen ein-
heitlichen oder zumindest vergleichbaren eu-
ropäischen Hochschulraum zur „Verbesserung 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit des 
Europäischen Hochschulsystems“ schaffen. 
Dies sollte durch die Einführung eines zwei-
stufigen Systems vergleichbarer Studienab-
schlüsse erreicht werden, deren Umfang durch 
ein gemeinsames Leistungspunktesystem (Eu-
ropean Credit Transfer System – ECTS) leicht 
verständlich nachvollziehbar sei. Dadurch woll-
te man die Mobilität der Studierenden und die 
europäische Zusammenarbeit in der Qualitäts-
sicherung vereinfachen. Außerdem wurde die 
„Förderung der europäischen Dimension der 
Hochschulausbildung“ als weiteres Ziel ge-
nannt. Hier wurde Bildung nicht mehr als Wert 
an sich verstanden, sondern nur noch in ihrer 
Funktion als Ausbildung gesehen. Seit 1999 
treffen sich die BildungsministerInnen und die 
nationalen Bologna-Gruppen alle zwei Jahre in 
so genannten Bologna-Follow-Up-Konferen-
zen, um die Umsetzung des Bolognaprozesses 
zu dokumentieren und die nächsten konkreten 
Ziele festzusetzen. Mittlerweile ist die Zahl der 
teilnehmenden Staaten bereits auf 45 ange-
wachsen.
Wann der Bologna-Prozess an der FU erste 
sichtbare Folgen nach sich zog, wann also die 
ersten Bachelor-Studiengänge eingeführt wur-
den, lässt sich nicht mit Sicherheit sagen, da es 
widersprüchliche Angaben darüber gibt. Wäh-
rend die Abteilung für Lehr- und Studienan-
gelegenheiten davon spricht, dass 2001 erste 
Pilotstudiengänge eingerichtet wurden, brüstet 
sich der Fachbereich Chemie damit, schon 
1997 einen Masterstudiengang und 1999 einen 
Bachelorstudiengang eingerichtet zu haben. 
Außerdem wurde im Jahr 1999 der Bachelor/
Masterstudiengang Statistik in Kooperation mit 
der HU und TU eingeführt. Es ist davon aus-
zugehen, dass diese Studiengänge noch nichts 
mit der Bologna-Erklärung zu tun hatten, da sie 
bereits vor deren Unterzeichnung entstanden 
sind und die Fachbereiche bzw. die Unileitung 
sich wohl nur mit einem hippen, englischen Na-
men schmücken wollte - diese Unterscheidung 
lässt sich allerdings in Publikationen nicht wie-
derfinden. 
Bei Einführung der Bachelor- und Masterab-
schlüsse an der FU lagen in etlichen Fachberei-
chen keine verbindlichen Prüfungsordnungen 
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vor. Studierende waren also gezwungen, ohne 
Rechtsgrundlage und ohne zu wissen, welche 
Anforderungen an sie gestellt werden, ihr Studi-
um aufzunehmen, und so erstmal auf gut Glück 
einen Stundenplan zusammenzustellen. Das 
gern angeführte Argument der Unileitung, das 
Magisterstudium sei zu unstrukturiert und über-
fordere in seiner Offenheit besonders Studien-
anfängerInnen, wohingegen der Bachelor klare 
Vorgaben liefere, muss in diesem Zusammen-
hang wohl nicht näher beleuchtet werden. 
Der Bachelor bestimmt trotz dieser Start-
schwierigkeiten jetzt die Studienrealität für fast 
alle StudienanfängerInnen und muss sich ei-
nerseits an den Zielen der Bologna-Erklärung 
messen lassen und andererseits auch an den 
andauernden Versprechungen der Unileitung. 
Denn die Studienstrukturreform wurde von 
der FU-Leitung genutzt, um noch etliche an-
dere Veränderungen im Studienalltag unterzu-
bringen. Doch zuerst zu den definierten Zielen 
der Erklärung. Die wichtigste Verbesserung für 
Studierende sollte vereinfachte Mobilität dar-
stellen, da Studienleistungen jetzt viel leichter 
vergleichbar wären. Einerseits war damit aus-
drücklich die internationale Mobilität gemeint, 
andererseits aber auch die Mobilität zwischen 
verschiedenen Studiengängen. In Argumenta-
tionen im Vorfeld war immer wieder von absolut 
flexiblen und mobilen Studierenden die Rede, 
die je nach Gusto einzelne Semester oder 
auch komplette Teile ihres Studiums im Aus-
land verbringen könnten und nicht mehr Sor-
ge haben müssten, dass von ihnen erbrachte 
Prüfungsleistungen nicht anerkannt würden. 
So sollte es etwa für Studierende, die ihren 
ersten Abschluss im Ausland gemacht hatten, 
einfacher werden, den Master in Deutschland 
dranzuhängen. Dies entspricht jedoch aus 
mehreren Gründen in keinem Fall der Realität 
an der FU: Die verschulte Struktur des Bache-
lorstudiums macht es für Studierende deutlich 
schwerer, überhaupt ein Zeitfenster zu für einen 
Auslandsaufenthalt zu finden. Außerdem ist es 
durch rigidere Prüfungsordnungen und die Mo-
dularisierung der Studieninhalte schwieriger 
geworden, Prüfungsleistungen, die sich nicht 
auf den ersten Blick eben diesen Modulen zu-
ordnen lassen, angerechnet zu bekommen. 
Sogar der Wechsel von einer deutschen Hoch-
schule zu einer anderen ist dadurch erschwert 
worden - die europäische Dimension mit je-

weils anderen Hochschultraditionen ist dabei 
noch gar nicht berücksichtigt. Studierende, die 
ein Bachelorstudium im Ausland erfolgreich 
abgeschlossen haben, scheitern oftmals schon 
daran, die Anforderungen für die Masterzulas-
sung überhaupt zu verstehen. Einige Masterzu-
lassungsordnungen sind so ausschließlich auf 
den an der eigenen Hochschule angebotenen 
Bachelorstudiengang zugeschnitten, dass hier 
Mobilitätshemmnisse eher auf- als abgebaut 
werden.
Auch die Mobilität zwischen den verschiede-
nen Studiengängen nimmt ab. War es beim 
Magister noch möglich, mit einer unfertigen 
Kombination das Studium zu beginnen, sich 
also nur für ein Hauptfach einzuschreiben und 
die Nebenfächer innerhalb von zwei Semestern 
nachzubenennen, ist heute StudienanfängerIn-
nen der FU diese Möglichkeit der Orientierung 
genommen. Sie müssen schon vor Beginn ih-
res Studiums genau wissen, welche Kombina-
tion sie studieren wollen, ohne sich überhaupt 
mit den Strukturen der Universität auseinander-
setzen zu können und in verschiedene Fachbe-
reiche reinzuschnuppern. Außerdem sind nun 
auch fast alle Nebenfächer, im Bachelorsprech 
„Modulangebote“, mit hohen NCs belegt. Ist im 
Wunschnebenfach kein Platz mehr frei, müs-
sen Studierwillige ein Fach wählen, das nicht 
ihren Neigungen, Talenten oder Interessen ent-
spricht. Ein Wechsel dieses Modulangebots ist 
an der FU nur vor Beginn des dritten Fachse-
mesters möglich, während es im Magister kei-
ne Begrenzung gab. Das führt dazu, dass viele 
sich gezwungen sehen, das Studium an der FU 
abzubrechen, weil sie keine Zulassung für ein 
passendes Nebenfach bekommen. Oder sie 
versuchen, sich irgendwie durch das Modu-
langebot durchzuackern. Besonders für Lehr-
amtsanwärterInnen ist das jedoch eine schlim-
me Vorstellung, da sie nicht einmal die Option 
haben, das ungeliebte Fach nach einigen Jah-
ren los zu sein, sondern sich ihr ganzes Berufs-
leben hindurch damit befassen müssten. 
Der Blick über den Tellerrand des eigenen 
Fachgebiets wurde mit der Modularisierung der 
Studienangebote generell deutlich erschwert. 
Durch die klare Zuordnung der einzelnen Ver-
anstaltungen zu verschiedenen Modulen ist 
es schwerer geworden, auch Veranstaltungen 
in anderen Fachbereichen zu besuchen. Zum 
einen, weil man sich wegen des computerge-
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stützen Anmeldeverfahrens im „Campus Ma-
nagement“ gar nicht mehr ohne weiteres für 
Veranstaltungen anmelden kann, die nicht in 
der eigenen Prüfungsordnung stehen, zum an-
deren, weil es auch nicht mehr so einfach mög-
lich ist, Prüfungsleistungen, die nicht genau so 
in der eigenen Studienordnung vorgesehen 
sind, anerkannt zu bekommen.
Die Verschulung birgt aber noch andere 
Schwierigkeiten. Der Arbeitsaufwand für die 
Studierenden ist deutlich höher, außerdem wer-
den Prüfungsleistungen jetzt studienbegleitend 
erbracht: Jede Klausurnote, jede Hausarbeit 
bildet einen Teil der Abschlussnote. Die Ba-
chelorarbeit hingegen hat nicht mehr das Ge-
wicht, das eine Abschlussarbeit bis dato hat-
te. Das birgt besonders für jene Studierenden 
Probleme, die sich nicht ausschließlich auf ihr 
Studium konzentrieren können, sei es wegen 
Lohnarbeit, der Betreuung Angehöriger, Kin-
dererziehung, sozialem und politischem Enga-
gement, Erkrankungen oder auch schlicht den 
Unwägbarkeiten des Lebens. Einerseits stellt 
die hohe Arbeitsbelastung und die mit der Ba-
cheloreinführung verschärfte rigide Anwesen-
heitspflicht für solche Studierende ein großes 
Problem dar, da sie eben diesen Anforderun-
gen manchmal gar nicht nachkommen können, 
andererseits jetzt aber kaum noch Möglichkei-
ten haben, sich das Wissen in einer Art und 
Weise anzueignen, die ihrem Leben entspricht. 
Und auch die studienbegleitenden Prüfungen 
stellen für sie besonders deshalb ein Problem 
dar, weil der besonders wichtige Prüfungszeit-
raum eben nicht nur aus einem eng begrenzten 
Zeitrahmen besteht, auf den man sich vorher 
einlassen und auch einstellen kann, sondern 
die Bachelorstudierenden eigentlich perma-

nent unter dem Druck einer guten Abschluss-
note stehen. Das gilt insbesondere, wenn auch 
Masterplätze über einen NC vergeben werden 
und somit jede einzelne Prüfungsleistung im 
Zweifel darüber entscheidet, ob man den ein-
geschlagenen Weg zu Ende gehen kann oder 
gezwungen ist, nach dem Bachelor die Uni zu 
verlassen.
Obwohl der Bachelor ein erster berufsquali-
fizierender Abschluss ist, kann in der kurzen 
Regelstudienzeit nicht so viel vermittelt wer-
den, wie vorher in einem Magister- bzw. Di-
plomstudium, für das deutlich mehr Raum 
eingeplant war. Produziert werden zwar junge 
HochschulabgängerInnen, ihnen ist allerdings 
nur ein Schmalspurstudium zu Teil geworden, 
das kaum in die Tiefe gehen konnte. An der FU 
ist es an einigen Fachbereichen fast unmöglich, 
sich schon während des Bachelorstudiums zu 
spezialisieren. Es wird nur ein Überblick über 
das Fach gegeben, die Vertiefung findet erst 
im Master statt - wenn überhaupt. Die FU wirbt 
auf ihrer Homepage sogar damit, dass die Ba-
cheloreinführung zu einer „Vielfalt und Breite“ 
des Studienangebots geführt habe. Über tie-
fe und kritischer Auseinandersetzung mit den 
Studieninhalten findet sich hingegen nichts. 
Es geht nur noch darum, jungen Menschen in 
möglichst kurzer Zeit einen Überblick über ein 
Themengebiet zu verschaffen und sie dann 
dem „Arbeitsmarkt“ zur Verfügung zu stellen.
Da die Umstellung der Studiengänge auf die 
neue Struktur so gut wie abgeschlossen ist, 
wäre es vermessen, hier noch von Kinder-
krankheiten zu sprechen. Die Kritikpunkte ma-
chen  vielmehr einen ganz erheblichen Teil der 
Studienreform an der FU und auch darüber hin-
aus aus, Es geht schließlich nicht nur um bloße 
Umsetzungsfragen, sondern vielmehr um die 
generelle Stoßrichtung der Reform. Wie schon 
eingangs erwähnt, stellte das Hauptziel eine 
„Verbesserung der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit des Europäischen Hochschul-
systems“ dar. Es ging also von Anfang an nicht 
darum, Bildung und Lehre an sich zu verbes-
sern, sondern die Verwertbarkeit der Studieren-
den zu erhöhen. Vielleicht mag das gelungen 
sein – um eine positive Entwicklung handelt es 
sich dennoch nicht.

form statt inhalt
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nicht aus dem takt geraten

Referat für Studienangelegenheiten des AStA FU

Das Campusmanagement und seine Folgen

In den neuen Bachelor- und Masterstudiengängen werden Prüfungen 
zumeist studienbegleitend erbracht. Zusammen mit der Notwendigkeit 
sich in diesen Studiengängen für Module und Lehrveranstaltungen an-
melden zu müssen, steigt der Aufwand für die Prüfungsverwaltung im 
Vergleich zu Diplom- oder Magisterstudiengängen um ein Vielfaches. 
Um dem immer größer werdenden Chaos Einhalt zu gebieten, wurde 
zum Wintersemester 2005/06 an der Freien Universität Berlin eine neue 
Software zur Prüfungsverwaltung eingeführt. Die im gleichnamigen 
Projekt „Campus Management“ in Zusammenarbeit mit SAP entwik-
kelte, ca. zwei Millionen teure Software war allerdings nicht der erste 
Versuch der Hochschulleitung die Auswirkungen der Bologna-Reform 
auf die Prüfungsverwaltung beherrschbar zu machen.

Waren in den alten Studiengängen nur etwa 
zehn Prüfungsleistungen pro Student_in zu 
verwalten, so ist diese Zahl bei den neuen Stu-
diengängen bedeutend größer. Nunmehr ist 
auch die Anmeldung zu Modulen und den da-
zugehörigen Lehrveranstaltungen und Prüfun-
gen obligatorisch. Jede dieser Anmeldungen 
muss im zuständigen Prüfungsbüro vermerkt 
werden. Hinzu kommen Ab- und Ummeldun-
gen, die erreichten Noten, die erworbenen Lei-
stungspunkte und gegebenenfalls anfallende 
Maluspunkte. Was früher die Scheine aus Pa-
pier und die mit der Rückmeldung verschick-
ten Studienbuchseiten waren, ist seit dem WS 
2005/06 für die Studierenden in den neuen Stu-
diengängen, das elektronische Studienbuch. 
Auch die zum erfolgreichen Ablegen einer stu-
dienbegleitenden Prüfungsleistung mittlerweile 
fast überall vorgeschriebene Erfüllung der An-
wesenheitsquote wird im elektronischen Studi-
enbuch verwaltet.

Datenschutz?

Bislang wurden personenbezogene Daten über 
Studierende vor allem in Karteikästen und Hän-
geregistraturen gelagert. Sind sie in elektroni-
scher Form gespeichert, ergeben sich völlig 
neue Möglichkeiten der „Verarbeitung“. So er-
möglicht die umfassende Zusammenführung 
der verschiedenen Daten erstmals die zeitnahe 
Auswertung nach fast beliebigen Kriterien. Die 
hochschulweite Kontrolle der Anwesenheits-
quoten ist zudem kaum ohne den Rückgriff auf 
weitere technische Hilfsmittel wie etwa Chipkar-
ten (1)  vorstellbar. Durch das studienbegleiten-
de Erbringen von Prüfungsleistungen erweitert 
sich die Anzahl derer, die Prüfungen abnehmen 
– und die jeweiligen Noten in der Software ein-
tragen – deutlich. Zum Kreis der Benutzer_in-
nen der Software treten die Mitarbeiter_innen 
in den Prüfungsbüros, sowie sämtliche mit der 
Software verwalteten Studierenden hinzu (2) . 
Allein durch die Anzahl der Benutzer_innen sind 
die Anforderungen an ein solches Softwaresy-
stem bezüglich Zugriffsschutz, Stabilität und 
Ausfallsicherheit enorm.

Voraussetzung zur Nutzung des Systems ist 
ein Account beim Hochschulrechenzentrum 
zedat. Waren Mailadresse und Nutzung der 
PC-Poole bis dato ein kostenloser Service für 
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die Studierenden ist der Account mittlerweile 
verpflichtend – inclusive präsidialem Spam und 
regelmäßigen Datenschutzpannen. So wurden 
zu Beispiel im März 2008 an alle BA-Studieren-
den des FB Phil.-Geist. die Einladung für eine 
ABV-Veranstaltung incl. der Mailadressen von 
jeweils ca. 200 Kommiliton_innen verschickt.
Die Studierenden müssen daher von der Hoch-
schule erwarten können, dass die gesetzlichen 
Anforderungen an ein solches Softwaresystem 
hinsichtlich des Datenschutzes voll erfüllt wer-
den. Dass dies mitunter nicht immer der Fall ist, 
zeigen nicht nur die Erfahrungen mit dem elek-
tronischen „blackboard“ der FU sondern auch 
das Scheitern des Vorgängerprojekt von Cam-
pusmanagement, das sogenannte HIS-POS.

Da war doch was...

Im Rechenschaftsbericht (3)  des Präsidiums 
der FU für die Jahre 1999 bis 2001 wird die Prü-
fungsverwaltungssoftware HIS-POS der HIS 
GmbH (4)  als „wesentlicher Baustein“ zur Be-
wältigung „aktueller Anforderungen“ benannt. 
HIS-POS wird dort die Fähigkeit angedichtet, 
nicht nur die nötige Effizienzsteigerung der Prü-
fungsverwaltung „aufgrund der Vorgaben zur 
Personalreduzierung“ zu leisten, sondern auch 
„die gleichzeitige Bewältigung von zusätzlichen 
Aufgaben für die Prüfungsverwaltung bei der 
Einführung der Modularisierung von Studien-
gängen, Leistungspunktesystem und gestuften 
Abschlüssen“. 

Bis der Hochschulleitung auffiel, dass ihre Hoff-
nungen von HIS-POS nicht erfüllt wurden und 
die Software darüber hinaus, wie die Daten-
schutzbeauftragte der FU in einem Problem-
bericht an den Berliner Datenschutzbeauftrag-
ten im September 2004 bemerkte, „geltenden 
datenschutzrechtlichen Anforderungen nicht 
genügt“, vergingen gut zwei Jahre. Die weitere 
Einführung wurde schließlich gegen den Willen 
des Beliner Senats gestoppt und Anfang 2005 
das Projekt „SAP Campus Management“ auf 
den Weg gebracht. HIS-POS wird weiterhin an 
über 160 Hochschulen eingesetzt und ist immer 
noch die Standardsoftware auf diesem Gebiet 
– ein gutes Beispiel dafür, wie blind Hochschul-
leitungen in die Auswirkungen der Bologna-Re-
form stolpern.

Sachzwang und Zeitdruck

Hauptargument der Projektleitung von „Cam-
pus-Management“ war, dass die neuen Stu-
diengänge ohne eine funktionierende Softwa-
re zur Prüfungsverwaltung – aufgrund der zu 
erwartenden völligen Überforderung der Prü-
fungsbüros – nicht mehr studierbar wären.
Der sich daraus ergebende Zeitdruck bei der 
Einführung war immens, teilweise hausge-
macht und ein prima Argument aus der Sparte 
„Sachzwang“, um die vermeintlich unumgäng-
lichen Reformen noch schneller umzusetzen. 
Das dabei der alles beherrschende Zeitdruck 
der überhasteten BA-Einführung und dessen 
krasser Überreglementierung geschuldet war 
und eine technische Umsetzbarkeit die Vor-
aussetzung zur Umsetzung der Reformen hät-
te sein müssen, wurde auch auf studentischer 
Seite gerne übersehen.

Gleichmacherei

Im Rahmen des Projekts wurde schließlich 
auch am sogenannten Akademischen Ka-
lender gearbeitet. Dieser legt für die gesamte 
Hochschule einheitliche Fristen fest. Neben den 
einleuchtenden Terminen für Semesterbeginn 
und -ende, Beginn und Ende der vorlesungs-
freien Zeiten und Ähnlichem, war im Entwurf 
des Akademischen Kalenders 2005/06 auch 
ein einheitlicher Termin für die Berechnung der 
Maluspunkte vorgesehen. Von diesem Termin 
aus rückgerechnet sollten Termine festgelegt 
werden, bis zu denen Dozent_innen die Note 
ermittelt und in der Software eingetragen haben 
sollten. Dieser Logik entsprechend endete die 
Abgabefrist für Hausarbeiten dem Entwurf nach 
in der dritten März- bzw. Septemberwoche. 
Konsequent weitergedacht sahen die Beteilig-
ten die „Probleme“ dann auch eher im Konzept 
Hausarbeit als in der Festsetzung von einheitli-
chen Fristen zur Abgabe eben jener. Ebenfalls 
auf dem Wunschzettel der Hochschulleitung 
stand die hochschulweite Kapazitätsplanung 
von Lehrveranstaltungen. Studierende sollten 
sich demnach vor Semesterbeginn verbindlich 
für ihre Veranstaltungen anmelden müssen. Ist 
eine Veranstaltung dann voll, verlost die Soft-
ware die Plätze unter den Anmeldungen. Wer 
zu diesem Zeitpunkt nicht alle Zugangsvoraus-
setzungen erfüllt, hätte den Planungen nach 

historisches 
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches

innenansichten
innenansichten 
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten

subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor



keinerlei Chance gehabt berücksichtigt zu wer-
den, – „aus dem Takt geraten“ hieß das dann 
in der Projektleitung. Mit diesen Vorstellungen 
konnte sich das Präsidium jedoch nicht ganz 
durchsetzen. Ob dies an den z.T. massiven 
Protesten der Betroffenen lag, oder sich bei den 
Verantwortlichen doch rechtliche Bedenken 
und die Einsicht durchsetzten, dass ein derart 
rigides System mit den Studienrealitäten in kei-
ner Weise zu vereinbaren ist, ist nicht bekannt. 
Einige der größten Härten wurden schließlich 
nicht um-, bzw. im Laufe des ersten Semesters 
außer Kraft gesetzt. Die „Einzelfälle“, die Ein-
griffe in das System durch die Verwaltung er-
forderten, hatten sich derart gehäuft, dass der 
Mehraufwand schließlich in keinem Verhältnis 
mehr zur erhofften Effizienzsteigerung stand. 
Auch die Vergabe von Maluspunkte mußte 
ausgesetzt werden, da sie sich – ganz abge-
sehen von den massiven rechtlichen Bedenken 
– unter den gegebenen Bedingungen als nicht 
zu verwalten herausstellten.
Leider hält sich insbesondere unter Dozieren-
den bis heute das Gerücht, dass es zentrale 
Fristen für das Eintragen der Modulabschluss-
note gebe. Dies führt häufig zu einer kaum zu 
bewältigenden Arbeitsbelastung durch parallel 
zu schreibende Hausarbeiten und nicht selten 
– angesichts rigider Studienordnungen – zur 
Wiederholung ganzer Module.
Studierende werden so zunehmend gläsern 
und ausschließlich zum gut funktionierenden 
Rädchen getrimmt. Ein von Neugier und In-
teresse getriebenes Studium ist kaum mehr 
vorstellbar und wohl auch nicht mehr Teil des 
Plans. Die verschulte Universität hat schließlich 
auch die entsprechenden Instrumente an die 
Hand bekommen – Klassenbuch, Sitzenblei-
ben und Rausschmiss inklusive.

P.S. „Campusmanagement (CM)“ heißt neuer-
dings bezeichnenderweise „StudentLifeCircle-
Management (SCLM)“.

Anmerkungen

(1) Zum Thema Chipkarten im Umfeld der Hochschule existiert ein älterer 
ausführlicher Bericht der Landes- ASten- Konferenz Berlin („Chipkarte. Hoch-
schule. Datenschutz: Der LAK- Chipkartenreader“, Landes- ASten- Konferenz 
Berlin, 2003). Gerüchteweise soll zurzeit (2008) an einer neuen Chipkarte für die 
Berliner Universitäten gearbeitet werden.

(2) Vorgänge wie das Anmelden zu Modulen und Lehrveranstaltungen werden 
von den Studierenden durch „Selbstbedienung“ erledigt.

(3)Rechenschaftsbericht des Präsidiums der Freien Universität Berlin 1999-
2001; vorgelegt am 17. Juli 2002. http://www.fu-berlin.de/aktuell/archiv/FU-
Rechenschaft.pdf

nicht aus dem takt geraten
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kein grund zum feiern – die fu 
im exzellenzwahn

Andy Möbius

�. Vorlauf der Exzellenzinitiative

Im Januar 2004 schlug die Sozialdemokrati-
sche Partei Deutschlands Elite-Universitäten 
vor, die dann aus Kritik an der Verwendung 
des Begriffes „Elite-Universitäten“ schnell in 
„Spitzen-Universitäten“ umbenannt wurden 
(Elitenförderung im Namen des SPD schmückt 
sich nicht). Die Bundesländer zeigten zuerst 
eine klare Ablehnung gegen einen „Elite-Wett-
bewerb“. Nur Berlin bildete hier von Anfang 
an eine Ausnahme (1).  Grund hierfür dürften 
nicht nur die knappsten Haushaltskassen des 
Bundesgebiets sein, sondern die „Vorabver-
gabe“ des Spitzenplatzes an die Humboldt-
Universität Berlin. An namhaften politischen 
Fürsprechern mangelte es nicht: der ehemalige 
Kanzler Schröder, der ehemalige Wirtschafts-
minister Clement, der damalige Kulturstaats-
minister Nida-Rümelin. Begründungen waren 
auch leicht gefunden: Die Berliner Universität 
sei weltweit bekannt, die „Marke Humboldt“ 
stehe für die große wissenschaftliche Traditi-
on deutscher Universitäten und internationaler 
Spitzenforschung, Berlin sei eine der ange-
sagtesten Adressen in Europa. Peter Glotz, 
unter anderem ehemaliger Berliner Senator für 
Wissenschaft und Forschung, erweiterte die 
Forderung. Nicht einer, sondern den Berliner 
Universitäten, und nur denen, solle umfang-
reiche Förderung gewährt werden, forderte er 
in dem Artikel „Schröder muss ein Held sein“: 
„Mit fünf mal 25 Millionen macht man die Hei-
delberger und Münchener Universität nicht zu 
Berkeley. Wäre es nicht klarer, hart zu bleiben 
und die 1,9 Milliarden – zum Beispiel über einen 
Hauptstadtvertrag – in die Berliner Universitä-
ten zu stecken? Jetzt ist nicht Alternativradika-
lismus am Platz, sondern ganz normale Politik. 
Aber knallharte.“ (2) In der Folgezeit überschlug 
sich die Politik sowie die Hochschul- und For-
schungslandschaft. Das, was zu erst begrenzt, 
also elitisiert werden sollte, wurde schnell wie-
der entgrenzt. Die Humboldt-Universität sowie 
die Berliner Universitäten als Ganzes, mussten 
den erhofften „Spitzenplatz“ in der politischen 
Diskussion erst einmal „vergessen“. Die in 
Gang gesetzte Diskussion mündete in einem 
Beschluss der Bund-Länder-Kommission vom 
29.03.2004, welcher die Einsetzung einer Ar-
beitsgruppe beschloss. Diese Gruppe sollte 
eine Vereinbarung vorlegen, die die Ausgestal-
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tung eines Wettbewerbs der Hochschulen und 
die Grundzüge der Finanzierung dieses Wett-
bewerbs um „Spitzen-Universitäten“ konkreti-
sieren sollte (3).

2. Rechtlicher Rahmen und Förderrichtlinien 
des Wettbewerbs 

Die rechtliche Grundlage ist die „Bund-Länder-
Vereinbarung gemäß Artikel 91b des Grundge-
setzes (Forschungsförderung) über die Exzel-
lenzinitiative des Bundes und der Länder zur 
Förderung von Wissenschaft und Forschung 
an deutschen Hochschulen“. Die Ziele der 
Exzellenzinitiative benennt die Präambel. Dort 
verpflichten sich die Bundesländer und die 
Bundesregierung (vorbehaltlich den Entschei-
dungen der gesetzgebenden Körperschaften 
zur anteiligen Mittelbereitstellung), „auf der 
Grundlage von Artikel 91 b des Grundgeset-
zes ihre gemeinsamen Anstrengungen in der 
Forschungsförderung fortzusetzen, um den 
Wissenschaftsstandort Deutschland nach-
haltig zu stärken, seine internationale Wettbe-
werbsfähigkeit zu verbessern und Spitzen im 
Universitäts- und Wissenschaftsbereich sicht-
barer zu machen.“ Des Weiteren soll eine Lei-
stungsspirale in Gang gesetzt werden, die die 
Ausbildung von Spitzen genauso ermöglicht 
wie die Stärkung und Anhebung der Qualität 
des Hochschul- und Wissenschaftsstandortes 
Deutschlands in seiner Breite. Außerdem soll 
die internationale Sichtbarkeit, mit Hilfe der so 
genannten Leuchttürme der Wissenschaft, ge-
stärkt werden. In einem „einheitlichen, projekt-
bezogenen, wettbewerblichen Gesamtverfah-
ren“ werden Mittel in drei Förderungsrichtlinien 
vergeben:
1. die Förderung von Graduiertenschulen zur 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuch-
ses,
2. die Förderung von Exzellenzclustern zur För-
derung von Spitzenforschung,
3. die Förderung von Zukunftskonzepten zur 
Förderung und zum Ausbau universitärer Spit-
zenforschung (4).

Der Umfang der Förderung beträgt rund 2 Mil-
liarden Euro zwischen den Jahren 2006/2007 
und 2011. Die Finanzierung ist dabei zwischen 
dem Bund (75%) und dem jeweiligen Bundes-
land (25%) aufgeteilt. Im Verlaufe des Jahres 

2009 soll in Folge einer Evaluation durch die 
DFG (Deutsche Forschungsgemeinschaft) 
über eine Fortsetzung entschieden werden. 
Alle erfolgreich bewilligten Projekte erhalten 
eine Förderung über einen Zeitraum von 5 Jah-
ren hinweg. Die zu Gewinnerinnen ernannten 
Graduiertenschulen erhalten demnach durch-
schnittlich 1 Million Euro und die Exzellenzclu-
ster 6,5 Mio Euro. Die dritte Förderrichtlinie, die 
die „Zukunftskonzepte“ betrifft, setzt Erfolge in 
den genannten zwei Förderrichtlinien voraus 
und vergibt zusammen durchschnittlich 21 Mil-
lionen Euro im Jahr. Die Entscheidungen über 
Sieg oder Niederlage trifft der Bewilligungs-
ausschuss Exzellenzinitiative, eine gemeinsa-
me Kommission von Wissenschaftsrat (WR), 
Deutscher Forschungsgemeinschaft (DFG) und 
den WissenschaftsministerInnen von Bund und 
Ländern. Diese Kommission hat dabei im Aus-
schuss die Mehrheit der Stimmen (5).  

�. Reaktionen auf die Entscheidungen des 
Bewilligungsausschusses in �. und 2. 
Runde

Das Scheitern aller Berliner Universitäten in 
der  Förderrichtlinie „Zukunftskonzept“ in der 
1. Runde wurde in Berlin politisch skandalisiert. 
Senator Flierl sprach von einem Eklat in der Be-
willigungskommission, da das abgesprochene 
Verfahren nicht eingehalten wurde: 
„Überraschenderweise haben die Organisato-
ren das verabredete Verfahren geändert. Ver-
abredet war, dass die Wissenschaft gemein-
sam mit den Politikern über diejenigen Anträge 
diskutieren würde, die von den Gutachtern nicht 
eindeutig beurteilt wurden. Stattdessen wurde 
uns jedoch nur eine Liste mit den eindeutig als 
positiv oder negativ beurteilten Anträgen vor-
gelegt, wir wurden also vor vollendete Tatsa-
chen gestellt. Auf diese Weise wurden die Po-
litiker düpiert.“ (6)  Intransparente Absprachen 
zur politischen Einflussnahme bei struktur- und 
regionalpolitischen Entscheidungen wurden 
demnach nicht beachtet. Die Leitung der Freien 
Universität hingegen nahm das Abscheiden der 
FU „entspannt“ auf. In einer Pressemitteilung 
wurde das eigene Zukunftskonzept in die näch-
ste Runde geredet: „Mit dem Zukunftskonzept 
in der nächsten Runde - Zwei Graduiertenschu-
len in der ersten Staffel bewilligt.“ (7) Universi-
tätsintern wurde Studierenden die Schuld am 
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Scheitern gegeben, da sie bei der „Exzellenz-
begehung“ am Otto-Suhr-Institut erfolgreich 
ihre offene Ablehnung kundgetan hatten und 
somit das Image einer linken Schmuddeluni 
bestätigt hätten. Der Allgemeine Studierenden-
ausschuss (AStA) der FU reagierte mit Freude 
und Erleichterung und begründete dies in einer 
Pressemitteilung folgendermaßen: „Der AStA 
der FU lehnt den Elitewettbewerb zwischen den 
Hochschulen aufgrund des dahinter stehenden 
elitären Gesellschaftsverständnisses und der zu 
fürchtenden Folgen für Studierende und Wis-
senschaft generell ab.“ (8)  Die 2. Förderrunde 
hingegen war für die Berliner Universitäten sehr 
„erfolgreich“. Wissenschafts-Senator Zöllner 
war voll des Lobes: „Der Exzellenzwettbewerb 
stärkt den Wissenschafts- und Forschungs-
standort. Etwa 15 Prozent der in dieser Runde 
vergebenen Mittel gehen nach Berlin. Dieses 
belegt überzeugend die Stärke des Wissen-
schafts- und Forschungsstandorts. Mit den in 
dieser Runde zusätzlich genehmigten Anträgen 
für eine Exzellenzuniversität, vier Exzellenzclu-
stern und vier Graduiertenschulen gehört Berlin 
zu den herausragenden Wissenschafts- und 
Forschungsstandorten in Deutschland. Für die 
Freie Universität wird diese Auszeichnung das 
Fundament für den Ausbau eines weltweiten 
Spitzenrenommees sein.“ (9)  Die Freie Univer-
sität erklärte sich selbständig zum „Leuchtturm 
der Wissenschaft“. (10) Die studentische Ein-
schätzung war jedoch eine andere: Der AStA 
FU nahm das „siegreiche“ Abschneiden im 
Wettbewerb mit Bestürzung auf. Im allgemei-
nen Jubel betonten die studentischen Vertrete-
rInnen ihre Kritik: „Statt einzelne Universitäten 
zu vermeintlichen Leuchttürmen aufzubauen, 
fordert der AStA FU eine umfangreiche Ausfi-
nanzierung aller Bildungsbeteiligten.“ (11)

4. Kritik an der Exzellenzinitiative

4.� Die Exzellenzinitiative als 
Paradigmenwechsel

Die Entscheidung zur Durchführung dieser 
Exzellenzinitiative war eine richtungsweisende 
Entscheidung. Im Abwägungsprozess zwi-
schen einem mehr oder minder egalitären Uni-
versitätssystem und einer zukünftigen Universi-
tätslandschaft, welche durch Eliteuniversitäten 

zur internationalen Spitzenforschung (in denen 
Forschung und Lehre getrennt werden) und 
Provinz-Universitäten zur massenhaften Be-
rufsausbildung im Kurzzeitstudium ohne wis-
senschaftlichen Ausbildung gekennzeichnet 
sein wird, ist somit die Entscheidung gefallen. 
Anstelle einer allgemeinen Steigerung der Bil-
dungs- und Forschungsfinanzierung, die eine 
allgemeine, seit den 1970er Jahren fehlende 
Ausfinanzierung des jetzigen Hochschulsy-
stems als ersten Schritt beinhalten müsste und 
somit die Stärkung eines breit gefächerten, in-
ternational anerkannten Universitätssystems 
bedeuten würde, wird der deutsche Hochschul-
bereich zweigeteilt und in seiner internationalen 
Anerkennung in Frage gestellt. Und das, ob-
wohl die Exzellenzinitiative nichts daran ändern 
wird, dass im internationalen Konkurrenzkampf, 
besonders mit den als Vorbilder immer wieder 
erwähnten amerikanischen Eliteuniversitäten 
Harvard, Stanford, Yale oder Princeton, auch 
die neuen deutschen Eliteuniversitäten finanzi-
ell völlig unterlegen sind.

4.2 Das Matthäus-Prinzip wird ausgebaut

„Im Zuge der Exzellenzinitiative wird das Matt-
häus-Prinzip künftig so stark in der Wissen-
schaft durchschlagen wie noch niemals zuvor. 
Wer hat, dem wird gegeben. So lautet die Logik 
des gesamten Wettbewerbs.“ (12)
Dies liegt jedoch nicht nur an der finanziellen 
Förderung aus der Exzellenzinitiative, sondern 
auch aus dem schon jetzt konzentrierten For-
schungsförderungsaufkommen. 2006 erhielten 
20 Universitäten mehr als 50% der gesamten 
DFG-Gelder zur Förderung von Universitäten. 
Zwar werden durch die Exzellenzinitiative 37 
Universitäten gefördert, doch allein auf die 
neun „Eliteuniversitäten“ entfallen 58% der För-
dermittel (13).
Insgesamt verstärkt die Exzellenzinitiative also 
die Konzentration der Forschungsförderung 
und bereitet damit den Boden für eine „Zwei-
klassenuniversitätsgesellschaft“:
„Die von Winnacker [damaliger Präsident der 
DFG; Anm. des Autors] angesprochenen knapp 
20 Universitäten werden im Rahmen der Initiati-
ve nicht nur fast die Hälfte, sondern vermutlich 
über 90 Prozent der zu vergebenden Mittel auf 
sich vereinigen. Zudem, und das ist der wich-
tigere Punkt, wird der Exzellenzwettbewerb 
die Rangfolge verewigen. Er schafft erst jene 
grundlegenden Unterschiede, die zu messen er 
vorgibt.“ (14)
Diese sich entfaltende Zweiklassengesellschaft, 
die der Dichotomie von Elite und Masse ent-
spricht, soll demnach die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit steigern. Des Weiteren drückt 
die Vergabe des Titels „Elite-Universität“, ein 
Begriff, der nicht mehr aus der öffentlichen Dis-
kussion und dem alltäglichen Sprachgebrauch 
weichen wird, den zweitklassigen Hochschulen 
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den Stempel der Inferiorität auf. Das heißt, nicht 
nur die deutschen Universitäten sind internatio-
nal nicht wettbewerbsfähig, sondern in dieser 
Wettbewerbsunfähigkeit gibt es noch, und 
dies betrifft die große Mehrzahl von knapp 340 
Universitäten, eine „Steigerungen“ nach unten 
(15).
Eine weitere Kritik an diesem Wettbewerb ist 
die Bevorteilung der Naturwissenschaften bzw. 
die sich daraus ergebende Benachteiligung der 
Geistes- und Sozialwissenschaften. Eine Vor-
aussetzung der Förderung ist die „wirtschaft-
liche Relevanz“. Dieses Kriterium benachteiligt 
eindeutig die Geistes- und Naturwissenschaf-
ten, da deren Ergebnisse sich nicht so gut ver-
markten lassen (16).  

4.� Die Exzellenzinitiative und die Entdemo-
kratisierung der Teilhabe an Bildung

Die Entstehung des Namens „Exzellenzinitia-
tive“ erinnert dabei an das Sprichwort „vom 
Regen in die Traufe“. Statt der direkten Benen-
nung eines Elitewettbewerbes wurde der Be-
griff Exzellenz auserkoren. Die etymologischen 
Wurzeln des lateinischen Begriffes „excellen-
tia“ stehen sowohl für herausragende Leistung 
bzw. Qualität, als auch für eine herausgehobe-
ne höhere Stellung (17), Schon die Verwendung 
des Begriffes zeigt jedoch die Nähe zum Elite-
begriff auf. Damit gehen Defizite bei der Chan-
cengerechtigkeit einher, denn eine Elite braucht 
immer auch die Masse um elitär zu sein. Wer 
zur Gruppe der Elite gehört, entscheidet dabei 
nicht überwiegend die Erbringung besonde-
rer, außergewöhnlicher Leistungen, also die so 
genannte Leistungsgerechtigkeit, „sondern in 
hohem Maße […] Herkunft und die damit ver-
knüpfte Einbindung in Macht- und Herrschafts-
strukturen.“ (18) 
Die Konsequenz, dass Universitäten nicht mehr 
als prinzipiell gleichrangig angesehen werden, 
wird weitere Auswirkungen haben: einen hö-
heren Andrang an „Eliteuniversitäten“, höhere 
(rechtswidrige) NCs, „härtere“ Auswahlverfah-
ren, noch größere selektive Übergänge vom 
Bachelor zum Master.
Ein Beispiel für die Selektivität von Elite-Uni-
versitäten bieten die USA. Dort wird in den 
Hochschulrankings die Ablehnungsquote ge-
eigneter BewerberInnen (ermittelt durch den 
landesweiten Eignungstest SAT) als Kriteri-
um miteinbezogen. Dies hat sich dieser Tage 
auch nach Berlin herumgesprochen, wie schon 
in der letzten Immatrikulationsrede des Präsi-
denten der FU Berlin zu vernehmen war, der 
sich ebenfalls damit rühmte und gleichzeitig, 
die glücklich elitär auserkorenen Erstsemeste-
rInnen damit begrüßte. Ein tieferer Blick in die 
Selektivität US-amerikanischer Eliteunis, wel-
che allen Ernstes als Vorbilder immer wieder 
genannt werden, zeigt erhebliche Defizite der 

Chancengerechtigkeit auf. „Auf die teuren Pri-
vatuniversitäten schaffen es gerade einmal drei 
Prozent [der unteren Hälfte der Bevölkerung, 
Anm. des Autors] von ihnen. Vom Nachwuchs 
aus reichen Familien geht dagegen jeder fünf-
te dorthin.“ Dies führt zu folgendem Ergebnis: 
„Die oberen zwei Prozent der Bevölkerung stel-
len damit genau so viele Studierende wie die 
unteren vier Fünftel.“ (19)  Die Verweise auf das 
ausgebaute Stipendiensystem der USA, die 
einerseits in Deutschland die demokratische 
Beschaffenheit elitärer Universitäten und ande-
rerseits die generelle Einführung von Studien-
gebühren begleiten soll, sind fehlerhaft. Hart-
mann belegt, dass es für die zu prüfenden Sti-
pendienanwärterInnen entscheidend ist, ob es 
Übereinstimmungen mit den Einstellungen und 
Werten, den Verhaltens- und Denkweisen der 
Bewertenden gibt. Es entscheidet letztendlich 
die soziale Ähnlichkeit: „Klassenzugehörigkeit 
wirkt im Bewerbungsprozess nicht nur indirekt, 
sondern auch ganz unmittelbar.“ (20)
Neben den zu erwartenden negativen Verän-
derungen in den Zulassungsverfahren und  -
bedingungen ist eine weitere Befürchtung die 
Einführung von Studiengebühren bzw. stärker 
ausdifferenzierten Studienbeiträgen an „Elite-
Universitäten“. Dies liegt schon in der Logik der 
elitären Sache. Ein Abschluss an einer Eliteu-
niversität rentiert sich in mehrerer Hinsicht für 
die Studierenden: a) Es hebt das eigene Re-
nommee, b) steigert die Chancen einer erfolg-
reichen Bewerbung, c) ermöglicht den schnel-
leren Einstieg in elitäre Kreise und d) sorgt für 
eine höhere Entlohnung. An Stelle der geforder-
ten Kompetenzen und der gewünschten Her-
ausbildung kritischer Urteilskraft werden dann 
die mit dem elitären Status vorgegebenen und 
monetär erkauften Zukunftschancen den Aus-
schlag für die Studienort- und Studienfachwahl 
geben. Damit kommen wir zu dem schon ge-
nannten, immer entscheidender werdenden 
Unterschied zwischen „de jure“ und „de facto 
Bürgern“. Hartmanns Verwendung des  Be-
griffs des Matthäus-Prinzips in Bezug auf die 
Exzellenzinitiative (wer hat, dem wird gegeben), 
findet auch hier seine direkte Anwendung. Zu-
sammenfassend lässt sich sagen, dass die Ex-
zellenzinitiative eine weitere Verknappung im 
Bildungssystem bedeutet: Aus dem unterfinan-
zierten öffentlichen Gut Bildung (inklusive einer 
Ausbildung mit forschungsorientierten Inhalten) 
soll ein künstlich verknapptes privates Gut wer-
den. Diese Verknappung dient dabei nur der 
Verfestigung der kapitalistischen, neoliberalen 
Ideologie: „Eliteuniversitäten haben eben vor 
allem eine gesellschaftliche Funktion. Sie sor-
gen für die Stabilisierung der gegebenen ge-
sellschaftlichen Machtverhältnisse und damit 
auch der Strukturen sozialer Ungleichheit.“ (21)
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4.4 Die weitere Entdemokratisierung inne-
runiversitärer Strukturen

Die Defizite der Exzellenzinitiative im Sinne de-
mokratischer Teilhabe wurden ausgeführt. Die 
Problematik der Entdemokratisierung inneruni-
versitärer Strukturen soll nun am Beispiel der 
Freien Universität verdeutlicht werden.
Im Beschlussprotokoll der 643. Sitzung des 
Akademischen Senats (AS) am 30.05.2007 wird 
der Mangel an Verständnis in Bezug auf eine 
demokratisch verfasste Universität, in Form ei-
nes Gemeinwesens, deutlich. Der Vorsitzende 
des Kuratoriums, Prof. Erichsen, beantwortete 
Fragen zur Veränderung der Gremienstruktur 
der FU Berlin hinsichtlich der 3. Förderichtlinie, 
dem Zukunftskonzept „Internationale Netz-
werkuniversität, dahin gehend, dass dieses 
Konzept auf Grundlage der Teilgrundordnung 
erarbeitet wurde und es keine Veränderung in 
den Zuständigkeiten der Gremien der FU Ber-
lin geben werde“ (22). Der Kern des Konzeptes 
„Internationale Netzwerkuniversität“ ist die „in-
tegrative Doppelstruktur“, da nur interdiszipli-
näre Forschung exzellentes und internationales 
Niveau garantieren könne.
Damit verfolgt die Freie Universität Berlin das 
Ziel, „eines mit der Fachbereichsstruktur der 
Universität integrierten Netzwerkkonzepts zur 
Generierung von internationaler Exzellenz in 
Forschung und Nachwuchsausbildung, um 
in fünf Jahren den Aufstieg in die Gruppe der 
internationalen Spitzenuniversitäten zu schaf-
fen.“ (23)
Strukturell bedeutet diese Doppelstruktur den 
Aufbau neuer „universitärer“ Strukturen in er-
heblichem Maße. Gleichzeitig verliert die aka-
demische Selbstverwaltung weitestgehend ih-
ren Sinn, die generelle Einheit von Forschung 
und Lehre wird aufgekündigt. In dieser Interna-
tionalen Netzwerkuniversität werden neben den 
Fachbereichen, welche für alle akademischen 
Angelegenheiten, das heißt Lehre und studen-
tische Angelegenheiten sowie die disziplinäre 
Forschung zuständig sind (24) , drei neue stra-
tegische Zentren eingerichtet: a) das  „Center 
for Cluster Development“ (CCD), b) das „Cen-
ter for Graduate Studies (Dahlem Research 
School, DRS) und c) das “Center for internatio-
nal Exchange” (CIE). Diese Zentren „sollen als 

intermediäre Instanzen zwischen Hochschullei-
tung und interdisziplinären Clusters, Graduier-
tenschulen und internationalen Zweigstellen“, 
den „Wechsel von einer klassischen Universi-
tätsstruktur zum strategiebasierten modernen 
Management“ steuern.
Das CCD bildet dabei den „Knotenpunkt des 
Projektes“. Es soll das Clusterkonzept der Frei-
en Universität verstetigen und Forschungsnetz-
werke aufbauen und betreuen („Kalibrierung, 
Implementierung, Evaluierung und Revision von 
Exzellenzclustern und anderen Forschungsver-
bünden“(25) ). Des Weiteren sollen Wissen-
schaftlerInnen mit Hilfe des CCD Forschungs-
felder erkennen, „auf ihre Bearbeitbarkeit durch 
Wissenschaftler(innen) der Universität analysie-
ren, sowie geeignete Partner für zukunftsträch-
tige Kooperationen zusammenführen.“ (26)
Die DRS ist dabei zuständig für die Entwicklung 
von Ausbildungsnetzwerken: „exzellenten wis-
senschaftlichen Nachwuchs auswählen, aus-
bilden und allozieren.“ (27)  Die Auswahl finde 
dabei in international offenen, „transparenten 
Verfahren“ durch eine Auswahlkommission 
statt. Die Kriterien und Regeln des Auswahl-
verfahrens seien vorher bekannt zu geben. 
WissenschaftlerInnen aus den PhD-Studien-
gängen würden über eventuelle Vergaben von 
Stipendien eine strikt wissenschaftsorientierte 
Entscheidungen treffen (28).

Das CIE ist verantwortlich für die schon vorhan-
denen sowie weiter auszubauenden internatio-
nalen Netzwerke. Das heißt, das CIE organisiert 
die Internationalisierung der FU analog zu den 
beiden genannten Zentren CCD und DRS. Dabei 
wird es als „Schnittpunkt“ im Zukunftskonzept 
der FU verstanden (29).  Anregung und Betreu-
ung von Auslandsaktivitäten der Wissenschaft-
lerInnen dieser Universität in Verbindung mit 
Vergabe von Auslandsstipendien, „Akquisition 
und Allokation“ wissenschaftlichen Personals 
und Studierender, „Identifikation international 
attraktiver Forschungs- und Lehrgebiete“ wür-
den wichtige Aufgaben des CIE. Die Betreuung 
und Errichtung neuer „Repräsentanzen“ der FU 
ist jedoch als seine Hauptaufgabe zu verste-
hen. Neben den schon aktuell eingerichteten 
„Repräsentanzen“ in New York (Verbindungs-
büro German University Alliance gemeinsam 
mit der LMU), Beijing, New Dehli und  Moskau 
sind weitere Repräsentanzen in Sao Paulo und 
Abu Dhabi bzw. Dubai geplant. Diese Entschei-
dungen werden letztendlich durch das Präsi-
dium mit Beratung durch den Internationalen 
Beirat getroffen. 
Neben diesen Neugründungen sind noch 
der Internationale Beirat und der Exzellenzrat 
zu nennen. Der Internationale Beirat soll das 
Präsidium in Fragen des Universitätsmanage-
ments beraten und wird durch den Präsidenten 
berufen. Außeruniversitär ist der Internationale 
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Beirat eher als eine Schaffung weiterer externer 
„Netzwerke“ zu verstehen, die damit einherge-
hend das mittlerweile markengesicherte Label 
der FU präsentieren, bewerben und vermark-
ten sollen. In konzeptionellen Fragen bezüglich 
Forschungsverbünden und PhD-Studiengän-
gen soll der Exzellenzrat tätig werden. „Der 
Exzellenzrat ist das intellektuelle Herzstück des 
Reformprozesses. Seine Berufung erfolgt auf 
Grundlage von Vorschlägen aus dem Präsidi-
um durch den Präsidenten, der auch den Vor-
sitz innehat.“ (30) Er besteht aus 25 Mitgliedern 
der FU, welche für zwei Jahre „berufen“ wer-
den. Eine strikte Bindewirkung des Präsidiums 
an die Empfehlungen des Exzellenzrates ist 
nicht zu erkennen. 

Die Beschreibung der zukünftigen inneruniver-
sitären Organisierung von Forschung findet sich 
auf der Homepage der FU: „Die Steuerung des 
Zukunftsprojektes geht von der Initiative und 
Expertise der Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler aus. […] Diese strikte Bottom-up-
Orientierung ist die Voraussetzung für erfolgrei-
che Forschung. Die Projektsteuerung obliegt 
einer Stabsgruppe des Präsidenten der Freien 
Universität. […] Die gesetzlichen Zuständigkei-
ten der Organe der Freien Universität – Kura-
torium, Akademischer Senat und Präsidium 
- bleiben unberührt.“ (31) Das „strikte Bottum-
up“ verwandelt sich so in ein diamentral ent-
gegenstehendes „Top-down-Verfahren“. Unter 
anderem schon eingegrenzt durch die fachwis-
senschaftliche Expertise des Präsidiums, wel-
ches vorsorglich drei „Focus Areas“ gegründet 
hat, die sich zur Einrichtung von Clusters oder 
DFG-Forschungszentren eignen (und denen 
noch weitere Focus Areas folgen sollen): Bio-
wissenschaften, Humanities und Area Studies 
(32).  Darüber hinaus sollen die Focus Areas in 
Richtung Dahlem Research School Empfehlun-
gen zur Etablierung von PhD-Studiengängen 
geben, denn „es soll keine Cluster geben, die 
sich nicht in Form von Nachwuchsausbildung 
in der DRS auswirken.“ (33)

4.� Kritik der Leitbegriffe der „Internationa-
len Netzwerkuniversität“

Nach den strukturellen Veränderungen wendet 
sich die vorliegende Untersuchung nun den in-
haltlichen Veränderungen zu, den so genann-
ten Leitbegriffen, die das Selbstverständnis 
der FU widerspiegeln. Die Umwendung des 
Begriffes „Netzwerk“ ist dabei nicht die einzi-
ge Wortsinnentleerung. Eine Kritik der Verwen-
dung der sinnentleerten Begriffe Freiheit, Ge-
rechtigkeit und Wahrheit im Zukunftskonzept 
folgt. Dabei sind diese traditionellen Leitbegriffe 
der FU mittlerweile in Form einer Jahresmit-
gliedschaft nicht nur käuflich erwerbbar (34) , 
sondern werden um die primär ökonomischen, 

ganz im Interesse des Wirtschafts- und Wis-
senschaftsstandortes Berlin bzw. Deutschland,  
„Leitbegriffe“ Internationalität, Kooperation und 
Unternehmerische Orientierung erweitert. „Frei-
heit und Exzellenz bedingen einander, und die 
Freie Universität ist deshalb von jeher ein Ort 
herausragender Wissenschaft. Ihre Exzellenz 
macht sie zum Garanten für akademische Frei-
heit“ (35). Der tautologische Charakter dieser 
Aussage definiert dabei den leeren Gehalt der 
„universitären Wissenschaftsfreiheit“ an dieser 
Internationalen Netzwerkuniversität. In der Be-
rufungssache Scharenberg am nun „exzellen-
ten“ John F. Kennedy- Institut kam dies zum 
Ausdruck: Vermeintliche Gründe des Präsi-
denten, dem der Bewerber (im Gegensatz zum 
Ergebnis der Berufungskommission des Fach-
bereichs) ganz offensichtlich nicht exzellent ge-
nug war, verhinderten den Abschluss des Be-
rufungsverfahrens. Scharenberg sei offiziell zu 
alt, mit einer zu geringen Schreibproduktivität 
versehen sowie mit fehlerhaften Netzwerkver-
bindungen (36).  Zur „Freiheit“ musste also prä-
sidial verholfen werden. 

Nicht nur bei akademischen Entscheidungen 
sondern auch beim Geschichtsbild der Freien 
Universität fehlt dem Präsidium ein freiheitli-
ches Verständnis: „Unter ‚Freiheitsgeschichte‘ 
wird [im Antrag Internationale Netzwerkuniver-
sität, Anm. des Autors] also im Wesentlichen 
mitgeteilt, dass die FU eine viel freiheitlichere 
Tradition habe als die Humboldt-Universität, 
mit der sie ja derzeit um den Titel ‚Elite-Univer-
sität‘ konkurriert.“ (37) Dass Studierende die 
maßgebenden Anstrengungen zur Universi-
tätsgründung unternahmen, wird ebenso nicht 
erwähnt, wie die Tatsache, dass seit 1948 ge-
wählte VertreterInnen der Studierenden in allen 
Gremien der FU saßen, auf die führende Rolle 
der Studierenden der FU in der Studentenbe-
wegung der 60er Jahre oder die Einführung der 
Drittelparität am Otto-Suhr-Institut 1972 (38).  
Der Freiheitsbegriff war dabei keine präsidiale 
Phrase, sondern ein umkämpfter und mit Le-
ben gefüllter Begriff. 

Der nächste Leitbegriff, die Gerechtigkeit, wird 
nun über die PhD-Stipendien hergestellt, ganz 
abgesehen davon, dass Entscheidungen über 
die Vergabe von Stipendien rein wissenschafts-
orientiert gebunden sein sollen. Dass aber Bil-
dungsgerechtigkeit an dieser Exzellenzuniver-
sität durch zu erwartende höhere NCs, eine 
schon vorher verringerte Anzahl von ausfinan-
zierten Studienplätzen, durch Auswahlverfah-
ren und eine weitere Selektionsstufe (Übergang 
BA/MA) in Frage gestellt wird, scheint nicht 
von großem Interesse zu sein. Des Weiteren ist 
gerade die Dissertation und das Erlangen des 
Doktorentitels ein stark an soziale Herkunft ge-
bundenes Bildungsprivileg. 
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Dass an einer exzellenten Universität zukünftig 
die Form den Inhalt bestimmen wird, belegt die 
Zuordnung des Leitbegriffes Wahrheit zum For-
schen in Clustern, welches im Globalisierungs-
prozess die Wahrheitsgarantie sicherstellen 
soll (39).  Im internationalen Konkurrenzkampf 
muss „Wahrheitsfindung heute auch vor dem 
Hintergrund der hohen Kosten für Forschung 
und Nachwuchsausbildung profilorientiert und 
kooperativ vollzogen werden“ (40). Nicht das 
Streben nach Wahrheit steht im Mittelpunkt, 
sondern die ökonomische Organisation einer 
angeblich vorhandenen Wahrheitsgarantie. 
Das Streben nach Wahrheit jedoch generiert 
den spezifischen Gebrauchswert der Wis-
senschaft „und verleiht ihren Produkten eine 
besondere Würde und Autorität.“ (41) Das 
Verständnis der Wahrheitssuche des FU-Zu-
kunftskonzepts korrespondiert dabei mit einem 
der neuen Leitbegriffe: der unternehmerischen 
Orientierung - ein im Unternehmen Universität 
angelegter Widerspruch. Die Problematik, „ 
dass die Produkte der Universität ihren Markt-
wert gefährden, wenn die Uni zu einem Waren 
produzierenden Unternehmen wie alle anderen 
wird und dabei ihren Anspruch unabhängiger, 
ja zweckfreier Wahrheitssuche aufgibt, spiegelt 
sich in spezifischer Weise auch im FU Zukunfts-
konzept 2007 wider“ (42), besonders im Titel 
„Unternehmerischste Universität“. Ein angese-
hener Politologe, Elmar Altvater, zweifelt diese 
Titelvergabe aus „irgendeinem Wettbewerb 
von irgendeiner Wirtschaftsvereinigung“ an 
(43).  Folgerichtig sollte der Präsident eher CEO 
(Chief Executive Officer) heißen, das Präsidium 
Management, die ProfessorInnen sollten Teil 
des Profit Centers sein und „dementsprechend 
auch danach beurteilt werden, was sie an Pro-
fit zu dem Gesamtunternehmen FU beitragen.“ 
(44) Dass eine unternehmerische Orientierung 
die Ökonomisierung und Entdemokratisierung 
des Gemeinwesens Universität bedeutet, wird 
nicht verleugnet. Diese Prozesse kulminieren in 
der Exzellenzinitiative: „Die gesamtstrategische 
Steuerung muss in die Hände der Hochschul-
leitungen, also der Dekanate und Präsidien, 
gebracht werden. Denn die Gesamtlinie einer 
Uni kann nicht von einer Berufungskommissi-
on überblickt werden. Kein Mensch käme auf 
die Idee, die Bereichsleiter bei Mercedes durch 
den Wirtschaftsminister oder die Belegschaft 

auswählen zu lassen. Oder nehmen wir den 
Exzellenzwettbewerb. Der wird zu einer einzig-
artigen Verschiebung von Schwerpunkten in 
den Universitäten führen. Deshalb haben DFG 
und Wissenschaftsrat den Hochschulleitungen 
als Antragstellern eine besondere Rolle zuge-
wiesen.“ (45)
Abschließend soll die Entdemokratisierung im 
Kern der Entscheidungsfindung zur Zustim-
mung zum Konzept „Internationale Netzwer-
kuniversität“ aufgezeigt werden. Diese Zustim-
mung obliegt formal lediglich dem Hochschul-
rat der FU, dem Kuratorium. Die Ausarbeitung 
hingegen oblag nur einer Stabsgruppe des 
Präsidiums sowie externen Gutachtern. Nor-
mativ muss hier aber nach der sonst so schwer 
gewichteten Professorenmehrheit bei Fragen 
der Forschung gefragt werden. Ein Konzept, 
welches bis heute öffentlich nicht zugänglich 
ist, welches die „Forschungslandschaft“, den 
strukturellen Aufbau sowie das Verständnis 
der Universität fremdbestimmt völlig verändert, 
welches im Akademischen Senat nur einer for-
mellen Zustimmung unterliegt und zu keinem 
Zeitpunkt inneruniversitär, somit auch in keinem 
studentischen und professoralen Meinungs- 
und Diskussionsprozess mitentwickelt wurde, 
muss unter demokratischen Gesichtspunkten 
abgelehnt werden. 

4.6 Ausblick

Bei ausbleibender Förderung in einem näch-
sten Exzellenzwettbewerb wird die Auslauf- 
oder Anschlussfinanzierung durch das Land 
geleistet werden müssen, was besonders bei 
der Berliner Haushaltslage Einsparungen in 
anderen wissenschaftlichen Bereichen, vorran-
gig in den Berliner Hochschulen (besonders in 
ökonomisch nicht erfolgreichen Instituten bzw. 
Fachbereichen) bedeuten wird (46).  Erklärun-
gen zwischen dem Senat und den Berliner Uni-
versitäten über die Nachhaltigkeit der geförder-
ten Projekte sind nicht öffentlich (47).
Im (ebenfalls nicht öffentlichen) Antrag der FU 
wird jedoch auf ein Gespräch zwischen der FU 
und Klaus Wowereit, Jürgen Zöllner und Hans-
Gerhard Husung verwiesen. Demnach „wurde 
festgestellt, dass die 25%ige Mischfinanzierung 
des Projektes seitens des Landes gesichert ist 
[…], dass keine gesetzliche Veränderungen 
geplant sind, die die Umsetzung des Zukunfts-
konzeptes unmöglich machen könnten, dass 
in Berufungsverfahren von Professuren, die im 
Rahmen des Exzellenzwettbewerbes zugewie-
sen werden, den Vorschlägen der Universität 
gefolgt wird, um die Funktion der Berufenden 
im Rahmen der beantragten Fördermaßnah-
men sicherzustellen, dass bei einer Novellie-
rung des Berliner Hochschulgesetzes die Ver-
lagerung des Berufungsrechts an die Univer-
sitäten ernsthaft in Erwägung gezogen werde; 

kein grund zum feiern – die fu im 
exzellenzwahn
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dass für wettbewerbsspezifische Dienstaufga-
ben des zu berufenden Personals Sonderre-
gelungen im Rahmen der Lehrverpflichtungs-
verordnung möglich gemacht werden“.Weitere 
Anpassungen an die Exzellenzinitiative, den 
„Erfordernissen[n] des Wettbewerbs“ sind laut 
diesem Antrag zu erwarten (48).
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ren eventueller Nähe zu Promotionsstudiengängen aber allenfalls als „Neben-
wirkung“ des „Forschungsprogramms Exzellenzinitiative“ eingestuft werden 
kann. 
(4) Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF), eingesehen unter: 
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Die Illusion vom gleichberechtigten Miteinander 

Als Ulrike Meinhof 1968 ihren Artikel „Die Frauen im SDS oder In ei-
gener Sache“ schrieb, in dem sie die Gründe für  Tomatenwürfe auf 
SDS-Delegierte erläuterte, war die Linke noch ausschließlich antiimpe-
rialistisch und die Frauenbewegung differenzfeministisch (1). 
Seitdem sind 40 Jahre vergangen, im gesellschaftlichen Mainstream 
herrscht scheinbar Einigkeit darüber, dass „Frauen“ (2) weitestgehend 
gleichberechtigt sind. An den Hochschulen gewinnt „Queer Theory“ (3)  
zunehmend an Bedeutung für feministische Forschungen und sogar 
Mitglieder der Partei „Die Linke“ distanzieren sich vom Antiimperialis-
mus. Gründe, Tomaten zu werfen, gibt es  weiterhin und es lohnt, Mein-
hofs Artikel zu lesen, denn ihre Ausführungen sind auch vierzig Jahre 
später noch aktuell.

„Gender Mainstreaming“ und „Frauenbeauftragte“ sind Schlagworte, 
die in der Diskussion über Gleichstellung der „Frauen“ an der Uni fallen. 
Statistiken sollen darüber hinaus die steigende Präsenz von „Frauen“ 
an den Hochschulen – und ebenso in der Hochschulpolitik – beweisen.
Aber was heißt das Wort „Präsenz“ in Zusammenhang mit „Frauen“ 
in den hochschulpolitischen Institutionen überhaupt, über deren bloße 
Anwesenheit hinaus? Je entscheidungsmächtiger das jeweilige univer-
sitäre Gremium, desto weniger „Frauen“ finden sich dort. Präsenz von 
„Frauen“ heißt vor allem, dass Menschen fernab der dekonstruktiven 
Ansätze in  geisteswissenschaftlichen Seminaren immer noch und vor 
allem als „Männer“ und „Frauen“ präsent sind, dass den als solchen 
wahrgenommenen Geschlechtern immer noch Attribute zugewiesen 
oder abgesprochen und diese tagtäglich reproduziert werden und da-
mit auch Sexismus in allen Varianten vorkommt – von grenzüberschrei-
tendem Verhalten z.B. in Form von anzüglichen Bemerkungen bis hin 
zu Redeverhalten und Diskussionsverlauf.

Was in den Debatten über „Frauen“ in der Hochschulpolitik gern aus-
gespart oder mit Phrasen wie „Ihr müsst doch einfach nur machen“ 
quittiert wird, ist die Tatsache, dass es mit bloßer Anwesenheit eben 
nicht getan ist, dass sich Diskriminierung auf vielfältige Art und Weise 
und auf unterschiedlichen Ebenen zeigt, die meist nicht offensichtlich 
sind. In diesem Zusammenhang lassen sich  u.a. folgende Fragen stel-
len: Was bewirkt die an die Mann-Frau-Dichotomie geknüpfte Unter-
teilung in „privat“ und „politisch“? Wie werden „Frauen“ in den Uni-
Gremien wahrgenommen und welche Rolle wird ihnen, bewusst oder 
unbewusst, zugeschrieben? Welche Diskriminierungsmuster ergeben 
sich aus der Struktur der hochschulpolitischen Landschaft und der 
einzelnen Gremien? Welche Diskriminierungsformen ergeben sich aus 
dem Redeverhalten und dem Verlauf von Diskussionen in  Gremien und 
generell?

Das „Private“ bleibt politisch

Entgegen allen Behauptungen, denen mensch 
gerne im universitären Alltag begegnet, ist die 
Universität kein luftleerer Raum, sondern ein 
Teil der gesamtgesellschaftlichen Verhältnisse 
und spiegelt somit auch die Strukturen aus al-
len anderen Lebensbereichen wider - auch aus 
dem privaten Bereich. Der Slogan „Das Private 
ist politisch“ ist eben nicht nur eine Floskel aus 
den 1960er Jahren, sondern birgt (immer noch) 
eine große Bedeutung.
Durch das heteronormative Geschlechterbild in 
unserer Gesellschaft wird mensch entweder als 
„Frau“ oder „Mann“ geboren und nimmt nach 
dieser dualen Geschlechtertrennung „weibli-
che“ oder „männliche“ Verhaltensweisen und 
Denkmuster an. Wird der „weibliche“ Typus 
im Allgemeinen mit einer passiveren Rolle 
charakterisiert, d.h. „sie“ steckt eher zurück, 
ist ruhiger und ordnet sich unter, so rückt der 
„männliche“ Typus  eher in den Mittelpunkt, ist 
vermeintlich durchsetzungsfähiger und aktiv 
in der Öffentlichkeit. Diese Stereotype findet 
mensch auch in Uni-Seminaren, z.B. bei Dis-
kussionen. Angeblich ist „sie“ nun einmal so 
ruhig und sagt lieber nicht so viel, hört lieber 
zu. „Sie“ ist „weiblich“ und und bringt  „weib-
liche“ Verhaltensweisen zum Ausdruck. Diese 
Problematik wird gern als eine individuelle oder 
persönliche betitelt - schließlich hätte „sie“ ja 
etwas sagen können. Hier werden gern sozia-
lisationsbedingte Faktoren ausgeblendet und 
die Wirkmächtigkeit zweidimensionaler Ge-
schlechterbilder in der Gesellschaft vernach-
lässigt. Da die Geschlechtsidentität jedoch in 
allen gesellschaftlichen Bereichen des Lebens 
eine bestimmende Kategorie bildet, kann sie 
kein persönliches Problem darstellen, sondern 
ist immer ein politisches.
Durch die Trennung von privat und politisch 
wird Sexismus gern als ein Anhängsel be-
trachtet, das für den politischen Kampf und 
gleichberechtigten Umgang miteinander nicht 
relevant ist und somit in seiner grundlegenden 
Bedeutung abgewertet wird. „Das ist jetzt nicht 
Thema“, und, „Wir müssen uns jetzt voll und 
ganz auf dieses eine Problem konzentrieren“. 
So oder so ähnlich lief es auch im SDS, was 
Meinhoff durch ihren Artikel zum Tomatenwurf 
kritisierte. Und heute? - Existieren die gleichen 
Probleme: 40 Jahre später gibt es noch immer 
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Mackerstrukturen, diskriminierendes (Rede-) 
Verhalten und Scheuklappen-Aktivismus in Be-
zug auf Geschlechtsidentitäten. 
Die Kritik richtet sich dabei einerseits an die 
institutionellen Strukturen der Hochschulland-
schaft (akademische und studentische Uni-
Gremien) und andererseits an die Personen, die 
sich in diesen Strukturen bewegen - somit also 
auch an Studierende.
Ob nun in einer politischen (Basis-) Gruppe  
oder einfach im Zusammentreffen in Seminaren 
und Vorlesungen, legitimiert werden jedenfalls 
die, die am lautesten sind, am durchsetzungs-
fähigsten und sich den Herrschaftsstrukturen 
anpassen - ob nun „weiblich“ oder „männlich“. 
Damit ist und bleibt sexistische Diskriminierung 
kein privates Problem, sondern ein politisches 
und somit ein zur Öffentlichkeit gezwunge-
nes. Das soll jedoch nicht heißen, dass Verge-
schlechtlichung das einzige Moment ist, durch 
das Herrschaft ausgeübt wird.

„Kampfemanze“ oder „Mutterglucke“ - Wie 
frau so wahrgenommen wird

Bilder von und Klischees über „Frauen“ und 
„Männer“ sind wirkmächtig - das macht sich 
auch und gerade in der (Hochschul-) Politik 
bemerkbar. Politische Kontexte bedeuten auch 
immer persönliche Begegnungen und damit 
einhergehend Kategorisierungen. Dabei werden 
gerade Aussagen und das Verhalten von „Frau-
en“ auf sexistische Weise kontextualisiert. 
Das kann zum Beispiel heißen, dass eine 
„Frau“, die sich als Mutter zu erkennen gibt, 
das Label der „rührseligen Glucke“ aufgedrückt 
bekommt, womit ihr implizit wiederum jede 
(„männlich“ besetzte) Rationalität bei der Ent-
scheidungsfindung abgesprochen wird. Umso 
schlimmer, dass „Frauen“ diese Klischees häu-
fig durch Sätze wie „Ich hab ja auch Kinder!“, 
oder  „Ich als Mutter finde ja, dass...“ mit-re-
produzieren.
Dem gegenüber steht das Bild der (kinderlosen) 
„Powerfrau“, das assoziiert wird mit Begriffen 
wie „tough“ und „durchsetzungsfähig“ – aber 
eben auch „unweiblich“, was immer das heißen 
soll. Dahinter steckt, dass politische Strukturen 
immer noch geprägt sind von als „männlich“ 
gelesenem Verhalten.
Eine andere Wahrnehmung von „Frauen“ im 
hochschulpolitischen Kontext – vor allem im 

studentischen – bezieht sich auf Beziehungs-
strukturen, wobei davon ausgegangen wird, 
dass frau in heterosexuellen Beziehungen lebt. 
Dabei werden „Frauen“ – und damit einherge-
hend auch ihre politische Arbeit – nicht getrennt 
von ihrer Rolle im sozialen Umfeld wahrgenom-
men. Das äußert sich auf verschiedene, jeweils 
sehr reduzierende Art und Weise, indem „Frau-
en“ zum Beispiel in erster Linie als Freundin/Ex-
freundin/Affäre von so-und-so wahrgenommen 
werden, ihre Äußerungen im Kontext ihrer Be-
ziehungen gesehen werden oder HoPo-Chek-
ker (4) verschiedene Orte und Strukturen auch 
gerne nutzen, um „Frauen kennen zu lernen“, 
indem sie diese erst einmal mit ihrem immen-
sen Wissen über Hochschulpolitik und die Lage 
der Welt im Allgemeinen beeindrucken. Des Öf-
teren sind auch die mitlaufenden Beziehungs-
geflechte Grund für das Gefühl, als „Frau“ nicht 
allzu viel Raum einnehmen zu können – etwa 
aufgrund von anwesenden und nicht ganz ver-
arbeiteten Ex-Beziehungen, laufenden Bezie-
hungen, in denen frau durch die überbordende 
Selbstsicherheit des Anderen verunsichert ist 
oder weil frau ja nicht „so unsexy emanzenhaft“ 
wirken will. 
Nicht zuletzt ist dies darauf zurück zu führen, 
dass „Frauen“ nach wie vor stärker über ihr 
Aussehen und Erscheinungsbild wahrgenom-
men werden als Männer. Häufig wird zuerst 
die  „Schönheit“ einer „Frau“ eingeschätzt und 
dann erst ihrem (politischen) Standpunkt Auf-
merksamkeit geschenkt. Darüber hinaus sind 
an das Erscheinungsbild einer „Frau“ wiederum 
Stereotype geknüpft. In diesem Zusammen-
hang finden sich Bilder und Bezeichnungen 
wie „Kampflesbe“, „Emanze“, „Vamp“, „Mut-
terglucke“ und was es dergleichen mehr gibt. 
Natürlich käme (fast) niemensch mehr auf die 
Idee, diese laut zu äußern - im kleineren Kreis 
aber werden diese Klischees nach wie vor be-
jubelt und zumindest als Bilder in den Köpfen 
sind sie stets präsent. 
Das hat auch Auswirkungen auf die politische 
Arbeit, indem gerade gegenüber den in die 
Kategorie „Kampflesbe/Emanze“ gepressten 
„Frauen“ unterstellt wird, sie würden „jetzt aber 
wirklich ein bisschen übertreiben/ zu weit ge-
hen/ überall nur noch Sexismus wittern“. Da-
bei wird diese pauschalisierende Einschätzung 
weniger aus den Äußerungen, als vielmehr aus 
dem Aussehen, Auftreten und sozialen/poli-
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tischen Kontext der Person gewonnen. Dass 
„Frauen“ noch immer anders wahrgenommen 
werden als „Männer“ und welche Auswirkun-
gen das hat, wird besonders in den diversen 
hochschulpolitischen Gremien deutlich.

Dass viele „Frauen“ dabei sind, heißt nicht, 
dass viele mitmachen dürfen

Ein Blick auf die Sitzverteilung in den einzel-
nen Gremien der studentischen und akademi-
schen Selbstverwaltung macht deutlich, dass, 
trotz steigenden Anteils von „Frauen“, dennoch 
starke Unterschiede in ihrer Repräsentation 
zwischen den einzelnen Statusgruppen beste-
hen: So ist etwa in den studentischen Gremi-
en Studierendenparlament und Allgemeiner 
Studierendenausschuss das rein zahlenmäßi-
ge Verhältnis zwischen „den“ Geschlechtern 
recht ausgeglichen. Auch bei einem Blick auf 
die Listen der studentischen Vertreter_innen (5)  
in den Fachbereichsräten und darüber hinaus-
gehenden akademischen Gremien (wie etwa 
im Akademischen Senat - AS, im erweiterten 
Akademischen Senat oder der Kommission für 
Lehrangelegenheiten - KfL) zeigt sich ein relati-
ves Gleichgewicht. Dies gilt in ähnlichem Maße 
auch für die Akademischen und  Sonstigen 
Mitarbeiter_innen. Ganz anders jedoch bei den 
Professor_innen: Obwohl momentan drei der 
vier FU-Vizepräsident_innen „weiblich“ sind, 
trifft mensch im AS unter den Professor_innen 
gerade zwei „Frauen“ an (von 13 professoralen 
Mitgliedern) und im erweiterten AS acht von ein-
unddreißig. In sechs der zwölf Fachbereichsrä-
te der FU sitzt keine einzige Professorin, in drei 
Fachbereichsräten ist es jeweils eine und auch 
in den anderen sind es nur unwesentlich mehr 
(6).  Aber auch bei den Studierenden finden wir 
nur ein „relatives Gleichgewicht“, denn auch 
hier lässt sich ein Trend zur Überrepräsentation 
von Männern feststellen: Je wichtiger das Gre-
mium, desto mehr Männer finden wir unter den 
Vertreter_innen.
Zwar sind sowohl in Gremien der studentischen 
als auch der akademischen Selbstverwaltung 
zunehmend „Frauen“ anzutreffen, doch sagt 
dies bei Weitem nichts über Machtverhältnis-
se und die Beteiligung dieser bei der Entschei-
dungsfindung innerhalb selbiger Gremien aus. 
Denn dank eines Urteils des Bundesverfas-

sungsgerichts von 1973 wird Hochschulpoli-
tik noch immer von professoralen Mehrheiten 
bestimmt, also im Normalfall weiterhin: weißen 
heterosexuellen „Männern“. Dass diese im 
Regelfall eher ihre eigenen, auf Erhaltung ihrer 
professoralen Privilegien ausgerichteten Inter-
essen verfolgen, dürfte niemensch wundern.
Natürlich ist es eine Illusion zu erwarten, dass 
sich an Geschlechterverhältnissen innerhalb der 
Universität etwas ändert, nur weil mehr „Frau-
en“ in Gremien sitzen – „Frauen“ sind schließ-
lich keinen besseren Menschen und nicht jede 
ist Feministin. Vor allem aber „kann“ und „will“ 
nicht jede sich „durchsetzen“. Denn hierin be-
steht das eigentliche Problem der Repräsenta-
tion von „Frauen“ in hochschulpolitischen Gre-
mien: Nur wer sich gegenüber der „männlich“ 
dominierten Mehrheit behauptet, sich „durch-
setzt“, sich „wie ein Mann verhält“, laut, selbst-
sicher und dominant, hat unter Umständen die 
Chance, ernst genommen zu werden. Es geht 
also viel weniger um zahlenmäßiges Gleich- 
oder Ungleichverhältnis, als vielmehr um den 
Umgang miteinander, in dem sich strukturelle 
Ungleichheiten weiterhin reproduzieren. 
Eine Anekdote aus einem Institutsrat mag dies 
sehr anschaulich verdeutlichen: Die Vertreterin 
des Mittelbaus, eine von zwei gewählten „Frau-
en“ in diesem Gremium, versucht auf eher de-
zente und zurückhaltende Art und Weise ihren 
Standpunkt deutlich zu machen. Sofort fallen 
ihr drei der anwesenden Professoren mit raum-
greifender Gestik und gewichtiger Miene ins 
Wort. Statt mit Tomaten zu werfen, schweigt 
sie, schaut schüchtern zu Boden und verliert im 
Verlaufe der Sitzung kein einziges Wort mehr. 
Dass neben Geschlechterhierarchien in aka-
demischen Gremien auch noch die starke 
Hierarchisierung zwischen den einzelnen Sta-
tusgruppen tritt (bei der zusätzlich Kategorien 
wie Alter, race (7), körperliche Beeinträchtigung, 
Sexualität sowie die vielfältigen bestehenden 
Abhängigkeitsverhältnisse eine nicht unerheb-
liche Rolle spielen), macht es zum Beispiel für 
die einzelne Studentin oder wissenschaftliche 
Mitarbeiterin noch schwieriger als für die Pro-
fessorin, gehört zu werden und ihre Interessen 
zu vertreten. Auch wenn es sich bei dem eben 
beschriebenen Beispiel um einen Extremfall 
handeln dürfte, hilft es dennoch zu verstehen, 
warum frau häufig gar nicht erst in Gremien ak-
tiv werden will.
Doch diskriminierendes Redeverhalten finden 
wir nach wie vor nicht nur in den Gremien der 
akademischen Selbstverwaltung, sondern auch 
in studentischen Gremien und Gruppen oder  in 
Seminaren.

Warum „ihm“ mehr zugehört wird als „ihr“ 
- und warum sich niemensch daran stört
Auch studentische Räume sind durch Rede- 
und Diskussionsverhalten gemäß geschlechts-

uni, politik und geschlecht 
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spezifischer Dominanzen strukturiert. Nicht 
zuletzt in hochschulpolitischen Kontexten, aber 
auch in basisdemokratischen Aktionsgruppen, 
studentischen Vollversammlungen und ordinä-
ren Uni-Seminaren befinden sich Diskussions-
verlauf und Redeverhalten oft fernab von einer 
Idee herrschaftsfreier Gesprächssituationen.
 Zur Planung studentischer Aktionen bedarf es 
v.a. in Aktionsgruppen und Vollversammlun-
gen meist ausschweifender Diskussionen. Oft 
werden diese durch einige - auffallend häufig 
„männliche“ - Personen dominiert. Sei es mit 
langen, ausufernden, lauten, imposanten Re-
debeiträgen, Theorie-Rumgecheckere, bevor-
mundenden Gesten oder offen sexistischer At-
titüde: Der Sichtweise dieser Personen wird im 
hierarchisch geordneten Raum mehr Gewicht 
und Anerkennung zuteil. D.h. einige wenige 
– meist  „Männliche“ – kommen überhaupt hör-
bar zu Wort, bestimmen den Gesprächsinhalt 
und dominieren den Entscheidungsprozess. 
Damit werden andere vom Diskussionspro-
zess, an dem sie sich eigentlich bewusst be-
teiligen wollen, ausgeschlossen. Nicht nur das 
– durch Sozialisation erlernte - Verhalten „weib-
licher“ Personen, sondern auch deren Position 
im Gespräch führen dabei zur Unterbindung, 
Nichtwahrnehmung oder Geringbewertung ih-
rer Beiträge im Diskussionsverlauf. 
Thematisiert mensch dieses Missverhältnis in 
der Diskussionsstruktur, wird nicht selten mit 
Unverständnis: „ Aber es hat sich doch gar 
keine Frau gemeldet“, Ablehnung: „Das ist hier 
doch gar nicht das Thema“, oder rechtferti-
gender Empörung: „Wir sind doch nicht  sexi-
stisch“ reagiert. Gelegentlich lautet der Vorwurf 
dann auch, mensch vertrete einen „überzoge-
nen feministischen Standpunkt“. Selbst das 
Einfordern von Redelisten zur Gleichverteilung 
von Redeanteilen wird im günstigsten Fall als 
diskussionshemmend oder als  „Nebenwider-
spruch“ abgelehnt. Dabei zeigt sich auch 2008 
eine hartnäckige Resistenz gegenüber der Fra-
ge nach den selben geschlechtsspezifischen 
Herrschaftsverhältnissen, die bereits 1968 im 
SDS mit Tomatenwürfen quittiert wurden.
Gerade in gewöhnlichen Uni-Seminaren ge-
staltet sich der Diskussionsverlauf selten ohne 
Dominanzen und relativ eindeutige hierarchi-
sche Strukturen zwischen den „männlichen“ 
und „weiblichen“  Teilnehmenden. Hier kommt 
durch die spezielle Gesprächsituation des lei-
stungsorientierten Wissenswettbewerbs eine 
geringe Interventionsmöglichkeit hinzu. Ein-
wände gegen sexistisches Redeverhalten 
müssen nicht nur gegenüber den Dozierenden 
vorgebracht werden, sondern werden auch als 
unwissenschaftlich abgetan. Nicht selten wird 
die Forderung nach Redelisten zur Abstim-
mung gestellt und dabei der Umstand eines 
hierarchisch strukturierten Raumes völlig über-
sehen. Ablehnung erfährt ein solcher Vorschlag 

nicht selten vermittels einer Mehrheit „männli-
cher“ Studierender, oder aufgrund deren laut-
starken Protestes. Manchmal sind diese Ab-
wehrtendenzen sogar noch stärker ausgeprägt: 
Der Verweis auf einen sexistischen Sprachge-
brauch kann da schon mal zum Vorwurf, „po-
litical correctness“ sei ja auch nur Faschismus, 
führen. Abgesehen von der damit verbundenen 
geschichtsrevisionistischen Perspektive, wer-
den so von Geschlechterhierarchien Diskrimi-
nierte als Angreifer_innen dargestellt und so die 
Unfähigkeit der Auseinandersetzung mit der 
eigenen Position verdeutlicht.
Generell zeigt sich dieser Mangel an Reflexion 
inner- wie außerhalb des universitären Kon-
textes noch derart häufig, dass die von Ulrike 
Meinhof geforderten Güterzüge von Tomaten 
sicher auch 2008 schnell verfeuert wären.

Anmerkungen

(1) Als „Differenzfeminismus“ wird eine vor allem in den Achtzigerjahren in der 
Auseinandersetzung um die Frage, ob „Männer“ und „Frauen“ gleich oder 
grundsätzlich verschieden seien, auftretende feministische Strömung bezeich-
net, die sich auf die Seite einer biologischen bzw. sozialen Differenz zwischen 
den Geschlechtern positioniert. Vgl. z.Bsp. Kerner (2004). 

(2) Wir werden im folgenden die Begriffe „Frau“ bzw. „Mann“ in Anführungszei-
chen verwenden, da wir davon ausgehen, dass sowohl biologische, als auch 
soziale Aspekte dieser Kategorien konstruiert sind, Menschen aber dennoch 
weiterhin an Hand dieser binären Ordnung wahrgenommen werden.

(3) „Queer Theory“ bezeichnet eine Vielzahl theoretischer Strömungen, die u.a. 
die Einteilung von Menschen in zwei Geschlechterkategorien grundlegend ab-
lehnt. Vgl. z. Bsp.  Hark (2005) und Jagose (2001)

(4) „HoPo“ steht für „Hochschulpolitik“.

(5) Mit dieser Schreibweise wollen wir neben „Frauen“ und „Männern“ auch 
Menschen einschließen, die sich nicht auf eine der beiden Geschlechterkate-
gorien festlegen lassen wollen oder können.

(6) Diese Zahlen beziehen sich auf die gewählten Vertreter_innen. In einzelnen 
Sitzungen können also durchaus mehr „Frauen“ anzutreffen sein, wobei sich 
dennoch die Frage stellt, warum mehr „Männer“ als „Frauen“ gewählt werden.

(7) Hier wird der englischsprachige Begriff „race“ verwendet, der im Deutschen 
keine unproblematische Entsprechung hat. Auch hier wird davon ausgegan-
gen, dass es sich um soziale konstruierte Kategorisierungen handelt.
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ein quell der prekarität

Holger Marcks

Die Hochschule als Haus und Herd von unbezahlter Arbeit 

Dass viele Studierende dem Studium kaum die Zeit und Aufmerksam-
keit widmen können, die die neuen Studienordnungen verlangen, ist 
mittlerweile verbürgte Tatsache. Neue Reglementierungen, Leistungs-
druck, aber auch Studiengebühren haben die schon zuvor vorhandene 
Tendenz verschärft, dass diejenigen, deren Einkommen nicht durch 
Dritte gesichert ist, Broterwerb und Studienanstrengungen nur schwer 
oder überhaupt nicht unter einen Hut bekommen. Dass Studieren und 
Jobben immer weniger miteinander vereinbar sind, das geben ehrlich 
und unverhohlen mittlerweile auch zahlreiche PolitikerInnen und Hoch-
schulpräsidentInnen zu. Nichtsdestoweniger bleibt die Zahl studenti-
scher JobberInnen hoch. Diese sind meist nicht nur selbst Betroffene 
von prekären Beschäftigungsverhältnissen, sondern wirken – durch die 
Verdrängung von regulärer Beschäftigung – verschärfend auf die Spi-
rale der Prekarisierung.

Durch spezifische soziale und kulturelle Le-
bensumstände nehmen Studierende eine 
besondere Rolle auf dem Arbeitsmarkt ein, 
sind sie doch häufig aus den konventionellen 
Ausbildungs- und Berufsprozessen der mei-
sten Lohnabhängigen herausgelöst. Kollektive 
Wahrnehmungen relevanter Probleme und ein 
Umgang damit werden so erschwert. Allerdings 
wirkt die Hochschule nicht nur als Keimzelle 
eines bestimmten soziokulturellen Milieus auf 
die Konstellationen auf dem Arbeitsmarkt ein. 
Auch strukturell begünstigen die Hochschu-
len einen allgemeinen Prekarisierungsprozess. 
Zum einen sorgen in den Studienordnungen 
vorgeschriebene Praktika für eine permanente 
Zuführung studentischer Arbeitskräfte in den 
Billiglohnsektor, während freiwillige oder Absol-
ventInnenpraktika immer mehr zum Standard-
werdegang im Berufsleben von Studierenden 
werden. Zum anderen breiten sich prekäre Be-
schäftigungsverhältnisse in den Universitäten 
selbst immer mehr aus.
Begreifen wir Prekarisierung als einen Prozess, 
bei dem das Lohnniveau zunehmend nach un-
ten gedrückt wird und unsichere Arbeitsverhält-
nisse um sich greifen, dann lässt sich zweifel-
los feststellen, dass die forcierteste Form von 
Prekarisierung dort vorliegt, wo Menschen 
(fast) ohne Entlohnung und/oder (kurzfristig) 
ohne jegliche Arbeitsplatzgarantien arbeiten. 
Was für viele zunächst unglaublich klingt, ge-
hört mittlerweile zum bundesrepublikanischen 
Alltag. Unbezahlte Arbeit findet sich nicht nur 
etwa dort, wo Menschen z.B. ehrenamtlich tä-
tig sind, sie findet sich in fast allen Bereichen, 
wo direkt oder indirekt Mehrwert erzeugt, also 
Lohnarbeit geleistet wird. Dies betrifft auch zu-
nehmend das beschriebene Studierenden- und 
Hochschulmilieu; sei es die Studentin, die als 
Jobberin unbezahlte Probeschichten verrichtet, 
der Student, der zwei Pflichtpraktika im Rah-
men seines Studiums unbezahlt erledigt (und 
womöglich als Absolvent noch zwei freiwillige 
dran hängt), oder Studierende, die als TutorIn-
nen und DozentInnen unbezahlte Lehraufträge 
ableisten. 

Studierende und prekäre Arbeit

Knapp 70% der Studierenden in Deutschland 
jobben. In Berlin beispielsweise trifft dies auf 
ungefähr 140.000 der ca. 200.000 Studieren-
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den zu. Diese Zahlen berücksichtigen allerdings 
noch nicht den Umfang der erbrachten Arbeit 
und enthalten ebenso diejenigen, die sich durch 
Nebentätigkeiten lediglich etwas dazuverdie-
nen. Für fast 1/3 dieser JobberInnen dagegen 
ist Lohnarbeit existentiell notwendig, d.h. es ist 
für sie (fast) die einzige Einkommensquelle. Al-
lein diese Zahlen sollten verdeutlichen, dass es 
sich bei Studierenden um kein unbedeutendes 
Segment auf dem Arbeitsmarkt handelt. Und 
es veranschaulicht ebenso, dass – entgegen 
dem Gerede vom „Studenten“ als soziale Kate-
gorie – es nach wie vor ökonomische Kriterien 
sind, die den sozialen Status von Studierenden 
bestimmen. 
Die Beschäftigungsverhältnisse von jobbenden 
Studierenden sind dabei in der Regel prekär: 
Während einige periodisch in unsicheren Be-
schäftigungen stecken, in denen sie oftmals 
die gleichen Arbeiten wie Festangestellte ver-
richten, arbeiten viele auf Honorarbasis, wobei 
gesetzliche Mindestlöhne selten eingehalten 
und arbeitsrechtliche Standards permanent un-
tergraben werden. Durch eine hohe Fluktuation 
und durch kurzfristige Arbeitsverhältnisse wird 
z.B. eine betrieblich fixierte Gewerkschaftsar-
beit im prekären Teilzeitarbeitssektor deutlich 
erschwert. Die Situation ist deshalb geprägt 
von einer äußerst hohen Vereinzelung, weshalb 
gerade Studierende kaum gewerkschaftlich or-
ganisiert sind. Diese ziehen eine Organisierung 
auch selten in Betracht: Missstände werden 
zumeist als vorübergehend empfunden; trotz 
der Tatsache, dass die Erwerbslosenstruktur in 
Deutschland zunehmend „akademisiert“ wird, 
herrscht bei vielen die Illusion vor, dass sich 
nach dem Studium bessere Möglichkeiten von 
selbst einstellen. 
Das ist nicht nur in Hinsicht auf einen man-
gelnden Umgang mit der eigenen Betroffenheit 
problematisch. Denn gerade aufgrund dieser 
Individualisierung greifen Betriebe immer wie-
der auf studentische JobberInnen zurück, die 
als „Stoßtruppen“ zur Aufweichung regulärer 
Beschäftigungsverhältnisse fungieren können. 
Im Zuge der voranschreitenden Ausrichtung 
des Arbeitsmarktes auf Teilzeitarbeit können 
deshalb studentische JobberInnen zunehmend 
als effiziente LohndrückerInnen verstanden 
werden. 
Doch dem Ganzen lässt sich noch die Krone 
aufsetzen: Auch unbezahlte Probeschichten 

– eine eigentlich rechtlich nicht abgedeckte 
Angelegenheit, die unter extremer Ausnutzung 
von Ahnungslosigkeit ihre Anwendung findet 
– werden immer öfter von Studierenden gelei-
stet. Zwar findet sich unbezahlte Probearbeit 
mittlerweile in fast allen Branchen, besonders 
massiv wird jedoch im Gastronomiebereich da-
von Gebrauch gemacht – eben der Hochburg 
studentischen Jobbens. Gastronomiebetriebe, 
die ihr Personal aus ProbearbeiterInnen zusam-
menstellen und diese gewissermaßen zyklisch 
austauschen, sind keine Seltenheit mehr. 
Selbst wenn die betroffene Jobberin – und das 
mag schon traurig genug sein – es nicht als so 
schlimm empfindet, ein paar Probeschichten 
umsonst gearbeitet zu haben, und womöglich 
mehr Ärger darüber verspürt, letztlich nicht 
eingestellt worden zu sein – wo solche Unter-
nehmensstrategien gezielt eingesetzt werden, 
werden Studierende zum Instrument der ver-
schärften Ausbeutung. In seiner gesellschaft-
lich quantifizierten Dimension ist der Schaden 
für die gesamte lohnabhängige Bevölkerung 
enorm. Aufgrund der illegalen Natur dieser 
Grauzonenerscheinung ist ihr genaues Ausmaß 
aber noch nicht statistisch erfasst und sie hat 
generell bisher noch zu wenig Aufmerksamkeit 
erregt.

Unbezahlte Praktika

In eine ähnliche Kategorie von Ausbeutung und 
Prekarisierung fallen Praktika, die im Gegensatz 
zur Probearbeit mittlerweile große Beachtung 
gefunden haben. Das Schlagwort „Generation 
Praktikum“ ist allseits bekannt. 
Eigentlich soll es sich bei einem Praktikum um 
eine auf bestimmte Dauer ausgelegte prakti-
sche Vertiefung von zuvor erworbenen theo-
retischen Kenntnissen handeln. Dabei dürfen 
PraktikantInnen nicht in die tägliche Arbeit des 
Betriebsablaufes eingeplant sein. Sie sollen 
„mitlaufen“, wie es so oft heißt. Praktika tragen 
deshalb offiziell Ausbildungscharakter, d.h. sie 
werden als Maßnahme innerhalb des Rahmens 
einer Gesamtausbildung begriffen. Folglich 
wird vorausgesetzt, dass das Einkommen be-
reits durch die Finanzierung der Gesamtausbil-
dung (bei Studierenden z.B. über BAFöG oder 
elterlichen Unterhalt) gesichert ist. Begriffen als 
Teil einer Ausbildung sind Praktika nicht vergü-
tungspflichtig. 

historisches 
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches

innenansichten
innenansichten 
innenansichten
innenansichten

innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten

subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor



Diese Überlegungen erscheinen bereits frag-
würdig, wenn man bedenkt, dass viele Praktika 
vor und nach dem Studium oder freiwillig und 
jenseits davon verrichtet werden, ein Gesamt-
ausbildungsverfahren also nicht (mehr) vorliegt. 
Gravierender ist noch, dass bei Praktika in der 
Regel nicht „mitgelaufen“ wird. Sie dienen 
schon längst nicht mehr dazu, Erfahrungen in 
einem Beruf zu sammeln, sondern entsprechen 
oftmals regulären Tätigkeiten – nur eben ohne 
die gebührende Entlohnung. Zwar sagt das 
Arbeitsrecht klar, dass sich das Arbeitsverhält-
nis nicht nach der Bezeichnung, sondern nach 
dem Inhalt bestimmt – dass also eine übliche 
Vergütung zu leisten ist, sobald Arbeit über den 
Praktikumsrahmen hinaus verrichtet wird. Doch 
aufgrund relativ vager gesetzlicher Regelungen, 
mangelnder gewerkschaftlicher Gegenwehr 
und der Vereinzelung, z.T. auch Ahnungslosig-
keit von PraktikantInnen, gibt es einen enorm 
hohen Missbrauch des Labels „Praktikum“. 
Die Bundesvereinigung der Arbeitergeberver-
bände (BDA) gibt vor, dass die Wirtschaft nicht 
von Praktika profitiere und dabei eher draufzah-
le. Würden Praktika tatsächlich nach Vorschrift 
abgeleistet werden, träfe dies zu. Die Realität 
sieht jedoch anders aus: Seit 2000 hat sich 
allein die Quote von StudienabsolventInnen, 
die ein oder mehrere Praktika absolvieren, von 
25% auf 41% erhöht. Der DGB schätzt, dass 
allein die Zahl dieser AbsolventInnenpraktika 
bundesweit gegenwärtig etwa 400.000 beträgt. 
Eine Untersuchung der Hans-Böckler-Stiftung 
ergab, dass über die Hälfte davon reguläre Tä-
tigkeiten verrichten. Gleichzeitig erhalten über 
40% dieser PraktikantInnen überhaupt keinen 
Lohn (geringe oder symbolische Aufwandsent-
schädigungen sind in dieser Zahl noch nicht 
einmal berücksichtigt!). Nimmt mensch allein 
die AbsolventInnenpraktika als Indikator, wird 
deutlich: Das Marktvolumen von Praktika ist 
kolossal. 
Systematisch werden Praktika von Betrieben 
genutzt, um einerseits kurzfristig billig an Ar-
beitskräfte zu kommen und zum anderen mit-
telfristig Arbeits- und Lohnstandards betrieblich 
aufzuweichen, indem reguläre Beschäftigungs-
verhältnisse ersetzt werden. Der damit einher-
gehende Zersetzungseffekt auf die „struktu-
relle Macht“ von Belegschaften und letztlich 
der Lohnabhängigen generell ist gewaltig. Die 

Tatsache, dass die Studienordnungen viele 
Studierende in solche Praktika hineindrängen, 
wo sie als „Stoßtrupp“ der Flexibilisierung fun-
gieren, macht deutlich, wie die Hochschulen 
auch strukturell als Quell prekärer Verhältnisse 
wirken.

Prekäre Beschäftigung an der Hochschule

Doch nicht nur indirekt nimmt die Hochschu-
le (bzw. ihr Milieu) Einfluss auf die allgemeine 
Prekarisierung. Prekarisierte Arbeitsverhältnis-
se finden sich zunehmend in den Universitäten 
selbst. In Zeiten, in denen durch neoliberale 
Sozial- und Wirtschaftspolitik die Unterneh-
men zunehmend steuerlich entlastet werden, 
trägt die besitzende Klasse immer weniger zur 
Finanzierung der öffentlichen Einrichtungen 
bei. Die Hochschulen versuchen den daraus 
resultierenden fiskalischen Druck zu kompen-
sieren, indem sie u.a. ganze Studienangebote 
streichen oder eben an den Honoraren sparen. 
Dass dies gerade diejenigen Studiengänge be-
trifft, die wirtschaftlich nicht rentabel sind und 
keine oder kaum Investitionen erhalten, bedarf 
wohl keiner Erklärung. 
Auch hier sind Studierende bzw. AbsolventIn-
nen ungewollt das maßgebliche Vehikel eines 
Zersetzungsprozesses. TutorInnen- und Do-
zentInnentätigkeiten werden zunehmend auf 
Studierende abgewälzt, die diese Arbeit für lau 
verrichten. Gebrauch macht man hierbei von 
den Illusionen und Karriereambitionen von Stu-
dierenden. Die Möglichkeit, sich ein paar Spo-
ren zu verdienen, die für bessere Chancen im 
akademischen Werdegang sorgen, reizt enorm 
viele. Besonders kultiviert haben die Form der 
Ausbeutung von Studierenden diverse Hoch-
schulen in Nordrhein-Westfalen: hier gibt es 
die Möglichkeit, sich z.B. durch die unbezahlte 
Verrichtung von Tutorien credit points als Lei-
stungsnachweis anrechnen zu lassen. 

Gleichzeitig machen immer mehr Institute es 
zur Einstellungsvoraussetzung, dass junge 
AkademikerInnen, ein oder mehrere Semester 
Lehraufträge unbezahlt ableisten. Gleichzeitig 
sind selbst alte Hasen zunehmend dazu ge-
zwungen sind, um überhaupt im „Geschäft“ zu 
bleiben, macht sich ein unbezahlter Lehrauftrag 
in der Vita doch besser als eine klaffende Lük-
ke. PrivatdozentInnen droht zudem der Verlust 
der Habilitation, wenn sie nicht lehren.
Letztlich zeigt sich auch hier ein weiterer Aspekt 
des sozialen Selektionsprozesses im Bildungs-
wesen. Studierende, die ihre Existenz durch 
Lohnarbeit sichern müssen, werden es sich 
mehr als einmal überlegen, ob sie sich eine un-
bezahlte Lehrtätigkeit überhaupt „leisten“ kön-
nen. Denn Voraussetzung dafür ist, entweder 
über den nötigen finanziellen Hintergrund zu 
verfügen oder aber drastische Entbehrungen in 
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Kauf zu nehmen. Sozial schwache Studierende 
haben somit nicht nur im Studium selbst schon 
gehörige Nachteile, auch der Einstieg in die 
wissenschaftliche Laufbahn wird ihnen weiter 
erschwert.
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Akademische Proletarisierung?
Unbezahlte Arbeit an der FU

Ein Beispiel für Umsonstarbeit an der FU 
ist das Otto-Suhr-Institut für Politikwissen-
schaft, wo vor etwa sieben Jahren sämtliche 
bezahlten Stellen für Erstsemester-Tutorien 
gestrichen und durch unbezahlte Tutorien 
im Rahmen der Einführungsvorlesungen er-
setzt wurden. Einziger Lohn für diese Arbeit 
ist ein Praktikumsschein und die illusorische 
Hoffnung, durch engeren Kontakt mit Pro-
fessorInnen einen Fuß in die Tür des wissen-
schaftlichen Arbeitsmarktes zu bekommen. 
Andere Institute lösten das Problem auf ihre 
Weise: am Friedrich-Meinecke-Institut für 
Geschichte wurden TutorInnenstellen seit 
den 90ern aus Geldmangel einfach nicht 
mehr besetzt, mittlerweile gibt es in der Ge-
schichte schlicht keine Tutorien mehr. Ab-
schaffung oder Ausbeutung sind allgemei-
ner Standard bei studentischer Lehre in den 
Sozial- und Geisteswissenschaften, ledig-
lich in den Naturwissenschaften sind tariflich 
entlohnte Tutorien noch verbreitet.

Auch Lehraufträge von AbsolventInnen sind 
an der FU in der Regel unbezahlt, die Pri-
vatdozentInnen arbeiten ebenfalls meist für 
umsonst. Selbst unter den ProfesorInnen 
gibt es Prekarisierung: diverse Lehrende be-
kamen für langjährige unbezahlte oder pre-
käre Tätigkeit von der FU eine APL-Profes-
sur verliehen, dh. eine applizierte Professur. 
Sie erhalten kein reguläres Gehalt, sondern 
in der Regel nur ein oder zwei Lehraufträge 
aus dem laufenden Budget sowie Aufwand-
sentschädigungen bei Prüfungen. Oft leisten 
sie dieselbe Arbeit wie voll eingebundene 
HochschullehrerInnen. Statt unkündbarer 
Festanstellung und einem Beamtengehalt 
von mehreren tausend Euro müssen sie je-
doch durch Lehraufträge von anderen Unis, 
Publikationen, Honorartätigkeiten etc. ihren 
Lebensunterhalt bestreiten. Einziger Lohn 
für ihr Engagement seitens der FU ist die mit 
dem Titel „Professor“ verbundene wissen-
schaftliche Reputation. 



ein denkmal für die freiheit 

Ralf Hoffrogge

Wie �� Tonnen Bronze den kritischen Umgang mit Geschichte
erschlagen

Sollte man ehemaligen Nazis, rechten Antikommunisten und bezahlten 
Geheimdienstlern ein Denkmal errichten? Die FU sagte ja und schritt zur 
Tat: Seit September 2007 steht das neue Mahnmal auf der Wiese hinter 
dem Henry-Ford Bau. FU-Präsident Lenzen hält es für ein Freiheits-
denkmal - Künstler, Studierende und Historiker schütteln den Kopf.

Am 6.9.2007 wurde an der FU mitten in den 
Semesterferien und ohne vorherige Diskussi-
on eine Skulptur des Künstlers Volker Bartsch 
eingeweiht. Das Werk mit dem Titel „Perspek-
tiven“ widmete Präsident Dieter Lenzen zehn 
FU-Studenten, die Anfang der 50er Jahre aus 
Ostberlin verschleppt und später in Moskau 
durch sowjetische Geheimpolizei hingerichtet 
wurden. Der Grund waren Widerstandshand-
lungen in der DDR, von den SU-Behörden als 
Spionage interpretiert. 
Erst im Jahr 2005 hatte die russische Bürger-
rechtsorganisation „Memorial“ die Grabstätten 
der Ermordeten in Russland aufgespürt und 
den Vorgang in Deutschland bekannt gemacht. 
Studentische Stimmen, etwa die FSI Geschich-
te, begrüßten im September 2007 eine Ausein-
andersetzung mit diesem Kapitel der FU-Ge-
schichte. Sie kritisierten aber von Anfang an die 
seltsame Art und Weise, in der diese stattfand.
Bereits ein erster Blick auf die Skulptur offenbart 
einen fundamentalen Widerspruch zwischen 
Form und angeblicher Gedenkfunktion: Es 
finden sich auf dem Sockel des neuen „Denk-
mals“ nirgendwo die Namen der Ermordeten 
- stattdessen wurde großflächig der Name des 
Bankhauses Oppenheim angebracht, das die 
Skulptur bezahlte. 
Damit das ganze nicht von vornherein als PR-
Gag eines Finanzdienstleisters aufflog, wies 
Bankchef  Matthias Graf von Krocknow bei der 
Einweihung explizit darauf hin, dass das Bank-
haus Oppenheim als jüdisches Familienunter-
nehmen selbst während der NS-Zeit Opfer von 
Verfolgung und Willkür gewesen sei (1).  Ver-
schwiegen wurde jedoch, dass die Bank wäh-
rend der NS-Zeit von einem „volksdeutschen“ 
Treuhänder geführt wurde und an Arisierungen 
jüdischen Vermögens beteiligt war (2).  Von 
Krockow bezeichnete sich im weiteren Verlauf 
seiner Rede als Sproß einer „alten preußischen 
Familie“, welche Ende 1945 als Vertriebene 
selbst Opfer eines totalitären Regimes gewor-
den sei. Über die Leistungen seiner Familie vor 
1945 sagte er nichts. 

Form follows Function?

Eine ganze Reihe von Opfern war also zur Ein-
weihung versammelt - die ermordeten Studen-
ten tauchten nur am Rande auf. Ein Artikel aus 
der Berliner Zeitung vom 7.9.2007 erklärt, wa-
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ein denkmal für die freiheit 
rum nicht nur die Widmung sondern auch die 
Form des „Denkmals“ die historischen Vorgän-
ge ignoriert:
“Aus Kunstkreisen ist zu hören, man habe län-
gere Zeit nach einem Standort für das bereits 
fertige Kunstwerk gesucht und die FU sei kei-
neswegs die erste Wahl gewesen. Das klingt, 
als stehe es jetzt nur “zufällig” für die Ehrung 
der ermordeten Studenten.”
Der Leserbrief des Berliner Künstlers Peter 
Paul Potthans in derselben Ausgabe bestätig-
te, dass die von Lenzen zum „Denkmal“ beför-
derte Skulptur eigentlich keines ist. Nur durch 
„freundschaftliche Beziehungen innerhalb und 
außerhalb des Rotary Clubs“ sei die FU zur 
Skulptur gekommen :
“Weil sich für die Skulptur von Volker Bartsch 
im Berliner Stadtzentrum kein Platz fand, wird 
sie kurzerhand zum Mahnmal erklärt […]. Die 
offene Form lässt halt viele, beliebige Lesarten 
zu. Der Künstler beklagt sich nicht, Hauptsache 
er wird im öffentlichen Raum platziert!”

Von Dissidenten und Agenten

Es könnte allerdings noch einen weiteren Grund 
geben, warum die Namen der Opfer nicht ge-
nannt werden. Im Internetarchiv des Deutsch-
landfunk erklärt ein Bericht vom 13.10.05, was 
die FU-Studenten (3) in Ostberlin taten und 
bringt ihre Aktionen in Zusammenhang mit 
der “Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit” 
(KgU):
“Dieser Widerstand bestand darin, dass man 
also Flugblätter in die S-Bahn Züge klebte […] 
Kernpunkt und Kristallisationspunkt all dieser 
Organisationen war die Kampfgruppe gegen 
Unmenschlichkeit, hier in Westberlin beheima-
tet”  (4).
Laut Informationen des “Handbuch Rechtsex-
tremismus” von Jens Mecklenburg wurde die 
KgU 1948 von westlichen Geheimdiensten als 
Vorfeld- und Spionageorganisation gegründet. 
Sie soll aktiv beim Aufbau eines Agentennetzes 
in der DDR mitgewirkt haben (5). 
Dennoch war in der FU-Presserklärung vom 
6.9.07 und auch den Zeitungsberichten zur 
Enthüllung des Bartsch-Denkmals immer nur 
von “angeblicher Spionage” die Rede. Später 
veröffentlichte die FU im Internet biographische 
Details der zehn Studenten und musste nun 
selbst zugeben, dass einer der Ermordeten zur 

Zeit seiner Verhaftung “für einen Geheimdienst 
der Westalliierten“ arbeitete (6). 
Auch bewiesene Spionagevorwürfe würden 
Verschleppung und Ermordung keinesfalls 
rechtfertigen. Dennoch wirft dies deutliche 
Zweifel auf die Denkmalwürdigkeit der zehn 
Studenten.
Die im Internet zugänglichen Kurzbiographi-
en bestätigen die Verbindungen von drei der 
zehn Studenten zur “Kampfgruppe gegen Un-
menschlichkeit”. Außerdem war einer der ge-
nannten zehn laut FU-Angaben von 1941 bis 
1944 Mitglied der NSDAP, wurde dann jedoch 
aus der Partei ausgeschlossen. Anscheinend 
hat das Präsidium der FU wider besseres Wis-
sen die Widmung auf dem Sockel des „Denk-
mals“ bewusst vage und nichtssagend gehal-
ten. 
NSDAP-Mitgliedschaft, aber auch die Natur 
der “Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit” 
passen nicht ins von der FU gepflegte Bild der 
“Freiheitskämpfer”. Vorwürfe, die KgU sei eine 
Vorfeldorganisation von CIA und BND gewe-
sen, sind nicht neu. Auch sind derartige Vor-
würfe keineswegs ein Werk linker Verschwö-
rungstheoretikerInnen. Selbst auf der Website 
des „Deutschen Historischen Museums“ ist 
über die “Kampfgruppe” und verwandte Or-
ganisationen zu lesen, sie hätten sich für ihre 
Informationen gut bezahlen lassen, ja geradezu 
um die Gelder der Nachrichtendienste konkur-
riert:
“Das Geld kam vom US-Geheimdienst. Nach 
dem Wert der Nachrichten richtete sich die 
Höhe der Zuwendungen. ’Das war ein hartes 
Geschäft nach der Devise “Ware gegen Geld”’, 
erinnert sich ein BND-Veteran” (7).
Aber nicht nur Spionage, sondern auch “aktive 
Sabotage” wurde von der „Kampfgruppe ge-
gen Unmenschlichkeit“ betrieben. Im „Spiegel“ 
vom 19.11.1952 wird von Brandstiftungen, Sa-
botage an Telefonanlagen und Vorbereitungen 
zu Brückensprengungen (!) berichtet, welche 
die DDR-Behörden der KgU zu Last legten. Der 
„Spiegel“ kommentierte ihr Handeln wie folgt:
“…Das war der hartgesottenen “Kampfgruppe” 
zu zahm. Sie wollte die rote Diktatur ins Wanken 
bringen. Sie verlegte sich auf anderes. Sie be-
auftragte teilweise unerfahrene Jungen, die aus 
Empörung gegen die Kommunisten alles mit-
zumachen bereit waren, verantwortungslos mit 
vertrackten Aufträgen; die Jungen fielen dem 
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sowjetdeutschen “Staatssicherheitsdienst” 
reihenweise in die Hände und müssen wegen 
sinnloser, fehlgeschlagener Unternehmen die 
besten Jahre ihres Lebens im Zuchthaus ver-
bringen.”
Haben vielleicht einige dieser „unerfahrenen 
Jungen“ ihre Aktionen nicht nur mit dem Zucht-
haus bezahlt, sondern mit dem Leben? 
Fest steht: Selbst zeitgenössische, keinesfalls 
des Kommunismus verdächtige Organe wie 
der „Spiegel“ stuften die KgU und ihre Hand-
lungen als unverantwortlich, ja geradezu ter-
roristisch ein. Folgt man obigem Zitat, handelt 
es sich bei den ermordeten Studenten nicht 
allein um Opfer von Stalins Geheimpolizei, sie 
erscheinen gleichermaßen als Opfer der West-
Geheimdienste, die sie wissentlich auf Himmel-
fahrtskommandos schickten. 
Um eine Debatte über die Biographien der 
Ermordeten und die fragwürdige Denkmalset-
zung anzustoßen, formulierten der AStA FU 
und die Fachschaftsinitiative Geschichte im 
Herbst 2007 einen schriftlichen Fragenkatalog 
und luden Präsident Lenzen persönlich zu einer 
Podiumsdiskussion ein. 

Diskutiert wird nicht - Verordnetes 
Gedenken

Unter dem Titel „Die Freiheit, Die ich Meine“ 
fand die Veranstaltung am 6. 11.2007 statt. Auf 
dem Podium diskutierten Prof. Wolfgang Wip-
permann vom Friedrich-Meinecke-Institut der 
FU, Martin Schönfeld vom Büro für Kunst im 
öffentlichen Raum sowie der Autor dieser Zei-
len als Vertreter des AStA. Das Präsidium der 
FU weigerte sich trotz mehrfacher schriftlicher 
und telefonischer Nachfragen, einen Vertreter 
oder eine Vertreterin zu schicken. Stattdessen 
wurden die in der Einladung gestellten Fragen 
einen Tag vor der Diskussion in einer dürren E-
mail beantwortet. Die Kritik der Studierenden 
wurde dabei voll und ganz bestätigt - in Bezug 
auf den Ursprung der Skulptur schrieb der Prä-
sidiumsvertreter:
„Es ist dem Präsidium gelungen, den Mäzen 
davon zu überzeugen, die Skulptur von Volker 
Bartsch, die dieser für den Mäzen gefertigt hat, 
der Freien Universität zu schenken. Der Ort für 
die Aufstellung einer Skulptur wurde nicht bei 
der Auftragserteilung bereits festgelegt“ (8).

Auch die Verbindung der Studenten mit der 
KgU bestätigte sich. Sie wurde sogar nicht nur 
für drei, sondern für alle zehn genannten Stu-
denten zugegeben. Bezahlt wurden die Stu-
denten aber angeblich nicht:
„Die Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit 
hatte 80 fest angestellte Mitarbeiter, die aus 
öffentlichen Mitteln finanziert wurden. Darüber 
hinaus gab es einen Kreis von Vertrauensleu-
ten. Die meisten der ermordeten Studenten 
waren in diesem Kreis engagiert, aber nicht in 
der KgU beschäftigt.“ 
Der Verweis auf „öffentliche Mittel“ stellt noch 
einmal eindeutig klar, dass die KgU kein ehren-
amtliches Dissidentennetzwerk war, sondern 
im Staatsauftrag handelte (ob nun der BRD 
oder der USA bleibt hier unklar). Straftaten, so 
das Präsidium, hätten die betreffenden Studen-
ten jedoch nicht begangen, diese seien ihnen 
selbst von den sowjetischen Militärtribunalen 
nicht vorgeworfen worden.
Weiterhin wurde auf der Podiumsdiskussion 
von Martin Schönfeld die seltsame Entste-
hungsgeschichte des „Denkmals“ erläutert. Im 
Bericht des AStA FU ist zu lesen:
„Schönfeld bestätigte noch einmal, dass die 
Skulptur keineswegs als Denkmal entstanden 
ist. Vielmehr sei sie vom Bankhaus Oppen-
heim für den südlichen Vorplatz des neuen 
Hauptbahnhofes in Auftrag gegeben worden. 
Eine Aufstellung dort sei jedoch an der zustän-
digen Senatskommission gescheitert, die ihr 
Veto eingelegt habe. Die Kommission, in der er 
auch mitarbeitete, habe stattdessen verschie-
dene Brachen und Grünflächen am Stadtrand 
als Aufstellungsort empfohlen. Insbesondere 
diese Enthüllung löste im Publikum einiges an 
Heiterkeit aus. Nur weil die Gegenvorschläge 
als Repräsentationsorte für das Bankhaus nicht 
attraktiv erschienen, sei die Skulptur quasi als 
„drop-art“ an die FU gekommen. Man solle sie 
daher als Kunstwerk in der Tradition des Post-
Kubismus nehmen, ein Denkmal sei das Werk 
jedoch keinesfalls“ (9). 
Für eine weitere Enthüllung sorgte auf der Po-
diumsdiskussion Prof. Wippermann: Er infor-
mierte über die Verbindungen eines der geehr-
ten Studenten zum „Narodno Trudowoi Sojus“, 
zu deutsch etwa „Völkischer Arbeiterrat“. Diese 
1918 zunächst gegen die Russische Revolution 
gegründete Organisation habe unter anderem 
während des 2. Weltkrieges mit den national-
sozialistischen Besatzungstruppen in der So-
wjetunion zusammengearbeitet - auch sie sei 
daher keinesfalls denkmalwürdig. 
Für Kontroversn sorgte dann die Debatte mit 
einem Angehörigen eines der zehn ermordeten 
Studenten, der im Publikum saß. Trotz heftigem 
Streit um vermeintlich schlampige Recherche 
und einseitige Darstellungen gab es zumindest 
einen Konsenspunkt unter den Diskutierenden: 
Man müsse die Biographien der Ermordeten 
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ernst nehmen. Dies ist jedoch kaum der Fall mit 
einem „Denkmal“, das eigentlich als themenlo-
se Banken-Repräsentationskunst entstanden 
ist. Auch die schonungslose Subsumierung 
der ambivalenten Biographien und dem Begriff 
„Freiheitskämpfer“ wird den historischen Reali-
täten kaum gerecht. Letztendlich stellt es sich 
so dar, als wären die zehn ermordeten Studen-
ten gleich doppelt instrumentalisiert worden: 
einmal als Schachfiguren im Kalten Krieg, ein 
weiteres Mal in der Gegenwart als Versatzstük-
ke für eine Imagekampagne der FU.

Dammbruch in der Erinnerungskultur

Wir haben es hier mit einem Novum in der Erin-
nerungspolitik zu tun. Einerseits ist das „Denk-
mal“ eine klassische Verlängerung von Kalter-
Kriegs-Ideologie und Totalitarismustheorie, 
eine optisch-ideologische Panzersperre gegen 
die Idee, Kommunismus könnte auch andere 
Inhalte als Stasi und Stacheldraht haben. An-
dererseits ist die Skulptur Ausdruck einer neu-
en, postmodernen Beliebigkeit in der Erinne-
rungspolitik. Ein Kunstwerk wird völlig aus dem 
Zusammenhang gerissen und als Mahnmal 
umdefiniert, eine Widmung für konkrete Op-
fer existiert schlichtweg nicht. Lediglich durch 
Begleittexte im Internet und der Presse werden 
historische Personen an die völlig unbestimmte 
Freiheitswidmung angedockt.
Diese neue Beliebigkeit ist vielleicht noch kriti-
scher zu sehen als der klassische Antikommu-
nismus, der sich etwa in Denkmälern im Stil der 
„Neuen Wache“ mit ihrer Gleichsetzung von 
Nationalsozialismus und DDR widerspiegelt. 
Solcherlei Antikommunismus bezog sich we-
nigstens noch auf konkrete Vorgänge, machte 
sich dadurch angreif- und kritisierbar. Er vertrat, 
wenn auch in pervertierter Form, die Idee, man 
könne aus der Geschichte lernen.
Diese Idee ist im Patchwork-Denkmal an der 
FU nicht mehr erkennbar. Form, Inhalt und 
Diskurs der Skulpturensetzung haben keinen 
inneren Zusammenhang. Geschichte dient hier 
als bloßes Versatzstück für ein FU-Image ohne 
Inhalte. Corporate Identity heißt diese Form von 
Ideologie. Eine FU-Identität soll hergestellt wer-
den, ohne konkrete Inhalte und Prinzipien zu 
nennen, die der FU ihre Besonderheit verleihen. 
Denn solche Prinzipien, und seien es nur die 
schwammigen Floskeln von Wahrheit, Gerech-
tigkeit und Freiheit aus dem FU-Motto, wären 
ein Maßstab der Kritik für die real unhaltbaren 
Zustände an der Freien Universität. Kritik und 
Diskussion jedoch, das zeigt sich an der Reak-
tion des Präsidiums auf studentische Debatten 
zur Bartsch-Skulptur, ist unerwünscht. Lieber 
sollen wir gedenken und schweigen.
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(6) Vgl. http://www.fu-berlin.de/tour/campus/kunstwerk/kontext/biografien/
prautsch/index.html, Zugriff 24.3.08. Die Kurzbiographien finden sich auch in 
der Ausstellung „Zukunft von Anfang an“ sowie in der Festschrift „Perspekti-
ven“, FU Berlin (Hg.) 2007.

(7) http://www.dhm.de/ausstellungen/kalter_krieg/brosch_02.htm, 
Zugriff 24.3.08.

(8) E-mail von Präsidiumsvertreter Robert Nissen an den Verfasser, 5.11.2007.

(9) Bericht des AStA FU zur Podiumsdiskussion, online: http://www.astafu.de/
aktuelles/archiv/a_2007/news_11-07 , Zugriff 24.3.08.
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verdrängen statt erinnern  
Wie die offizielle FU-Geschichtsschreibung den Nationalsozialis-
mus verharmlost und vom Antisemitismus nichts wissen will

Nicht erst die Kontroverse um das im September 2007 eingeweihte 
„Freiheitsdenkmal“ zeigte, dass an unserer Universität Erinnerungspo-
litik auf fatale Weise schief läuft. Auch an anderen Beispielen wird sicht-
bar: Geschichte ist für das aktuelle FU-Präsidium nur ein Rohstoff für 
Imagekampagnen. Im Stile einer Unternehmensgeschichte pickt man 
sich Erfreuliches heraus und verdrängt alle unangenehmen Facetten. 
Auch vor der Verharmlosung von Antisemitismus und Nationalsozialis-
mus wird dabei nicht haltgemacht.

Antisemitismusdebatte um Henry-Ford-Bau

Seit Jahren schon weigert sich die FU und na-
mentlich Präsident Lenzen, eine Umbenennung 
des Henry-Ford-Bau zu erwägen, obwohl Ford 
sich als antisemitischer Publizist betätigte und 
mit dem Buch “Ihe International Jew” eine der 
populärsten antisemitischen Schriften seiner 
Zeit herausgab.
Ford, Erfinder des Fließbands und Gründer des 
bekannten US-Autokonzerns, publizierte seit 
März 1920 im von ihm herausgegebenen Sen-
sationsjournal „The Dearborn Independent“ 
eine Reihe antisemitischer Artikel. Weiterhin er-
schien ein Nachdruck der „Protokolle der Wei-
sen von Zion“, jener kruden Verschwörungs-
theorie, die bis heute zu den Klassikern des 
Antisemitismus zählt. Henry Ford selbst kom-
mentierte in einem Interview vom Februar 1921: 
„Alles was ich zu den Protokollen sagen kann, 
ist, dass sie zu dem passen, was vorgeht“. 
Im November 1920 erschien dann mit „The 
international Jew“ unter Fords Namen eine 
Artikelsammlung aus dem „Independent“, die 
schnell auch ins Deutsche übersetzt wurde und 
lange vor 1933 zum festen Bestandteil der Pro-
paganda deutscher Antisemiten wurde. 

Wohl auch aus diesem Grund erhielt Ford 
schließlich 1938 das „Großkreuz des Deut-
schen Adlerordens“, die höchste Auszeich-
nung, die Nazideutschland an Nichtdeutsche 
vergab. Damals hatte Ford seine antisemiti-
sche Kampagne freilich schon abgebrochen. 
Eine aufsehenerregende Verleumdungsklage 
brachte ihn im Jahr 1927 dazu, den Dearborn 
Independant einzustellen. Im Verfahren konn-
te Ford sich zwar zu Recht darauf berufen, die 
fraglichen Artikel nicht selbst geschrieben zu 
haben. Sie wurden von einem seiner Mitarbei-
ter formuliert und erschienen dann unter Fords 
Namen. Seine Behauptung jedoch, er hätte die 
Artikel nie gelesen, sondern nur die Überschrif-
ten, wurde von Zeugen und selbst von Freun-
den Fords als absolut unglaubwürdig abgetan. 
Henry Ford selbst jedenfalls berichtete noch 
1940 in einem Interview mit dem „Manchester 
Guardian“, dass jüdische Bankierskreise den 
zweiten Weltkrieg angezettelt hätten. 
Ford starb 1947, einen Großteil seines Vermö-
gens hinterließ er der familieneigenen Ford-
Foundation. Diese ermöglichte durch eine Mil-

Ralf Hoffrogge
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verdrängen statt erinnern  
lionenspende die Errichtung des 1954 unter 
dem Namen Henry-Ford-Bau eröffneten Ge-
bäudes der FU. 

Präsident Lenzen beharrt in diesem Zusam-
menhang nachdrücklich auf der Aussage, der 
Ford-Bau sei nicht nach dem Antisemiten Ford, 
sondern nach dessen  Enkel Henry Ford II. be-
nannt. Eine Behauptung, für die es keinerlei 
Beweise gibt. Auch an sich wirkt die Behaup-
tung unglaubwürdig, müßte das Gebäude doch 
“Henry-Ford II.-Bau” oder ” Henry Ford Junior 
Bau” heißen, wenn Lenzens Version zuträfe. 
Auch der im FU-Archiv einsehbare Senatsbe-
schluss vom 3. März 1954 besagt nur „dass das 
Gebäude des Auditorium Maximum im ganzen 
den Namen `Henry-Ford-Bau´ tragen soll“. Ein 
Henry Ford junior wird nicht erwähnt, es ist also 
davon auszugehen, dass das Gebäude sehr 
wohl nach dem Autobauer und Antisemiten 
Henry Ford I. benannt ist.

Obwohl die Vorwürfe gegen Ford seit Jahr-
zehnten bekannt sind, unternahm die FU nichts. 
Zunächst schwieg das Präsidium sich schlicht 
aus, seit etwa 2003 flüchtete man sich in die zi-
tierte Schutzbehauptung über Ford Junior. Ziel 
war, die erneute Vergabe von Geldern durch 
die Ford-Foundation für eine geplante Reno-
vierung des Gebäudes nicht zu gefährden. Die 
Presse machte es der FU-Leitung leicht und 
ignorierte die Vorwürfe über Jahre hinweg. So 
etwa zur Wiedereröffnung des HfB nach der 
Renovierung im April 2007: Obwohl seitens der 
Studierendenschaft ausführliche Pressemittei-
lungen zum Thema herausgegeben wurden, 
berichteten lediglich die marxistische „Junge 
Welt“ und die „Jüdische Allgemeine“ über den 
Vorgang. Die Mainstreamblätter begnügten 
sich damit, die Pressemitteilungen des Präsidi-
ums abzuschreiben. 

Verdrängung der NS-Vergangenheit von FU-
Gebäuden

Auch beim Thema Faschismus und NS-Erbe ist 
die FU gut im Verdrängen. Nach wie vor wer-
den die Institute der “Kaiser-Wilhelm-Gesell-
schaft”, in deren Gebäude heute FU-Einrich-
tungen residieren, in verharmlosender Weise 
als “deutsches Oxford”, als Standort „exzel-
lenter Wissenschaft“ porträtiert. So etwa in 

der Ausstellung „Zukunft von Anfang an“, die 
2004 zum 50. Jahrestag der Einweihung des 
Henry-Ford-Bau entworfen wurde und die FU-
Geschichte als „Erfolgsgeschichte“ aufbereitet. 
Die Ausstellung ist seit 2007 als Daueraustel-
lung im HFB zu sehen, ihre Texte finden sich 
auch auf der FU-Homepage.
Die Kaiser-Wilhelm Gesellschaft (KWG) wur-
de im Jahr 1911 als Neztwerk staatlicher For-
schungsinstitute gegründet. Die November-
revolution und den Faschismus überstand sie 
unbeschadet, erst nach dem Ende des zweiten 
Weltkriegs änderte sie ihren Namen in „Max 
Planck Gesellschaft“. Direktor des ersten Kai-
ser Wilhelm-Institutes war der Chemiker Ernst 
Haber, einer der Pioniere der chemischen 
Kriegsführung. Durch Haber entwickelte Gift-
gase wurden im ersten Weltkrieg industriell 
produziert und durch deutschen Truppen an 
der Westfront eingesetzt, Tausende von Solda-
ten fanden den Tod.
Auch während des Zweiten Weltkrieges waren 
die in Dahlem ansässigen Institute der Kaiser-
Wilhelm Gesellschaft nicht unbeteiligt. Mittels 
rassistischer Forschung unterstützten sie die 
Ideologie der Nazis, aber auch Rüstungsfor-
schung wurde betrieben. 
Am Kaiser Wilhelm Institut für Chemie wur-
de im Dezember 1938,  ziemlich genau zehn 
Jahre vor Gründung der FU, die weltweit erste 
Kernspaltung vollzogen und damit die Grund-
lagen für Atomenergie und Atomwaffen gelegt. 
Die Entdeckung veranlaßte ein umfangreiches 
NS-Kernwaffenforschungsprogramm, das 
glücklicherweise nicht zu Ende geführt werden 
konnte. Das Gebäude des Kaiser-Wilhelm Insti-
tuts für Chemie ist heute als „Otto Hahn Bau“ 
Teil des Instituts für Chemie der FU. Zwei am 
Gebäude vorhandene Gedenktafeln ignorieren 
weiterhin den NS-Kontext der dort betriebenen 
Kernversuche.
In den Texten der FU-Ausstellung „Zukunft 
von Anfang an“ wird zwar durchaus erwähnt, 
dass in der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft auch 
Rassen- und Kriegswissenschaft für die Nazis 
betrieben wurde, jedoch verschwindet diese 
Problematisierung hinter allerlei Beschönigun-
gen. So wird etwa der Eindruck erweckt, dass 
“Kaiser-Wilhelm-Institut für Anthropologie, 
menschliche Erblehre und Eugenik”, in dessen 
Gebäude heute die FU-Politikwissenschaft ein-
gerichtet ist, habe sich erst seit Sommer 1933 
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mit rassistischer Forschung beschäftigt. Das In-
stitut in der Ihnestraße 22 war beteiligt an Men-
schenversuchen und lagerte in seinen Räumen 
Organe ermordeter KZ-Häftlinge.
Allein der Titel des 1926 gegründeten Instituts 
macht jedoch deutlich, dass hier bereits in 
der Weimarer Republik eine rassistische For-
schungstradition etabliert wurde, welche die 
Nazis fertig vorfanden. Denn „Eugenik“ meint 
nichts anderes als die Reinigung des „Volks-
körpers“ von „kranken“ und unerwünschten 
“Elementen”, sprich Menschen. Auch der Grün-
dungsdirektor Eugen Fischer amtierte von 1927 
bis 1942, stand also für die Kontinuität rassisti-
scher und menschenverachtender Pseudowis-
senschaft am Institut. 
In der FU-Geschichtsschreibung liest sich das 
so:
“Das Institut entwickelte sich schnell zu dem 
humangenetischen Zentrum in Deutschland 
und erwarb sich u.a. durch seine empirische 
Grundlagenforschung Anerkennung.” (1)
An dieser Stelle hätte es sich angeboten, die 
heutige Humangenetik auf ihre rassistischen 
Wurzeln und unverarbeiteten Prämissen abzu-
klopfen, oder auch auf die menschenverach-
tende Kontinuität aktueller eugenischer Argu-

mentationen etwa gegenüber Behinderten hin-
zuweisen. Stattdessen versucht die FU in ihrer 
Ausstellung, mit der künstlichen Trennung „vor 
1933/nach 1933“ auch noch aus einem Insti-
tut, dessen bekanntester Mitarbeiter KZ-Arzt 
Joseph Mengele war, symbolisches Kapital zu 
schlagen. 

Geschichte am Markt - Verdrängung statt 
Erinnerung

An diesen zwei Beispielen wird deutlich, was 
die Kommerzialisierung der Universitäten und 
ihre Inszenierung als Unternehmen eines zu-
künftigen Bildungsmarktes bedeutet: Eine Ge-
schichtswahrnehmung, die kritisch hinterfra-
gend ihre Verantwortung wahrnimmt, hat hier 
nichts zu suchen. Am Umgang der FU mit 1968 
und Studierendenprotesten im Allgemeinen lie-
ße sich dieser Vorgang genauso aufzeichnen. 
Zwar war der Mainstream der Geschichts-
schreibung immer schon Herrschaftsgeschich-
te, und das ist im Falle der FU nicht anders. 
Die Vermarktwirtschaftlichung des Erinnerns 
bewirkt jedoch eine ungeahnte Steigerung des  
institutionellen  Verdrängens.
Denn die Universitäten der Zukunft brauchen 
eine Erfolggeschichte. Die “Exzellenz” der eige-
nen Uni muss schon „von anfang an“, also weit 
in der Vergangenheit angelegt sein. Und wenn 
die Vergangenheit nicht dazu passt, dann wird 
sie eben passend gemacht. Wenn man dazu 
Antisemitismus verdrängen und Faschismus 
in Orwellscher Manier schönreden muss, dann 
wird auch das gemacht – der Markt verlangt 
es.

Anmerkungen

(1) http://www.fu-berlin.de/tour/geschichtsausstellung/geschichte/kwi_anthro/
index.html

verdrängen statt erinnern



�0�

historisches 
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches

innenansichten
innenansichten 
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten

innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten

subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor



sumpflandschaft publizistik 
in berlin  

Juliane Pfeiffer

„Wir wissen: Wer Macht hat, und sei es professorale, der hat auch Macht 
über die Geschichtsschreibung. Die Geschichte der Berliner Publizistik 
ist noch nicht geschrieben, aber sie wird geschrieben werden.“

(Alexander von Hoffmann in seiner Abschiedsrede am 12. Februar 
1988)

Auch heute, 20 Jahre später, besitzt diese Fest-
stellung Gültigkeit. Neben einer Gesamtdarstel-
lung der Institutsgeschichte fehlt es vor allem 
an einer adäquaten wissenschaftlichen Aufar-
beitung der Entwicklung des Fachs an der FU 
Berlin sowie deren zeitungswissenschaftlichen 
Vorläufen vor und während des Nationalsozia-
lismus. 
Wie auch in anderen Fächern üblich versucht 
die „scientific community“ der Publizistik- und 
Kommunikationswissenschaft ihre NS-Ver-
gangenheit möglichst zu vergessen. Seltene 
fachöffentliche Auseinandersetzungen wie die 
Silbermann-Kontroverse oder die Pöttker-De-
batte finden weder mit selbstkritischer Berliner 
Beteiligung statt – noch Eingang in die Lehre.
Stattdessen erscheinen „Broschüren“, in denen 
ganz im Sinne der Erinnerungspolitik der FU 
an einer positiven „corporate identity“ des In-
stituts gearbeitet wird. Das Kurzporträt der FU 
(09/2005) greift sogar zu Lügen, wenn es Emil 
Dovifat zum „führenden Wissenschaftler, der 
aus der Emigration zurückkehrt“, erklärt. Die 
Institutsbroschüre aus dem Jahr 1997 beruft 
sich auf die traditionsreiche Berliner Zeitungs-
wissenschaft, klammert die Zeit von 1933-1945 
kurzerhand aus, um mit der Neugründung an 
der FU 1948 fortzufahren. Die wahrscheinlich 
aufschlussreichere Publikation von 1978 ist 
dagegen nicht offiziell verfügbar.  Inwieweit 
nun die neue Broschüre im Jubiläumsjahr 2008 
eine kritische Selbstdarstellung wagen wird, 
muss sich erst zeigen. Daneben gibt es die bei-
den „hausgemachten“ Biographien über Grün-
dungsvater Emil Dovifat und seinem Nachfol-
ger Fritz Eberhard. Wobei sich gerade dort die 
Tendenz zur Geschichtsklitterung finden lässt, 
die Alexander von Hoffmann 1988 bereits er-
ahnte: „So, wie sie den braunen Vorgängern 
Absolution erteilt, so verketzert und verdrängt 
sie das Wirken linker, fortschrittlicher Kräfte in 
dieser Republik.“ 

Einer jener „braunen Vorgänger“ ist besagter 
Emil Dovifat (1890-1967), der das Institut für 
Publizistik an der FU Berlin 1948 gründete. Sei-
ne Karriere begann er 1924 als Assistent am 
Deutschen Institut für Zeitungswissenschaft, 
dessen Direktor er 1928 wurde und bis 1945 
blieb. Im Nationalsozialismus musste Dovifat 
seine Auffassungen nur ein wenig nachjustie-
ren. Die wesentliche Aufgabe der Presse sah er 
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in der Volksführung - und wenn  diese nun dem 
NS-Staat zukam, sollten Staat und Presse eben 
„in einem Sinne wirken“. Voraussetzung für den 
Beruf des Journalisten sei nach Dovifat Bega-
bung und richtige Gesinnung. Sein Hauptwerk 
„Die Zeitungslehre“, zwei dünne Heftchen, er-
gänzte er um konforme Bemerkungen à la „Wer 
in seinem Innern nicht Nationalsozialist sein 
kann, handelt unehrlich, wenn er sich weiterhin 
pressemäßig betätigt“ (1944, Bd.1, 51.). 
Als Opportunismus zu werten ist das Buch 
„Rede und Redner“ (1937), zu dessen Veröf-
fentlichung ihn nachweislich niemand veranlas-
ste oder gar zwang. Ein ganzes Kapitel widmete 
Dovifat allein dem „rednerischen Genie“ Adolf 
Hitler. Dort heißt es z.B.: „Sprechend legt Adolf 
Hitler gleichsam Quader über Quader, baut 
er die Sätze zunächst nebeneinander, um sie 
dann auf breiter Grundlage übereinander hoch 
und immer höher, fest und massiv zu türmen. 
Da stürzt nichts ein und bricht nichts zusam-
men! Kleinen Zierrat liebt er nicht, dafür aber 
quillt oft unvermittelt in seiner Rede der Zauber 
echter Menschlichkeit. Den Gegner entledigt er 
nicht mit schlankem Degen – wie das Dr. Goeb-
bels tut -, sondern mit dem breiten Zweihänder, 
dem Schwerte der gründlichen und einmaligen 
Exekution …“ (143f.)
Nach 1945 stilisierte sich Dovifat zum Oppo-
sitionellen, eine Erzählung, an der seine wich-
tigste Schülerin Elisabeth Noelle-Neumann 
(die ein eigenes Kapitel der Fachgeschichte ist) 
sowie seine Biographen Klaus-Ulrich Benedikt 
und Bernd Sösemann weiter arbeiteten. So 
werden hier die 1937er- und 1944er Ausgabe 
der „Zeitungslehre“ meist ebenso ausgelassen 
wie „Rede und Redner“. Weiterhin (er-) fand 
man die Technik der „Camouflage“: „Publizi-
stik zwischen den Zeilen“ hätte Dovifat betrie-
ben (Benedikt, Sösemann), in den Vorlesungen 
hätte jeder „gefühlt, was er eigentlich meinte“ 
(Noelle-Neumann). 
Zunächst sah es nicht danach aus, dass Dovifat 
seine Lehrtätigkeit nach 1945 wieder aufneh-
men könnte – weder an der Universität Unter 
den Linden (HU) noch an den westdeutschen 
Universitäten war sein Ansuchen erfolgreich. 
Die neu gegründete Freie Universität verfolgte 
keine so strenge Entnazifizierungspolitik. Do-
vifat erhielt eines der ersten Ordinariate und 
gründete das „Institut für Publizistik“, dessen 
neuer Name im Gegensatz zu „Zeitungswis-

senschaft“ nicht stigmatisiert war. Weitere 
Veränderungen gab es dann lange Zeit nicht. 
Die Lehre war weiterhin von Dovifats historisch-
normativem Ansatz bestimmt, wobei der „Ge-
sinnungsjournalismus“ nun eben auf der frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung fußte. 
Das Standardwerk „Zeitungslehre“ wurde der 
neuen Regierungsform gemäß korrigiert und 
war wieder Pflichtlektüre.
Auf eine pluralistische Medienlandschaft mit 
einem kritischen Journalismus vermochte sich 
der konservative Dovifat nicht so recht einzu-
stellen. Den „Spiegel“ bezeichnete er u.a. in 
seinen Vorlesungen „als größte Gefahr für die 
Demokratie“. Für „gesunde publizistische For-
men“ engagierte sich Dovifat dann im Verein 
„Rettet die Freiheit e.V.“ - neben prominenten 
Alt-Nazis und Friedrich August von der Heydte, 
der 1962 den „Spiegel“ bei der Bundesanwalt-
schaft wegen Landesverrats anklagte und da-
mit die „Spiegel-Affäre“ auslöste.

Die Wahl seines Nachfolgers konnte der fast 
70-Jährige Dovifat nicht beeinflussen: Statt 
seines Schülers Hans Ludwig Zankl übernahm 
Fritz Eberhard 1961 die Leitung des Instituts, 
womit ein personeller und fachlicher Paradig-
menwechsel eingeleitet war.
Biographisch könnte der Unterschied zwischen 
Eberhard und Dovifat kaum größer sein: Im 
Gegensatz zum CDU-Mitbegründer und Ka-
tholiken Dovifat war Eberhard konfessionslos, 
kämpfte als Sozialdemokrat während der Wei-
marer Republik gegen die Nationalsozialisten 
und musste 1933 emigrieren. Zudem hatte 
Eberhard keine Abneigung gegen die moder-
nen Methoden und Theorien der anglo-ame-
rikanischen Kommunikationswissenschaft, so 
dass sich die Publizistik in Berlin nun von der 
Geistes- zur Sozialwissenschaft entwickelte.
Eberhard verbesserte die Personalsituation, so 
dass schließlich neben der methodischen auch 
die theoretische Weiterentwicklung erfolgte. 
1968 übernahm Harry Pross die Leitung des In-
stituts. Das „Berliner Modell“ wurde entwickelt, 
das den Anspruch hatte, Theorie und Praxis 
im Studium zu verbinden und zugleich wissen-
schafts- und berufsfähigen Mediennachwuchs 
auszubilden. Der Studienplan zum „Berliner 
Modell“ wurde vor allem von wissenschaftli-
chen AssistentInnen aber auch von Studieren-
den erarbeitet, die auch dank der kurzzeitigen 
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Drittelparität an der FU stark und engagiert 
auftraten und in das Institutsgeschehen einge-
bunden waren. Die heute so überaus wichtigen 
Vorgaben der Exzellenzuniversität für Drittmit-
tel, Publikationen, Vorträge und Examensarbei-
ten waren quantitativ und qualitativ erfüllt. Das 
Institut galt als produktiv, innovativ und ent-
wicklungsstark und allgemein als Vorbild.

Ende der 1980er Jahre fand ein erneuter Pa-
radigmenwechsel statt. Eine „universitätspo-
litische Gegenreform“ setzte ein und „[d]er 
herrschende Konservativismus tastete ein 
politisches Fach wie Publizistik an“ (von Hoff-
mann). Die Professoren Ruß-Mohl und Söse-
mann wurden nach Absprachen des damaligen 
FU-Präsidenten Heckelmann und des Wissen-
schaftssenators Kewenig berufen, um den „lin-
ken Sumpf in Lankwitz trocken zu legen“. Pross 
und von Hoffmann verließen das Institut und 
die angestrebte „Phase der Konsolidierung“ 
konnte beginnen. Um angeblich den Ruf des 
Instituts zu verbessern, wurde dann nicht nur 
in der offiziellen Selbstdarstellung aus der „kri-
tisch-emanzipatorischen Sozialwissenschaft“ 
eine „interdisziplinäre Wissenschaft“. 
Gesellschaftliche Kritik (und Praxis) wurde 
nunmehr vernachlässigt. Der Idealismus des 
„Berliner Modells“ geriet langsam in Verges-
senheit. Aus den Praxislaboren wurden Se-
minare, die möglichst kostenneutral und ohne 
wissenschaftliche Reflexion stattfanden. In der 
Empirischen Medienforschung stand nun die 
Methodenlehre im Vordergrund. Der Bereich 
Historische Publizistik arbeitete nicht integriert, 
war weder kritisch noch aktuell. Ein wenig 
Fachgeschichte enthielt einzig die Pflichtvorle-
sung „Einführung in die PuK“, wobei NS-Ver-
gangenheit und eigenes Institut weitestgehend 
ausgelassen wurden.
In jenen Jahren wurde „Gründungsvater“ Dovi-
fat als „legendärer Lehrmeister ganzer Journa-
listen-Generationen und Nestor der deutschen 
Zeitungswissenschaft“ wiederentdeckt, dessen 
wissenschaftliches Erbe die „linke Avantgarde“ 
nicht hatte pflegen wollen (Ruß-Mohl). Sogar 
eine Benennung des Instituts nach Emil Dovifat 
wurde zwischenzeitlich erwogen.
Zeitgleich veränderte sich der Status der Stu-
dierenden: Mitspracherechte und Einflussmög-
lichkeiten nahmen ab. Neue Studienordnungen 

sorgten für eine zunehmende Verschulung, 
Klausuren und Zwischenprüfung wurden als 
Kontrollinstanzen eingeführt. Es entwickelte 
sich wieder ein autoritäres Schüler-Hochschul-
lehrer-Verhältnis. Ein kritischer Nachwuchs 
konnte sich unter diesen Bedingungen kaum 
mehr heraus- bzw. ausbilden.

In den vergangenen beiden Dekaden ist Dovifat 
wieder in die allgemeine Geschichtsvergessen-
heit verschwunden. Braune wie „linke Sümp-
fe“ sind augenscheinlich trockengelegt. Die 
damals eingeleitete „Konsolidierung“ scheint 
mehr denn je abgeschlossen zu sein.
Eine Geschichte der Berliner Publizistik, würde 
sie denn am Institut selbst geschrieben, wird 
wohl im Sinne der jetzigen FU-Erinnerungspoli-
tik sein: Vergessen, Klittern und Lügen for cor-
porate identity.

Literatur zum kritischen Selbststudium:

Silbermann-Kontroverse 1996/1997
Anstoß: Silbermann, Alphons: Marottenhafte Wichtigtuerei. Ein Abgesang auf 
die deutsche Medien- und Kommunikationswissenschaft, Die Zeit, 13.12.1996, 
82.

Pöttker-Debatte
Anstoß: Pöttker, Horst: Mitgemacht, weitergemacht, zugemacht. Zum NS-Erbe 
der Kommunikationswissenschaft in Deutschland, In: Aviso, Nr. 28/2001, 4-7.
Verlauf: Burkhard, Rüdiger: Ein schwieriges Kapitel. NS-Debatte in der DGPuK 
– was bisher geschah, unter:  http://www.meltingpot.unizh.ch/magazin/10_juli_
2001/nskapitel.shtml (Stand:20.06.2008)
Resultat: Duchkowitsch, Wolfgang (Hg.): Die Spirale des Schweigens, Münster 
2004.

Institutsgeschichte

Freie Universität Berlin, FB Philosophie und Sozialwissenschaften (Hg.): Institut 
für Publizistik- und Kommunikationswissenschaft, Berlin 1997. 

Hoffmann, Alexander von: Schlussbemerkungen eines Spätaufklärers. Ab-
schiedsrede am 12. Februar 1988, Hg. v. Ulrich Pätzold, Stadthagen 1988.

Ruß-Mohl, Stephan: Emil Dovifat wiederentdeckt, In: Die Zeit, 44/1987, 21.

Emil Dovifat
Benedikt, Klaus-Ulrich: Emil Dovifat. Ein katholischer Hochschullehrer und Pu-
blizist, Mainz 1986.

Köhler, Otto: Unheimliche Publizisten. Die verdrängte Vergangenheit der Me-
dienmacher, München 1995 (zuerst unter dem Titel „Wir Schreibtischtäter“ 
1989 erschienen, inklusive Aufsatz über Elisabeth Noelle-Neumann)

Seelinger, Rolf: Braune Universität. Deutsche Hochschullehrer gestern und 
heute, München 1966 (Bd.4), 71-81.

Sösemann, Bernd (Hg.): Emil Dovifat. Studien und Dokumente zu Leben und 
Werk, Berlin 1998.
[aufschlussreich auch die Interviews mit den „Nachfolgern“ Dovifats, 405-424.]

Fritz Eberhard
Sösemann, Bernd (Hg.): Fritz Eberhard. Rückblicke auf Biographie und Werk, 
Berlin 2001.

Elisabeth Noelle-Neumann
Zum Einstieg: Römer, Monika:  Eine deutsche Karriere, In: Sendeschluss Nr. 
18, 01/1997, 4-6.
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Berliner Senat antwortet auf Anfrage über 
Ulrike Meinhof 

Der Regierende Bürgermeister Klaus Schütz 
und der Senator für Wissenschaft und Kunst, 
Prof. Dr. Werner Stein, antworten auf eine klei-
ne Anfrage der Abgeordneten Dr. Ursula Bes-
ser (CDU) vom 17. November 1969. Frau Dr. 
Besser will unter anderem wissen, ob dem Se-
nat bekannt sei, daß Frau Ulrike Meinhof in ihrer 
Lehrveranstaltung „Funklabor, Möglichkeiten 
von Agitation und Aufklärung im Hörfunk, Fea-
ture“ geäußert habe, „die Lehrveranstaltung 
diene nicht der Ausbildung von Journalisten, 
die politisch gegen die Linke arbeiteten; die Er-
gebnisse dieser Lehrveranstaltung hätten der 
Agitationsarbeit zu dienen; die Teilnehmer der 
Lehrveranstaltung hätten Verbindung zur Roten 
Garde und zum Roten Spartakusbund aufzu-
nehmen“. Frau Dr. Besser fragt, was „seitens 
des Rektorats der FU bisher“ in dieser Sache 
unternommen worden sei und ob der Senat 
billige, „daß Lehrveranstaltungen an der FU 
in dieser Weise umfunktioniert werden“ In der 
Antwort wird darauf verwiesen, daß beim Prä-
sidenten der FU auf Grund einer Protokollnotiz 
über diese Äußerungen ein Gespräch mit dem 
Direktor des Instituts für Publizistik, Professor 
Pross, stattgefunden habe, in dem dieser um 
Überprüfung der Angelegenheit gebeten wor-
den sei. Ein Ergebnis sei dem Präsidenten der 
FU bisher noch nicht vorgelegt worden. Im üb-
rigen billige der Senat die genannten Äußerun-
gen von Frau Meinhof nicht.

Erneute Anfrage zur Lehrveranstaltung von Ul-
rike Meinhof 
Bürgermeister und Innensenator Kurt Neubau-
er und der Senator für Wissenschaft und Kunst, 
Prof. Dr. Werner Stein, antworten für den Senat 
auf eine erneute Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Ursula Besser (CDU) bezüglich der Lehrveran-
staltung von Frau Ulrike Meinhof, daß der Di-
rektor des Instituts für Publizistik, Prof. Dr. Har-
ry Pross, sich nach einem Gespräch mit Frau 
Meinhof abschließend zu den Vorwürfen geäu-
ßert habe. Es lägen keine Anhaltspunkte dafür 
vor, daß Frau Meinhof die Treue zur Verfassung 
nicht einhalte. Im übrigen sei es Angelegenheit 
der Fakultät, darüber zu entscheiden, ob im 
Sommersemester 1970 erneut ein Lehrauftrag 
an Frau Meinhof erteilt werde oder nicht.

Quelle: http://fuberlin.tripod.com/ (FU Dokumentation Teil IV, (Stand: 

12.06.2008), Ansonsten APO-Archiv (25 und 50 Jahre FU, Lönnendonker)
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Manfred Suchan

Anspruch, Wirklichkeit und Perspektiven eines Berliner 
Reformmodells

“Hier, so dachten wir, an dieser Freien Universität in dieser Stadt Ber-
lin, machen wir den Anfang mit der allgemeinen großen Universitäts-
reform. Das Mißtrauen, daß die anderen uns entgegenbrachten, war 
unser Stolz.”

Klaus Heinrich (Mitgründer der FU-Berlin)

Die Entstehung des 
Berliner Tutorienmodells

Die Geschichte der Tutorien an den Hoch-
schulen Berlins reicht bis in die Nachkriegszeit 
zurück. Ebenso wie die Gründung der Freien 
Universität (FU) 1948 hatte die Neugründung 
der Technischen Universität (TU) 1946 einen 
ausgesprochen politischen Charakter. Dies 
kommt in der Gründungsrede des damaligen 
britischen Stadtkommandanten General Nares 
zum Ausdruck, der für die Neugründung der TU 
mitverantwortlich war, denn diese lag im dama-
ligen „britischen Sektor“:
„Jene Techniker (...), die sich bereit fanden, 
ihre technischen Fähigkeiten in den Dienst von 
Hitlers Kriegsmaschinen zu stellen, ohne sich 
die Folgen zu überlegen, waren ohne Verant-
wortungsgefühl. (...) Naturwissenschaften und 
Technik können und müssen der Förderung 
des Friedens und der Kultur der Menschheit 
gewidmet sein, und nur wo ihre Anwendung in 
der Verantwortlichkeit geschieht, ist dies mög-
lich. Verantwortlichkeit ist der Grundstein der 
Demokratie.“
Tutorien waren damals nicht zuletzt aus Mangel 
an Lehrpersonal eingerichtet worden. Denn an 
die neu eröffneten Universitäten in Berlin (West) 
mit ihrem programmatischen Modell- und Re-
formanspruch wollten nur wenige Lehrende. 
Ihnen war das sogenannte Berliner Modell, das 
Studierenden eine tragende Rolle beimaß, äu-
ßerst suspekt. Daher machte mensch aus der 
Not eine Tugend, und so entstanden die Tutori-
en an TU und FU. In der damaligen politischen 
Situation hat mensch den Studierenden eine 
weitreichende Verantwortung zugestanden. 
Zwar war mensch später nicht mehr bereit, 
diese Entwicklung so zu belassen, aber sie ließ 
sich dann nur noch schlecht zurückdrehen. 
Doch aus der damaligen Situation ergab es 
sich ganz automatisch, daß Studierende auch 
Lehrende an „ihrer“ Universität waren und die 
Tutorien waren die Schlüsselinstanz der vielbe-
schworenen „Gemeinschaft der Lehrenden und 
Lernenden“ der Anfangsjahre. Das Stichwort 
war: „Lernende Lehrende und Lernende leh-
ren“ und die Rolle der damaligen Student_in-
nen war aus politischer Sicht und von der Lern-
situation her völlig neu gegenüber ihrer Rolle an 
den klassischen Universitäten. Tutorien waren 
jedoch keine originär deutsche Erfindung. Das 
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anglo-amerikanische Bildungssystem kannte 
sie schon lange, vor allem in der Funktion als 
Mentor_innensystem. Neben wohlwollender 
politischer und finanzieller Unterstützung erhielt 
insbesondere die FU praktische und konzeptio-
nelle Anregungen vor allem aus den USA, auch 
getragen von Reeducation-Bemühungen. Die 
Tutorien sollten schnell fester Bestandteil des 
Modell- und Reformanspruchs von FU und TU 
werden. Denn nach der profaschistischen Rolle 
der Universitäten und des an ihnen gepflegten 
Wissenschaftsbetriebes vor und nach 1933 
schien eine allgemeine und grundlegende Uni-
versitäts- und Bildungsreform unumgänglich 
und unmittelbar bevorzustehen. Und in Berlin 
wollte man damit initial beginnen.

Tutorien als Studienreform

An der Freien Universität wurden die ersten 
Tutorien im WS 1951/52 von älteren Studie-
renden am Friedrich-Meinecke-Institut der FU 
(Geschichtswissenschaften) eingerichtet. Sie 
sollten Studienanfänger_innen den Übergang 
von der Schule zur Universität erleichtern. Ein_e 
ältere_r Student_in, ein_e Tutor_in, traf sich ein-
mal wöchentlich mit 5-12 Studienanfänger_in-
nen. Der_die Tutor_in beriet die Studierenden 
bei der Auswahl der Lehrveranstaltungen, dem 
Benutzen der Bibliothek und bei der Vor- und 
Nachbereitung von Vorlesungen. Außerdem 
führte sie_er sie in die Techniken des wissen-
schaftlichen Arbeitens ein und machte sie mit 
den Institutionen der Freien Universität ver-
traut.
In den folgenden Jahren entstanden ähnli-
che Tutorien auch an anderen Instituten. Die 
Tutor_innen waren nicht den Lehrstuhlinha-
ber_innen, sondern den damaligen Instituten 
und Fakultäten zugeordnet. Das Tutor_innen-
programm wurde dabei nicht auf bestimmte 
Arten von Gruppen und Aufgabenstellungen 
eingeschränkt, sodaß sich bis in die 60er Jah-
re hinein vielfältige und facettenreiche Tutori-
enkulturen entwickeln konnten. Neben reinen 
Studienanfänger_innengruppen entwickelten 
sich Gruppen, die bestimmte Lehrveranstal-
tungen begleiteten. Auch gab es Gruppen, 
die selbstbestimmt Themen unabhängig der 
offiziellen Lehrveranstaltungen erarbeiteten. 
So konnten in großem Umfang studentische 
Initiativen gefördert und im Interesse der Stu-

dienreform ständig neue Formen und Inhalte 
erprobt werden, die sehr eigenständig auch ein 
inhaltlich alternatives Angebot zu den offiziellen 
Lehrveranstaltungen durchführten.

Tutorien und Reformuniversität

Mit dem Anstieg der Studierendenzahlen ver-
änderte sich zunehmend die Rolle der Tutori-
en, denen nun die Aufgabe aufgenötigt wurde, 
flexibel Engpässe zu überbrücken. An der FU 
wurde 1964 die Konzeption eines entsprechen-
den Tutorienprogramms von der Beauftragten 
für das Tutorienwesen entworfen. Seit 1965 
steht ein zentraler Tutor_innenfond zur Verfü-
gung und ab 1969 werden Didaktik-Seminare 
für Tutor_innen durchgeführt. Insgesamt gab 
es 1969 an der FU 170 studentische Tutorien 
und zudem etwa 100 sog. wissenschaftliche 
Tutorien mit jeweils mehreren Arbeitsgruppen, 
die von Tutor_innen mit Studienabschluß gelei-
tet wurden.
Mit dem Universitätsgesetz vom 1.8.1969 und 
der staatlich verordneten Hochschulreform er-
gaben sich erstmals gesetzliche Regelungen 
für die Arbeit der Tutorien. Das schon 1962 vom 
Verband Deutscher Studentenschaften (vds) 
formulierte und 1969 vom Wissenschaftsrat 
aufgegriffene Ziel, “selbstständiges, kritisches 
Denken durch wissenschaftliches Arbeiten” 
zu erlernen, war nun institutionell abgesichert. 
Seit 1969 sind die studentischen Beschäftig-
ten auch durch eigene Personalräte vertreten. 
Hiermit machen die West-Berliner Universitä-
ten einen weiteren wichtigen Modell- und Re-
formanspruch gegenüber den westdeutschen 
Universitäten geltend. Dieser Reformanspruch 
der Tutorien kommt auch in den Richtlinien zur 
Tutor_innenarbeit vom Oktober 1970 zum Aus-
druck:
“Das Tutorenprogramm dient der ständigen 
Hochschulreform durch Erprobung und Ent-
wicklung neuer Strukturen, Organisationsfor-
men, Lehrmodelle und Ausbildungsgänge in 
Kooperation aller am Lernprozeß beteiligten. 
Ziel der Tutorenarbeit ist es, die Ausbildung 
der Studenten zu selbstständigem kritischen 
Denken durch wissenschaftliches Arbeiten zu 
fördern und dazu beizutragen, sie auf ihren 
demokratischen Beruf und ihre Verantwortung 
in einer freiheitlich demokratischen Grundord-
nung vorzubereiten.”
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Das Berliner Tutorienmodell war über die Gren-
zen Berlins hinaus bekannt geworden und wur-
de breit aufgegriffen. Die Volkswagenstiftung 
förderte mit mehr als 13 Mio. DM seine Einfüh-
rung in Westdeutschland, denn dieses Modell 
galt allgemein als ein erfolgreicher Versuch, 
systematisch Hochschuldidaktik zu betreiben. 
Das Tutor_innenprogramm diente dem eigenen 
Selbstverständnis nach der ständigen Hoch-
schulreform durch Erprobung und Entwicklung 
neuer Strukturen, Organisationsformen, Lehr-
modelle und Ausbildungsgänge in Kooperation 
aller am Lernprozeß Beteiligten. Ziel der Tu-
tor_innenarbeit war es, die Ausbildung der Stu-
dierenden zu selbstkritischem Denken durch 
wissenschaftliches Arbeiten zu fördern. Das 
Ziel der Tutor_innenarbeit konnte es nicht sein, 
durch ausschließlich organisatorische Maßnah-
men die zahlenmäßige Relation von Lehrperso-
nal und Studierenden zu verbessern.

Tutorien und Hochschulreform in der Krise

Gegen Mitte der 70er Jahre wurde der „breite“ 
Pfad zur akademischen Bildung wieder stark 
verengt (NC). Weiterhin wurde versucht, die 
Universitäten, in denen mehr und mehr Ler-
nende und Lehrende versuchten, Inhalte und 
Formen der Ausbildung und Forschung an 
gesellschaftlichen Bedürfnissen zu orientieren 
(formuliert z.B. in den 23 Thesen des DGB), 
durch staatliche Eingriffe wieder „funktiona-
bel“ zu machen. Bereits durch die Novellierung 
des Universitätsgesetzes von 1974 werden die 
ehemaligen Zielsetzungen des Tutorienpro-
gramms u.a. durch die endgültige Zuordnung 
der Tutor_innen zu Hochschullehrer_innen und 
durch die Beschränkung der Lehrtätigkeit der 
Tutor_innen auf vier Semesterwochenstunden 
“korrigiert”. Die Tutor_innen durften nicht mehr 
unabhängig arbeiten und wurden schon vor ih-
rer Einstellung von der_m Hochschullehrer_in 
abhängig, da diese_r jetzt anstelle des Fachbe-
reichsrates das Vorschlagsrecht zur Einstellung 
bekam. Weiter behielt sich der Senat vor, durch 
den Erlaß von “Richtlinien über die Beschäfti-
gung von Tutoren und studentischen Hilfskräf-
ten” die Arbeitsbedingungen der studentischen 
Beschäftigten einseitig durch die Exekutive zu 
regeln. Begründet wurde der Entwurf mit Spar-
maßnahmen im Rahmen der Verknappung der 

Haushaltsmittel. Der geplante Abbau des Tuto-
rienmodells hätte bedeutet, daß die Möglich-
keit für Studierende, fortschrittliche Lehrinhalte 
zu diskutieren, und die den anonymen Massen-
veranstaltungen entgegengesetzten alternati-
ven Lehrformen in den Tutorien zu praktizieren, 
entfallen wären. Individuelle Betreuung, Vertie-
fung von Lehrinhalten entsprechend den Inter-
essen der Lerngruppe, intensive Besprechung 
von Übungsaufgaben, Klausurvorbereitungen 
hätten ganz oder teilweise der Vergangenheit 
angehört. Es regte sich breiter Widerstand. Auf 
der Suche nach Bündnispartner_innen werden 
die Gewerkschaften entdeckt. Als erste Ge-
werkschaft öffnete sich 1975 die ÖTV für stu-
dentische Beschäftigte.
Zum 31.3.1976 sollten 600 Tutor_innenverträ-
ge gekündigt werden. Im Februar 1976 wird 
erstmals der Abschluß von Tarifverträgen ver-
langt. Die Tutor_innen waren gewarnt: Nur ein 
Tarifvertrag mit Mindestbeschäftigungsdauer 
und Mindeststundenzahl sowie mit fest gere-
geltem Lohn konnte sie schützen. Nach langen 
Verhandlungen, begleitet von Aktionen und Ar-
beitskampfmaßnahmen, gelang den Tutor_in-
nen gemeinsam mit der ÖTV der Abschluß ei-
nes Tarifvertrages. Er trat am 1.1.1981 in Kraft 
und besaß eine Laufzeit von 5 Jahren. Damit 
ist es erstmals innerhalb der BRD und Berlin 
(West) gelungen, für Teilzeitbeschäftigte im 
öffentlichen Dienst, die vom Bundesangestell-
tentarifvertrag (BAT) nicht erfaßt werden, einen 
Tarifvertrag abzuschließen. Zum Jahresbeginn 
1986 gelang den rund 3.700 studentischen Be-
schäftigten in Berlin mit Unterstützung der Ge-
werkschaften ÖTV und GEW die Verteidigung 
des Tarifvertrags durch einen zweiwöchigen 
Streik. Durch die Auseinandersetzungen um 
die Tutorien, die in dem Streik gipfelte, geriet 
die Lage an den Hochschulen wieder in die 
öffentliche Aufmerksamkeit und Hochschulre-
form wurde erneut zu einem breit diskutierte 
Thema.

Innovationstutorien und Projektwerkstätten 
an der TU

An den einzelnen Fachbereichen waren un-
terschiedliche Formen von Tutorien entstan-
den. In den Naturwissenschaften setzte sich 
die ergänzende Funktion insbesondere zu 
Vorlesungen durch, während sich in den So-
zial- und Geisteswissenschaften auch sehr 
freie Tutorien etablierten. Freie Tutorien, auch 
souveräne, selbstbestimmte oder autonome 
genannt, zeichnen sich durch eine thematische 
Selbstbestimmung sowie eine weitestgehende 
Unabhängigkeit der Tutorien von Professor_in-
nen aus. Bis in die 80er Jahre hatten sich fünf 
Formen von Tutorien herausgebildet. Kleine 
Tutorien in den Naturwissenschaften, in denen 
Übungen in Ergänzung von Vorlesungen oder 
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Laborarbeiten stattfinden. Desweiteren Tutori-
en, die in Ergänzung zum Lehrangebot einge-
richtet wurden. In den Geisteswissenschaften 
bestanden Tutorien, die Seminare, Projekte 
und Plena durchführten. Daneben gab es Tu-
torien für Lerngruppen und für die Studienfach-
beratung.
Eine Weiterentwicklung des Tutorienmodells 
auch auf inhaltlicher und didaktischer Ebene 
stellen die Innovationstutorien an der TU dar. 
Diese wurden als „Projektwerkstätten für sozi-
al- und umweltverträgliches Denken und Han-
deln“ eingerichtet, um die bestehenden Unter-
schiede bei Natur- und Geisteswissenschaften 
auszugleichen und mit dem Bestreben, Tuto-
rien gerade in den Naturwissenschaften eine 
kritischere Funktion zu geben. Sie trafen auf ein 
großes Interesse, denn die bisherige Studien-
organisation wurde von vielen Seiten kritisiert. 
Hauptkritikpunkte waren u.a. lange Studien-
zeiten, hohe Abbruchquoten, Unfähigkeit zur 
Teamarbeit sowie Fachidiot_innentum unter 
Ausgrenzung sozialer und ökologischer Frage-
stellungen.
Vor diesem Hintergrund entstand 1984 in Zu-
sammenarbeit zwischen dem AStA der TU, der 
damaligen „Reformfraktion“ und dem Institut 
für Medienpädagogik und Hochschuldidaktik 
(IMHD) eine Initiative, die ein Innovationstutori-
enprogramm entwickelte, mit dem eine Reform 
des Grundstudiums angeregt werden sollte. 
Eine Vorbildfunktion für das Programm hatte 
das seit 1980 bestehende „Energieseminar“ 
Das Innovationstutorienprogramm konnte in 
Zusammenarbeit mit studentischen Fachbe-
reichsinitiativen fachbereichsbezogen umge-
setzt werden, sodaß die vorhandene Unzufrie-
denheit mit dem Studium zu einer Verbesserung 
der Studienbedingungen beitragen konnte. Das 
innovative Potential der Studierenden sollte so 
Gelegenheit und Raum zur Entfaltung erhalten.
Insbesondere sollte der Motivationsverlust, der 
von den Studierenden als das am stärksten 
empfundene Defizit ihres Studiums angesehen 
wurde, behoben werden. Als Ursache des Mo-
tivationsverlusts sahen Studierende insbeson-
dere den Mangel an Möglichkeiten zu Eigen-
initiative und Eigenverantwortung im Studium 
an, den Mangel an Praxisbezug im Sinne eines 
Lernens an „echten“ Problemen, den Mangel 
an fächerübergreifendem interdisziplinärem 
Wissenschaftsverständnis, die mangelnde In-
formation über die tatsächliche Berufssituation 
und die Unsicherheit der Berufsperspektive, 
die Zweifel an der sozialen und ökologischen 
Verträglichkeit der wissenschaftlichen und 
technischen Entwicklung und den Mangel an 
praktischen Alternativen, sowie den Mangel an 
sinnstiftendem Zusammenhang zwischen den 
einzelnen Studienbestandteilen.  Als motivati-
onsfördernde Innovationen sollten die Projekte 
vor  allem zur Förderung der Eigeninitiative und 

Eigenverantwortung der Studierenden durch 
selbstorganisiertes Lernen mit beratender und 
unterstützender, nicht aber lenkender Beglei-
tung beitragen.
So konzipierten an vielen Fachbereichen die 
Studierenden im WS 1984/85 Projekte, in de-
nen fachübergreifende Zusammenhänge und 
gesellschaftliche Verantwortung gelernt wer-
den konnten, und um mit neuen fachlichen und 
didaktischen Lehr- und Lernformen zu experi-
mentieren. Der damalige TU-Präsident bewil-
ligte für das Programm insgesamt 13 Innova-
tionstutorienstellen à 80 Monatsstunden und 2 
wissenschaftliche Mitarbeiter_innen. Die ersten 
10 Projekte starteten im SoSe 1985 an neun 
Fachbereichen. Die Projektwerkstätten werden 
seither in jedem Semester in einem Alternativen 
Vorlesungsverzeichnis angeboten und stehen 
allen Interessierten offen.

Projekttutorien an der FU

In Folge des Streiks im Frühjahr 1986 und an-
geregt durch die Experimente mit Innovations-
tutorien und Projektwerkstätten an der TU ent-
stand an der FU auf studentische Initiative hin 
eine Kultur autonomer Seminare, d.h. selbst-
bestimmter studentischer Studienveranstal-
tungen. Diese unterscheiden sich von Tutorien 
durch ihren meist politischen Anspruch, ihre 
Neigung, aus der Innerlichkeit der Universität 
auszubrechen und an die Öffentlichkeit hoch-
schulintern wie -extern zu treten. Sie sind in 
keinen institutionellen Rahmen eingebunden, 
nicht finanziert und entsprechend unabhängig.
Diese autonome Seminarkultur bildete die 
Grundsubstanz der Gegenuniversität, die sich 
im Rahmen der UNiMUT- Bewegung im WS 
1988/89 für einige Monate an der FU etablierte 
und aus der das Projekttutorienprogramm der 
FU hervorging. Die Studierenden an der in „Be-
freite Uni“ umbenannten FU forderten für ihre 
rund 400 autonomen Seminare eine finanzielle 
und institutionelle Absicherung. Nachdem der 
Berliner Senat finanzielle Mittel für die Errichtung 
eines Projekttutorienprogramms zur Verfügung 
gestellt hatte, stimmte auch der Akademische 
Senat der FU im Mai 1989 der Einrichtung des 
Programms zu. Eine „Zentrale Projekttutorien-
kommission“ wurde ins Leben gerufen, deren 
Aufgabe die Begutachtung und Auswahl der 
Anträge auf Förderung von Projekttutorien war. 
Das Programm startete im WS 1989/90 mit 
68 Projekttutorien und 118 Tutorenstellen. In 
den Projekttutorien (PT) arbeiteten die Studie-
renden ohne Dozierende selbstverantwortlich 
an selbstgestellten Themen, die im regulären 
Lehrbetrieb keine oder nur wenig Berücksich-
tigung finden. In den PT sollen neue Lehr- und 
Lernformen erprobt, sowie hierarchische Un-
terrichtsformen und eine studentische Kons-
umhaltung problematisiert werden. Diese neue 
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Form der PT belebte die alte Tradition der freien 
Form der Tutorien: gruppenbezogen und nicht 
dozentenfixiert, projektgebunden und nicht 
fachfixiert sollten sie sein, wissenschaftlich in-
novativ, interdisziplinär sowie praxisrelevant.
Über viele Jahre lief das Projekttutorienpro-
gramm an der FU mit großem Erfolg. Aus ei-
ner Vielzahl von Projekttutorien gingen Ver-
öffentlichungen, Vorträge, Ausstellungen und 
Aufführungen sowie Abschlußarbeiten hervor. 
Aus einigen Projekttutorien entstanden dauer-
hafte Initiativen, Organisationen, Projekte und 
eingetragene Vereine. Lediglich der erwartete 
reformerische Einfluß auf den etablierten Lehr-
betrieb blieb hinter den anfänglichen Erwar-
tungen zurück. Dagegen war die Wirkung des 
PT-Modells der FU nach außen beachtlich. So 
stand es Pate bei der Einrichtung eines Projekt-
tutorienprogramms an der Humboldt-Universi-
tät und die interessierten Anfragen zahlreicher 
anderer Universitäten rissen nicht ab.
Seit seinem Bestehen war das PT-Programm 
an der FU allerdings von Kürzungen betroffen. 
Zuletzt wurde es weitgehend aus einem hoch-
schulexternen „Hochschulsonderprogramm III“ 
finanziert, das 2000 auslief. Im Februar 2000 
war das Projekttutorienprogramm, das einst 
mit 118 Stellen startete, abermals um 5 Stellen 
auf 40 Stellen zusammengestrichen worden. 
Letztlich gingen die Projekttutorien, die als das 
erfolgreichste Reformprojekt der FU der letzten 
15 Jahre betrachtet werden können, bei den 
Umstrukturierungen der FU unter. Auf der Sit-
zung des Akademischen Senats (AS) der Frei-
en Universität am 8. Mai 2002 verständigte sich 
die professorale Sitzmehrheit fraktionsüber-
greifend darauf, das Projekttutorienprogramm 
einzustellen. Die Projekttutorienkommission 
stellte darauf ihre Tätigkeit ein und erklärte das 
PT-Programm an der FU für beendet. Ein Pro-
jekttutorienprogramm besteht jetzt nur noch an 
der Humboldt-Universität.

Freie Tutorien für freie Universitäten?

Heute sind Tutorien nur schwer wegzudenken, 
und Bildungspolitiker loben sie in Sonntagsre-
den. Dennoch sind die Tutorien – wie sonst nur 
Sachmitteletats – von den Sparmaßnahmen 
an den Universitäten bedroht. Seit 1992 ver-
schwanden an FU und TU jeweils weit mehr als 
1000 Stellen studentischer Beschäftigter, und 
der Abbau geht ungebremst weiter. Tutorien 
haben keine starke Lobby, und durch ihre kurze 
Laufdauer gehören sie zur leicht einsparbaren 
Substanz an der Universität. Es entsteht so das 
Paradox, daß die Tutorien, auch aufgrund ihrer 
Tradition, hoch angesehen sind, doch in den 
Haushaltsplänen scheinen sie keine Zukunft zu 
haben. Es sei denn, die findigen Einsparmeister 
setzen sich mit ihrer Linie durch, wonach Tuto-
rien eigentlich nicht bezahlt werden sollten.
Schon heute bestehen an vielen Instituten Tu-
torien, die früher bezahlt wurden und jetzt un-
bezahlt von Studierenden geleistet werden. 
Idealismus läßt sich gut ausbeuten, vor allem 
an der FU, an der schöne Worte über die Ge-
meinschaft von Lehrenden und Lernenden wie-
der hoch im Kurs stehen. Nur kosten dürfen die 
Studierenden nichts. Am besten wäre es, wenn 
sie auch noch bezahlen. Doch die Geschichte 
der Tutorien war immer eine Auseinanderset-
zung um die Tutorien, ihre Form und ihren Sta-
tus. Denn was ein Tutorium ist, ob es bezahlt 
wird, wie „frei“, wie „autonom“ und wie „inno-
vativ“ es sein darf, das ist immer eine Frage der 
Machtverhältnisse gewesen.
So lebt – nicht zuletzt aufgrund der Kürzungen 
bei den Tutorien – erneut die Kultur der selbst-
organisierten studentischen Veranstaltungen 
und autonomen Seminare auf. Vielfach gelingt 
es den Studierenden, ein komplettes Alternativ-
programm zum etablierten Lehrbetrieb selbst 
zu organisieren, das bis zur Etablierung eigener 
Institutionen in Form von Alternativen Veran-
staltungsverzeichnissen oder Alternativuniver-
sitäten wie in Potsdam und der „Offenen Uni“ in 
Berlin reicht. Dies zeigt, daß die Diskussion um 
Hochschul- und Studienreform unvermindert 
fortbesteht und daß weiterhin die Studierenden 
das innovative Potential der Universität sind, 
die in praktischer Kritik am etablierten Lehrbe-
trieb selbstständig Alternativen entwickeln.

tutorien, projekttutorien, projektwerkstätten
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„nicht jeder tod eines studenten 
ist hochschulbezogen“

Kasi (projekt archiv e. V.)

Die Unterdrückung der Kritik: Zur Geschichte des „(allgemein)politischen 
Mandats“ unter besonderer Würdigung des AStAs der 
Freien Universität Berlin

Die folgende Abhandlung basiert auf einem Referat, das anlässlich 
des Kongresses zum „politischen Mandat“ an der Universität Potsdam 
1995 gehalten wurde. Für das AStA-Magazin „50 Jahre FU“ wurde eine 
Ergänzung vorgenommen, die den Stand der politischen Auseinander-
setzung im April 1998 wiedergab. Der Aufsatz wurde nunmehr über-
arbeitet und um die aktuelle Entwicklung erweitert. Für die Durchsicht 
und Überarbeitung der Literaturliste bedanke ich mich bei Manfred 
Suchan und Ernö Lörincz.

I.
Studierendenschaften wurden nach dem 1. 
Weltkrieg als Institution mit Zwangsmitglied-
schaft und Finanzhoheit eingerichtet. Damit er-
füllte sich eine Forderung der freistudentischen 
Bewegung, die eine Gleichstellung aller Studie-
renden mit den Korporierten forderte. Insbeson-
dere sollte über die institutionalisierte studen-
tische Selbstverwaltung die soziale Lage der 
weniger begüterten Kommilitonen verbessert 
werden. Beispielhaft sei die preußische Verord-
nung über die Bildung von Studentenschaften 
vom 18.09.1920 genannt: Die Studentenschaft 
wurde durch einen AStA repräsentiert. In § 2 
wurden als Aufgaben der Studentenschaft u. a. 
genannt: 
„a) Vertretung der Gesamtheit der Studieren-
den; (...) 
d) Einigung über die Parteien hinaus zur Mitar-
beit am kulturellen und wirtschaftlichen Aufbau 
Deutschlands (...) Ausgeschlossen sind partei-
politische und religiöse Zwecke.“ 
In den anderen Ländern existierten ähnliche 
Vorschriften.
1919 wurde als Dachverband die „Vertretung 
der deutschen Studentenschaft“ (ab 1920 
„Deutsche Studentenschaft“) gegründet, der 
neben den deutschen auch die österreichi-
schen Studierendenschaften angehörten. In 
der Folgezeit kam es zu heftigen Auseinan-
dersetzungen zwischen den rassistisch und 
antisemitisch orientierenden völkischen Stu-
dentenschaften und der (minoritären) „natio-
nalkulturellen“ Strömung. Die Mehrheit der 
ASten fiel in die Hände der Korporierten, die 
freistudentische Bewegung befand sich in ei-
ner ausgesprochenen Minderheit. Der 1925 
gegründete „Nationalsozialistische Deutsche 
Studentenbund“ (NSDStB) gewann rasch an 
Einfluss. Die studentischen Vertretungen ein-
schließlich des Dachverbandes äußerten sich 
sehr wohl politisch, allerdings nicht in republik-
freundlicher Weise: Hetze gegen den Versail-
ler Vertrag, „Kriegsschuldlüge“, Protest gegen 
französische Truppen im Ruhrgebiet, Aktionen 
und Hetze gegen jüdischen Studierende und 
Professoren, Bejahung alldeutscher und völki-
scher Ideologie. 
1927 wurde die Preußische Verordnung geän-
dert. Nunmehr konnten auch solche Studie-
rende Mitglieder der Studentenschaft werden, 
die „durch Sprache, Geschichte, Kultur, Bil-
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dung sowie Bekenntnis zum Deutschtum der 
deutschen Volksgemeinschaft angehörten“ 
(Schapals, S. 51). Bei einer Abstimmung, ob sie 
eine Studierendenschaft auf Grundlage dieser 
neuen Verordnung bilden wollten, entschieden 
sich 26 von 27 Hochschulen dagegen. Sie be-
jahten vielmehr das „Arier- und Rasseprinzip“. 
Diese völkischen Studentenschaften bildeten 
„Freie Studentenschaften“, also nicht mehr 
gesetzliche Zwangsverbände, sondern private, 
frei finanzierte Vereinigungen, die sich auf eine 
Mehrheit der Studierenden stützen konnten. 
Die Tatsache, dass die Studierendenschaften 
sich ungehindert politisch in republikfeindlichen 
Weise äußeren konnten, ist darauf zurückzu-
führen, dass die Eliten der Weimarer Republik 
- Verwaltung, Justiz, Universität - weitgehend 
mit den Ansichten der reaktionären Studenten 
übereinstimmten. 
Der Übergang ins Dritte Reich erfolgte bruchlos. 
Ab 1929 übernahm der NSDStB verschiedene 
ASten bzw. Vertretungen der Freien Studenten-
schaften (Erlangen, Berlin, Gießen, Jena). 1931 
stand ein NS-Student an der Spitze des Deut-
schen Studententages. Am 22.04.1933 wurde 
das Gesetz über die Bildung von Studenten-
schaften erlassen, dessen § 2 bestimmte: 
„Die Studentenschaft ist Glied der Hochschu-
le und vertritt die Gesamtheit der Studenten. 
Sie hat mitzuwirken, dass die Studenten ihre 
Pflichten gegen Volk, Staat und Hochschule 
erfüllen“. 
Mitglieder der Studentenschaft konnten allein 
Studierende „deutscher Abstammung und Mut-
tersprache“ sein; jüdische Studierende waren 
damit ausgeschlossen. So wurde die bisherige 
Politik der meisten ASten „legalisiert“. Im Mai 
1933 wurden die Bücher jüdischer und anderer 
missliebiger WissenschaftlerInnen und AutorIn-
nen verbrannt – an „vorderster Front“ betätig-
ten sich die Studierenden der Berliner Universi-
tät. Ausschreitungen gegen Andersdenkende, 
Überwachung der Professorenschaft und an-
derer Hochschulmitglieder auf Linientreue (zur 
Denunziation des Freiburger Rektors durch H. 
M. Schleyer siehe: Köhler, konkret 1997, 26), 
Antisemitismus und Revanchismus - der NS-
Staat konnte sich auf seine akademischen Eli-
ten verlassen. Opposition war eine individuelle 
und äußerst marginale Erscheinung (Geschwi-
ster Scholl). 

II.
Nach dem 2. Weltkrieg erging folgerichtig das 
Verbot des Dachverbandes „Deutsche Studen-
tenschaft“ durch das Kontrollratsgesetz Nr. 2.
An der Friedrich-Wilhelm-Universität zu Berlin 
(später: Humboldt-Universität) konstituierte sich 
im Dezember 1945 eine „studentische Arbeits-
gemeinschaft“, die sich u. a. die Herausbildung 
eines demokratischen und dabei konsequent 
antifaschistischen Lebens zur Aufgabe setzte. 
Zur Erledigung der verschiedenen Aufgaben 
wurden Referate eingerichtet. Die studentische 
Vertretung agierte dezidiert politisch: Sie pro-
testierte am 1. Mai 1946 dagegen, dass über 
dem Eingang der Universität die Fahne der SED 
aufgezogen wurde. Der Vorsitzende der Ar-
beitsgemeinschaft wurde daraufhin abgesetzt. 
Ohne die studentische Arbeitsgemeinschaft 
an der Berliner Uni abzuschaffen, verfügte der 
Präsident der Deutschen Zentralverwaltung für 
Volksbildung in der SBZ eine Parallelstruktur: 
den Studentenrat. Diesem wurde als Aufgabe 
eine eindeutige politische Parteinahme zuge-
wiesen, nämlich die
„Unterstützung des Rektors bei der Bekämp-
fung militaristischen und faschistischen Ungei-
stes und bei der Förderung fortschrittlichen, 
demokratischen Denkens und Handelns“ 
Bei der Wahl im Dezember 1947 bildeten aller-
dings die parteilosen Studierenden die Mehr-
heit im Studentenrat. An der juristischen Fakul-
tät erhielt der Vorsitzende der CDU-Hochschul-
gruppe Ernst Benda die meisten Stimmen, an 
der philosophischen Fakultät der Vorsitzende 
der SPD-Hochschulgruppe, Otto Stolz. Der 
Studentenrat fand nicht das Wohlwollen der 
Volksbildungsabteilung der Sowjetischen Mi-
litäradministration in Deutschland (SMAD). Bei 
einer Vorsprache am 15.03.1948 wurde dem 
Studentenrat vorgehalten, dass aus Anlass des 
100. Jahrestages „das deutsche Volk (...) das 
Kommunistische Manifest“ feiere, während „die 
Studenten glaubten, das nicht mehr nötig zu 
haben“. Die SMAD beschuldigte darüber hin-
aus die studentische Vertretung, keine eigen-
ständigen Aktivitäten gegen nazistische und 
militaristische Tendenzen innerhalb der Studie-
rendenschaft zu zeigen. Endgültig machte sich 
die Vertretung unbeliebt, als sie die Studenten 
Otto Stolz (SPD), Otto Hess (SPD) und Joachim 
Schwarz (CDU) verteidigte, die ohne Diszipli-
narverfahren relegiert worden waren. Die Stu-
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denten hatten in der amerikanisch lizenzierten 
Zeitschrift „colloquium“ ironisch die einstim-
mige „Wahl“ des neuen Rektors kommentiert 
und auf seine NS-Vergangenheit hingewiesen 
(Schlicht, S. 41, und FU-Doku, Bd. 1).
Die Liquidierung der Selbstverwaltung an der 
HUB beruhte maßgeblich darauf, dass sich die 
Vertretung in einer Weise politisch äußerte (und 
ein solches Recht auf Meinungsäußerung auch 
explizit reklamierte), die den damaligen Macht-
organen nicht gefiel. In der Sowjetischen Be-
satzungszone (SBZ) bzw. DDR existierten die 
studentischen Selbstverwaltungen nur noch 
kurze Zeit. Bis Anfang der 50er Jahre waren sie 
de facto aufgelöst. 

III.
Bereits ab 1946 dachte die amerikanische Mi-
litärregierung über eine von der SMAD unab-
hängige Berliner Universität nach. Die Relegie-
rungen der Studenten Stolz, Hess und Schwarz 
waren dann Anlass für die Studierenden, die 
„Gründung einer freiheitlichen Berliner Univer-
sität“ zu fordern. Im Juni 1948 konstituierte 
sich eine Vorbereitungsgruppe, die den Aufbau 
der neuen Universität in Angriff nahm. Dieses 
Vorhaben stieß sowohl in der SBZ als auch an 
mehreren westdeutschen Universitäten auf Kri-
tik und brachte den Vorwurf der Spaltung ein. 
Am 04.12.1948 wurde die Gründungsfeier der 
„Freien Universität Berlin“ im Titania-Palast 
abgehalten. Die zu diesem Festakt geladenen 
Rektoren der Universitäten der Westzonen er-
schienen nicht.
Bereits im Oktober 1948 konstituierte sich der 
„vorläufige AStA“ der FU. Am 18.11.1948 be-
schloss er das „studentische Statut für die Freie 
Universität Berlin“, welches als Organe die stu-
dentische Vollversammlung (hier Studenten-
parlament genannt), den Konvent (vergleichbar 
dem heutigen Stupa) und als Exekutivorgan ei-
nen AStA vorsah. Dieses Statut wurde explizit 
als Bruch mit den bisherigen Traditionen der 
Studierendenschaften verstanden. Vielmehr 
reklamierte die Studierendenschaft der FU für 
sich 
„ein erzieherisches Element, das (...) über den 
rein technischen Rahmen der studentischen 
Selbstverwaltung hinaus seinen weiteren Aus-
druck im gesellschaftlichen Leben der Studen-
ten finden sollte“.

Dies bedeutete – zwar nicht offen ausgespro-
chen, so doch vielfältig praktiziert – das Recht, 
sich politisch äußern zu dürfen. Ausgehend 
von Gründungsanspruch einer „freiheitlichen 
Universität“ stand der AStA nicht nur in einer 
antikommunistischen, sondern sehr wohl auch 
in einer antifaschistischen Tradition. Er sprach 
sich vehement gegen farbentragende Korpo-
rationen aus und gestand nur widerwillig den 
christlichen Verbindungen eine Existenzbe-
rechtigung zu. Mit dieser Ablehnung drückte 
die studentische Vertretung die mehrheitliche 
Auffassung der Studierendenschaft aus. Als 
das Stupa sich 1963 erdreistete, einen Bur-
schenschafter zum AStA-Vorsitzenden zu wäh-
len, wurde dieser in einer Urabstimmung von 
den StudentInnen der FU gleich wieder abge-
wählt (s. Artikel von R. Elker). 
Die politisch motivierte Gründung der FU 
schlug folglich auf den AStA durch, der mit 
größter Selbstverständlichkeit das Recht bean-
spruchte, sich zu politischen Ereignissen zu äu-
ßern - insbesondere die DDR und die HUB zu 
kritisieren. Die Studierenden, die eine tragende 
Rolle bei der Gründung der FU spielten, sahen 
in ihrer Universität ein Modell für eine neue Uni-
versitätsverwaltung. Studierende sollten ver-
stärkt in die Entscheidungsfindungsprozesse 
eingebunden und die in Westdeutschland nach 
wie vor vorherrschende Ordinarienuniversität 
zurückgedrängt werden (vgl. AStA FU: „Titanic 
in voller Fahrt“). Dieser Gründungsgeist sollte 
sich, wie alle Gespenster, in der folgenden Zeit 
verflüchtigen. So konzedierte Sontheimer in 
den 50er Jahren: Studentische Politik sei „in ei-
nem sehr begrenzten Rahmen“ (!!) nützlich, da 
sie in aller Regel harmlos sei. Es sei Sache der 
Professoren, das Interesse der Studierenden 
für die Universität als ganzes zu wecken und 
in den vorgesehenen Grenzen zu halten (vgl. 
„Titanic…“).

IV.
In Westdeutschland wurden die Studierenden-
schaften im Rahmen des Reeducation-Pro-
gramms der Alliierten als Selbstverwaltungen 
installiert. Sie wurden als „Übungsfeld für die 
spätere Beteiligung am öffentlichen Leben“ be-
trachtet (Faure, S. 1). Die ersten AStA-Mitglie-
der wurden 1945/46 von alliierten Hochschulof-
fizieren eingesetzt (Krüger, S. 638). Die Alliierten 
gingen davon aus, dass in der Selbstverwaltung 
tätige Studierende im späteren Leben ein Mu-
sterbeispiel für demokratische Verhaltenswei-
sen abgeben würden (vgl. nur die Karrieren der 
SDSler Helmut Schmidt und Hans Apel). Erste 
Aufgabe der Studentenschaften war die „Ver-
tretung der Gesamtheit der Studenten“, d. h.: 
die „Vertretung der Interessen“ der Studieren-
den - eine unbestimmte Formulierung, die im 
Folgenden von Bedeutung sein wird. Gesetze 
wurden zunächst nicht erlassen, die Studieren-
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denschaften agierten aufgrund eigener Satzung 
bzw. der jeweiligen Hochschulsatzung.
Die westdeutschen ASten engagierten sich we-
niger exponiert als der FU-AStA. Der Marburger 
AStA erklärte 1951, er werde zu „politischen 
Fragen“ keine Stellungnahmen abgeben, wohl 
aber über sein „gesamtdeutsches Referat“ zu 
„allen gesamtdeutschen Studentenfragen“, 
und zwar „mit aller gebotenen Deutlichkeit“. 
Themen waren in den 50er Jahren (Schapals, 
S. 92; Schubbe): Forderung nach „Wiederver-
einigung“, pauschale Befürwortung der Politik 
Adenauers (AStA FU); Forderung nach einem 
„deutschen Beitrag zu einer westeuropäischen 
Verteidigung“ und damit: Forderung nach ei-
ner Armee (Konvent der FU); Protest gegen 
die Niederschlagung der Aufstände in der DDR 
(1953) und in Ungarn (1956); Gründung von 
„gesamtdeutschen“ und „Ungarn-Referaten“ 
in den ASten; Verurteilung Studierender, die 
an den Weltjugendfestspielen 1957 teilnah-
men; Befürwortung einer Aufrüstung der Bun-
deswehr zur „Eindämmung der kommunisti-
schen Gefahr“; Kritik an der Suezkrise; sowie 
beständige Kommentierung der Tagespolitik 
in der DDR, allesamt antikommunistisch moti-
viert (hier in einer unrühmlichen Vorreiterrolle: 
AStA FU). Die ASten engagierten sich auch im 
Sinne des Antifaschismus durch Kritik an den 
Korporationen, Sprengung des Parteitages der 
rechtsextremen Sozialistischen Reichspartei 
(SRP), Proteste gegen Antisemitismus und ge-
gen die Aufführung von Filmen von Veit Harlan 
(FU Berlin, Freiburg);
Der damals mehr der Rechten zuzurechnende, 
1949 gegründete Verband Deutscher Studen-
tenschaften (VDS) resümierte im Jahre 1960: 
„Die deutsche Studentenschaft hat in den ent-
scheidenden Situationen der letzten Zeit poli-
tisch verantwortungsbewusst gehandelt. (...) 
Die Studentenvertreter wurden häufig von der 
Öffentlichkeit zu politischen Stellungnahmen 
ermuntert und aufgefordert“ (6. Deutscher Stu-
dententag, nach Gerhardt, DUZ 1968, H. 8/9, 
S. 3).
Diese politischen Äußerungen möchte ich als 
Wahrnehmung eines „nationalpolitischen Man-
dats“ bezeichnen und dieses in Abgrenzung 
zum „allgemeinpolitischen Mandat“ wie folgt 
umschreiben: Das „nationalpolitische Man-
dat“ umfasst allgemeinpolitische Äußerungen, 
die sich im Rahmen des gesellschaftlichen 
Konsens’ (d. h.: des Mainstreams in der BRD) 
bewegen. Sie sind System stützend, daher er-
wünscht, und entsprechen der Intention, dass 
Studierendenschaften quasi als Vorbilder zur 
Demokratisierung der Republik beitragen soll-
ten. Breitbach (GBAL-Info) kommentiert: Natio-
nalpolitische Meinungsäußerungen wurden, da 
sie eine gesellschaftliche Selbstverständlichkeit 
wiedergaben, nicht als politische Meinungsäu-
ßerungen verstanden. „Was selbstverständlich 

ist, ist nicht politisch!“ Der Begriff des Politi-
schen Mandats ist bis zum Ende der 50er Jah-
re in der juristischen und politischen Publizistik 
nicht bekannt. „Wo ein Begriff nicht existiert, da 
existiert die Sache auch nicht“ (Breitbach).
Interessant ist in der Tat, woher dieser Begriff 
„(allgemein-) politisches Mandat“ stammt. 
Schapals (1962) kennt ihn bereits, während die 
Westdeutsche Rektorenkonferenz (WRK) 1963 
auf die Formulierung „Mandat bei der Wahrneh-
mung staatsbürgerlicher Rechte“ zurückgreift. 
Irritierend ist der Bezug auf ein Mandat. Auch 
heute wird der Begriff „allgemeinpolitisches 
Mandat“ verwendet, ohne die „Mandatierung“ 
zu klären. Ist es ein Mandat durch Auftrag, 
durch Hochschulgesetz, durch universitäre 
oder studentische Satzung oder durch einen 
gesellschaftlichen common sense? Letzteres 
erklärt zumindest das von mir beschriebene 
nationalpolitische Mandat: Die Studierenden-
schaften konnten sich auf einen gesellschaftli-
chen Auftrag berufen, das laut zu fordern, was 
die Regierung und die Mehrheitsgesellschaft 
ohnehin forderte, nur eben „engagierter“ und 
„radikaler“. Ein „allgemeinpolitisches Mandat“ 
konnte jedenfalls nicht aus Gesetzen herge-
leitet werden, die es in den 1950er Jahre noch 
nicht gab. In den Satzungen finden sich eben-
falls keine Hinweise. Es handelt sich aber nicht 
um eine angenommene Mandatierung. Viel-
mehr konnten die studentischen VertreterInnen 
aus ihrer demokratischen Legitimation ableiten, 
sich zu allgemeinpolitischen Themen äußern 
zu können. Es überrascht daher nicht, wenn 
die (studentischen) Kritiker des „allgemein-
politischen Mandats“ stets jene sind, die, der 
politischen Rechten entstammend, sich in der 
Minorität befinden und eine legitimierte Mehr-
heitsströmung an der Artikulation von Forde-
rungen hindern möchte, wenn sich diese nicht 
in ihrem Sinne äußert.

V.
Die Forderung, die Studierendenschaften dürf-
ten sich auch politisch im Interesse der Studie-
renden äußern, wurde erstmals 1956 auf einer 
Delegiertenkonferenz des VDS erhoben. 1962 
beschloss der VDS eine Charta mit folgenden 
Punkten: Die Hochschule darf sich nicht im 
Staat und von der Gesellschaft isolieren; die 
Ergebnisse, die die Wissenschaft produziert, 
„entscheiden die gesellschaftliche Ordnung 
und Entwicklung“; es „ist keineswegs nur die 
Aufgabe der Parteien, unsere Demokratie zu 
gestalten, sondern vielmehr aller Gruppen im 
Staat“; die Hochschulen haben sich „unbedingt 
der rationalkritischen Suche nach Erkenntnis 
und ihrer Vermittlung“ zu verpflichten; Freiheit 
von Forschung und Lehre, freier Hochschulzu-
gang, Garantie gleicher Ausbildungschancen; 
die Studierendenschaft ist „aufgefordert, Staat 
und Gesellschaft mitzugestalten“; ihr stehe da-
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mit ein „Raum politisch verantwortlichen Han-
delns“ zu; das Eintreten für Menschenrechte 
verpflichtet „die deutsche Studentenschaft, 
gegen alle Arten der Unterdrückung, sei es auf 
politischem, wirtschaftlichem, sozialem, kultu-
rellem, militärischem, rassischem oder ideo-
logischem Gebiet, zu protestieren und ihnen 
entgegenzuwirken“. Dieses Eintreten sei ins-
besondere unter dem Eindruck der deutschen 
Geschichte erforderlich. 
Schapals führte in seiner Dissertation aus dem 
Jahre 1962 aus: Es ist umstritten, ob die AS-
ten „die Interessen der Studenten in politischen 
Fragen wahrzunehmen befugt“ sind; gesetzlich 
sei dies nicht explizit ausgeschlossen, Partei-
politik hingegen sei unerwünscht; in „der Praxis 
der Studentenschaften wird ein allgemeinpoliti-
sches Mandat überwiegend bejaht“; aufgrund 
dessen sei davon auszugehen, dass ein sol-
ches Mandat kraft Gewohnheitsrecht den AS-
ten auch zusteht (S. 91 ff). Die  Argumentation 
scheint mir jedoch etwas problematisch, da sich 
der Eindruck aufdrängt, dieses „Gewohnheits-
recht“ auf politische Äußerung sei aufgrund der 
seit 1920 andauernden Praxis begründet - eine 
Traditionslinie, in die sich kaum ein AStA stellen 
möchte.
Zunächst hatten nur vereinzelt Studierenden-
schaften den Weg des „nationalen Konsens’“ 
verlassen: Kritik der Kernwaffenversuche, 
1958/59 Unterschriftensammlung des AStA FU 
gegen NS-Ärzte und NS-Juristen (brachte eine 
Intervention des Rektors), Proteste gegen die 
Apartheidpolitik in Südafrika, Kritisierung des 
Algerien-Krieges 1961 und des Engagements 
deutscher Fremdenlegionäre (Marburg und FU). 
Das einschneidende Ereignis war der Versuch 
des Verteidigungsministers F. J. Strauß, eine 
atomare Bewaffnung der Bundeswehr durch-
zusetzen. Zahlreichen ASten sprachen sich 
dagegen aus und organisierten mit der Anti-
Atom-Bewegung die Ostermärsche. Im Janu-
ar 1959 wurde an der FU ein großer Kongress 
gegen die Atomrüstung veranstaltet. Die AS-
ten forderten eine Entspannungspolitik, da die 
Adenauerpolitik einer „Wiedervereinigung“ ent-
gegenstehe und den Status quo zweier „deut-
scher Staaten“ verfestige. Insbesondere wurde 
ein Zugehen auf die DDR gefordert, der Satz 
„Mit Pankow wird nicht verhandelt“ könne nicht 
weiterhin Basis der BRD-Politik sein (Schlicht, 

S. 50/51). FU-Rektor Lüers hingegen erließ ein 
Raumverbot für eine AStA-Veranstaltung am 
08.05.1965 mit dem Journalisten Kuby. Er be-
fürchtete, Kuby würde seine deutschlandpoliti-
schen Thesen wiederholen - eine Maßnahme, 
die der damalige Kultursenator mit den Worten 
kommentierte: „Ich würde, wenn ich Rektor 
wäre, wohl niemals einen auch noch so be-
drohlich erscheinenden Redner verbieten, son-
dern ihn lieber widerlegen“.
Die dem offiziellen Meinungsmonopol entge-
genstehende „Radikalisierung“ führte dazu, 
dass sich 1960 der Sozialdemokratische Hoch-
schulbund (SHB) vom Sozialistischen Deut-
schen Studentenbund (SDS) abspaltete. 1961 
erfolgte dann der Unvereinbarkeitsbeschluss, 
wonach ein SPD-Mitglied nicht mehr Mitglied 
im SDS sein konnte. Dieses Abweichen von 
der offiziellen bundesdeutschen Politik kom-
mentierten die rechten studentischen Gruppie-
rungen damit, dass eine „Versachlichung“ der 
Debatte notwendig sei, um mit dem Vorwurf 
der „Unsachlichkeit“ andere Meinungen zu 
diffamieren. Implizit wird damit ein Politikmo-
nopol behauptet: Jegliche andere Meinung ist 
unsachlich bis hin zum Landesverrat.
Staatskonform waren hingegen die Proteste 
zahlreicher ASten gegen den Mauerbau 1961, 
die folglich nicht beanstandet wurden. Der FU-
AStA beteiligte sich an der Organisierung der 
„Fluchthilfe“. Der AStA in Marburg veranstal-
tete einen Fackelzug zur „Zonengrenze“, eine 
Demonstration, an der nicht nur die örtlichen 
Honoratioren teilnahmen, sondern auch Ver-
treter der Uni-Leitung - ein beredtes Beispiel 
für die These vom „nationalpolitischen Man-
dat“. Die Mehrheit der ASten Anfang der 60er 
Jahre wurde noch von Korporierten und von 
CDU-Studenten gestellt. Dem entspricht es, 
dass Uni-Leitungen an Veranstaltungen der 
Verbindungsstudenten teilnahmen und fromme 
Grußworte sprachen. Dies war auch nötig: Der 
Wandel in den politischen Auffassungen der 
Studierendenschaft war unverkennbar. 

VI.
Die erste dezidierte Stellungnahme gegen allge-
meinpolitische Äußerungen der ASten stammt 
von der Westdeutschen Rektorenkonferenz auf 
ihrer Sitzung vom 10. bis 12. Juli 1963:
„7. Ein Mandat der Studentenvertretung, die 
Mitglieder der Studentenschaft ‘bei Wahrneh-
mung ihrer staatsbürgerlichen Rechte zu ver-
treten’, besteht nicht. Ein solches liegt nicht im 
Aufgabenbereich der Hochschule und würde 
außerdem gegen fundamentale Grundsätze 
der Demokratie verstoßen, die hinsichtlich der 
politischen Meinungsbildung und Meinungsäu-
ßerung auf der unbedingten Freiwilligkeit des 
Einzelnen beruht. 
8. Überhaupt kann Betätigung in der Politik 
nicht zu den Aufgaben der Hochschule und da-
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mit auch nicht zu denen der Studentenschaft 
zählen.
Nur dort, wo es um eine Verteidigung der 
Grundlagen einer freiheitlichen Gesellschafts-
ordnung geht, die auch die Grundlage der Exi-
stenz freier Forschung und Lehre und damit der 
Wissenschaftlichen Hochschule selbst darstel-
len, kann auch die Studentenschaft in die politi-
sche Auseinandersetzung eingreifen.“
Diese Ablehnung einer politischen Betätigung 
(im Grunde eine Beschreibung des „national-
politischen Mandats“) prägte die nachfolgen-
den Auseinandersetzungen und sollte sich zur 
gefestigten Auffassung der Gegner eines „all-
gemeinpolitischen Mandates“ entwickeln.
Die ASten ließen sich nicht abschrecken, wie-
wohl die Repressionen zunahmen. Die Bom-
bardierung der vietnamesischen Zivilbevölke-
rung durch die amerikanische Luftwaffe führte 
zu einer Solidarisierung mit dem Vietcong. 
Allerdings wurde 1965 der Berliner AStA-Vor-
stand (Lefèvre und Damerow) abgewählt, der 
einen Aufruf SED-nahestehender Menschen 
gegen den Vietnam-Krieg unterschrieben hat-
te. Zahlreiche Veranstaltungsverbote durch die 
Uni-Leitung führten dazu, dass der AStA FU 
am 16.02.1966 unter Hinweis auf die politisch 
motivierte Gründung der FU und der Studieren-
denschaft seinen Rücktritt erklärte: Freie oder 
Formierte Universität? 
Anfang 1967 distanzierten sich 16 Gründungs-
studenten der FU, u. a. der CDU-Bundestags-
abgeordnete Ernst Benda, von der allgemein-
politischen Tätigkeit des AStA FU. Der AStA 
antwortete, dass von den Gründungsstuden-
ten ein politisches Mandat in Zweifel gezogen 
würde, das sie selbst mit der größten Selbst-
verständlichkeit für sich immer in Anspruch 
genommen hatten – eben im Sinne eines „na-
tionalpolitischen Mandats“ (s. Schubbe). Nach 
dem Tod Benno Ohnesorgs am 2. Juni 1967 
kommentierte der AStA in einem Bericht an 
den parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss des Berliner Senats die Entwicklung 
der Studierendenschaft und das Recht auf 
(nicht-konforme) Meinungsäußerung wie folgt: 
Die FU-Leitung schränkt die Möglichkeiten der 
Mitbestimmung der Studierenden immer weiter 
durch exzessiven Gebrauch des Hausrechtes 
ein. Eine „objektive“ Wissenschaft existiert nicht 
und ist nicht denkbar. Vielmehr bewegt sich 
die Begriffs- und Theoriebildung in einem po-
litischen Raum und ist interessenabhängig. Die 
Wissenschaftler (incl. der Studierenden) tragen 
Verantwortung für die Gesellschaft und müssen 
daher auch politisch intervenieren. Der AStA 
FU analysiert den Mythos der Selbstverwaltung 
nur kurz: Die Gesellschaft sei nach Kompetenz-
bereichen aufgegliedert, „der Bürger unterwirft 
sich unkritisch den Sachzwängen“. Die Uni 
wird auf die „reine, objektive Wissenschaft“ be-
grenzt. Demokratische Verantwortung dagegen 

bedeute das Recht, intervenieren zu dürfen und 
sich nicht auf abgegrenzte Bereiche beschrän-
ken zu lassen. Diese m. E. sehr zutreffende 
Auffassung stand und steht der traditionellen 
Auffassung von Selbstverwaltung diametral 
entgegen.
Die zentralen Themen der politischen Debat-
te an den Universitäten waren Mitte der 60er 
Jahre: Vietnam-Krieg, Solidarität mit nationalen 
Befreiungsbewegungen, Deutschlandpolitik 
(Existenz der DDR, „Wiedervereinigung“), Not-
standsgesetze und Demokratieabbau, der 2. 
Juni 1967, Pressekonzentration (insb. Springer-
Presse), Hochschulreform („Unter den Talaren 
Muff von 1000 Jahren“) und eine mangelhafte 
Ausbildung (damals unter dem Schlagwort „Eli-
te tut not“, vgl. Damerow et al, Kursbuch Nr. 
12/1968).

VII.
Der erste Prozess gegen einen AStA betraf die 
Frage der Entwicklung der BRD - aus Sicht der 
DDR. Am 08.05.1967 sollte ein erster Vortrag 
stattfinden. Der Rektor der Bonner Universität 
wandte sich nicht gegen die Veranstaltungsrei-
he des AStAs, sondern erließ ein Raumverbot. 
Das Verwaltungsgericht (VG) Köln lehnte die 
Klage des AStA am 06.05.1967 ab: Die Ver-
anstaltung habe einen „Solidaritätscharakter“, 
dies sei eine „politische Betätigung, die über 
den Rahmen der staatsbürgerlichen Bildung 
der Studenten und damit der Aufgaben der 
Studentenschaft hinausginge“. Diese Argu-
mentation - politische Äußerung gehört nicht zu 
den Aufgaben der Studierendenschaft - sollte 
die ASten bis heute verfolgen.
Am 17.10.1967 folgte das zweite Urteil, diesmal 
vom VG Berlin auf die Klage von Mitgliedern 
des studentischen Konvents: Der Beschluss, 
mit welchem die Studierendenschaft ihre Soli-
darität mit dem Vietcong erklärte und Position 
ergriff gegen die US-Regierung, beträfe keine 
Selbstverwaltungsaufgaben; Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts hätten kein Recht 
auf freie Meinungsäußerungen. Studierende 
bräuchten nicht die Studierendenschaft für po-
litische Äußerungen, dafür stünde ihnen der ge-
sellschaftlich-politische Bereich offen. Das „po-
litische Mandat“ sei nicht kraft Gewohnheits-
recht entstanden, sondern „stets umkämpft“ 
gewesen. Zwar musste das Gericht aufgrund 
von Unterlagen, die der AStA vorlegte, aner-
kennen, dass sich der AStA seit 1950 zu politi-
schen Fragen äußerte. Aus der Tatsache, dass 
der Rektor keine Maßnahmen gegen den AStA 
ergriffen habe, so das VG, könne aber nicht ge-
schlossen werden, dass die Äußerungen von 
der Uni-Leitung gebilligt worden seien. Und im 
Übrigen habe der Rektor 1959 gegen die Stel-
lungnahmen zur Atombewaffnung interveniert.
Das VG Sigmaringen verurteilte im dritten Pro-
zess am 02.02.1968 den AStA Tübingen, „po-

historisches 
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches

innenansichten
innenansichten 
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten

innenansichten
innenansichten

subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor



litische Forderungen und Stellungnahmen zu 
unterlassen, soweit sie nicht hochschulbezo-
gen sind“. Anlass war eine Solidaritätserklärung 
des Tübinger AStA vom 05.06.1967 an die Stu-
dierendenschaft der FU Berlin angesichts der 
Ermordung von Benno Ohnesorg. Die Resolu-
tion endete mit der Rücktrittsforderung an den 
Regierenden Bürgermeister, welcher dieser 
Forderung auch nachkam – vermutlich nicht 
aufgrund der Tübinger AstA-Resolution... (vgl. 
Darstellung bei Soukup). Dazu das VG: „Nicht 
jeder Tod eines Studenten ist hochschulbezo-
gen“. Die Urteile und Beschlüsse des VG Sig-
maringen sollten in der Folgezeit eine führende 
Stellung erlangen, was die Repression gegen 
Studierendenschaften betrifft.
Die erste obergerichtliche Entscheidung des 
OVG Münster vom 31.05.1968 weist folgende 
wegweisende Begründung auf: Der Universi-
tät steht „ein allgemeines politisches Mandat“ 
nicht zu. 
„Was den eigentlichen Staatsorganen nicht 
gestattet sei, könne auch nicht einer Zwangs-
vereinigung wie der Studentenschaft gestattet 
sein, die ihre Rechte von der Universität und 
damit letztlich vom Staat ableitet“.
Die Gerichtsentscheidungen wurden begleitet 
von einer heftigen Debatte, dem „Kampf ums 
politische Mandat“ (s. DUZ 1968, H. 8/9, S. 2 
- 49). Der Heidelberger AStA hatte bereits im 
März 1968 ein Memorandum zum „politischen 
Mandat“ vorgelegt, das allerdings auf der 20. 
ordentlichen Mitgliederversammlung des VDS 
nicht behandelt wurde.
Verkürzt wiedergegeben waren die Argumenta-
tionsstränge folgende: 
Die Linke wies darauf hin, das Verbot sei po-
litisch motiviert aufgrund des Kurswechsels in 
den ASten und innerhalb des VDS hin zur Lin-
ken. Es gehe also ausschließlich um die Unter-
drückung einer missliebigen Meinung. Die kör-
perschaftliche Struktur der Studierendenschaft 
sei unzureichend und werde dem politischen 
Auftrag nicht gerecht. Die Universität und die 
Studierendenschaft hätten einen nichtstaatli-
chen, materiell öffentlichen Charakter, politi-
sche Äußerungen seien daher über Art. 5 GG 
gedeckt. Hinsichtlich der Mandatierung wurde 
darauf verwiesen, dass die ASten und Stupa 
demokratisch legitimiert seien. Äußerungen 
dieser von einer Mehrheit gewählten Vertreter 

wären Äußerungen des Organs der Verfassten 
Studentenschaft und könnten daher nicht ein-
zelnen Studierenden zugerechnet werden (Ger-
hardt, Leibfried/Preuß). Vielmehr würden sich 
die klagenden Studenten - durchweg RCDS 
oder Korporierte - nicht einer den Mehrheits-
verhältnissen im Stupa entsprechenden Politik 
beugen wollen: der RCDS verhalte sich anti-
demokratisch.
Die Rechte bezog sich formal auf die Argumen-
te, die in den Gerichtsentscheidungen und von 
der WRK vorgetragen wurden. Dies hinderte 
den (rechten) Bonner AStA im Juli 1968 aller-
dings nicht, sich vehement gegen die Nieder-
schlagung des „Prager Frühlings“ auszuspre-
chen - mit der denkenswerten Begründung, alle 
Studenten stünden hinter dieser Auffassung 
des AStA.
Selbstverständlich gibt es auch eine „vermit-
telnde Auffassung“: der Studierendenschaft 
stünde ein politisches Mandat zu, wenn Grund-
werte der Verfassung gefährdet sind. 
Interessant ist hier folgende Behauptung der 
klagenden Studierenden: Der AStA würde mit 
seinen Stellungnahmen in ihr Recht auf freie 
Meinungsäußerung bzw. freie Selbstentfaltung 
eingreifen; dieses Recht sei aber nicht verletzt, 
wenn der AStA eine Meinung äußere, die den 
politischen Anschauungen der KlägerInnen ent-
spricht. Diese Auffassung entbehrt nicht einer 
gewissen Unlogik und bedeutet vom Ergebnis 
eine Beschränkung der Politik der ASten auf 
die politischen Ansichten von RCDS und Kor-
porierten. 
Die Auffassung der Gerichte wurde letztinstanz-
lich durch Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts (BVerwG) vom 26.09.1969 abgesichert. 
Das Urteil betrifft die schon erwähnte Solidari-
tätserklärung des Tübinger AStA. Das Gericht 
fasst sich eher kurz: politische Äußerungen 
gehörten nicht zum Aufgabenbereich der Stu-
dierendenschaft, ob ein Grundrecht auf Mei-
nungsäußerung oder Wissenschaftsfreiheit aus 
Art. 5 GG zustehe, kann dahinstehen, denn die 
Meinungsfreiheit erstrecke sich nicht auf Äuße-
rungen politischer Art. Der Tübinger AStA sei im 
Übrigen „nicht wissenschaftlich verfahren“ auf 
dem Wege hin zur reinen Erkenntnis, sondern 
habe „in unwissenschaftlicher Weise politische 
Forderungen erhoben“. Zur Erinnerung: es 
ging um den Tod des Kommilitonen Ohnesorg. 
Seine Rechtsauffassung hielt das BVerwG mit 
zweitem Urteil vom 13.12.1979 aufrecht (betr. 
AStA FH Darmstadt).

VIII.
Mit dem ersten Urteil des BVerwG waren im 
Grunde, um es salopp zu sagen, „alle Mes-
sen gesungen“. Mir ist aus eigener Praxis 
und der Literatur seit 1967 kein einziges Urteil 
bekannt, das in letzter Instanz den ASten ein 
Recht auf eine dezidierte politische Meinung 
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zugestanden hätte. Juristisch war die Frage der 
Zulässigkeit und Legitimität des „politischen 
Mandats“ abgehandelt. In der Folgezeit (1969 
- 1972) wurden zahlreiche ASten mit Verfahren 
überzogen (s. bei v. Mutius). Unter Bezug auf 
die Entscheidung des BVerwG verfestigte sich 
eine Rechtsprechung, den ASten bestimmte 
Meinungsäußerungen zu untersagen und für 
den Fall, dass sich die ASten hieran nicht hiel-
ten, Ordnungsgelder zu verhängen.
Begleitet wurden die Prozesse von einem Gut-
achtenstreit; exemplarisch und beileibe nicht 
erschöpfend sei hier auf die Stellungnahmen 
von Ridder/Ladeur, Geck und Rupp, v. Mu-
tius und, am Ende, Zechlin (1978) und Müller 
(1979) sowie der Empfehlungen der WRK vom 
28.08.1969 hingewiesen; eine bemerkenswerte 
Kritik der Institution „Selbstverwaltungsorgan“ 
findet sich bei Faure.
Die Hochschulen befanden sich in einer Zeit 
erheblicher Umbrüche. Bereits im Herbst 1968 
war das Ende des SDS absehbar, der 1969 zer-
fiel und dessen letzte Ortsgruppe 1970 aufge-
löst wurde. Nachfolgeorganisationen waren der 
Marxistische Studentenbund Spartakus (MSB, 
DKP-nah), Sponti-Gruppen und die verschie-
denen Hochschulgruppen der M/L-Parteien. 
Die meisten ehemaligen SDSlerInnen wander-
ten allerdings zur SPD und zum SHB (der sich 
dadurch weiter radikalisierte, bis auch er, da 
zu sozialistisch und damit zu frech, als offiziel-
le Jugendorganisation der SPD zugunsten der 
Juso-Hochschulgruppe abdanken musste). 
In den Bundesländern wurden neue Hoch-
schulgesetze erlassen und den Studierenden 
mehr Mitsprache eingeräumt. In Berlin wur-
de die Verfasste Studentenschaft durch das 
Universitätsgesetz 1969 abgeschafft, Bayern 
folgte 1973. Soweit Studierendenschaften in 
den Gesetzen vorgesehen waren, wurde ihre 
Betätigung auf den Hochschulbereich und, im 
äußersten Falle, auf hochschulpolitische Belan-
ge eingeschränkt (einige Hochschulgesetze er-
kennen ein „politisches Mandat“ an, nicht aber 
ein „allgemeinpolitisches“). 
Abgeschlossen wurde die Novellierungspha-
se mit dem Erlass des Hochschulrahmenge-
setzes (HRG) vom 26.01.1976. Dessen § 41 
Abs. 1 enthält drei Bestandteile, die hier von 
Belang sind: Zunächst wird bestimmt, dass 
durch Landesrecht Studentenschaften gebildet 
werden können. Da allerdings in allen Ländern 
Studieren-denschaften seit alters her existier-
ten, entpuppte sich diese „Kann“-Vorschrift als 
Einfallstor, um die Studierendenschaften abzu-
schaffen. In Ba-Wü wurde die Verfasste Studie-
rendenschaft prompt 1977 liquidiert. Voraus-
gegangen war ein Urteil des VG Sigmaringen 
vom 24.06.1975, in welchem das Gericht im 
Gegensatz zur oben erwähnten Entscheidung 
zu der Auffassung gelangte, Verfasste Studie-
rendenschaften seien überflüssig und gehörten 

abgeschafft. Zum zweiten wurde der Aufgaben-
bereich der Studierendenschaft auf die „Wahr-
nehmung hochschulpolitischer (...) Belange der 
Studentenschaft“ beschränkt. Diese Formu-
lierung wird allgemein dahin verstanden, dass 
damit die Wahrnehmung allgemeinpolitischer 
Belange ausgeschlossen ist. Zum dritten wird 
festgeschrieben, dass die Verfasste Studie-
rendenschaft, die wegen der Zwangsmitglied-
schaft einer gesetzlichen Grundlage bedarf, 
allein in Gestalt einer (Teil)-Körperschaft des 
öffentlichen Rechts, quasi als Behörde, orga-
nisiert sein kann. Dies ist letztlich eine Bestäti-
gung der bisherigen Rechtsprechung und lässt 
wenig Raum für die Theorien von der materi-
ellen Öffentlichkeit und dem nicht-staatlichen 
Charakter der Studierendenschaft à la Ridder, 
Ladeur, Preuß und Leibfried.

IX.
Genutzt hat das alles nichts. Die ASten ließen 
sich auch weiterhin nicht davon abbringen, un-
haltbare Zustände in der BRD und der restlichen 
Welt zu kritisieren. Während also Ridder, La-
deur, Preuß und Leibfried die reale Wirklichkeit 
der Verfassten Studierendenschaft beschrie-
ben, wurde mit den neuen Gesetzen eine der 
bis dahin 30jährigen Praxis entgegenstehende 
„Rechtswirklichkeit“ geschaffen. Beispielhaft 
sei hier aufgeführt, welche Aktionen und Mei-
nungsäußerungen verboten wurden:
- „allgemeinpolitische“ Artikel in AStA-Infos, 
damit einhergehend Verbot der Uni-Leitung, 
bestimmte Infos überhaupt zu drucken; dies 
gilt auch für „allgemeinpolitische“ Artikel, wenn 
diese mit einem Namenskürzel gezeichnet sind 
und im Impressum vermerkt ist, dass nament-
lich gekennzeichnete Artikel nicht unbedingt 
die Meinung des AStA wiedergeben (diese Äu-
ßerung sei sehr wohl dem AStA zuzurechnen 
..., vgl. Göttinger „Mescalero“-Artikel),
- Dokumentation von Artikeln: Das VG Kassel 
„rechnete“ mit Urteil vom 31.08.1982 dem Mar-
burger AStA die Dokumentation des rassisti-
schen „Heidelberger Manifests“ als Äußerung 
zu, wiewohl aus dem Info ersichtlich wurde, 
dass sich der AStA von diesem „Manifest“, ei-
ner Erklärung diverser Hochschulprofessoren, 
ausdrücklich distanzierte; vgl. ebenso die Do-
kumentation des „Mescalero“-Artikels durch 
den Göttinger AStA 1977, der nicht die Meinung 
des AStAs wiederspiegelte, ihm aber zuge-
rechnet wurde (VG Hannover vom 16.05.1977). 
Selbst eine Dokumentation von Artikeln, um 
den Stand der Debatte über das „allgemeinpo-
litische Mandat“ darzustellen, wurde nicht zu-
gelassen (OVG Berlin, 15.01.2004),
- Organisation und Veranstaltung von Demon-
strationen mit „allgemeinpolitischem“ Inhalt.
- Diskussionsveranstaltungen mit „allgemein-
politischem“ Inhalt, damit einhergehend: Raum-
verbot, auch dann, wenn die Veranstaltung 
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politisch „ausgewogen“ ist (dem AStA Gießen 
wurde untersagt, Vertreter sämtlicher zum hes-
sischen Landtag kandidierender Parteien zu 
einer Podiumsveranstaltung einzuladen; VGH 
Kassel vom 03.10.1977. Selbst eine Veran-
staltungsreihe des AStA Tübingen: „Alternative 
zum herrschenden Lehrbetrieb“ wurde unter-
sagt, VG Sigmaringen vom 30.06.1976, später 
aufgehoben).
- Finanzierungsverbot von Infos oder Veranstal-
tungen von nicht-universitären Organisationen, 
wenn diese „allgemeinpolitisch“ tätig werden, 
sowie die Finanzierung dieser Organisationen 
(VGH Kassel, OVG Berlin).
- Gründung von politischen Organisationen und 
Zeitungen, um das Verbot des „allgemeinpoliti-
schen“ Mandats zu umgehen (VG Kassel vom 
23.01.1975).
- „allgemeinpolitische“ Artikel in Infos autono-
mer AStA-Referate (VG Kassel vom 18.05.1982: 
es gibt laut HRG keine autonomen Referate, 
die Meinungsäußerung und die Finanzierung 
autonomer Referate ist direkt dem vom Stupa 
gewählten „AStA-Vorstand als Verwalter der 
Studentenschaftsgelder“ zuzurechnen).
- Erklärung, der Studierendenschaft stünde ein 
„politisches Mandat“ zu (kann zu erhöhten Ord-
nungsgeldern führen wegen bewiesener Reni-
tenz).
- Verbot, Mitgliedsbeiträge an die VDS und 
später den „freien Zusammenschluss der Stu-
dierendenschaften“ (fzs) zu bezahlen, da die 
Verbände ein „politisches Mandat“ für sich 
reklamierten und auch wahrnehmen. Bei-
tragszahlungen wurden vom VG Münster am 
25.02.1976 dem AStA Uni Münster zunächst 
erlaubt, dem Hamburger und dem Kieler AStA 
Anfang der 80er Jahre allerdings verboten. Ein 
entsprechendes Verbot erging 2004 an den 
AStA FU betreffend Zahlungen an den fzs. An-
ders entschied das OVG Rheinland-Pfalz mit 
Beschluss vom 28.01.2005 im Falle des AStA 
Trier: Ob Zahlungen an den fzs erlaubt sind, 
könne erst in einem Hauptsacheverfahren ge-
klärt werden. Die Klage ins Rollen gebracht hat-
te übrigens ein NPD-Student.
- Reiseverbot zu Kulturveranstaltungen, auch 
wenn diese dem internationalen Jugend- und 
Studierendenaustausch dienen (so dem AStA 
Gießen 1997 widerfahren).
- Verbot der Fachschaft Geschichte, sich inhalt-

lich mit dem Studienfach auseinanderzusetzen 
und zu historischen Ereignissen Stellung zu 
nehmen (so geschehen in Münster 1996).
Die Abgrenzung zwischen „allgemeinpoliti-
schen“, legalen/illegalen „politischen“ sowie 
legalen/illegalen hochschulpolitischen Äuße-
rungen ist dabei in das Belieben des jeweiligen 
Verwaltungsgerichts gestellt, welches dann 
„bei gelassener Betrachtungsweise“ des Sach-
verhalts (O-Ton VG Kassel vom 31.08.1982) 
entscheidet. Die Regel ist die, dass in Zweifels-
fällen versucht wird, aus hochschulpolitischen 
Äußerungen einen allgemeinpolitischen und 
damit illegalen Gehalt zu abstrahieren.
Darüber hinaus sollen die Repressionen der 
Rechtsaufsicht (Uni-Präsident) nicht unerwähnt 
bleiben: die Eingriffe in den Haushalt der Stu-
dierendenschaft durch Sperrung von Mitteln für 
angeblich „allgemeinpolitische“ Zwecke oder 
gar die Infragestellung der Selbstverwaltung 
überhaupt, indem die Notwendigkeit bestimm-
ter Referate bestritten wird.
Inhaltlich lässt sich sagen: dem bundesdeut-
schen Mainstream nicht entsprechende (d. 
h.: nicht antikommunistische) Bezüge auf den 
Realsozialismus führen schneller zu einschnei-
denden Entscheidungen der Gerichte. Das 
hat sich seit 1967 bis heute nicht geändert, 
wie die Entscheidung gegen den AStA Gießen 
(Teilnahme an Weltjugendfestspielen auf Kuba 
1997) beweist. Hätte diese Kulturveranstaltung 
in Oslo, Helsinki, Stockholm oder auf den Fid-
schi-Inseln stattgefunden, hätte es sicherlich 
keine Probleme gegeben.

X.
Einer weiteren Eskalation sah sich der Mar-
burger AStA im Jahre 1975 ausgesetzt (s. DuR 
1975, 383). Das VG Kassel und der VGH Kassel 
hatten mehrfach Ordnungsgelder gegen den 
AStA verhängt wegen „allgemeinpolitischer“ 
Äußerungen zu Berufsverboten, 1.-Mai-De-
monstration, Numerus clausus (Arbeiterkinder 
werden benachteiligt, „bürgerliches Bildungs-
privileg“) und Studienfinanzierung (der AStA 
hatte sich für Rüstungskürzungen zugunsten 
einer BAFöG-Erhöhung ausgesprochen). Da-
mit „gelang“ es den Gerichten, die Strategie 
des AStA, hochschulpolitische Forderungen 
in einen gesellschaftlichen Kontext einzubin-
den, zu durchkreuzen: Der AStA durfte sich 
für BAföG einsetzen, aber nicht sagen, dass 
das BAföG über den Rüstungshaushalt finan-
ziert werden soll - und schon gar nicht, dass 
die Rüstungskonzerne unbeschreibliche Ge-
winne einfahren. Nachdem am 01.09.1975 ein 
neuer AStA gewählt wurde, der weiterhin ein 
„politisches Mandat“ für sich reklamierte, droh-
te der Uni-Präsident am 22.10.1975 mit der 
Einsetzung eines Staatskommissars, der am 
31.10.1975 eingesetzt wurde. Einige Hundert 
Studierender blockierten den AStA und verhin-
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derten so, dass der Staatskommissar seiner 
Aufgabe nachkommen konnte. Die Entschei-
dung der Uni-Leitung wurde vom VG Kassel 
am 27.11.1975 aufgehoben: Zwar stehe dem 
Uni-Präsidenten die Rechtsaufsicht zu. Da der 
AStA aber erst seit kurzer Zeit amtiere, kön-
ne der Präsident noch keine Prognose für die 
Zukunft treffen, dass auch der neue AStA per-
manent gegen Gerichtsentscheidungen versto-
ßen werde. Die Maßnahme der Uni-Leitung sei 
daher nicht verhältnismäßig, gegenüber dem 
alten AStA jedoch wahrscheinlich rechtmäßig 
gewesen. Der Versuch des Uni-Präsidenten, 
das Stupa zu zwingen, Schadensersatzklagen 
auf Rückzahlung von Ordnungsgeldern gegen 
den AStA-Vorstand anzustrengen, schlug fehl 
(VG Kassel vom 31.01.1978, m. W. das einzige 
Urteil, das sich mit diesem Thema befasst). 
Die Verfolgung des Göttinger AStA wegen der 
Veröffentlichung des sogenannten „Mescale-
ro“-Artikels („Buback - ein Nachruf“) im AStA-
Info „göttinger nachrichten“ und des folgenden 
Flugblattes „Schleyer - kein Nachruf“ durch 
eine AStA-tragende undogmatische Gruppe 
endete im September 1977 ebenfalls mit einer 
AStA-Amtsenthebung durch den niedersäch-
sischen Wissenschaftsminister. Diese Staats-
aktion - Hausdurchsuchung des AStAs und 
bei verschiedenen Privatpersonen mit vorge-
haltener Maschinenpistole, Untersagung der 
Veröffentlichung und der Weiterverbreitung des 
Artikels, Hausverbot für die AStA-Menschen, 
Strafverfahren (Volksverhetzung!) - firmierte al-
lerdings nicht unter dem Verbot der Wahrneh-
mung eines „allgemeinpolitischen Mandats“, 
sondern es handelte sich um Repressionen zur 
„Trockenlegung“ eines vermeintlichen Sympa-
thisantensumpfes (in bewusster Verkennung, 
dass der „Mescalero“ der damaligen RAF-Poli-
tik eine klare Absage erteilte: „Unser Weg zum 
Sozialismus kann nicht mit Leichen gepflastert 
sein“). Mittels des allseits bekannten Raumver-
botes wurde dem AStA und den Fachschaf-
ten in Göttingen untersagt, sich zu politischen 
Themen zu äußern; universitäre Räume wurden 
für politische Veranstaltungen nur noch gegen 
Entrichtung einer Saalmiete zur Verfügung ge-
stellt, womit die Artikulationsmöglichkeit der 
politischen Linken in Anbetracht der traditionel-
len finanziellen Nöte erheblich eingeschränkt 
wurde. Zudem drohte der Uni-Präsident damit, 
die Studierendenschaft möge sich bezahlte 
Ordnungsgelder von den einzelnen AStA-Mit-
gliedern zurückholen.
Die gleiche Repressionswelle - der Distanzie-
rungsdruck - führte dazu, dass AStA-Vorstän-
de „freiwillig“ ihr Amt niederlegten (so in Fulda, 
wo sich der AStA-Vorstand nicht, wie von der 
Uni-Leitung gewünscht, distanzieren wollte). 
Andere ASten distanzierten sich auf Druck vom 
Mescalero-Artikel oder nahmen ihre Solidari-
tätserklärungen zurück.

Die Ereignisse des Jahres 1977 waren mit An-
lass für die baden-württembergische Landes-
regierung, in einem neuen Landeshochschul-
gesetz die Verfasste Studierendenschaft nicht 
mehr vorzusehen und so die bestehenden AS-
ten zu liquidieren. Insbesondere der Tübinger 
und der Heidelberger AStA hatten sich als zu 
staatskritisch erwiesen, eine Eigenschaft, die im 
Jahre 1977 ausgesprochen unerwünscht war. 
Dass diese Liquidierung der Verfassten Stu-
dierendenschaft nicht ganz geräuschlos von-
statten ging, versteht sich. In Stuttgart demon-
strierten im November 1977 immerhin 30.000 
Menschen gegen das Hochschulgesetz.

XI.
Den Schlusspunkt der Auseinandersetzung um 
das „politische Mandat“ setzte die Kriminali-
sierung der Studierendenschaften (sehr um-
fassend dargestellt bei: Breitbach, DuR 1982, 
243).
Zunächst war die Rechtsprechung uneinheit-
lich. Das erste Urteil stammt vom Amtsgericht 
(AG) Göttingen vom 18.01.1978. Der AStA Göt-
tingen hatte Gelder für einen Prozesshilfefonds 
für Hausbesetzer bereitgestellt. Das Gericht 
verurteilte den Finanzreferenten wegen Untreue 
(§ 266 StGB - nicht zu verwechseln mit Verun-
treuung). Ebenfalls urteilte das Landgericht (LG) 
Frankfurt (31.01.1980) mit der Begründung, 
AStA-Infos allgemeinpolitischen Inhalts seien 
nicht erlaubt, folglich dürfe der AStA sie nicht 
finanzieren. Das OLG Hamm sprach dagegen 
Mitglieder des Stupa frei (09.04.1980): Sie hät-
ten keine Pflicht, das Vermögen der Studieren-
denschaft zu betreuen. Interessant an diesen 
Urteilen ist, dass sie nicht Eingang in den juri-
stischen Diskurs fanden.
Diese „Ehre“ wurde erst dem Urteil des OLG 
Hamm vom 15.07.1981 zuteil, mit welchem das 
Gericht nunmehr zu einer Verurteilung wegen 
Untreue kam. Es ging um mehrere Ordnungs-
gelder, die ein AStA aufgrund verwaltungsge-
richtlicher Urteile bezahlt hatte, indem trotz 
Verbot weiterhin auf dem „politischen Mandat“ 
beharrt wurde. Damit wurde eine Strategie der 
ASten, Infos mit politischen Äußerungen zu pu-
blizieren und Ordnungsgelder zu bezahlen, un-
terlaufen (eine sehr kostspielige Strategie, die 
auf eine finanzielle Trockenlegung der ASten 
hinauslaufen kann). Einige ASten hatten in den 
70er Jahren bis zu 110.000 DM Ordnungsgel-
der bezahlt.
Letztinstanzlich entschied der BGH am 
23.10.1981 auf das Frankfurter Urteil in einem 
bemerkenswert tendenziös veröffentlichten 
Beschluss. So ist der Veröffentlichung nicht 
zu entnehmen, dass die AStA-Mitglieder frei-
gesprochen wurden. Publiziert wurde allein 
die Passage des Beschlusses, dass die Ver-
wendung von Studierendenschaftsgeldern für 
„allgemeinpolitische Meinungsäußerungen“ 
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Untreue sei. Der AStA dürfe das Geld nur für 
gesetzlich und satzungsmäßig zulässige Zwek-
ke ausgeben.
Breitbach kommt in seiner Kritik der Krimina-
lisierung zu dem Schluss, dass die juristische 
Konstruktion nicht haltbar ist: Eine Vermögens-
betreuungspflicht des AStA-Vorstandes sei 
nicht erkennbar. Breitbach weist darauf hin, 
dass die schwammige Formulierung des § 266 
StGB nicht zufällig am 26.05.1933 in das Ge-
setz aufgenommen wurde, als „Ausfluss spe-
zifisch nationalsozialistischen Rechtsdenkens“ 
(so der Strafrechtler Dahm, zitiert nach Breit-
bach, DuR 1982, S. 248).

XII.
Anlässlich zahlreicher Verfahren veranstalteten 
die VDS (jetzt: Vereinigte Deutsche Studenten-
schaften) im Jahre 1983 einen Kongress zum 
„politischen Mandat“. Die betroffenen ASten 
hatten in den Jahre 1981 - 1983, wie schon 
zuvor der Marburger AStA in der Zeit 1974 - 
1976, vergeblich versucht, eine gerichtsfeste 
Verknüpfung zwischen „allgemeinpolitischen“ 
und „hochschulpolitischen“ Äußerungen her-
zustellen, um damit zu dokumentieren, dass 
eine Trennung nicht möglich ist. In seinem Re-
ferat kommt Michael Breitbach, der Anwalt des 
Marburger AStA, zu einem ernüchternden Er-
gebnis: 
„Die Weichenstellung ist: Ist die Studenten-
schaft ein Appendix der Verwaltung, ein An-
hängsel, dem man - na ja - so ein bisschen 
selbst bestimmen lässt, was sie als Servicelei-
stungen machen darf? Oder aber ist die Stu-
dentenschaft das, was Ridder und Preuß etwa 
gesagt haben: Es ist ein vergesellschaftetes 
Feld, in dem der Studien- und Arbeitsalltag 
in einer vergesellschafteten, demokratischen 
Weise angegangen, gestaltet werden kann und 
deshalb demokratischen Strukturen folgt und 
daher Ausübung von Grundrechten beinhal-
tet? [...] Deshalb meine These: die Gutachten-
schlachten sind geschlagen. Es gibt auch poli-
tisch kein neues Argument mehr in den Debat-
ten seit Mitte der 70er Jahre. [...] Die Hoffnung, 
dass man ein Gericht - womöglich mit einer 
kunstvoll abgeleiteten Argumentation - über-
zeugen kann, ist wirklich gleich Null“. 
Der juristische Kampf kann nur gelingen, „wenn 
man politisch etwas bewirkt hat“ (Breitbach in: 

GBAL-Wahlinfo). Die Betonung liegt auf „hat“.
Die Feststellung von Breitbach, dass die ju-
ristische Auseinandersetzung gelaufen ist, 
lässt sich daran absehen, dass das juristische 
„Fachpublikum“ von diesen Dimensionen kei-
ne Kenntnis mehr erhält - trotz der Vielzahl von 
Verfahren: 1977: so ziemlich jeder AStA, der 
sich mit den Göttingern solidarisierte; Anfang 
der 1980er: Hamburg, Gießen, Marburg, Frank-
furt/M., Kiel, Göttingen, Osnabrück, Köln, Dort-
mund, Bochum, Münster, FU Berlin; Mitte der 
1980er: Darmstadt; Anfang der 1990er: Göt-
tingen, Hannover; Ende der 1990er: Gießen, 
Marburg, Münster, Kaiserslautern, FU Berlin, 
StuRat Potsdam, Bremen; 2000er: Trier sowie 
insbesondere FU und HU Berlin - sicherlich 
eine unvollständige Liste. Es gibt kaum noch 
– von den Informationen betroffener ASten 
abgesehen – Stellungnahmen und Veröffent-
lichtungen in der juristischen Fachliteratur, da 
alle Argumente ausgetauscht sind. Kenntnisse 
über strafrechtliche Verfahren können nur über 
direkten Kontakt erlangt werden. Dies änderte 
sich ein wenig mit der Berliner Prozesswelle um 
die Jahrtausendwende. Im Internet kann – je 
nach politischer Auffassung – auf verschiedene 
Darstellungen zurückgegriffen werden. 

XIII.
Die Asten, StuRäte und Stupa reklamierten 
nach wie vor das Recht für sich, intervenieren 
zu dürfen. Mit weiteren Gutachten wurde ange-
sichts der seinerzeit aktuellen Prozesse ein An-
lauf unternommen, mehr Handlungsfreiheit für 
die ASten zu ermöglichen (Denninger 1993/94, 
1996). Die mit Prozessen überzogenen Studie-
rendenschaften organisierten Kongresse zum 
Thema und gaben eine bundesweit erschei-
nende Zeitung „PM“ heraus, in welcher sie ihre 
Sichtweise zum „allgemein-politischen Man-
dat“ darlegten – um sich daraufhin weitere Pro-
zesse wegen ihrer Meinungsäußerungen sowie 
der Herausgabe und der Finanzierung dieser 
Zeitung einzuhandeln. Vornehmlich der Refe-
rentInnen-Rat (RefRat) der HU sowie der AStA 
der FU Berlin wurden mit Klageverfahren über-
zogen, die sich durch die Instanzen schleppten. 
Für ihr Engagement wurden die Studierenden-
schaften von HU und FU gleich zu mehreren 
Ordnungsgeldern bis hin zu 15.000 EUR ver-
urteilt. In diesen Verfahren wurde noch einmal 
festgeklopft, was als vermeintlich neue Ideen 
zur Abwehr von Klagen angesehen wurde: Die 
Unterscheidung von allgemeinpolitisch und 
hochschulbezogen sei hinreichend bestimmt 
und vom jeweiligen Gericht am konkreten Fall 
zu erkennen. Soweit mit der Änderung des 
BerlHG den Studierendenschaften die Aufga-
be übertragen worden ist, die „Belange der 
Studierenden in Hochschule und Gesellschaft“ 
wahrzunehmen, bedeute dieses allein, die poli-
tische Bildung der Studierenden zu fördern. Ein 
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„allgemeinpolitisches Mandat“ sei damit nicht 
zuerkannt worden, welches ohnehin mit dem 
Grundgesetz nicht vereinbar sei (OVG Berlin 
v. 25.05.1998). Dieselbe Schlussfolgerung zog 
das OVG Münster (21.12.1998) für das novel-
lierte nordrhein-westfälische Hochschulgesetz.  
Eine neue Qualität in der Auseinandersetzung 
durfte seit 1998 der AStA Marburg für sich 
„verbuchen“. Der VGH Kassel attestierte, dass 
selbst im streng hochschulpolitischen Bereich 
der AStA einem Mäßigungsgebot unterliege. 
Mit dem Satz „Der Kampf gegen Verbindungen 
gehört nicht zu den Aufgaben der Studenten-
schaft“ wurde die Kritik der AStA-Vorsitzenden 
an den Korporationen in einem Stadtblatt un-
terbunden. Da unter den Juristen gemeinhin 
überproportional viele Korporierte zu finden 
sind, fand dieses Urteil auch Aufnahme im ein-
schlägigen juristischen Fachblatt (NVwZ 1998, 
873). In seiner Entscheidung vom 17.12.2003 
stellt der VGH Kassel klar, dass selbst eine 
Schmähkritik (konkret natürlich wieder an den 
Verbindungsstudenten…) über die einem AStA 
auferlegte Mäßigung hinausgeht und damit un-
zulässig ist.
Immer wieder wurde die seit den 60er Jahren be-
kannte Auffassung vertieft, dass die „Verfasste 
Studierendenschaft“ als Teil der Universität zur 
öffentlichen Verwaltung gehört und damit quasi 
eine Behörde darstellt. Diese Betrachtungswei-
se mag sich auf die einschlägigen Landesge-
setze stützen, geht aber an der gesellschaftli-
chen Realität von Studierendenschaften völlig 
vorbei, und das nicht erst seit Inkrafttreten des 
HRG im Jahre 1976. Als Teil der öffentlichen 
Verwaltung – und insoweit stringent argumen-
tiert – kann sich die Studierendenschaft auch 
nicht auf Grundrechte wie etwa dem Recht auf 
freie Meinungsäußerung berufen. 
Leider haben einige Studierendenschaften ver-
sucht, diese Frage verfassungsrechtlich in ih-
rem Sinne klären zu lassen. Das ging nicht gut. 
Die entsprechenden Entscheidungen wurden 
natürlich und mit einer entsprechenden Aus-
wirkung publiziert. Immerhin konnte der AStA 
FU einen Pyrrhus-Sieg erringen: Nachdem der 
Berliner Verfassungsgerichtshof am 27.01.1999 
noch beschlossen hatte, dass die Studieren-
denschaften nicht grundrechtsfähig sind, relati-
vierte er seine Entscheidung am 21.12.2000 da-
hin, dass der Studierendenschaften zumindest 
das Grundrecht im Verfahren vor dem Gericht 
zusteht. Es wird nunmehr auch – zumindest 
für Berlin – klargestellt, dass die Studierenden-
schaft als Teil der Universität das Grundrecht 
auf Wissenschafts- und Forschungsfreiheit für 
sich reklamieren kann, wenn die Studierenden-
schaft am Wissenschaftsprozess teilnimmt. 
Das ist häufig nicht der Fall; die Aufgaben der 
Studierendenschaft aus § 18 BerlHG unter-
liegen nicht diesem Grundrechtsschutz (vgl. 
NVwZ 2000, 549 und 2001, 426). Andererseits 

wird dem AStA so das Recht eröffnet, selbst-
verwaltete studentische Projekttutorien zu för-
dern, da diese den wissenschaftlichen Erkennt-
nisprozess voranbringen und darüber hinaus zu 
selbstverwaltetem und eigenständigem Lernen 
und Forschen anleiten.
Auf der anderen Seite bescheinigte immerhin 
das BVerwG dem AStA der Uni Münster, dass 
der AStA sich für ein Semesterticket für Studie-
rende einsetzen und dieses Engagement mit 
sozialen und ökologischen Motiven begründen 
darf (Urteil vom 12.05.1999). Die Auffassung 
des Gerichts wird mit dem schönen Terminus 
„Brückenschlagstheorie“ bezeichnet. Damit 
ist gesagt, dass eine Studierendenschaft „all-
gemein-politisch“ argumentieren darf, wenn 
damit die hochschulbezogenen Belange der 
Mitglieder vertreten werden können. Nach über 
30 Jahren ist dies allerdings die erste Entschei-
dung, die ebine solche Verknüpfung zwischen 
„allgemein-politisch“ und „hochschulbezogen“ 
aufzeigt und für den konkreten Fall des Seme-
stertickets zulässt. Die Semesterticket-Initiati-
ven finden seither kein Ende.

XIV.
Mit dem 6. Gesetz zur Änderung des Hochschul-
rahmengesetzes vom 08.08.2002, von der rot-
grünen Bundesregierung initiiert, wurden zum 
einen in § 27 HRG das Verbot von Studienge-
bühren aufgenommen und in § 41 HRG einige 
Neuerungen aufgenommen. Mit dem Satz „An 
den Hochschulen werden Studierendenschaf-
ten gebildet“ wurde den Ländern zwingend 
vorgegeben, eine Verfasste Studierendenschaft 
einzurichten. Den Studierendenschaften wurde 
die Aufgabe zuerkannt, „die Meinungsbildung 
in der Gruppe der Studierenden zu ermögli-
chen“ sowie „die Belange ihrer Mitglieder in 
Hochschule und Gesellschaft wahrzunehmen“. 
§ 41 Abs. 1 S. 3 HRG bestimmte nunmehr, dass 
„zur Erfüllung ihrer Aufgaben … die Studieren-
denschaft insbesondere auch zu solchen Fra-
gen Stellung beziehen“ kann, die sich mit der 
gesellschaftlichen Aufgabenstellung der Hoch-
schulen sowie mit der Anwendung der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse und der Abschätzung 
ihrer Folgen für die Gesellschaft und die Natur 
beschäftigen. Die Studierendenschaft und ihre 
Organe können für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
Medien aller Art nutzen und in diesen Medien 
auch die Diskussion und Veröffentlichung zu 
allgemeinen gesellschaftlichen Fragen ermög-
lichen“. Bereits zuvor waren u. a. in NRW und 
Berlin die Hochschulgesetze geändert und die 
Vertretung der Belange der Studierenden in der 
Gesellschaft mit aufgenommen worden.
Die Formulierungen wurden vielfach dahin-
gehend verstanden, dass den Studierenden-
schaften ein „allgemein-politisches Mandat“ 
zuerkannt wurde. Allerdings führte die Bundes-
regierung im Rahmen eines Verfahrens vor dem 
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Bundesverfassungsgericht (BVerfG) aus, dass 
mit den Neuregelungen allein das „hochschul-
politische Mandat“ der Verfassten Studieren-
denschaft präzisiert werden soll. Mit Beschluss 
des BVerfG vom 26.01.2005 wurden sowohl 
das Verbot der Studiengebühren als auch der 
gesamte novellierte § 41 HRG für verfassungs-
widrig erklärt. Interessant ist hier, dass das 
Gericht zur Begründung, warum der geänder-
te § 41 HRG verfassungswidrig sei, sich allein 
darauf stützte, dass die Bundesländer (konkret: 
Bayern, Ba-Wü, Hamburg, Saarland, Sachsen 
und Sachsen-Anhalt) gezwungen werden, Ver-
fasste Studierendenschaften einzurichten. Dies 
könne der Bund den Ländern aber nicht vor-
schreiben. Da der Aufgabenkatalog der Studie-
rendenschaften nicht von ihrem Bestehen ab-
strahiert werden könne, bräuchte über die ver-
fassungsrechtliche Zulässigkeit des erweiterten 
Aufgabenkatalogs nicht befunden werden. Der 
Aufgabenkatalog sei damit vielmehr ebenfalls 
verfassungswidrig, da Verfasste Studieren-
denschaften auf Basis der Novellierung nicht 
konstituiert werden können. Richtig schlüssig 
erscheint diese Begründung nicht, sie ignoriert 
die bereits vorhandenen ASten.

XV.
Dass die Berechtigung der Intervention und Kri-
tik nach wie vor wenig bestritten wird, solange 
ein gesellschaftlicher Konsens nicht überschrit-
ten wird (im Sinne des „nationalpolitischen 
Mandats“), lässt sich an der neueren Geschich-
te des AStAs der FU dokumentieren.
Im Jahre 2008 wird der AStA FU 50 Jahre alt. 
Nach seiner Abschaffung durch das Universi-
tätsgesetz wurde er 10 Jahre später mit dem 
Berliner Hochschulgesetz (BerlHG) wieder ins 
Leben gerufen. Vorausgegangen waren schar-
fe studentische Kämpfe. Im Hochschulstreik 
1976/77 waren z. B. sämtliche Hochschulen 
der Stadt [d. i.: Westberlin bzw. Berlin (West)] 
mit 50.000 Streikenden dicht. Die Wiederzulas-
sung der studentische Selbstverwaltung schien 
der sichere Weg zu sein, diese nicht institutio-
nalisierten Ausbrüche studentischen Unmuts in 
geregelte und reglementierte Bahnen zu leiten.
Oppositionelle Politik in Berlin spielte sich in der 
Stadt und weitestgehend außerhalb der Univer-
sitäten ab – wenn auch die Zahl der studenti-
schen AkteurInnen dieser städtischen Aktionen 

nicht zu übersehen ist: TUNIX-Kongress, taz-
Gründung und Gründung der Alternativen Liste 
(AL), Hausbesetzungen, Mehringhof, TUWAT-
Kongress, Reagan-Demo, Anti-IWF, Büro für 
ungewöhnliche Maßnahmen, Nolympic 2000, 
Sozialforum, die Gründung zahlreicher klei-
ner linksradikaler Blätter: Extradienst, Linkeck, 
FIZZ, 883, InfoBUG, Radikal, Prowo, Interim.
Diese Ansätze von nicht-instrumentalisierter 
Politik fanden eine Widerspiegelung an der FU 
und im AStA. Die AL gehörte zu den AStA-tra-
genden Gruppen, auch autonome Gruppierun-
gen konnten sich in den 80er Jahren artiku-
lieren. Eine andere Strömung im AStA vertrat 
hingegen die für die Mauerstadt typische Po-
sition, wenn auch als Kritik von links getarnt, 
die real existierende DDR und die Sowjetunion 
in Grund und Boden zu verdammen, Solidar-
nosc und Lech Walesa in Polen hoch leben zu 
lassen und den (damals von der Sowjetunion 
initiierten) Krieg in Afghanistan zu verdammen. 
So wurden dann auch die damaligen „Wider-
standskämpfer“ unterstützt, Menschen, heute 
vom „Widerstandskämpfer“ zum nicht unter-
stützenswerten „Terroristen“ mutiert sind. Da-
mit befanden sich die AStA-Vertreter in einem 
weitgehend gesellschaftlichen Konsens. Eine 
Kritik kam allenfalls aus dem Lager der politi-
schen Linken. Probleme mit der Wahrnehmung 
eines „allgemeinpolitischen Mandats“ waren 
hier Fehlanzeige.
Eine veränderte Politik des AStA FU führte Mit-
te der 1980er Jahre dazu, dass derartige Stel-
lungnahmen unterblieben. Die DDR wurde als 
Realität akzeptiert. Eine Auseinandersetzung 
mit ihr erfolgte aber nicht, höchstens auf der 
eher abgehobenen Ebene, dass auch der reale 
Sozialismus nicht in der Lage sei, das Verspre-
chen von Freiheit und Glück für seine Werktä-
tigen einzuhalten (wenn er je ein solches Ver-
sprechen abgegeben haben sollte…).
Ein Schwergewicht wurde jetzt mehr auf die 
Hochschule, ihre Rolle in der Gesellschaft und 
die konkreten mafiösen Strukturen an der FU 
und im Hochschul-Senat gelegt (s.: Informati-
onsausschuss des UniMUTs: „FU Berlin – ein 
pechschwarzes Gebilde“). 
Kleine Initiativen des AStAs und der Erkenntnis-
gewinn aus selbst organisiertem Lernen in au-
tonomen Seminaren waren mit ausschlagge-
bend dafür, dass pünktlich zur 40-Jahr-Feier im 
Dezember 1988 der geballte Unmut losbrach 
angesichts der Hochschulmisere, der unde-
mokratischen Verfasstheit der Universität und 
des selbstherrlichen und arroganten Auftretens 
der professoralen Macht inklusive der Uni-Lei-
tung. Dieser Vorgang sollte als UNiMUT in die 
Geschichte eingehen. Da sämtliche Hochschu-
len in Westberlin von den damals über 100.000 
Studierenden bestreikt wurden, blieb das Auf-
stellen politischer Forderungen ohne Sanktion. 
Hier artikulierte sich nicht mehr die „Verfasste 
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Studierendenschaft“, sondern die Studie-
renden in ihrer Gesamtheit auf der Basis von 
Plenums- und Vollversammlungsbeschlüssen, 
legitimiert durch spontan gebildete Besetzerrä-
te, mit lediglich technischer Unterstützung der 
ASten. Der Protest des UNiMUTs war unbe-
rechenbar, nicht instrumentalisierbar, kostete 
den Senator seinen Stuhl, war aber längerfristig 
nicht aufrecht zu erhalten. Was aus dieser Zeit 
geblieben ist, waren lange Zeit die in studenti-
scher Selbstverwaltung organisierten und von 
der Universität finanzierten Projekttutorien, eine 
verstärkte Frauenforschung und einige Dino-
saurier, wie das Projekt Archiv. 
Als der AStA am 07.10.1989 dem Staatsrat der 
DDR eine Grußadresse zum 40. Gründungs-
tag der DDR übersandte, damit die DDR aner-
kannte und eine 40-jährige antikommunistische 
Tradition durchbrach, war – ausgehend von 
den Protesten der normalen, Bildzeitungs-le-
senden Berliner BürgerInnen – die Resonanz 
der Studierenden eine eher unfreundliche. Die 
Geschichte führten die dem AStA angedrohten 
Maßnahmen („ab nach drüben“) ad absurdum. 
Die Grußadresse war nichts mehr wert, als die 
Mehrheit der DDR-BürgerInnen das Ende ihres 
Staates beschloss. Bemerkenswert ist jedoch, 
dass über den Sinn und die Diktion dieser Gruß-
adresse eine politische Debatte geführt wurde 
und niemand daran dachte, eine Klage gegen 
den AStA anzustrengen. Damit einher ging 
– durch eine eher minoritäre Strömung initiiert 
– das Engagement des AStAs in der Nie-wie-
der-Deutschland-Kampagne – ein antinationa-
ler Politikansatz, der im Rausch des Zusam-
menschlusses der BRD mit der beigetretenen 
DDR entstand.
Aus den Folgejahren sind Stellungnahmen 
des AStAs gegen den Golfkrieg 1991 und 
den NATO-Krieg in Jugoslawien, gegen Ge-
schichtsrevisionismus und Rassismus in der 
BRD hervorzuheben. Der AStA FU intervenierte 
als einer der ersten gegen den Mob, der in Hoy-
erswerda, Mannheim und Rostock Flüchtlings-
heime attackierte und in Brand setzte. Diese 
Kritik, die in klassischer Weise übereinstimm-
te mit der 1962 verabschiedeten VDS-Charta, 
„gegen alle Arten der Unterdrückung … zu pro-
testieren und ihnen entgegenzuwirken“, deckte 
sich jedoch nur teilweise mit dem gesellschaft-
lichen Konsens, wie er in Lichterketten seinen 
Ausdruck fand. Denn der AStA untersuchte die 
Ursachen der Ausländerfeindlichkeit und konn-
te daher nicht umhin kommen, die Brandstifter 
in den Parlamenten und Verwaltungen zu be-
nennen. So erfolgte die faktische Abschaffung 
des Asylrechts aus dem Grundgesetz, wie sie 
in den 80er Jahren von den „Republikanern“ 
gefordert wurde, durch eine große Koalition 
aus CDU/CSU/SPD in dem Glauben, die Aus-
länderfeindlichkeit beseitigen zu können, indem 
die AusländerInnen beseitigt und ausgewiesen 

werden. Diese sehr dezidierte Wahrnehmung 
eines „allgemeinpolitischen Mandats“ durch 
den AStA wurde nicht mit Klagen belegt – zu 
groß wäre die Gefahr gewesen, dass Kläger mit 
dem brandschatzenden Mob identifiziert wor-
den wären.
Sein antirassistisches und antifaschistisches 
Engagement wurde dem AStA erst ab dem 
Jahre 1997 vorgehalten. Opponierende Stu-
dierende klagten auf Unterlassung von Äu-
ßerungen, die im AStA-Zentralorgan „Neues 
Dahlem“ zu finden waren, nämlich zur Liquidie-
rung des Rechts auf Asyl, die Forderung nach 
Abschaffung des Ausländergesetzes sowie 
Stellungnahmen des AStAs und des Stupas zu 
Kriegen. Antirassistische Initiativen sollten nicht 
mehr unterstützt werden. Ferner wurde die Mit-
gliedschaft bzw. das Bezahlen von Mitglieds-
beiträgen an den studentischen Dachverband 
„fzs“ untersagt, da dieser allgemeinpolitische 
Erklärungen abgeben darf. Der AStA sollte 
mehrere Ordnungsgelder bezahlen, wogegen 
er allerdings vorging. 

XVI.
Einige Thesen als Fazit:
1. Seit ihrem Bestehen haben sich die Vertreter 
der Verfassten Studierendenschaften politisch 
engagiert. Seit der Existenz linker ASten wird 
deren nicht-konformes Engagement unter Zu-
hilfenahme der Verwaltungs- und Strafgerichte 
verfolgt. Nur wer das sagt, was alle sagen, kann 
sich gefahrlos zu jedem politischen Thema äu-
ßern.
2. Das „politische Mandat“ als Begriff ist eine 
Erfindung der Gegner des Mandats. Mit dem 
Begriff wurde eine Bekämpfung unliebsamer 
Meinungsäußerungen bezweckt. Systemkon-
forme politische Äußerungen wurden nie be-
langt. Gesetzlich ist das Verbot des „politischen 
Mandats“ im § 41 HRG sanktioniert. Das „po-
litische Mandat“ ist ein verbotenes Mandat. Es 
kennzeichnet das Auseinanderfallen von Legiti-
mität und Legalität.
3. Die Forderung der Studierendenschaften, 
das „politische Mandat“ als Recht zuerkannt 
zu erhalten, ist die Forderung, etwas Verbote-
nes den ASten und StuRäten zu gestatten. Die 
Forderung, ein „politisches Mandat“ staatlich 
sanktioniert zu erhalten, ist die Reklamation 
des Rechts auf Kritik, Kritik am Staat, Kritik an 
der Gesellschaft. In ähnlicher Weise kann ein 
„Recht auf Revolution“ eingefordert werden. 
Als taktisches Mittel, zur Entlarvung, dass es 
tatsächlich um die Unterdrückung von Kritik 
geht, mag es angehen, die Forderung auf ein 
„Recht“ zu erheben. Es dürfte sehr interessant 
sein, wie Vertreter der politischen Klasse nach 
Beendigung des Marsches durch die Institutio-
nen heute auf Forderungen reagieren, die sie 
selbst vor 25, 30 Jahren erhoben haben.
4. Die herrschende Argumentationslinie hat 
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sich dahingehend verfestigt, Studierenden-
schaften als Anhängsel des Staates in Gestalt 
einer Teilkörperschaft des öffentlichen Rechts 
zu sehen. Die Schlussfolgerungen laufen dann 
zwangsläufig in die Richtung herrschender ju-
stitieller Bearbeitung. Eine Kritik dieser Kon-
struktion steht aus und wird für die juristische 
Auseinandersetzung auch wenig bewegen. 
„Selbstverwaltung“ in der BRD ist eine Spiel-
wiese, die den „Spielern“ einen eigenen, eng 
umgrenzten Bereich zuweist, in dem sie sich 
austoben dürfen, ohne Schaden anzurichten. 
Dies betrifft nicht nur die Studierendenschaf-
ten, dies betrifft auch Gemeindevertretungen, 
die sich bestimmte Reglementierungen des 
Staates nicht aufdrücken lassen wollen. Die 
Spielwiese „Selbstverwaltung“ beinhaltet folg-
lich schon die Einschränkung.
5. Juristisch ist der Kampf für Meinungsfreiheit 
der ASten und StuRäte im Sinne ihrer Wähle-
rInnen nicht zu gewinnen, und auf keinem Fall 
mit der institutionalisierten Selbstverwaltung. 
Die Argumente sind vollständig bis Mitte der 
70er Jahre ausgetauscht worden. Die Gerichte 
werden sich auf eine gefestigte, obergerichtlich 
abgesicherte Rechtsprechung zurückziehen. 
Die Kenntnis der gesamten Geschichte ist für 
die weitere politische Auseinandersetzung un-
entbehrlich.
6. Die Zulassung der Verfassten Studierenden-
schaften nach dem 2. Weltkrieg war dadurch 

motiviert, den Studierenden ein Feld zu eröff-
nen, auf dem demokratische Spielregeln einge-
übt werden konnten. Dass dies auch funktio-
niert hat, zeigen die Karrieren von – wenn auch 
manchmal nur extrem kurzzeitigen – AStA-
Vertretern, die es zum Minister, Staatssekre-
tär, Landrat oder (Regierenden) Bürgermeister 
brachten. Nach Jahren des Nonkonformismus’ 
wird heute immer mehr die Einübung konfor-
men Verhaltens eingefordert und eingeübt. 
Strukturen und Institutionen werden entspre-
chend zusammengestutzt. Dies betrifft nicht 
nur die Verfasste Studierendenschaft, sondern 
sämtliche Studierenden: Mit der Einführung 
neuer Studienabschlüsse wird autonomes, 
selbst organisiertes Lernen zurückgedrängt. 
Die Aneignung kritischen Denkens ist nicht er-
wünscht. Ein verschultes Studium mit eng um-
grenzten Lehrplänen zielt auf das Einpauken 
von Lehrinhalten ab und nicht darauf, dass sich 
Studierende an der Universität zu selbständig 
handelnden Subjekten entwickeln (wiewohl 
doch sicherlich „am Markt“ auch ein Interesse 
an eigenständigen denkenden und handelnden 
fachlich qualifizierten Personen bestehen dürf-
te…).
7. Es gibt 1000 gute Gründe, dass die Studie-
rendenschaften angesichts ihrer Erkenntnis-
möglichkeiten politisch intervenieren. Wenn 
nicht sie: Wer dann? Seit Bestehen der BRD ha-
ben ASten zu politischen Themen Stellung be-
zogen. Die AStA- und StuRat-Aktiven müssen 
allerdings berücksichtigen, dass „allgemeinpo-
litische“ Äußerungen als Studierendenschaft 
– und nur so haben sie eine gewisse Effizienz 
– unter Umständen einen hohen Preis haben: 
Verbot, Ordnungsgeld, individuelles Strafver-
fahren. Ob und wie sich Studierendenschaften 
politisch betätigen, entscheidet sich am kon-
kreten Fall und ist unter diesen Umständen eine 
Frage der politischen Effizienz.

„nicht jeder tod eines studenten ist 
hochschulbezogen“
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„bildung neu denken!“

Andy

2008

Die Ära Lenzen

Immer wieder im Mittelpunkt studentischer Kritik steht die Person des 
seit 2003 amtierenden Unipräsidenten Dieter Lenzen. Anlass dazu bie-
tet, neben seinem autokratischen Stil, insbesondere seine Nähe zur 
Privatwirtschaft. Diese zeigt sich auch im Bildungskonzept des Erzie-
hungswissenschaftlers. Deshalb dokumentieren wir hier die Rezension 
einer Studie, in der Lenzen im Auftrag der bayerischen Wirtschaft seine 
Ideen ausführlich darlegt. Die Rezension erschien 2005 im AStA-Info 
Nr. 7.

„Das Individuum der Zukunft handelt [...] in erheblichem Maße 
auch unter Verzicht auf eigenen Nutzen.“ (S. 20)

„Bildung neu denken!“ ist der Titel der 2003 erschienenen Studie, für 
die FU Präsident Dieter Lenzen die Gesamtredaktion führte. Beauftragt 
von der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e.V. machten Lenzen 
und sein Expertenteam sich Gedanken zur Bildung von morgen. Dieser 
Artikel will kurz die wichtigsten Gedanken der Studie aufgreifen und 
gleichzeitig ein Schrei der Empörung sein.
„Mögen alle unsere Investitionen in Bildung reichlich Zinsen bringen“, 
Randolf Rodenstock, Präsident der Vereinigung der Bayerischen Wirt-
schaft. So endet das Vorwort, und damit ist eigentlich auch schon das 
Wesentliche gesagt. Die Studie will einen Entwurf für einen zukünftigen 
Umgang mit Bildung in der deutschen Gesellschaft liefern und stellt 
klar, was Bildung in Zukunft sein soll: Ressource für die deutsche Wirt-
schaft. Das geht soweit, dass das individuelle sich Entziehen aus Bil-
dungsprozessen als wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Verlust be-
zeichnet und der Staat dazu aufgefordert wird, dagegen Maßnahmen 
zu ergreifen (S. 100). Nach dem Grundsatz kapitalistischer Verwertbar-
keit wird für die Bildung ein „sparsamer Umgang mit Lebenszeit“ (S. 35) 
gefordert. Darüber hinaus scheint Bildung allerdings keine Bedeutung 
zu haben. Hier und da gesteht Lenzen zwar, dass sie im privaten Be-
reich ganz wichtig sei, im Nachsatz wird aber gleich klargestellt, dass 
„Allgemeinbildung im Sinne personaler Kompetenzen [...] auch durch 
arbeitsbezogene [...] Bildung erworben werden kann“ (S. 115). Der Ver-
such über Bildung „gesellschaftspolitische Veränderungsziele“ (S. 323) 
zu verfolgen müsse allerdings als gescheitert betrachtet werden. 

Dem steht die Empfehlung der Ökonomisie-
rung von Bildung gegenüber (S. 324) und stellt 
sich als eine offene Absage an öffentliche De-
mokratisierungsprozesse dar. Stattdessen 
werden Effizienz und Marktorientierung als 
die entscheidende Kategorie für Bildung und 
für die gesamte Gesellschaft gesetzt. Daraus 
ergibt sich auch, was Bildung nicht sein soll, 
zum Beispiel kostenlos. Lenzen behauptet, „er-
folgreiches Lernen [sei] möglich durch persön-
liches Eigentum an Lernmitteln“ (S. 121) und 
begründet so die Abschaffung der Lehr- und 
Lernmittelfreiheit. Weiter wird eine Kostenbe-
teiligung der Nutzer von Bildungseinrichtungen 
(S. 23) gefordert, was explizit Studiengebühren 
mit einschließt (S. 111) und „eine Instrumentali-
sierung der Grundschule zum Zwecke sozialer 
Egalisierung“ (S. 131) kritisiert. Der heutige Zu-
sammenhang zwischen dem Einkommen der 
Eltern und den Bildungschancen der Kinder 
wird bei Anwendung der Vorschläge der Studie 
ohne Zweifel noch wesentlich vergrößert wer-
den. Zudem sollen die Bildungseinrichtungen in 
Zukunft selber bestimmen, wer ihr Kunde wer-
den darf und wer nicht (S. 39). Ob zum Beispiel 
Leute mit zotteligen Haaren dann noch Zugang 
zu höherer Bildung haben werden ist fraglich. 
Die Vorurteile der Leiter zukünftiger „Bildungs-
unternehmen“ (S. 231) werden so zu Kriterien 
für die Aufnahmen von Studierenden.
Die Studie fordert eine konsequente Abkehr 
von allen sozialen Prinzipien. Die Gewinner der 
Gesellschaft, hier mit Leistungsträgern zu über-
setzen, sollen die großen Chancen bekommen. 
Das heißt natürlich, dass Menschen, die keine 
Leistungsträger sind, diese Chancen nicht be-
kommen. Wettbewerb, Marktwirtschaft, Effi zi-
enz sind die Zauberworte und die Konsequenz 
nichts anderes als eine Sprengladung in der 
Kluft zwischen Arm und Reich.
Der Begriff „Chancengleichheit“ soll dann nach 
Maßgabe der Studie auch durch „Chancenge-
rechtigkeit“ ersetzt werden (S. 122). Dass be-
deutet als Kriterium für die Verteilung von Aus-
bildungschancen werden neben „Leistung“ die 
individuellen Lernmöglichkeiten angegeben. 
Diese seien u.a. genetisch bedingt (S. 90). Über 
den Begriff der Leistung wird hier ein weiterer 
Auslesemechanismus geschaffen, der System-
konformität und vor allem ganz einfach Reich-
tum belohnen und Herrschaftskritik ersticken 
würde. Es soll zwar eine „objektive Leistungs-
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diagnostik“ (S. 12) her, aber offensichtlich be-
wegt sich diese „Objektivität“ innerhalb verwer-
tungslogischer Gedankengänge. Dazu gesellt 
sich die Durchdringung aller Lernprozesse von 
ständigen Leistungskontrollen. Da findet schon 
vor der Einschulung ein sogenanntes „Schul-
leistungsscreening“ statt (S. 13), im Jugendal-
ter wird nach Leistung selektiert, wer welchen 
Schultyp besuchen darf (S. 187) und das setzt 
sich so in allen „Lebensaltern“ fort. Dabei soll 
es statt den klassischen Überprüfungsmetho-
den eine „kontinuierliche Leistungsdiagnostik“ 
(S. 29) geben. Die dann zu permanentem Lei-
stungsdruck führt. Leistungsfähig ist nur, wer 
ganz schnell lernt, was auf dem Lehrplan steht. 
Und was auf dem Lehrplan steht, soll natürlich 
bald auch von der Wirtschaft bestimmt werden, 
„Outsourcing der inhaltlichen Aufsicht“ (S. 325) 
heißt das bei Lenzen.
Im Zuge der Mängel des deutschen Bildungs-
systems wird weiter kritisiert, dass ein „Sub-
jektivitätskult [...] das individuelle Wohlgefühl 
in den Mittelpunkt des Lebens“ gerückt hat (S. 
53). „Das Individuum der Zukunft handelt [...] in 
erheblichem Maße auch unter Verzicht auf ei-
genen Nutzen“ (S. 20). Also ist es nicht nur eine 
ungewollte Folge der vorgeschlagenen Refor-
men, dass es dem Großteil der Bevölkerung 
verdammt schlecht gehen wird, die AutorInnen 
wollen gar nicht, dass es irgendwem gut geht. 
Immerhin fehlt es an dieser Stelle nicht an der 
nötigen Konsequenz. Wir sollen uns alle ab-
rackern und es geht uns allen die ganze Zeit 
ziemlich dreckig. Denn schließlich kann eine 
„maßlose Feier der Freizeit“ (S. 97) nicht im In-
teresse der Gesellschaft sein. Und eine „falsch 
verstandene Individualisierung“ (S. 28) führt ja 
auch zu nichts. Eine richtig verstandene Indivi-
dualisierung, wird also mit beruflicher Speziali-
sierung gleichgesetzt.
Als wäre das alles nicht genug, fordern die 
AutorInnen tatsächlich noch, dass Kinder ab 
4 Jahren eingeschult (S. 141), ein soziales 
Pflichtjahr eingeführt werden (S. 108) und die 
Altersbeschränkungen für Berufstätigkeit fallen 
soll. Zusammengefasst bedeutet das die Ab-
schaffung sozialstaatlicher Errungenschaften 
zu Gunsten der Götzen Marktwirtschaft und 
Wettbewerb.
Auch dem Bildungsauftrag zur Demokratisie-
rung wird von Lenzen eine ehrliche Absage 
erteilt. Am deutlichsten wird das in der Annah-

me die Verfolgung gesellschaftspolitischer Ver-
änderungsziele als gescheitert zu betrachten 
(S. 323f). Mensch könne es „sich nicht leisten, 
hinter den [...] globalen Forderungen zurück-
zubleiben“ (S. 323). Dabei wird dann sogar die 
Aufarbeitung des Nationalsozialismus in Frage 
gestellt: „Der Weiterbildungsauftrag von Ein-
richtungen wie der Landeszentrale für politi-
sche Bildung war nach 1945 historisch begrün-
det und ist insoweit einer kritischen Prüfung zu 
unterziehen“ (S. 276).
Forderungen wie sie in Lenzens Studie „Bil-
dung neu Denken!“ ernsthaft öffentlich aufge-
stellt werden sind schon ein Schlag ins Gesicht 
der Betroffenen. Der angebrachte vehemente 
Widerstand ist bisher allerdings ausgeblieben. 
Ob das an der Gleichgültigkeit der Betroffenen 
oder daran liegt, dass die Studie zumindest 
in der Studierendenschaft keine LeserInnen 
gefunden hat, mag dahin gestellt bleiben. Die 
Lektüre sei an dieser Stelle jedenfalls empfoh-
len. Vorm Lesen aber bitte sicherstellen, dass 
keine Wurfgeschosse in eurer Umgebung lie-
gen, die Anschaffung eines Beißringes wird zu-
dem empfohlen.
Zum Schluss noch ein paar Zitate, die zwar 
nicht direkt bildungspolitischer Natur aber im-
merhin ein Beweis dafür sind, dass über Hoch-
schule und Bildungspolitik nicht isoliert von den 
gesellschaftlichen Verhältnissen in denen sie 
sich befinden diskutiert werden können:
„Gleichzeitig hat diese eurozentrische Verein-
heitlichung jedoch religiös motivierte Wertkon-
zepte aktiviert, die aus einem andern Kulturraum 
kommen und in extremen Ausformungen sogar 
die Existenzberechtigung anderer Religionen 
in Frage stellen. Wenn das Bildungssystem in 
dieser Lage auf nicht-restriktiver Toleranz be-
stehen will, läuft es Gefahr, den Unterschied 
zwischen Legitimität und Illegitimität zu verwi-
schen“ (S. 66).
„Erst unter den Bedingungen struktureller Ar-
beitslosigkeit ist für viele – nicht alle – der Wert 
des Arbeitens wieder sichtbar geworden“ (S. 
97).
„Arbeit und Arbeitslosigkeit werden sich ergän-
zen“ (S. 79).
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der subjektive faktor 
interview mit achim d. aus wb 

Interviews und Eindrücke aus vier Jahrzehnten FU

Die beiden Vorgängerversionen dieses Magazins aus den Jahren 1988 
und 1998 wurden eingeleitet durch eine Umfrage, in der verschiedene 
der FU verbundene Persönlichkeiten einige kritische oder nachdenkli-
che Zeilen zum Jubiläum beisteuern konnten. Wir hatten jedoch wenig 
Lust, nach 20 Jahren noch einmal dieselben Leute zu befragen. Zudem 
waren die damals Befragten fast durchweg alte Herren und Lehrstuh-
linhaber - und die nehmen an der FU ohnehin zuviel Raum ein. Also ha-
ben wir uns stattdessen selbst befragt. Einige Bekannte brachten sich 
ebenfalls ein, und so entstand eine kleine Serie von Interviews und Er-
innerungssplittern. In Anlehnung an Helke Sanders feministischen Film 
von 1981 erhielt das Ganze schließlich den Titel „Der subjektive Fak-
tor“, gut vier Jahrzehnte FU-Geschichte sind unter dieser Überschrift 
versammelt. Sie vermitteln eine Innenansicht der FU, die keine offizielle 
Geschichtsschreibung bieten kann. Alle Namen der AutorInnen wurden 
durch die Redaktion sachkundig entstellt.

„Es muß Schluß gemacht werden mit der Vorstellung, daß der 
Professor keine andere Verpflichtung hat, als Kenntnisse zu ver-
mitteln, und der Student genug getan hat, wenn er seine Vorlesun-
gen und Übungen ‚regelmäßig und mit Erfolg‘ besucht und zum 
frühest-möglichen Termin das bestmögliche Examen ablegt. Der 
Dozent soll genau so der Kritik seiner Studenten unterworfen sein 
wie der Student dem Urteil seiner Lehrer. Autorität muß täglich 
verdient werden und liegt allein in der Person, nicht in der Stellung. 
Die deutschen Universitäten wurden bisher autoritär vom Senat 
und den Ordinarien regiert. Das Monopol der Ordinarien auf das 
Recht zur Berufung von Dozenten stammt aus einem nicht mehr 
gültigen Autoritätsbegriff.“ (Otto Hess, Gründungsstudent der FU: 
„Freie Universität Berlin“, in: colloquium Nr. 7/1948)

„Die Misere der Universität ist die Misere derer, die an ihr studieren 
müssen. Unerträglich sind die Zustände an der Freien Universität 
für uns Studenten. Wir müssen uns herumschlagen mit schlechten 
Arbeitsbedingungen, mit miserablen Vorlesungen, stumpfsinni-
gen Seminaren und absurden Prüfungsbestimmungen. Wenn wir 
uns weigern, uns von professoralen Fachidioten zu Fachidioten 
ausbilden zu lassen, bezahlen wir mit dem Risiko, das Studium 
ohne Abschluß beenden zu müssen.“ (Provisorisches Komitee zur 
Vorbereitung einer studentischen Selbstorganisation, Flugblatt vom 
26.11.1966)

Achim D:
- Studienbeginn Sommer 1968 an der FU,  
 Zweitstudium an der FU ab 1982 
- Heute tätig als Jurist 

60 Jahre: Könntest Du ein wenig aus Deiner 
Studienzeit berichten? Zum Wieso, Wes-
halb, Warum?

A: Gute Frage. Heute. Zu meiner Zeit war das 
kein Thema. Nach dem Abi Uni. Was sonst? 
Also: Ich komme aus Berlin. Im Winter 67/68 Abi 
gemacht, im Sommer 68 ging es gleich ab an 
die FU. Erst Geschichte, dann Soziologie. So-
ziologie war damals schon NC-Fach. Den NC 
habe ich mit der Einschreibung für Geschichte 
umgangen. Erst einschreiben, später umschrei-
ben. So einfach ging das. Schwieriger war ne 
ganz andere Entscheidung: An der FU gab es 
zwei Institute, das eher linke „Institut für Sozio-
logie“ an der Philosophischen Fakultät und das 
mehr positivistische „Soziologische Institut“ an 
der WiSo-Fakultät. Na ja, eigentlich war auch 
diese Wahl leicht. Nur die Immatrikulation war 
ein ziemlicher Aufwand. Dann das Belegen. 
Jede Veranstaltung musste handschriftlich ins 
Studienbuch. Der Testierzwang war an der FU 
wenigstens schon weg. 

60 Jahre: Hä?

A: Ja. Du musstest in Deinem Studienbuch den 
Besuch der Vorlesungen vom Prof abzeichnen 
lassen. Noch viel früher musstest Du sogar eine 
Hörergebühr bezahlen für den Besuch von Vor-
lesungen. Die Bezahlung dieser Gebühr und 
damit der Besuch der Vorlesung wurde im Stu-
dienbuch vermerkt.

60 Jahre: Das Studium scheint nicht billig 
gewesen zu sein…

A: Ja, an Geld musste ich einiges investieren, 
150 DM Studiengebühren, 18,75 DM Beiträge 
fürs Studentenwerk und den AStA. Zum Glück 
war ich vom Versicherungsbeitrag für die DSKV 
befreit, der Deutschen Studentischen Kranken-
versicherung.

60 Jahre: Und wo kam das lebensnotwen-
dige Kleingeld her? BAFöG gab es ja noch 
nicht.
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A: Ich hatte nach dem Abitur gejobbt, bei Sie-
mens. Ein Monat als Angelernter in der Nacht-
schicht brachte 300 DM. Später habe ich auch 
während des Semesters neben dem Studium 
abends einige Stunden gearbeitet, das brach-
te so 250 DM im Monat. Damals gab es kein 
BAFöG, sondern „Honnef“, das war eine vom 
Elterneinkommen abhängige Unterstützung für 
Studenten in Höhe von max. 300 DM. 

60 Jahre: Das alles klingt nicht nach viel.

A: Das war nicht viel, aber es reichte. Für ein 
Schrottauto und Möbel aus Apfelsinenkisten 
und vom Sperrmüll. Billige Wohnungen, die 
gab es selbst im schwarzen Kreis Berlin so gut 
wie nicht, für Studenten fast gar nicht und für 
WGs noch seltener. 

60 Jahre: Schwarzer Kreis?

A: So nannte man Gemeinden mit Mietpreis-
bindung. Westberlin war der letzte schwarze 
Kreis. Die Mietpreisbindung wurde Ende der 
80er Jahre aufgehoben. Wohnungen bekam 
man zu meiner Studienzeit eigentlich nur mit 
Verdienstbescheinigung oder Bürgschaft, ja, 
und gegebenenfalls nur mit Trauschein! Von 
wegen wilder Ehe und so. Na ja, ich bin viel 
umgezogen, man war ständig in Bewegung. 
Irgendwann konnte ich auch mal schwarz im 
Studentenheim Schlachtensee wohnen.

60 Jahre: Und warum die FU?

A: Nun, ich wohnte ja schon in Berlin. Damals 
stand nur zur Wahl: Paris, Berkeley oder Ber-
lin. Gut, Frankfurt war auch eine Überlegung 
wert. Die FU war aber schon schwer im Um-
bruch begriffen. In meiner Anfangszeit ist der 
AStA abgeschafft und die Drittelparität in der 
Selbstverwaltung eingeführt worden. Das war 
schon fast revolutionär. Ein noch recht junger 
Mittelbauer namens Rolf Kreibich ist damals 
zum Uni-Präsidenten gewählt worden. Der war 
Diplom-Soziologe! Die alten Professoren, die 
Ordinarien, waren völlig von der Rolle. Es gab 
einige Versuche, den Präsidenten abzusägen. 
Ja, ansonsten war „die FU“ eigentlich ein Uni-
kum. Es gab noch keine Silberlaube und keine 
Rostlaube. Die Institute befanden sich überwie-

gend in kleineren oder größeren Villen, manche 
mit Gärten! Die meisten waren in Dahlem kon-
zentriert, andere über die halbe Stadt verteilt. 
Mein Institut war in der Babelsberger Straße in 
Schöneberg, alles andere lief irgendwo in Dah-
lem ab. Fürs Soziologiestudium brauchte ich 
zwei Nebenfächer, Psychologie und Politolo-
gie. Da konntest Du einige Zeit am Tage durch 
die Stadt fahren. Und das Auto noch vorm Au-
dimax abstellen!

60 Jahre: Und wie lief das Studium ab?

A: Locker. Die ersten 4 Semester waren ganz 
praktische Soziologie am lebenden Objekt: Go-
ins, sit-ins, teach-ins, Demos, „Streiks“ etc. etc. 
etc.. Ob Du 8 Semester studiert hast oder 10 
Semester oder Jahre, das hat niemanden inter-
essiert. In der Soziologie musstest Du für die 
Diplomprüfung acht Scheine vorlegen. Unbe-
notet. Das Studium war ziemlich frei, da konn-
test Du den eigenen Interessen nachgehen. 
Seminare und Projekte waren immer überfüllt. 
Die großen Räume in den Villen waren einfach 
zu klein. 

60 Jahre: Was habt Ihr da so gemacht?

A: Na, alles was damals so „in“ war. Eben die 
Klassiker. Und, oh je, wir haben uns die ganze 
Geschichte der Klassenkämpfe erarbeitet. Und 
die Psychoanalyse, den Faschismus… und die 
proletarische Kindererziehung bis zur frühkind-
lichen Sozialisation. Die bürgerliche Soziologie 
war für uns im Abgang begriffen. Und es wur-
den fleißig umfangreiche Studien erstellt, ge-
sellschaftliche Analysen über alles Mögliche.

60 Jahre: Braucht man das heute alles 
noch?

A: Na ja, heute würde man sagen, der Ge-
brauchswert ist nur schwer zu messen… 

60 Jahre: Viel nutzloses Zeug…

A: Nein! Wir haben z. B. drei Semester „Das 
Kapital“ gelesen. Alle drei Bände. Das hat au-
ßer uns niemand geschafft! Das Wissen kann 
man heute wieder gut gebrauchen. Ich sag nur: 
„Heuschrecken“, Globalisierung.
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der subjektive faktor - interviews und 
eindrücke aus vier jahrzehnten fu

60 Jahre: Und warum hast Du Soziologie 
studiert?

A: Gute Frage. Das war auch eine Frage, die 
uns im 1. Semester gestellt wurde. Wir hatten 
damals nur vage Vorstellungen, aber die Stan-
dardantwort lautete: Weil wir die Gesellschaft 
verändern wollen. Weil wir lernen wollen, wie 
sich die Gesellschaft verändern lässt. Die Ak-
zeptanz war entsprechend: „Was studierst du? 
Sozio… äh… Sozialismus? Dann geh doch 
nach drüben.“ Oder: „Soziologie, das ist doch 
eine brotlose Kunst.“

60 Jahre: Und was wolltest Du werden? Du 
bist doch trotzdem irgendwie durchgekom-
men…

A: Bei Studienbeginn hatte ich keine Ahnung. 
Ein Berufsbild gab es ja nicht. Wir dachten: Als 
Soziologe kannst du alles machen. FU-Prä-
sident wollte ich allerdings nicht werden. Ich 
war dann staatlich geförderter Promovierender, 
danach Lehrbeauftragter an so ziemlich allen 
Hochschulen und Universitäten in West-Berlin, 
u. a. auch mal für eine K-Gruppe tätig…

60 Jahre: Wie?? Welche??

A: Ja, K wie Kirche. Bei der evangelischen Kir-
che als Trägerin einer Fachhochschule. Nach 6 
Wochen bin ich rausgeflogen, wegen „revolu-
tionärer Umtriebe“.

60 Jahre: Wie ist denn dieser Wunsch nach 
Gesellschaftsveränderung zu erklären?

A: Mir hat einfach vieles gestunken. Die alten 
Nazi-Lehrer an der Schule. Die autoritären 

Strukturen zu Hause. Die Springer-Presse als 
Westberliner Zentralorgan der Meinungsmache. 
Das fiel zusammen mit der Politisierung durch 
die Ostermärsche. Ich war 1965 und 1966 in 
London, da waren die größten Ostermärsche. 
Die mündeten 1966 in der Kampagne gegen 
den Vietnam-Krieg. Und Springer schrieb: In 
Vietnam wird auch die Freiheit Berlins vertei-
digt. Ja, und dann der Schah, der 2. Juni. Das 
war ein Erlebnis zu viel. Das hat gereicht. An der 
Schule probten wir schon den Aufstand…

60 Jahre: Hast Du noch den SDS mitbekom-
men?

A: Ja. Zu meiner Schulzeit sind wir einige Male 
ins SDS-Büro am Kudamm gefahren, um Flug-
blätter herzustellen. Da waren wir in der „Hoch-
burg der Revolution“ und haben Rudi Dutschke 
mal „Hallo“ gesagt. Der SDS wollte einen So-
zialistischen Schülerbund initiieren. Das Projekt 
blieb aber in den Kinderschuhen stecken. Tja, 
der SDS war auch bald am Ende. Es entstan-
den überall Rote Zellen, das waren eher undog-
matische Zirkel. Ab Anfang der 1970er machten 
sich dann leider die K-Gruppen überall breit. Es 
entstand ein unglaublicher Druck, organisiert 
zu sein. Die K-Gruppen beteten immer mit ihrer 
Mao-Bibel. Das war eine glatte Absage an den 
kritischen Geist.

60 Jahre: Du sagtest: Euer – vager – An-
spruch bei Studienbeginn war es, die Gesell-
schaft zu verändern. Aus der Retrospektive: 
Hat das geklappt? Oder hat die Gesellschaft 
Dich verändert?

A: Die Gesellschaft hat sich nach 1945 bis 
1965/66 praktisch nicht geändert. Die NS-Ver-
gangenheit war einerseits allgegenwärtig, an-
dererseits tabu. Es gab zwar vereinzelte Prote-
ste. Wer da mitmachte, wurde unter Adenauer 
„Nestbeschmutzer“ und „Pinscher“ genannt. 
Erst nach 1966 wurde diese autoritätsfixierte 
Geisteshaltung nachhaltig aufgebrochen. Ich 
kann vielleicht sagen, dass ich zu diesen Verän-
derungen ein wenig beigetragen habe. Meinen 
kritischen Kopf habe ich behalten, einen Bauch 
erhalten. Man muss sich nicht alles gefallen las-
sen. Und nicht allen gefallen.
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interview mit j. aus b
60 Jahre: Was es nicht alles an Merkwürdig-
keiten gibt. Wie war denn das Umfeld?

J: Ich habe zunächst noch bei meinen Eltern 
gewohnt, ungefähr 50 km weg von München. 
Dann bin ich nach München gezogen, in eine 
WG.

60 Jahre: Oha. Die WG als Absage an bür-
gerliche Familienstrukturen. Ich dachte, da 
wäre Bayern etwas konservativer als an-
derswo. Gab das Probleme?

J: Nein. Ich habe in München dann immer in 
einer WG gelebt. Umfeld? An der Uni waren 
damals die „Roten Zellen – Arbeitskonferenz“ 
aktiv, Rotz-AK, später nannten sie sich Marxi-
stische Gruppe, die MG. Und sehr stark war 
auch der Marxistische Studentenbund Sparta-
kus, der MSB, eine DKP-nahe Organisation. Es 
gab noch den KSV und den KHB und den SHB. 
All diese studentischen Gruppen versuchten 
immer darzustellen, dass sie die besten Fach-
schaftsvertreter sind. Die MGler hat das nicht 
interessiert. Um 1978 herum waren in den 
Fachschaften mehr nicht „gewerkschaftlich-
orientierte“ Gruppen aktiv. Es gab einen AStA, 
aber der war frei finanziert, die Verfasste Stu-
dentenschaft war in Bayern abgeschafft.

60 Jahre: Du bist dann irgendwann nach 
Berlin gekommen?

J: Ja, 1981.

60 Jahre: Gab es einen Grund?

J: Klar. Bund.

60 Jahre: Verstehe. Der entmilitarisierte Sta-
tus von Westberlin. ��8�, das war aber eine 
heiße Zeit…

J: Ja. Da waren in Berlin über 100 Häuser be-
setzt worden. Ich bin da nicht eingezogen, ich 
wollte es etwas ruhiger haben. Ich wollte lieber 
alleine wohnen. Aber ich hatte einige Freunde 
unter den Besetzern, die habe ich mal besucht 
und mir die instandgesetzten Häuser angese-
hen.

60 Jahre: Die Universitäten in Berlin waren 

J. aus B. : 
- Studienbeginn 1973 in München
- WS 81/82 Wechsel an die FU Berlin
- Studiert heute noch Mathematik an der FU

60 Jahre: Hallo. Wir machen eine kleine Umfrage zum Thema Stu-
dieren: Wieso, Weshalb, Warum? Da haben wir Dich als Freiwilligen 
ausgewählt.

J: Danke. Ja. Was soll ich sagen? 1973 machte ich mein Abitur. Die mei-
sten Mitschüler, denke ich, machten das Abi, um danach zu studieren. 
Ich begann mein Studium im Jahre 1973, Mathematik, an der LMU, der 
Ludwig-Maximilians-Universität in München.

60 Jahre: Wie sah denn die Uni aus?

J: Die LMU? Die war groß, 50.000 Studierende oder mehr. Die Veranstal-
tungen in der Mathematik waren immer überfüllt. 

60 Jahre: Und wieso Mathematik?

J: Ich dachte, Mathematik ist etwas Eindeutiges, Klares. Berufliche Per-
spektive? Na ja, ich dachte, mit Mathematik kannst Du immer etwas anfan-
gen. Die Professoren in den ersten Semestern haben uns sehr verunsichert. 
Die waren arg abstrakt. Der Praxisbezug war nicht so recht durchschau-
bar. Heute nennt man vieles von damals eine „didaktische Katastrophe“. 
Irgendwie habe ich durch das Studium gemerkt, dass man da doch nicht 
durchblicken kann. Viele Leute fragen irgendwann nicht mehr nach. Man 
versteht’s nicht und findet sich damit ab. Die fragen nicht! Vielleicht hat 
das mit Elite zu tun: Nur die Chefs sollen durchblicken. Du studierst immer 
mehr und immer mehr Fragen tauchen auf. 

60 Jahre: Hm, das hätte ich jetzt bei der Mathematik nicht gedacht. 

J: Ein Professor meinte einmal, für die Mathematik müsse man sich begei-
stern. Blinde, irrationale Begeisterung. Keine Fragen! Man muss begeistert 
sein. Ja. Ich glaube, da sind einige dieser Vorstellung gefolgt. Also, ich 
bin mir da nicht so sicher. Das Studieren selbst war in München nicht so 
einfach. Ich wollte viel selbst erforschen – das mache ich ja heute auch 
noch. Die Mathe hatte eine Bibliothek, die war aber in zwei Abteilungen 
unterteilt. In die eine Abteilung bist Du nur reingekommen, wenn Du schon 
die Zwischenprüfung bestanden hattest. Da gab es eine Einlasskontrolle. 
An all die guten Bücher bin ich nicht herangekommen.
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60 Jahre: Das überrascht. ADS und SEW, 
das entspricht nicht dem Gründungsmythos 
der Freien Universität.

J: Nein, gar nicht. Es gab dann einen Streit, 
als einer der nicht bei der Fachschafts-Ini mit-
machte sondern nur beim Hexenhaus, einem 
studentischen Cafe, für die Alternative Liste 
kandidieren wollte. 

60 Jahre: Das warst Du?!?

J: Nee, nee. Die Fachschafts-Ini Mathematik ist 
an dieser Debatte auseinander gebrochen. Es 
Gab dann nur noch das Hexenhaus, irgendwie 
auch als so eine Art FSI-Ersatz. Weißt Du, heute 
ist es so, da besteht die Fachschafts-Ini Mathe-
matik/Informatik nur aus Informatikern. Von der 
Mathe kommt da kaum einer. Ich glaube, die 
kennen die Geschichte gar nicht mehr. Aber die 
Geschichte wirkt immer noch nach.

60 Jahre: Und was machst Du heute?

J: Ich kämpfe für den Erhalt des Langzeitstudi-
ums - und gegen meine Zwangsexmatrikulati-
on. Das Studium wird heute doch nur deshalb 
so streng reglementiert, damit die Studieren-
den keine Zeit mehr haben, um zu fragen. „Wer 
fragt, ist gefährlich.“

60 Jahre: Lebenslängliches Lernen! Du 
weißt, dass Du nichts weißt.

J: Also, da bin ich mir nicht so sicher.

ja auch im Wandel. Wieso bist Du zur FU ge-
gangen?

J: Die schien mir besser zu sein, in gewissem 
Sinne. Die FU war politisch interessanter.  An 
der FU war alles offen, da konntest Du zu allen 
Fachbereichen hingehen und Dir die Bücher 
anschauen, die Du haben wolltest. Die FU war 
damals ziemlich groß, 50.000 Studenten, die 
Silberlaube war gerade eröffnet worden. Und 
schon zu klein. Ende der 80er waren’s dann 
über 60.000 Studierende. 1981 war der AStA 
an der FU gerade wieder eingerichtet worden. 
Ich habe mich da nur am Rande beteiligt, ich 
war ja auch schon höheres Semester. Ich bin 
dann Tutor geworden.

60 Jahre: Kannst Du Dich an den Tutoren-
streik erinnern?

J: Ja, den habe ich mitgemacht. Das war 
1985/86. Senator Kewenig wollte den Tarifver-
trag für die studentischen Beschäftigten ab-
schaffen. Damit sollte die Entlohnung reduziert 
werden, nach dem Motto: In Westdeutschland 
wird auch weniger gezahlt. Diese „kluge Idee“ 
bewirkte eine starke gewerkschaftliche Organi-
sierung der Tutoren. 98 % stimmten für Streik. 
Am Ende gab es den Tarifvertrag, wir mussten 
aber finanzielle Einbußen hinnehmen - und Ke-
wenig musste als Hochschulsenator abtreten.
60 Jahre: Apropos Abtreten…

J: Ja, ja, 1989 musste gleich der ganze Senat 
abtreten. Es gab dann den ersten SPD/AL-Se-
nat. Das war während des großen UNiMUT-
Streiks. Heckelmann war damals Uni-Präsi-
dent. Er wollte Einsparungen vornehmen, In-
stitute schließen und eine glanzvolle „40 Jahre 
FU-Feier“ veranstalten: „Wir sind die Besten“. 
Ich bin mir nicht sicher: Ob er wohl das Vorbild 
des Herrn Lenzen ist? 

60 Jahre: Wie war die Mathematik denn 
sonst so?

J: Anfang der 80er gab es noch die Fachschafts-
Ini Mathematik. Die wurde von den ADSern 
beherrscht, das war die Studentengruppe der 
SEW, Sozialistische Einheitspartei Westberlin. 
Mathe war eine ADS-Hochburg. Man sagte: Da 
kannst Du nur mitmachen oder auswandern.
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warum studieren?

von Kasi (heute: projekt archiv e. V.)

Kasi
- Studienbeginn Winter 1978 in Marburg/Lahn, Abschluss Sommer   
 1986
- Wechsel an die FU im Winter 1986/87, Studium der Politikwissen-  
 schaften und der Philosophie
- Heute tätig als Jurist im Öffentlichen Dienst

Beginnen möchte ich mit dem Jahr 1969. Da 
kam ich aufs Gymnasium. Das war keine Selbst-
verständlichkeit. In unserer Stadt gab es bis 
dahin zwei Gymnasien: eines für Mädchen und 
eines für Jungen, ein altsprachliches Gymnasi-
um. Justament im Jahre 1969 wurde die neu-
sprachliche Einrichtung fertig, für Jungen und 
Mädchen. Weil es bis dahin nur die altsprachli-
che Schule gab, galt das Gymnasium in unse-
rer Familie als ein wenig elitär. Das Konzept der 
sozialdemokratischen Landesregierung hieß: 
Bildung auch für Arbeiterkinder. Ich erinnere 
mich an das Gerede: Der Junge! Ans Gymna-
sium! Schafft der das? Mensch, da musst Du 
Dich aber anstrengen! Meine Oma war sehr be-
eindruckt. Als acht Jahre später mein damals 
noch kleiner Bruder an selbiger Schule einge-
schult wurde, war bereits alles ganz anders. Ein 
Kulturwechsel hatte sich vollzogen: Gymnasi-
um war normal, auch für Kinder von Nichtaka-
demikern (1).  Ich will jetzt nicht übers Schul-
system philosophieren. Meine Brüder haben 
nach ihrem Abi eine Ausbildung gemacht. 10 
Jahre früher hätte man gesagt: Wozu brauchen 
die ein Abi? In den 1980ern ging nichts mehr 
ohne Abitur. Entweder, weil die Auszubilden-
den jetzt schlauer sein mussten, oder weil auf 
diese Art und Weise die Kinder nicht so früh ins 
„Arbeitsleben“ geraten sollten – darauf komme 
ich noch zurück.
1978 jedenfalls hatte ich mein Abi und durfte 
studieren. Oma war immer noch beeindruckt. 
Junge, sei fleißig, in den Ferien musst du ar-
beiten, das Studium kostet Geld. Ich bekam 
BAFöG, das reichte natürlich nicht, in der vorle-
sungsfreien Zeit habe ich gejobbt.
Ja. Was macht man so an der Uni? Ich war 18, 
als ich das Studium begann. Ich hatte keinen 
Plan. Also habe ich Jura studiert. 10 Jahre spä-
ter konnte ich bei Ralf Dahrendorf (2) nachlesen: 
Wer keine Ahnung hat, was er machen soll, und 
in allem eher mittelmäßig ist, wird Jurist. Nun, 
1978 konnte ich mir diesen Schuh anziehen. 
Im Ruhrgebiet wuchsen die ersten Unis aus 
dem Boden. Essen, Dortmund, Bochum, Duis-
burg – zuerst als Gesamthochschulen, später 
alles Universitäten. Ein sozialdemokratisches 
Projekt. Vor 50 Jahren war da nichts. Es gab 
zwar jede Menge Kohle, aber nicht für Bildung 
oder Ausbildung. Ich wollte eigentlich nach 
Bochum. Die ZVS war dagegen. Ich kam nach 
Marburg. War auch nicht schlecht. Inzwischen 
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nannten sich diese Einrichtungen „Massen-
universitäten“. Die Uni Marburg (auch M/L ge-
nannt), hatte ca. 15.000 Studierende, als ich 
anfing, und war damit hoffnungslos überfüllt. 
Als ich aufhörte, waren es 17.000. Die Fachbe-
reiche Jura und WiWi hatten sich beinahe ver-
doppelt, die Medizin hatte um mehr als 1/3 zu-
gelegt. Der FB Erziehungswissenschaften war 
beträchtlich kleiner geworden, das studierte 
niemand mehr. Keine guten Berufsaussichten: 
Zu viele arbeitslose Lehrer. Der Fachbereich 
bekam daher auch weniger Geld von der Uni. 
Das soll heute mal jemand sagen…
Ohne lügen zu müssen: Ich war nicht der einzige, 
der völlig unbedarft an die Uni und den Fachbe-
reich marschierte. Dahrendorf hatte Recht. Wir 
waren gut 280 Erstsemester, der Fachbereich 
hatte einen Hörsaal mit 400 Sitzplätzen. 6 Jahre 
später waren es über 400 Erstis und der Hör-
saal war überfüllt. Es gab Klausuren, die haben 
500 – 600 Leute mitgeschrieben, die mussten 
dann ins Audimax.
Es gab Pflichtveranstaltungen, die im Belegbo-
gen als belegt dokumentiert werden mussten, 
oder in denen Klausuren und Hausarbeiten ge-
schrieben wurden, die zu bestehen waren. Ich 
war zunächst verunsichert und habe alle Vor-
lesungen, die für mein Semester vorgesehen 
waren, erst einmal besucht – auch solche ohne 
größeren Erkenntnisgewinn… Das Studium 
selbst zu organisieren, das ist ein Lernprozess, 
der dauerte einige Semester.
280 Leute in einem Hörsaal bekamen so ge-
nannte Frontalvorlesungen geboten. Spötter 
meinten: Frontalvorlesung! Das Gegenteil ist 
Rektalvorlesung! Das glaube ich nicht. Bei ei-
nigermaßen dialektischer Betrachtung wird 
man zu dem Ergebnis kommen, dass diese 
Begriffe identisch sind. Frontalvorlesung heißt: 
Vorne beginnt ein Prof eine Rede und nach 90 
Minuten hört er damit auf. Vielleicht hat er zwi-
schendurch auch einige Fragen gestellt. Das 
war aber eher selten. Besonders lustig waren 
jene Veranstaltungen, in denen ein Prof seine 
Theorie verkündet, 99 % der Anwesenden aber 
den Gedankengängen nicht folgen konnten. 
Folglich kommandierte er: „Schreiben Sie auf!“ 
– um dann seine kluge Überlegung zu diktieren 
(3).  Nun: Wer sich das gefallen lässt… Immer-
hin stammt von diesem Herrn der schöne Satz: 
„Rechtswissenschaften? Die gibt es gar nicht. 
Wo ist denn da die Wissenschaft?“ Stimmt 

völlig. Rechtswissenschaft ist nämlich Zitier-
wissenschaft. Das heißt: Es werden fleißig die 
klugen Ideen anderer als Beleg für die eigene 
nicht vorhandene Meinung angeführt (4).
Im ersten Semester hatten wir Rechtsgeschich-
te. Irgendwie erinnerte mich das an die Schule: 
Wir beginnen bei den alten Römern und kom-
men dann zum germanischen und deutschen 
Recht. Die Vorlesung endet in einem Abfeiern 
der Verfasser des Bürgerlichen Gesetzbuches 
in seiner ursprünglichen, klaren Fassung. Das 
war 1896. Es wird die Begriffsjurisprudenz ge-
würdigt. Das ist die hohe Kunst, Begriffe zu 
definieren, um dann mit diesen Begriffen Ge-
setze zu konstruieren. Schöne Sache. Theorie 
des 19. Jahrhunderts. Heute überholt (5).  Hat 
mit Sozialwissenschaft nichts zu tun. Das 20. 
Jahrhundert kommt an der Uni nicht mehr vor. 
Dass die Gesetzesformulierer einer bestimmten 
Bevölkerungsschicht entstammten und dem-
entsprechend ihre eigene Ideologie in einen 
Gesetzestext formten, der den Schutz der ma-
teriell weniger Begüterten nicht vorsieht – kein 
Mucks in einer Vorlesung. 
„Wir müssen uns herumschlagen mit schlech-
ten Arbeitsbedingungen, mit miserablen Vorle-
sungen…“ Der Satz war 15 Jahre später unter 
durchaus anderen Bedingungen immer noch 
aktuell. Aber um ehrlich zu sein: Eine Kritik a) 
der Veranstaltungen und b) der Lehrinhalte fand 
zunächst nicht statt. Das wurde an diesem kon-
servativen Fachbereich alles so geschluckt. 
1980/1981: Mit der Zeit wirst Du älter und klü-
ger. Die Zeit an der Uni, um sich selbst entwik-
keln zu können, sollte gar nicht unterschätzt 
werden. Es war die Zeit der Bürgerinitiativen 
(6):  Anti-AKW, Friedensbewegung und vor 
allem auch – klein, fein, oft übersehen – kom-
munalpolitische Initiativen, gegen Autobahnen, 
Startbahnen, Betonwahn, Fabriken vor dem 
Haus. Später wurde der Begriff der „sozialen 
Bewegungen“ (7)  kreiert. Es konstituierte sich 
die grüne Partei. Als wesentlich festzuhalten ist, 
dass sich hier Menschen außerhalb vorgegebe-
ner Politikmuster organisierten. Das hatte mich 
schon immer sehr fasziniert. Um hier gleich die 
Verbindung mit dem Studium herzustellen: In 
der Staatsrechtsvorlesung wurde deutlich ge-
sagt: Die BRD ist eine mittelbare Demokratie. 
Das Volk nimmt an der Willensbildung teil durch 
Wahlen. Es kann an der Urne seine Stimme ab-
geben. Und dann ist die Stimme weg. Volks-
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begehren, Bürgerentscheid? So etwas steht im 
Grundgesetz nicht drin, das kann und darf es 
daher nicht geben. Pures Teufelswerk. 
Wir haben am Fachbereich eine undogmatische 
Hochschulgruppe gegründet. Politik und politi-
sches Engagement sollte nicht ein Monopol der 
etablierten Parteien sein. Die Stimme bleibt da, 
wo sie ist! Das war dann auch der erste Schritt 
zu einer inhaltlichen Studienkritik. Du hattest 
an der Uni den Freiraum, durch Gespräche mit 
anderen Dir eine Meinung zu bilden und eine 
Kritik zu entwickeln. Diese Entwicklung war ein 
Prozess. Und der braucht Zeit.
„Von professoralen Fachidioten zu Fachidioten“ 
ausgebildet zu werden, diesen Satz hatten wir 
beinah wortgleich in unseren ersten Flugblät-
tern formuliert – ohne Quellenangabe und ohne 
Kenntnis, dass 15 Jahre vor uns andere Studie-
rende die Misere der Universität genauso gese-
hen hatten – als die Uni noch keine „Massen-
universität“ war. Rechtswissenschaft, das war 
und ist das Vermitteln von Herrschaftstechni-
ken und Herrschaftswissen (8).  Die Vermittlung 
der gesellschaftlichen Funktion von Recht ist 
nicht Gegenstand der Ausbildung. Es wird also 
nur vermittelt, wie Recht, nun ja, „angewendet“ 
wird. Wem es nutzt, wem es schadet, in wel-
chem gesellschaftlichen Kontext es erlassen 
wurde zur Regelung welcher Rechtsbeziehun-
gen zwischen den Menschen: Fehlanzeige. 
Das mussten wir uns selbst erarbeiten (9).  Das 
Ende als Fachidiot ist vorgezeichnet. Wer je-
mals Jura-StudentInnen nach einer Klausur auf 
dem Flur gesehen hat, wie abstruse Theorien 
über den abstrusen Klausurfall debattiert wer-
den, kann sich davon ein Bild machen.
„Von Richtern und anderen Sympathisanten“ 
ist ein Film von Axel Engstfeld, der in M/L 1982 
uraufgeführt wurde. Der Titel mag jetzt vielleicht 
in eine andere Richtung deuten: Es geht um 
Nazi-Richter, um Nazi-Prozesse, um die Nicht-
verfolgung der Täter, die Benachteiligung der 
Opfer in der Bundesrepublik Deutschland, um 
den unveränderten Fortbestand der juristischen 
Elite. Die Fachschaft hatte mit dem studenti-
schen Filmclub die Uraufführung organisiert. 
Der Erkenntnisgewinn war ungemein. Nazis-
mus kam in der Ausbildung selbstverständlich 
überhaupt nicht vor. Meine Güte. Wenn da je-
mand die Kontinuitäten bemerkt hätte… Der 
„Muff von 1000 Jahren“ war immer noch da. 

Zum Beispiel in Gestalt jenes älteren Herrn, der 
am Fachbereich herumgeisterte, ein Emeritus, 
der den Kommentar zum Wehrstrafgesetzbuch 
im Dritten Reich verfasst hatte. Oder jener Prof, 
der die Kapp-Putschisten verteidigte mit den 
Worten, von den Putschisten und Mördern 
sei niemand von seinen Standesgenossen als 
Mörder strafrechtlich verurteilt worden, wes-
halb der Begriff Mörder für die Mörder völlig 
unangemessen, ja sogar strafbar sei wegen 
Beleidigung. Oder all die auch heute gängigen 
Kommentare und Lehrbücher, herausgegeben 
von Personen, die im Dritten Reich eine füh-
rende Rolle in der Verwaltung oder an den Uni-
versitäten innehatten: Schlegelberger, Palandt, 
Larenz, Maunz, Dreher, Dahm, Forsthoff, Wie-
acker, Mezger, Huber…
Diese Erkenntnisprozesse konnten nur gelin-
gen, indem Du die Möglichkeit hast, Dich mit 
anderen, auch Höhersemestrigen, auszutau-
schen und selbst Veranstaltungen zu organisie-
ren und dort zu debattieren. Und wenn Du die 
Gelegenheit hast, von anderen zu lernen, die 
nicht dem etablierten Lehrbetrieb angehören. 
Am Fachbereich Politische Wissenschaften 
konnte ich ohne jegliche Probleme ein Seminar 
zu Rechtsfragen des Zivildienstes besuchen. 
Das Seminar war pickepackevoll. Der Schein 
wurde an meinem Fachbereich natürlich nicht 
anerkannt. „Der Dozent soll genau so der Kri-
tik seiner Studenten unterworfen sein wie der 
Student dem Urteil seiner Lehrer“ – das kann 
z. B. durch Alternative Vorlesungsverzeichnisse 
erreicht werden. Es muss dann natürlich eine 
Kritik am herrschenden Lehrbetrieb formuliert 
werden (können).
Am Fachbereich hatten wir eine Wand als Aus-
hangsmöglichkeit für Wandzeitungen für uns 
reklamiert. Der Dekan hat es dann angesichts 
angedrohter Renitenz toleriert. Wandzeitun-
gen! Du organisierst bei einer Druckerei einige 
Endrollen, schreibst in 10 Minuten einen Text, 
klebst vielleicht noch einen guten Comic rein 
oder die von Dir kritisierten Artikel, und ab an 
die Wand. Da standen dann fast immer Leute 
vor. In jedem Fall war dies eine schöne Möglich-
keit, eine eigene Meinung zu vermitteln und zu 
Diskussionen anzustiften, bis hin zum Aufruhr. 
Und es ging schneller und vor allem billiger, als 
Flugblätter zu drucken. Die Mensa hing voll mit 
Wandzeitungen. Streit gab es höchstens über 
die Frage, ob es nicht an der Zeit sei, eine be-
stimmte Wandzeitung abzuhängen, damit Platz 
für die nächste ist. Vor der Mensa standen ein 
gutes Dutzend Flugblattverteiler. Werbung war 
verpönt. Irgendwann Mitte der 1980er kam der 
Mensa-Sheriff und faselte etwas von Brand-
schutz. Heute sind alle tragenden Pfeiler in der 
Mensa vollgepappt mit irgendwelchem Wer-
beunsinn, billige Abos für Studis, Versicherun-
gen, Banken, Kaufrausch, billig, billig, nur noch 
Kommerz – das Zeug brennt anscheinend 
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nicht. Informationen, ein Austausch darüber, 
das findet nicht mehr statt. Und vor der Mensa 
stehen nur noch 2, 3 Flugblattverteiler. Und die 
verteilen kommerzielle Werbung.
Unser Dekan meinte einmal, die politischen 
Gruppen sollten nicht so viel stänkern, außer-
dem hätten sie kein politisches Mandat. Was 
haben wir herzlich über diesen Maulkorb ge-
lacht. „Autorität muß täglich verdient werden 
und liegt allein in der Person, nicht in der Stel-
lung“. Ich teile diesen Satz nicht unbedingt, je-
denfalls nicht die erste Hälfte, wegen der po-
stulierten Notwendigkeit der Existenz von Auto-
rität. Aber die Autorität unseres Dekans, die war 
in dem Moment hin.
1982 schrieb ich zusammen mit einer Kommi-
litonin ein Referat über Frauen an der Uni. Wir 
analysierten die Uni und vor allem unseren Fach-
bereich. Fazit: Professorinnen: Sehr wenige, an 
unserem Fachbereich: 0. Wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen: Nicht allzu viele. Nicht-wis-
senschaftliches Personal: einige; hierzu zählten 
ja die Sekretärinnen. Studierende: Erstaunlich. 
Der Fachbereich Rechtswissenschaften wird 
ja mit dem RCDS und den Korporierten in Ver-
bindung gebracht. Als ich mit dem Studium 
begann, war die Mehrheit männlich. 8 Seme-
ster später waren 51 % der Erstis Frauen. Was 
auch auffiel: Von den 280 KommilitonInnen, 
die mit mir angefangen hatten, waren ziemlich 
genau noch 140 übrig. Die Wahrscheinlichkeit, 
dass jemand durch Ablegung des Examens 
bereits ausgeschieden war, dürfte bei unter 1 
% gelegen haben. Das war mit dem offiziellen 
Lehrplan nicht in Übereinklang zu bringen. Alles 
Verweigerer des Fachidiotentums? Ich glaube 
es nicht. 
1984 hatten wir anlässlich eines Uni-Semester-
abschluss-Umtrunks eine Debatte mit unse-
rem Uni-Präsidenten, etwas locker immer als 
Präser bezeichnet. Ich teilte eher selten seine 
Auffassungen. Aber er ließ sich zu folgender 
Bemerkung hinreißen: In der Bundesrepublik 
gibt es Massenuniversitäten mit insg. 1,8 Mio. 
Studierenden. Das ist viel zu viel. Die Uni gibt 
den Freiraum, sich zu entwickeln. Nicht alle, die 
studieren, werden einen Abschluss schaffen. 
Aber besser ist es, wenn sie studieren, als dass 
eine weitere Millionen junger Leute als Arbeits-
lose auf der Straße stehen (10).  Wir konnten 
nicht in Erfahrung bringen, ob das auch sein 
politisches Kalkül war, also die Massen-Uni als 
Aufbewahrstation, um eine verdeckte Arbeits-
losigkeit zu verschleiern. Als Analyse ist die Be-
merkung zutreffend gewesen.
„Es muß Schluß gemacht werden mit der Vor-
stellung, daß der Professor keine andere Ver-
pflichtung hat, als Kenntnisse zu vermitteln.“ 
Schön wär‘s. Die Examensvorbereitung über-
ließ die Uni zu meiner Zeit dem Selbststudium. 
Oder kommerziellen Einpaukern. Deren Kurse, 
die nicht wenig DM kosteten, waren dann auch 

gut besucht. Erst als ich fertig war, kamen jün-
gere Professoren auf die Idee, Examensvorbe-
reitungskurse anzubieten. In jener Zeit verfas-
sten wir ein Diskussionspapier zum Sinn und 
Zweck von Universität und Studium. Bildung 
hatten wir erwartet, eine Ausbildung hatten wir 
erhalten. Natürlich lernst Du ein Leben lang. 
Andererseits war damals – Mitte der 1980er 
– unverkennbar, dass die Zeit, die Du in institu-
tionellen Ausbildungseinrichtungen verbringst, 
immer länger wird. Sicherlich auch aus dem 
Grunde, den der Präser genannt hatte: Um die 
wahre Arbeitslosigkeit zu verschleiern. Bildung 
kannst Du an der Universität durchaus erhalten. 
Sie wird dort aber nicht vermittelt. Du muss sie 
Dir selbst aneignen.
Ich habe nach dem Erststudium noch einige 
Zeit weiterstudiert und möchte konstatieren: Die 
Freiräume für selbstbestimmtes Leben und Ler-
nen sind notwendig für die eigene persönliche 
Entwicklung, den eigenen Erkenntnisgewinn, 
für die Erarbeitung einer eigenen Meinung, einer 
eigenen Kritik. Mein heutiger (11) Eindruck ist, 
pessimistisch formuliert. Diese Freiräume wer-
den den Studis nicht nur genommen, sie lassen 
sie sich auch nehmen. Optimistisch formuliert: 
Wer hindert Dich daran, die Freiräume wieder 
einzufordern und in Anspruch zu nehmen

Anmerkungen

(1) Die Geschichte der Schule kurz zu Ende erzählt: In den 1990ern wurde sie 
in eine Gesamtschule umorganisiert. Das war dann nicht mehr so elitär. Die 
Akademikereltern, die für ihren Nachwuchs eine gymnasiale Ausbildung haben 
wollten, habe ihre Kinder da nicht mehr hingeschickt. Auch ein sozialdemo-
kratisches Projekt.

(2) Quelle weiß ich nicht mehr. Stimmt trotzdem.

(3) Ich will nicht hetzen. Inzwischen habe ich mein Studium beendet und bilde 
selbst aus und werde regelmäßig von Zweifeln geplagt, ob die von mir gewähl-
ten didaktischen Methoden zur Wissensvermittlung oder -erarbeitung sinnvoll 
sind oder nicht. Wissensvermittlung habe ich aber nicht an der Uni gelernt. Und 
der Prof vermutlich auch nicht.

(4) Und so kann ich hier demonstrieren, dass ich wenigstens etwas gelernt 
habe.

(5) Deshalb sind die Gesetze heute völlig unverständlich, aber das ist eine an-
dere Geschichte.

(6) Die Hausbesetzer möchte ich wegen der fehlenden Bürgerlichkeit ausge-
klammert wissen; als Form der Selbstorganisation müssen sie natürlich an 
dieser Stelle unbedingt erwähnt werden!

(7) Bewegung. Da läuft es heute einem kalt den Rücken hinunter. Es gab ja 
eigentlich nur „die Bewegung“, und damit dürfte der Begriff genug diskreditiert 
sein.

(8) Ralf Dahrendorf, s.o.

(9) Mir fällt da immer noch meine schöne Polemik zum Grundgesetz ein, dass 
„Freiheit immer die Freiheit auf Kosten der anderen ist“.

(10) Die Arbeitslosenzahl lag damals in der BRD (alt) bei 2,2 Mio.. Das war ca. 
2 Jahre nach Amtsantritt des Arbeitsministers Blüm, der seinen Job mit den 
Worten begann, er werde innerhalb kürzester Zeit die Arbeitslosigkeit auf unter 
1 Mio. bringen. 

(11) „Früher war alles besser, früher war alles gut. Da hielten noch alle zusam-
men, die Bewegung hatte noch Mut“. (Wort zum Sonntag, Die Toten Hosen, 
Düsseldorf). Weiter gehr‘s übrigens mit: „Hör mir auf mit ‚früher‘, ich kann das 
nicht mehr hören“. In diesem Sinne!
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vom selbstbestimmten lernen 
in den 80er jahren

Arthur Kritzler 
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Arthur Kritzler:
- Studenbeginn 1983 in in einer mittelhessischen Kleinstadt
- 1985 Wechsel an die FU Berlin
- Seit 1997 als Anwalt tätig

Schule

Abi 1983, eine Kleinstadt in NRW im Speck-
gürtel einer selbsternannten Weltstadt, Rei-
henhaussiedlung der 60er Jahre, ursprünglich 
Sozialprojekt der katholischen Kirche für kin-
derreiche Familien, einziger Gymnasiast in der 
Siedlung.
Wir Gymnasiasten sind die ideellen Gesamtgrü-
nen, basisdemokratisch, gewaltfrei und ökolo-
gisch, alles mehr oder weniger und obwohl es 
diese Partei in der Kleinstadt noch gar nicht gibt. 
Wir latschen mit beim Ostermarsch Rheinland 
und träumen von Westberlin, dessen wildes Le-
ben wir nur aus der Hetze der Rheinischen Post 
kennen. Unsere erste selbstorganisierte Demo 
richtet sich aus einem kleinstädtischen Anlass 
gegen Ausländerfeindlichkeit und Rassismus; 
wir gehen in der ersten grossen Pause los und 
¾ der Oberstufenschüler kommen mit. 
Noch bevor wir zum ersten Mal wählen dürfen, 
hat sich die sogenannte Witzfigur „Birne“ an die 
Macht geschummelt und ist Dauerkanzler für die 
nächsten Jahrzehnte geworden. Von der „gei-
stig-moralischen Wende“ reden nur die Streber 
von der Jungen Union und fiese Gestalten im 
Fernsehen, Jugendhasser, analfixierte deut-
sche Zwangscharaktere. Leserbriefe: das drek-
kige Gesindel, das samstagmittags zwischen 
Tschibo und Stadtsparkasse abhängt, den 
Schandfleck der Stadt, ausradieren. Das sind 
wir. Wir sind der Meinung, dass die Ökonomie 
schrumpfen müsse, der Reichtum global und 
lokal zu teilen ist und träumen vom einfachen, 
zwangfreien Leben. Wir haben keine Berufsvor-
stellung, wollen nicht Ausbildung, sondern Bil-
dung, selbstbestimmt und selbstverwaltet. Frei 
sein und möglichst wenig arbeiten. 
Wir sind die erste (und einzige) Generation in 
der BRD, die die DDR für einen ganz normalen 
Staat hält, autoritärer und sozialer als die BRD. 
Wir sind diejenigen, die den Konsens der 
Gleichaltrigen formulieren lernen, mühsam und 
mehr oder weniger mutig. Aber Kanzler Kohl 
heisst schon: Paradigmenwechsel, wir sind die 
Letzten einer  Alterskohorte.
Wir sind der absolute Peak der Babyboomer 
und immer zu viele. Wir waren die, die zu 40st 
in der Klasse sassen, alle Lehrer doof. Als Ge-
neration hat es uns gar nicht gegeben.
In der 12. Klasse wird einmalig und ohne vor-
herige Ankündigung etwas ausprobiert, was 
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über den Sozialdemokratismus des vermeint-
lich vorherrschenden Erziehungszieles der kriti-
schen Distanz hinausgeht: eine Woche lang nur 
Unterricht im ersten Leistungskursfach. Pro-
jektwoche heisst das. Selbst und gemeinsam 
ein Erkenntnisziel formulieren, Fragestellungen 
selber fragen, neu formulieren, suchen, finden, 
umformulieren. In meinem Physik-Leistungs-
kurs geht das so: ihr habt jetzt Projektwoche, 
ich hab Urlaub. Dann kriegen wir so ziemlich 
alle Apparate aus dem Materialienraum auf die 
Tische gestellt, letzte Ansage: überlegt Euch 
mal, was man damit machen könnte. Selbst-
verständlich sind die Ideen zahlreich. Am Ende 
der Woche haben wir keinen Sachschaden 
angerichtet, sondern präsentieren Messreihen, 
die Nerds unseres Kurses haben uns die Spur 
gesetzt. Es ist das einzige Mal, dass wir unsere 
Schule in der Schülerzeitung für etwas loben.
 
Erstsemester

Dann bin ich plötzlich schon Student und ver-
bringe die nächsten 26 Semester meiner über-
durchschnittlich verlängerten Adoleszenzphase 
mit dem Ausfeilen und Ausprobieren der bereits 
erworbenen politisch-moralischen Prädisposi-
tionen. Die ersten drei Semester in einer mittel-
hessischen Kleinstadt: die  rote Stadt. Studen-
tenkleinstadt mit pittoresker Altstadt.  Immer 
noch 1983. Einmal im Jahr saufen die Bur-
schenschafter auf dem Marktplatz und werden 
fertig gemacht. Vor der Mensa verteilen Leute 
von zehn verschiedenen linken Gruppen jeden 
Tag zehn neue Flugblätter. Alle sind irgendwie 
grün, bunt, alternativ, sozialistisch oder libertär. 
Ich komme mir ganz klein und provinziell vor. 
Ich habe grosse Orientierungsschwierigkeiten. 
Mangels interessantem Plattenladen trage ich 
das Geld meiner Eltern in das örtliche Buch-
ladenkollektiv. Schon nach ein paar Wochen 
besitze ich mehr Bücher als meine Eltern. Kei-
ne Vorlesung beginnt vor 11.00 Uhr morgens! 
Die Vorlesungen passieren im bis auf den 
letzten Platz gefüllten Audimax, nach ein paar 
Wochen im halbleeren Audimax. An anderen 
Unis werden die Erstsemestervorlesungen per 
Lautsprecher in mehrere Hörsäle übertragen. 
Begrüssungsfeier: undenkbar. Abschlussfeier: 
undenkbar. Sponsorenschilder: es gibt keine 
Sponsoren. Man hat in der Schlange im Imma-
Büro gestanden, das wars. 

Von der Uni gibt es keine, schlicht: überhaupt 
keine Informationen, wie das Studium so läuft, 
was man da so machen muss, wie denn „wis-
senschaftliches“ Arbeiten so gehen soll und mit 
welchem Ziel. Bei der Fachschafts-Basisgrup-
pe gibt’s ein Erstsemesterinfo, ein kommentier-
tes Vorlesungsverzeichnis und die Studienord-
nung; dort lern ich meine neuen Freunde ken-
nen, hier ist Platz für Fragen. In den drei Seme-
stern mache ich alle Jura-Scheine bis auf zwei. 
Es gibt keine Zwischenprüfung. In Jura macht 
man drei kleine und drei grosse Scheine und 
danach Examen. Wann man will. Die Noten von 
den Scheinen zählen nicht fürs Examen. Man 
soll lernen, im Gutachtenstil zu subsummieren. 
Nach dem Examen arbeitet man praktisch (Re-
ferendariat) und wird dafür gut bezahlt. Man 
muss dann alles vergessen, was man bis dahin 
gelernt hat, weil es in der Rechtsanwendung 
nicht um Gutachtenstil geht, sondern um die 
Prozessordnung. Es ist eine Ausbildung für das 
„Richteramt“. Vielleicht drei Prozent aller Jura-
studenten werden Richter. Ich lehne eine der-
art anmassende Position grundsätzlich ab und 
denke viele Jahre nicht mehr ans „Examen“. 
An ein danach schon gar nicht. Wie man eine 
Hausarbeit schreibt, lerne ich mit anderen von 
der Basisgruppe, indem wirs einfach machen. 
Zweimal in der Woche gehe ich zu politischen 
Treffen, zweimal zum Hochschulsport. Mehrere 
Semester Marx-Kurs bei den „linken“ Politolo-
gen. Büchner-Seminar bei den „linken“ Germa-
nisten. Überall und dauernd nur Studis. Einmal 
fahren wir aufs Dorf: Demo gegen ein Treffen 
von Ehemaligen der Waffen-SS: 5000 Studis 
kreisen eine Turnhalle ein, in der sich 50 Nazi-
Opas und die obligatorischen drei jugendlichen 
Nazi-Soziopathen treffen. Soviel zur Illustration 
der damaligen Kräfte-Verhältnisse im realen All-
tag. Wenn man liest, dass auch schon in der 
alten BRD 13% der Bevölkerung ein geschlos-
sen autoritäres, antisemitisches und xenopho-
bes Weltbild hatten (Sinus-Studie), meint das 
CDU-Wähler, die Dir hinterherzischeln und Le-
serbriefe schreiben. Komplementär aber auch 
das: seit ich denken kann, lebt die politische 
Klasse von der Behautpung, es gäbe zu viel 
Bildung und zu viele Ausländer.  
Der CDU gelingt es ab den frühen 80er Jahren, 
die schlichte Gegenreform und Mängelverwal-
tung der SPD im Bildungsbereich mit dem al-
ten Elitegedanken zu toppen. Und kaum startet 
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der Innenminister der CDU die Kampagne vom 
vollen Boot, passieren erste, kaum beachtete 
Brandanschläge auf Ausländerwohnheime und 
die SPD will nun auch das Ausländergesetz re-
formieren.    
Wieder an der Uni. Ein Prof als Tutor? Über-
haupt ein Tutor? Undenkbar. In 26 Semestern 
erlebe ich ausser im mündlichen Staatsexamen 
kein einziges Gespräch mit einem Prof..  
Ein einziger der Professoren vom Jura-Fach-
bereich ist auch als Richter tätig. Alle anderen 
sind an der Uni hängen geblieben, haben nie 
gearbeitet, sind schlimmstenfalls schülerhafte 
ältliche Herren, die im Geist noch immer vor 
ihrem ebenso verkorksten Doktorvater stehen. 
Dieser stellt sich in der Regel schnell als nur ein 
weiterer alter Nazi heraus – man braucht dazu 
nur mal in der Bibliothek nachzuschlagen, was 
der liebe Doktorvater noch so veröffentlicht hat 
ausser dem wegweisenden Lehrbuch, das in 
neuester Auflage und Bearbeitung auch das 
uns empfohlene Standard-Lehrbuch ist. Allein 
in diesen ehrenwerten Personen ruht die un-
benannte corporate identity der Universität. Es 
gibt nicht eine Professorin am Fachbereich.
Der Spiegel veröffentlicht ein erstes Ranking 
der Universitäten und der wichtigsten Fakul-
täten. Meine Uni ist ganz unten. Darunter nur 
noch Bremen und die FU Berlin. 

Westberlin 

Februar 1985, minus 20 Grad. Mein Umzug 
nach Westberlin - Sprung in die Zeit. Richtige 
Punker! Döner Kebab! Kneipen rund um die 
Uhr geöffnet und an jeder Ecke eine! Zum Ku-
damm gehen wir nur zum Demonstrieren. Zur 
FU eine Dreiviertelstunde mit der U-Bahn. Die 
Hausbesetzerbewegung ist gespalten und ru-
higgestellt. Die Alternative Liste schon etabliert, 
Akademiker in Akademikerjobs und Profipo-
litiker mit der hidden agenda ihrer Klasse. Bil-
lige Substandardwohnungen gibts trotz Woh-
nungsnot. Berlin ist so cool, dass man sich an 
der Uni nicht anspricht, weil das ja ein uncooler 
Ort ist und in der Stadt gerne verschweigt, dass 
man eigentlich Studi ist - wie die meisten Leu-
te, die man so kennenlernt. Keiner kommt aus 
Westberlin. An der FU studieren 60.000 Leute. 
Zu Vollversammlungen erscheinen 200. Auf 
den Mensatischen liegen damals schon kom-

merzielle Werbeflyer statt Flugblättern. Aber die 
Wände der Rost- und Silberlaube sind noch 
voll mit politschen Sachen. Im AStA sind übrig-
gebliebene Gremienpolitiker und andere vom 
„Ende der Linken“ und „Ende der Geschichte“ 
überzeugte Alternative versammelt, die wenig 
später mit den rechten Profs koalieren und ins 
Präsidialamt rotieren. Eine rechte Riege aus der 
Professorenschaft mit dem seltsam program-
matischen Namenskürzel NoFU (=Notgemein-
schaft für eine Freie Universität) erstellt schwar-
ze Listen von Linken und „Verfassungsfeinden“ 
– nichts Genaues weiss man nicht, weil es sich 
um einen Geheimbund handelt. Unternehmen 
und Lobbyistenverbände dürfen erste Dritt-
mittelinstitute errichten. Der Jura-Fachbereich 
wie gehabt. Aber eine grössere Bibliothek, eine 
Professorin, drei „linke“ Profs. Die Profs frak-
tionieren sich anhand der Frage, wer die mei-
sten Sachmittel zugewiesen bekommt. Eine 
ganz eigene Szene von Söhnen und Töchtern 
aus höherem Hause fährt in teuren Cabrios zur 
Uni vor. Der studentische Nachwuchs der CDU 
verteidigt die Notwendigkeit der Apartheid in 
Südafrika. Irrelevante Subkulturen in einer noch 
als links geltenden Uni. 
Ich schreibe mich für Soziologie ein, Dop-
pelstudium. Die Studienordnung sieht einen 
Schein im Grundstudium, einen im Hauptstudi-
um und dann die Diplomarbeit vor, Gruppenar-
beiten möglich. Eine Zwischenprüfung gibt es 
auch hier nicht. Die ohne Ausnahme „linken“ 
Dozenten darf man duzen. Man kommt nur 
nicht dazu, weil in einem Seminarraum mit 20 
Stühlen 100 Leute sitzen. Ich bleibe 23 Seme-
ster eingeschrieben ohne das Grundstudium 
abzuschliessen. Es gibt noch keine Zwangsex-
matrikulation wegen zu langem Studieren, nicht 
einmal eine Zwangsberatung. Die einzige Gren-
ze wurde durch das Hochschulrahmengesetz 
1977 gesetzt, indem BaföG-Leistungen an die 
„Regelstudienzeit“ gekoppelt wurden. Studen-
tische Jobs gibts problemlos und mit Berlinzu-
lage.
Wie alle anderen westdeutschen Unis auch 
funktioniert die FU Mitte der 80er nach der 
Prämisse, dass die Studierenden sich um sich 
selbst zu kümmern haben. Die Profs verfügen 
über die Produktionsmittel. Von der demokra-
tischen Selbstverwaltung dieser Mittel sind 
die Studierenden strukturell ausgeschlossen. 
Dementsprechend sind die Wahlbeteiligungen 
in der Gruppe der Profs hoch, bei den Studie-
renden niedrig.
In den Zeitungen können wir jahrelang lesen, 
dass wir mit Ausnahme der Naturwissenschaft-
ler zukünftig sowieso alle arbeitslose Akade-
miker sein werden. 1986 nehme ich am An-
wältInnentag des („linken“) Republikanischen 
AnwältInnenvereins teil, Thema: Anwalts-
schwemme. Auch dort wird zum Teildie Ideolo-
gie vertreten, dass man zur Qualitäts- und Ein-
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kommenswahrung die Schwemme begrenzen 
müsse. Ein ehemaliges Mitglied des Berliner 
„Sozialistischen Anwaltskollektivs“ und spä-
terer sozialdemokratischer Verfassungsrichter 
rät uns stattdessen, später im Bauwagen über 
die Wochenmärkte zu ziehen. In Jura mache 
ich 1985 meinen vorletzten Schein, 1993 den 
letzten.
Antiquariate werden die wichtigere Bildungs-
stätte meiner studentischen Selbstreflexion.
Freie Schulgemeinde Wickersdorf, assoziiert 
Walter Benjamin und Karl Korsch. Freie Räte-
hochschule 1918/19. Arbeiterhochschule der 
antileninistischen KAPD 1920. Kritische Univer-
sität der 68er. Besetzung des germanistischen 
Instituts der FU Berlin 1968. Aus der Krabbelki-
ste „Das Notwendige Seminar“, Bremen 1980: 
selbstgegründet, selbstverwaltet, gemein-
sam. Afrika teilnehmend erforschen, Reisebus 
schrauben, ein Semester unterwegs sein, Aus-
wertung. „Das Elend im Studentenmilieu“ (SI, 
1966). Fast zeitgenössisch: Karl Heinz Roth, 
der Untergang der Intelligenz / Die Geschäfts-
führer der Alternativbewegung. 

Das erste Autonome Seminar seit?

Als der Wissenschaftssenator Turner 1985/1986 
mit dem Vorschlag vergleichsweise schüchter-
nen Reform des Berliner Hochschulgesetzes 
reüssiert, bewegt sich was. 20.000 Studieren-
de demonstrieren gegen Elitebildung. Verwer-
tungsnäher und schneller für viele, „wissen-
schaftlich“ für wenige  - das wollen wir nicht.  
Aber was wollen wir dann?
Nachdem wir anlässlich der Brokdorf-Demon-
stration erleben durften, wie es sich anfühlt, das 
Versammlungsgrundrecht als Objekt polizeili-
cher Bürgerkriegsmanöver ausüben zu dürfen, 
gründen wir das „Autonome Bullenseminar“. 
Wir wollen uns mit Repression beschäftigen. 
Worum es im Einzelnen gehen soll, klären wir 
gemeinsam im Seminar. Hochschulzugangs-
berechtigungen lehnen wir ab, also plakatieren 
wir hauptsächlich ausserhalb der Uni, in den 
einschlägigen Kneipen und Zentren. Auf die 
Idee, dass es nötig sein könnte, die Nutzung 
eines Seminarraums anzumelden, kommen wir 
erst gar nicht. Zwar studiert niemand aus der 
kleinen Vorbereitungsgruppe am Otto-Suhr-
Institut, aber es ist selbstverständlich, dass wir 
als Ort der Veranstaltung den grössten Semi-
narraum an diesem linkesten aller linken Institu-
te ankündigen. Es ist unsere Uni. 
Tatsächlich kommen 60 Leute und bleiben. Im 
Nachhinein so etwas wie eine kleine politische 
Generation, die durch die Erfahrung gemeinsa-
mer prägender Ereignisse verbunden ist. Das 
Seminarplenum wird ein arges Gestammle. Wir 
bilden Arbeitsgruppen, in denen wir unsere Er-
kenntnisinteressen formulieren und ins Plenum 
zurücktragen. Nach ein paar Wochen steht tat-

sächlich so etwas wie ein Seminarplan und die 
Arbeitsgruppen halten Referate. 
Die Arbeitsgruppe läuft. Wir lernen uns kennen 
und unsere Uni ist plötzlich eine spannende Sa-
che. Bisweilen tagen wir ganze Nächte durch. 
Wir gehen weit über das Erkenntnisinteresse 
unseres Seminars hinaus und besprechen, was 
man als soziale Selbstreflexion bezeichnen 
kann. Unser Lernprozess wird praktisch, alles 
mögliche von der Abschaffung der Universität 
bis zum Aufgeben des Studiums ist denkbar. 
Erst mal aber wollen wir ein von Studierenden 
demokratisch selbstverwaltetes Studium, also 
eine Aneignung unserer Uni für emanzipatori-
sche, antiautoritäre Zwecke. Zum Ende des 
Seminars besetzen wir für ein paar Tage das 
OSI, d.h. wir bleiben für ein paar Tage und su-
chen das Weite. 
Von der Uni-Verwaltung bleiben wir unbeach-
tet. Lediglich der Hausmeister des OSI kommt 
Woche für Woche vorbei und fragt, wer denn 
der Verantwortliche/Prof dieses Seminars sei, 
das gar nicht im Plan eingetragen sei. Nach 
einigen Wochen spontaner Ausflüchte über-
nimmt Johannes Agnoli gegenüber dem dem 
Hausmeister des OSI die Verantwortung. Spä-
ter soll er einigen von uns Scheine für unser 
selbstverständlich scheinfreies Seminar gege-
ben haben.   
Im folgenden Semester entsteht ein Autono-
mes Anarchismus-Seminar, weitere Autonome 
Seminare und weitere kurzfristige Institutsbe-
setzungen folgen.  
Wir gehen aus der Uni raus oder bleiben, aber 
sehen uns auch in den kommenden Jahren 
immer wieder. Beim ersten Mai 1987, bei den 
Protesten gegen den IWF, beim Kubat-Dreieck, 
beim Heckel-Eck, bei Demonstrationen gegen 
die „Republikaner“, bei Hausbesetzungen und 
beim Unimut 1988/1989. 
1988 feiert die FU ihren 40. Geburtstag mit dem 
Slogan „Forschung spitze – Studieren dufte“. 
Es sind Zwischenprüfungen eingeführt worden, 
die Mittel gekürzt bei gleichbleibender Studen-
tenzahl, „linke“ Institute sollen geschlossen 
werden und wir erleben unseren Höhepunkt 
als Generation. Ohne grossen Anlauf werden 
alle Institute besetzt. Im Dezember 1988 le-
ben etwa 3000 Studierende in annähernd 40 
Besetzungseinheiten in der FU, die sich über 
verschiedene Räte und Vollversammlungen ko-
ordinieren. An den Vollversammlungen in den 
grossen Fachbereichen beteiligen sich mehrere 
tausend Leute. Täglich finden bis zu 300 auto-
nome Seminare statt. Es gibt keine Lehrveran-
staltungen der FU mehr. Nur die autonomen 
Seminare der B*FU (befreite FU). Die Institute 
tragen neue Namen. Eine tägliche Streikzeitung 
erscheint. Es gibt ein Streikradio, ein Streik-
Videofernsehen, unendlich viele Demos und 
Parties. Die Uni zeigt sich zum Schrecken der 
immer noch existierenden und mittlerweile prä-
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sidialen NoFU, die nun wieder viel aufzulisten 
hat, bunter denn je. Der Berliner Senat wird rot-
grün und bringt uns nichts. 
Aus den Forderungen nach Interdisziplinarität 
und Gesellschaftsbezug werden in ferner Zu-
kunft Master und Bachelor bei halber Studen-
tenzahl. Demokratische Selbstverwaltung wird 
wieder einmal nicht ernstgenommen, in ferner 
Zukunft mit Exzellenz verhöhnt. Eigenaktivität 
ist begeisterungswidrig an der Hauptstadtuni 
mit dem Numerus Clausus für alles. 
Weihnachten 1988 fahren fast alle nach West-
deutschland zu ihren Eltern und ab Januar 
herrscht Erschöpfung. Zum „internationalen 
Unimut-Kongress“ im neuen Jahr werden 
schon wieder die üblichen professoralen Pro-
minenten eingeladen. Bis März entsetzen die 
Strafverfolgungsorgane die Reste.
Bevor wir 1989 einen neuen Anlauf zu gesell-
schaftlicher Wirkungsmächtigkeit nehmen kön-
nen, werden wir als Generation durch den Kol-
laps des anderen deutschen Staates aufgelöst. 
Einige Besetzungseinheiten werden Haupt-
stadthausbesetzer, andere Hauptstadthausbe-
sitzer. Die Nazis sind plötzlich viele und jung. 
Wir sind entsetzt über die Pogrome von Hoy-
erswerda und Rostock-Lichtenhagen. Denken 
mal wieder ans Weggehen, fahren aber einst-
weilen nach Hoyerswerda zum demonstrieren. 
Die Uni? Ach, die Uni.

Projekttutorium

Von Unimut und Uniwut bleiben unter anderem 
die Streikzeitung (die dann zur AStA-Zeitung 
wird), die Videowerkstatt, das Projekt Archiv 
und die Projekttutorien. Die Projekttutorien 
sind ein von der Uni zugestandener prekärer 
Arbeitsmarkt für eine begrenzte Zahl von als 
Leitern Autonomer Seminare in einem hochof-
fiziellen Bewerbungsverfahren vor der Projekt-
tutorienkommission auftretende Studierende. 
Je Projekttutorium werden in der Regel zwei 
Tutorenstellen für zwei Semester von der Uni 
bezahlt. Dazu gibt es in ganz geringem Umfang 
die Möglichkeit, Sachmittelanträge zu stellen. 

Die Inhalte der PTs sind frei, bedürfen aber vor-
ab der Ausformulierung in einem ausführlichem 
Konzeptantrag. Da es selbstverständlich mehr 
Bewerber als Stellen gibt, stehen die Tutorien 
in einem Konkurrenzverhältnis zueinander. Eine 
Verlängerung um zwei Semester ist denkbar, 
wenn die Projekttutorienkommission dies nach 
ausführlichem Zwischenbericht befürwortet.
In den folgenden Jahren wird das Projekttu-
torienprogramm langsam ausgetrocknet und 
schließlich 2002 stillgelegt. 
Mit unserem Projekttutorium wollten wir stu-
dentische Identität empirisch untersuchen. Das 
Konzeptpapier bekam die erwartete Top-Priori-
tätsbewertung von der Projekttutorienkommis-
sion, obwohl wir ja schon in unserem Antrag 
begründet hatten, warum es so etwas wie eine 
studentische Identität nicht geben kann. Unser 
Zwischenbericht zwei Semster später war so 
herausragend, dass wir im Akademischen Se-
nat als besonders herausragendes Projekttuto-
rium vorgestellt wurden. Ausserdem erhielten 
wir von der Kommission die Verlängerung. Was 
hatten wir gelacht, auch schon beim Schreiben 
des Zwischenberichts. Einstweilen war das 
Projekttutorienprogramm aber doch eine gute 
Sache gewesen.     
Aus dem Projekttutorium wurde das Projekt 
Archiv / Institut für Sonologie. Das gibt es als 
Archiv noch heute, im übrigen darf es nicht 
mehr Institut heissen. Die ersten Jahre ver-
brachten wir in dem Projektflügel eines grösse-
ren besetzt gewesenen, zu der Zeit schon mit 
Mietverträgen versehenen Haus-Komplexes in 
Mitte. Das Institut dachten wir uns als eine Art 
öffentliches Bibliotheks-Wohnzimmer, offen für 
alle Gruppen und Personen, die freie Diskurse 
suchen. Einige Jahre lang trafen sich hier tat-
sächlich einige kleinere Gruppen. Militarismus, 
Patriarchat, Rassismus, Antisemitismus, Ge-
schichtspolitik und Berliner Stadtentwicklung 
waren Gegenstand unserer Zusammensetzun-
gen. Studentische Bewegungen blieben lange 
Zeit der Schwerpunkt unseres Archivs. 
So viel Zeit hatten wir nie wieder. Wir waren lan-
ge nicht das einzige Wohnzimmer-Projekt die-
ser Art. Wir haben nie behauptet, etwas Neues 
zu machen. Nur eigen und ohne die Position 
der Repräsentanz zu akzeptieren.
Kein Zurück in die Kleinstadt der Hausverbote, 
aber nach einer Weile dann doch Kontaktver-
lust bei Eintritt ins Berufs- und Familienleben. 
Da spätestens hörte das hier imaginierte „wir“ 
auf, das sich im kurzen Diskurs vom Prekariat 
möglicherweise neu findet, auch wenn einige 
offensichtlich prekärer sind als andere. Was 
macht man, was nicht? 
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kafka in asbest und klebeband: 
von der rost- zur bronzelaube

Robert Runkel

2008

Robert Runkel:
- Studienbeginn Wintersemester 2000/2001 an der FU
- März 2008 Magisterabschluss im Fach Geschichte 
- Will irgendwann demnächst promovieren

Viel Bauchgefühl und wenig Kalkül waren es, 
die mich im Oktober 2000 zur Einschreibung an 
der FU Berlin brachten. Vorher hatte ich 20 Le-
bensjahre in einem kleinen westdeutschen Nest 
verbracht, 500 Leute und jeder kannte jeden. 
Nach dem Abi hatte ich weder die nötige Reife 
noch genug Orientierung, um dort rauszukom-
men. Leider. Aber 13 Monate Zivildienst änder-
ten das. Wenn ich eine Achter-WG von leicht 
angeschrägten alten Leuten managen konnte, 
dann würde ich´s wohl auch schaffen, mir in der 
Großstadt eine Wohnung zu suchen.
Gesagt, getan. Bewerbungen wurden ge-
schrieben für Berlin HU und Berlin FU und als 
Notfall noch für die Uni Münster, falls wirklich 
alles schiefgehen sollte. Warum Berlin? Nun, 
wenn schon Großstadt, dann sollte es halt die 
größte Großstadt sein. Weitere Gründe hatte 
ich nicht. 

Im Mai 2000 bin ich nach Berlin gefahren, habe 
mir die HU und die FU angesehen. Die HU be-
eindruckte durch Marx in goldenen Lettern, 
schreckte aber sonst ab durch hohe und dü-
stere Flure mit trüben 20-Watt Funzeln und eine 
eher morbide Architektur. 
Das Zentrum der FU hingegen bot ein Bild, wie 
es meine alte Schule nur nach dem Abigag ge-
zeigt hatte. Hier ist zu bemerken, das damals 
Wände der Rost- und Silberlaube noch nicht 
privatisiert waren und täglich von einer Wer-
befirma alle „illegalen“ Aushänge entfernt wur-
den. Stattdessen klebte an jeder freien Fläche 
irgendeine Notiz, ein Plakat, eine Aufforderung 
zu diesem oder jenem. Die Flure lagen voll mit 
Flyern und Laufzetteln, das meiste davon im 
weitesten Sinne politisch-aktionistisch. Einmal 
in den Semesterferien wurde grundgereinigt, 
danach wuchsen dann schnell neue Schichten 
von Mitteilungen, Wandzeitungen, Infozetteln 
etc. pp.

Die Architektur der Silberlaube korrespondier-
te durchaus mit dem papiernen Wildwuchs. 
Ein  ausgedehntes Labyrinth aus Gängen und 
Querstraßen, numeriert nach einem kafkaesk-
größenwahnsinnigen System voller Ausnah-
men von einer ohnehin kaum durchschaubaren 
Regel. Die Teppiche waren versifft und völlig 
mit Brandlöchern übersät. Auch ihren Namen 
trug die Rostlaube zuecht: tatsächlich waren 
die Außenflächen mit Stahlplatten versehen, 
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die laut Plan des Architekten leicht anrosten 
und für eine organisch-braune Färbung sor-
gen sollten. Leider waren sie dann doch ganz 
durchgerostet. Flickwerk aus Isolierung und 
Klebeband verdeckte die Löcher und hielt die 
Fassade notdürftig von außen zusammen.
Neben den Eingängen dieses Gebäudes fand 
sich damals ein Informationsblatt für alle Be-
nutzerInnen: Asbestsanierung, so hieß es dort. 
Das erklärte zumindest, warum auch innen jede 
Wandritze und alle Spalten zwischen den Dek-
kenplatten mit Klebeband versiegelt waren. Es 
wurde gebeten, die Wände nicht zu beschädigen 
oder auch nur anzurempeln. Mangels Alternati-
ven hatte man sich irgendwann zu dem wage-
mutigen Entschluß durchgerungen, das ganze 
marode Gebilde bei laufendem Uni-Betrieb zu 
sanieren. Dies ging natürlich nicht ad-hoc. Das 
Flugblatt zum Asbest datierte von 1991, hatte 
bei meinem ersten Besuch also schon neun 
Jahre auf dem Buckel und sollte auch noch ei-
nige weitere Jahre aktuell bleiben. Ständig wur-
den Bereiche abgesperrt und eingezirkelt, die 
eben noch begehbaren Pfade waren nach den 
Semesterferien schnell wieder verschwunden 
und man musste sich neue suchen. Mehr als 
einmal sollte ich mich später hier verlaufen, bis 
nach der Sanierung das ursprüngliche Gitter-
muster des Gebäudes halbwegs wiederherge-
stellt war. Laut einer FU-eigenen urban legend 
gab es damals in der Silberlaube Leute, die 
sich ihre Veranstaltungen nicht nach dem KVV 
aussuchten, sondern einfach immer im selben 
Raum verharrten und alles belegten, was dort 
stattfand. Eingeschränkte Seminarwahl, aber 
man ging wenigstens nicht verloren.

Bei meinem FU-Erstbesuch im Mai fand ich 
dann auch auf irgendeinem der zahlreichen 
Info-Tische eine ominöse linksradikale AStA-
Broschüre, mit schwarzem Einband, schwar-
zem Humor und einem langen Kapitel über die 
bewegte Geschichte der FU. Rudi Dutschke, 
der SDS, Demos, Institutsbesetzungen, Punk-
rock und Proteste - irgendwie schien diese FU 
so eine Art politischer Dampfkessel zu sein, im-
mer unter Druck, niemals zur Ruhe kommend.
Mir als Landei aus katholisch-christlichem Mi-
lieu imponierte das sehr. Hier ging tatsächlich 
irgendwas ab, was genau auch immer. Von den 
politischen Hintergründen der Konflikte 1968ff. 
hatte ich nur die vagesten Vorstellungen, aber 

die Aura der Rebellion, die faszinierte. Ich ließ 
also die HU links liegen und schrieb mich an 
der FU ein. Den Zulassungsbescheid der Uni 
Münster fand ich erst Jahre später zufällig wie-
der, nachdem ein polizeiliches Rollkomman-
do bei einer Hausdurchsuchung meine ganze 
Wohnung auseinander genommen und buch-
stäblich das unterste nach oben gekehrt hatte. 
Anlass dieses Überfalls war, passenderweise, 
illegales Plakatieren. 

Im ersten Semester lernte ich dann auch die 
eigentlichen Perlen der Rost- und Silberlaube  
kennen: die studentischen Cafés. Da gab es 
das Frauencafé Furiosa, in das ich nicht rein 
durfte, das schwule Café „Rosa Salon“, in das 
ich mich nicht rein traute, und drumherum das 
Romanistische Café, das Goetropa mit den 
Bücherregalen und der unendlichen Fülle an 
Literatur, das PI-Café mit der genialen Aussicht 
über die Dächer sowie das Café Asyl (heute 
Kauderwelsch). Die Cafés, so sagte man mir, 
wären im großen Streik von 1988 besetzt wor-
den, damals sei überhaupt alles besetzt gewe-
sen, und die Cafés seien es halt immer noch. 
Auch Wandgemälde und Parolen aus diversen 
Streiks 1988ff fanden sich noch an den Wän-
den, überlebensgroß, feministisch, anarchi-
stisch, bunt. Die Graffitis sind heute übertüncht, 
auch die Anzahl der Cafés ist geschrumpft Die 
Sanierung diente als willkommener Vorwand, 
um diverse studentische Räume zu schließen, 
nur in Ausnahmefällen kam es zu Neueröff-
nungen (etwa beim Geromat, einer Fusion aus 
Goetropa und Romanistischem Café).

Ich begann das Studium mit Hauptfach Ge-
schichte und Politik als Nebenfach. Mit dem 
zweiten Nebenfach konnte ich mir noch zwei 
Semester Zeit lassen - Losstudieren mit un-
vollständiger Kombination war damals kein 
größeres Problem. Die Fächer hatte ich mir 
ausgesucht, weil ich sie in der Schule irgend-
wie gut fand. Und weil mir ein Berufsberater 
auf dem Land gesagt hatte, bei Jura und Ar-
chitektur wären die Jobchancen auch schlecht. 
Also studierte ich nach Neigung und nicht nach 
Profession, eine Entscheidung die ich nie be-
reut habe.

Das Wintersemester 2000/2001 war kein gro-
ßes Streiksemester, allerdings ging es an ei-
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nem lokalen Krisenherd durchaus ab. Der 
Wissenschaftsrat hatte ein Papier verfasst, um 
dem Otto-Suhr-Institut für Politik einen Haufen 
Professuren wegzukürzen. Zudem sollte das 
Studium modularisiert werden, und auch die 
Bachelor-Einführung stand schon am Horizont. 
Einige Zweit- und Drittsemester organisierten 
daraufhin Versammlungen und Diskussionen. 
Es galt, einer Gruppe von professoralen „Mo-
dernisierern“, die das Studium auf Politik- und 
Wirtschaftsberatung ausrichten wollten, ein 
Gegenkonzept vorzulegen. 
Damals gab es auch unter den Profs noch 
Verfechter einer „herrschaftskritischen“ Poli-
tikwissenschaft“, die sich allerdings schon auf 
dem absteigenden Ast befanden. Dementspre-
chend gingen Aktionen zur Verteidigung von 
„Kritischer Wissenschaft“ hauptsächlich von 
den Studierenden aus. Sie wurden zwar von 
den linkeren Profs unterstützt, meist jedoch 
moralisch. Beim Kungeln, Gremienfuchsen und 
Pöstchenschieben waren die „Modernisierer“ 
ihren Kollegen leider überlegen. Nicht, weil sie 
schlauer gewesen wären, sondern einfach weil 
sie dreister waren und mehr Sitzfleisch hatten. 
Die Proteste steigerten sich bis zu einer Insti-
tutsbesetzung im Dezember 2000, inklusive 
Repression durch Polizei-Großeinsatz. Damals 
wurde das Institut freiwillig geräumt, von der 
Universitätsleitung angeordnete Gewalteinsät-

ze gegen Studierende sah ich erst in den fol-
genden Jahren. 

Das es überhaupt soweit gekommen war, lag 
an den verkommenen Zuständen in der Hoch-
schulpolitik. Professorale Zwangsmehrheit in al-
len Gremien, totale Ignoranz konservativer „Re-
former“ für studentische Anliegen, Kungeleien 
und Flurabsprachen, gleichzeitig konsequentes 
Draußenhalten jeder Form von ungebührlicher 
Kritik. Unser Schützenverein im Dorf erschien 
mir nicht nur rationaler, sondern auch demokra-
tischer regiert als dieses „Institut für Politikwis-
senschaft“. Nach acht Wochen Studium hatte 
ich meinen Respekt vor Profs verloren. Zudem 
verwandelte sich meine romantische Vorliebe 
für Exzentrisches und Rebellisches langsam in 
politisches Engagement.
Die geplanten Studienreformen konnten wir in 
den folgenden Semestern nicht verhindern, lei-
der ist allzuviel vom Befürchteten eingetroffen. 
Allerdings trug ich als Nebenfächler ein wenig 
dazu bei, dass dem OSI sein Diplom (vorerst) 
erhalten blieb. Kritische Wissenschaft betrie-
ben wir auch, oft allerdings in Lesekreisen und 
nicht im Seminar. Gelernt habe ich so einiges, 
viel von und an der Uni, aber vieles auch gegen 
die Institution Universität. 

Nach 15 Semestern Studium erhielt ich schließ-
lich als einer der letzten Jahrgänge meinen Ma-
gister Artium. Was bleibt? Heute ist die Rost-
laube saniert, der Uni-Präsident sagt, man 
solle sie doch Bronzelaube nennen, das klinge 
schöner. Die Studierenden wollen jedoch nicht 
so recht folgen und machen seine Reden durch 
Jubelchöre lächerlich. 
Die Gebäude der FU sind langsam saniert, um-
strukturiert und schick für den Wettbewerb. Die 
Studierenden noch nicht, zumindest nicht völ-
lig. 

kafka in asbest und klebeband - von der rost 
zur bronzelaube



���

historisches 
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches
historisches

innenansichten
innenansichten 
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten
innenansichten

subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor

subjektiver faktor
subjektiver faktor
subjektiver faktor

Foto: FU AStA-Archiv



mein studium - dein studium 

Mirna Minkoff

2008

Erziehungswissenschaften an der FU 

Mirna Minkoff:
-  seit 2003 Studentin der Erziehungswissenschaften mit dem Schwer 
 punkt Erwachsenenbildung 
-  derzeit in der Diplomphase und hoffentlich bald fertig!

Da ich aus einem relativ prekären Arbeitsver-
hältnis an die FU kam, war das Studentinnen-
leben für mich eine Art Befreiungsschlag. Das 
Jahr vor dem Studienbeginn hatte ich in einem 
dunklen Klamottenladen an der Hermannstraße 
gefristet und 40 Stunden die Woche bei wirklich 
mieser Bezahlung Bomberjacken verkauft. An 
Stelle der von mir erwarteten straff organisier-
ten Institution merkte ich relativ schnell, dass 
sich mir an der FU die eine oder andere Gele-
genheit zum selbstbestimmten Lernen bot. Er-
wartet hatte ich wohl so etwas wie Schule, nur 
wesentlich anspruchsvoller. Da meine Eltern 
nicht studiert haben und ich mich auch sonst 
nicht großartig informiert oder auch nur eine 
Universität mal von innen gesehen hatte, war 
meine Vorstellung über Unis von folgendem 
Glauben geprägt: Universitäten sind an sich 
schon gut, da Menschen an Universitäten ge-
bildet sind und nett und freundlich miteinander 
umgehen. Falsch gedacht.

Ich begann im Jahre 2003 Erziehungswissen-
schaften mit dem Schwerpunkt Erwachsenen-
bildung zu studieren. Ein Studium, das mich bis 
heute begeistert hat - unter anderem auch, weil 
eigentlich nie so richtig klar geworden ist, wozu 
es überhaupt gut ist. Gut finde ich dies, weil ich 
mir selber meinen Weg suchen konnte und mir 
zwangsläufig viele Gedanken darüber machte, 
welche berufliche Tätigkeit ich denn als sinn-
voll erachte und welche nicht. Weiter gefiel mir, 
dass es relativ wenig und nur lasche Kontrolle 
meiner Studienleistungen gab und ich somit 
Zeit hatte, mir Wissen anzueignen, welches aus 
den Lehrplänen heraus fiel. So beschäftigte ich 
mich mit der kritischen Pädagogik und begann 
mich zu wundern, warum denn die politischen 
Aspekte der Pädagogik so unterbelichtet wur-
den. Überhaupt fragte ich mich, warum die Dis-
ziplinen so strikt voneinander getrennt sind.
In jedem Fall nutzte ich meine Gelegenheit, Kur-
se in Philosophie, Politikwissenschaften und zu 
sonstigen Themen, die mich grade interessier-
ten, zu besuchen. Auch die Themen für meine 
Hausarbeiten konnte ich mir selber aussuchen, 
und Klausuren schrieb ich in meinem gesamten 
Studium nur zwei - in Statistik. Kurse, die mich 
nicht interessierten, besuchte ich nur im Grund-
studium. Der Grund hierfür war wohl eine aus 
der Schule verschleppte Autoritätshörigkeit.
Sich diese Umstände vor Augen haltend, emp-
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fand ich mein Studium doch als recht ange-
nehm. Dies lag aber auch im Speziellen an den 
teilweise sehr menschenfreundlichen Dozen-
tInnen in Erziehungswissenschaften. Ich hätte 
auch meinen KommilitonInnen aus anderen 
Disziplinen, die ich oft über ihre straffe Studi-
enordnung verzweifeln sah, mehr Selbstbe-
stimmung gewünscht. Dies und das Fehlen 
kritischer Inhalte sowie die krasse Apathie und 
Leidenschaftslosigkeit einiger DozentInnen und 
KommilitonInnen für den jeweiligen Gegen-
stand der Auseinandersetzung führten mich 
dazu, Streikzeiten einzuhalten und Streiks aktiv 
mitzugestalten. Richtig scheiße gelaufen ist in 
der Rückschau, dass der Diplomstudiengang 
Erziehungswissenschaften ohne große Gegen-
wehr der Studis abgeschafft wurde. Ich gehöre 
zu den letzten DiplomerInnen und die nach mir 
werden wohl von den hier als positiv angeführ-
ten Aspekten des Ewi-Studiums nicht viel mit-
bekommen.

Nun verlasse ich die Universität - unter ande-
rem mit der Erkenntnis, dass Studium und Bil-
dung nicht zusammenfallen müssen, es aber 
können. Und dafür gilt es zu kämpfen.
Bildung ist eine Selbsttätigkeit, die logischer-
weise am besten gelingt, wenn Menschen dar-
über entscheiden können, was sie wann lernen. 
Eine solche Vorstellung von Bildung als Selbst-
ermächtigung wird durch die derzeitige Ver-
schulung des Studiums unterwandert. Kämpft 
für eure Selbstbestimmung, diskutiert kritisch 
in den Seminaren, auch wenn ihr Leute damit 
nervt. Ewi-Studis: reaktiviert eure Fachschafts-
initiative  als Bastion dieses Kampfes! Kämpft 
nicht nur für die Verbesserung eurer eigenen 
Lebenssituation, sondern handelt solidarisch 
und setzt euch auch für ein selbstbestimmtes 
Leben der Menschen außerhalb der Universi-
täten ein!
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zum 60sten geburtstag der fu 
kommen... 

Anna Krass

2008

Anna Krass:
-Studienbeginn an der FU 2007
-Studentin der Geschichte und Politik im zweiten Semester

Ich kann keine Geschichten von früher erzäh-
len, ich kann keine Entwicklungen und Ereig-
nisse beschreiben, mich keiner großartigen 
studentischen Aktionen und keiner Verände-
rungen erinnern. Ich bin ganz neu an dieser 
„Freien Universität“, erst seit dem Winterseme-
ster 2007/08 studiere ich hier Geschichte und 
Politikwissenschaften. 
Was ich tun kann, ist eine Bestandsaufnahme 
zu machen, wie ich es erlebe, im Jahr ihres 
60. Geburtstages an der FU anzufangen. Viele 
Entwicklung der Freien Universität, sowie der 
Hochschullandschaft insgesamt, Prozesse, 
Entwicklungen und studentische Interventio-
nen habe ich dabei im Kopf...
Ich denke aber auch daran,  was ich für Vor-
stellungen und Erwartungen an eine Universität 
hatte, und was ich – vielleicht etwas naiv - spe-
ziell mit dem Namen „Freie Universität“ verbun-
den habe. 
Vom Gymnasium war ich gewohnt Dinge vorge-
geben zu bekommen: was habe ich zu lernen, 
wie und wann habe ich in einer entsprechen-
den Prüfung zu beweisen, dass ich das „Rich-
tige“ wiedergeben konnte. Interessengelenktes 
Lernen und kritisches Betrachten von Inhalten 
war nicht gefordert und kaum erwünscht. Ach 
die Tatsache, dass ich überhaupt ein Gymnasi-
um besucht hatte war vorgegeben, keine eige-
ne freie Entscheidung. Die Selektion in die drei 
Schulformen nach der Grundschule richtet sich 
weder nach dem Wunsch des Kindes noch 
nach dessen Fähigkeiten, sie hängt ab von sei-
nem sozialen Hintergrund. 
Der Schritt, an eine Universität zu gehen war 
eine der ersten freien Entscheidungen, die ich 
überhaupt gemacht habe. Ich verband damit 
Selbstbestimmung und Entscheidungsfreiheit 
und erwartete, dass diese neu gewonnene 
Selbstständigkeit weiterhin  möglich und erfor-
derlich sei. 
Ich hatte keine Ahnung von Studienordnungen, 
Studienverlaufsplänen, Pflichtveranstaltungen 
und Anwesenheitslisten. Ich musste feststellen, 
dass das was ich erwartet hatte nicht mit der 
Studienwirklichkeit übereinstimmte. Der Studi-
enverlaufsplan macht sehr konkrete Vorschlä-
ge, was wann belegt werden sollte. Stärkere 
Abweichungen bedeuten einen Extra-Aufwand 
und oft Probleme, weil bestimmte Veranstal-
tungen nur jedes zweite Semester angeboten 
werden oder Module aufeinander aufbauen.
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Nun, ich bin ja flexibel, und fand mich damit ab, 
dass ich auch Veranstaltungen besuchen mus-
ste, bei denen mich das Thema nicht interes-
sierte oder die Vermittlung langweilig war. Dazu 
ein Feedback zu geben, das gehört wird oder 
in irgendeiner Form Kritik auszudrücken, ist 
eigentlich nicht möglich. Wegen der Anwesen-
heitspflicht kann man dem Dozierenden nicht 
durch wegbleiben signalisieren, das er oder sie 
ihre Lehre überdenken sollte und ansonsten 
werden Studierende eigentlich nicht gefragt.
Manchmal muss man sich glücklich schätzen, 
überhaupt einen Platz in einem vom Studien-
verlaufsplan vorgegebenen Seminar zu bekom-
men. Oft haben Seminare Platzbeschränkun-
gen und da kann man schon einfach mal Pech 
haben und bekommt nicht den gewünschten 
oder einfach gar keinen Platz. Oft liegt das nicht 
etwa an den Dozierenden oder irgendwelchen 
böswilligen Prüfungsbüros, sondern an einer 
der großartigen Neuerungen der letzten Zeit – 
dem Campus Management. In diesem elektro-
nischen An- und Abmeldungsystem steht dann 
eben eine Teilnehmer_innenbeschränkung von 
30 Personen und es ist ein enormer Aufwand 
trotzdem – auch als 31te – teilzunehmen. Ich 
habe gleich zu Beginn meines Studiums das 
Hin- und Hergerenne zwischen Prüfungsbüros, 
der Sprechstunde eines Dozierenden und am 
besten noch dem BA-Koordinator kennen ge-
lernt. 
Aufgrund solcher Erfahrungen, überfüllter Hör-
säle und gestresster Dozierender werden Stim-
men laut, die eine kleinere Studierendenzahl 
fordern und damit strengere Zulasusngsbe-
schränkungen, Stimmen sowohl in der Unilei-
tung, aber leider auch unter Studierenden. Das 
stellt doch die Realität auf den Kopf! Es braucht 
mehr Dozierende um allen Studierenden Mög-
lichkeit zu geben ein gutes Studium zu machen 
bzw. um noch mehr Leuten als bisher ein Stu-
dium zu ermöglichen.
Viele dieser Probleme – so wird uns gesagt- sei-
en „Kinderkrankheiten“ der neuen Bachelor- und 
Masterstudiengänge. Es mag ja stimmen, dass 
sich seit der Einführung der neuen Abschlüsse 
... vieles gebessert hat und die Studierbarkeit 
nicht mehr so katastrophal schlecht ist wie zu 
Beginn. Aber ich frage mich, mussten die neu-
en Studiengänge an den Studierenden auspro-
biert werden?  Mehrere Jahrgänge kämpf(t)en 
mit unstudierbaren Studienordnungen und de-

ren dauerndem Wechsel. Und es nach mehre-
ren Jahren immer noch als „Kinderkrankheiten“ 
einer eigentlich geglückten Umstrukturierung 
zu bezeichnen, wenn die Abrecher_innenquote 
nicht sinkt sondern steigt, wenn die Qualität der 
Lehre offensichtlich nicht dieselbe ist wie vor-
her, wirkt schon fast zynisch.
Ich habe mir die Universität auch als einen Ort 
der Bücher und Bibliotheken vorgestellt, viele 
Bücher, alte und neue, wichtige, „einschlägige“ 
Werke, aber auch alles mögliche andere, zum 
stöbern und ausleihen, kleine Bibliotheken mit 
ruhigen Leseplätzen. Teilweise gibt es das na-
türlich auch noch, aber der Trend geht hin zu 
wenigen großen Zentralbibliotheken. Wie das 
„Brain“, die riesige, zusammengelegte philo-
logische Bibliothek, so sollen alle Universitäts-
bibliotheken in Zukunft aussehen. Im Fachbe-
reich Politik- und Sozialwissenschaften ist die 
nächste Zusammenlegung geplant Und dafür 
werden viele Bücher aussortiert, angeblich zur 
Profilschärfung. Vielleicht etwas naiv und ohne 
diese Sprache der „Unipolitik“ zu kennen, fra-
ge ich mich, wem sollen weniger Bücher etwas 
bringen? Den Studierenden ja wohl kaum.
Es ist mir natürlich inzwischen auch klar ge-
worden, dass die FU-interne Hochschulpolitik 
nicht an allem schuld ist. Es werden immer 
mehr Gelder für Bildung gestrichen und damit 
muss eine Unileitung irgendwie umgehen. Aber 
ein besserer Umgang wäre doch wohl, diese 
Bildungspolitik zu kritisieren und mehr Geld, 
nicht nur für die eigenen Hochschule, sondern 
für Bildung insgesamt zu fordern.

Aber ist es eine Lösung an den Stellen zu kür-
zen, an denen es der Lehre und den Studieren-
den schadet? Das scheint mir der ursprüngli-
chen Idee einer Hochschule, nämlich der Ver-
mittlung von Wissen, der Möglichkeit zur Bil-
dung und dem „Üben“ von kritischen Denken, 
zu widersprechen. 
Der Trend in der Bildungspolitik geht (noch wei-
ter) weg von der Idee einer freien und breiten 
Bildung für alle, hin zu Eliteunis, „Leuchttürmen 
der Wissenschaft“, Studiengebühren und Pri-
vatisierung von Bildung. Und die Freie Universi-
tät ist in diesem Falle „voll im Trend“, ja kann an 
manchen Punkten sogar als Vorreiter bezeich-
net werden. Seit letztem Jahr trägt sie stolz den 
Namen der Elitehochschule, „excellence-fu“, 
wie auf jedem Brief zu lesen ist. Ein sehr zwei-
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felhafter Ruhm, denn mit einer Verbesserung 
der Lehre und Studierbarkeit hat dieser Wett-
bewerb nichts zu tun. 
Es ist kaum durchschaubar wie weit der Pro-
zess der Bildungsprivatisierung schon fort-
geschritten ist. Sicher ist aber dass – für eine 
staatliche Hochschule, und hier steht nach mei-
nem Verständnis staatlich für die Garantie des 
Rechts auf Zugang zu Bildung für alle – zu viele 
Wirtschaftsunternehmen zu tief in Strukturen 
der Universität finanziell und ebenso was die 
Entscheidungsprozesse angeht, involviert sind.
 
Ich hatte, ohne darüber nachzudenken, damit 
gerechnet, dass zumindest viele Studierende 
ähnliche oder andere Kritik an dem was Univer-
sität gerade bedeutet, hätten; dass diese Kri-
tik ein Gemeinsamkeitsgefühl entstehen lässt, 
dass man gemeinsame Interessen hat. Erlebt 
habe ich das nur in einem sehr kleinen Kreis.
Durch die Erstsemesterfahrt im Fach Ge-
schichte war ich schnell in die dortige Fach-
schaftsinitiative  eingebunden und fand einen 
Kreis von Menschen, die nicht einverstanden 
sind mit den Entwicklungen unserer Universität 
und irgendwie darauf einwirken wollen, dass es 
nicht immer schlimmer wird. Aber eben ein sehr 
kleiner Kreis. Und ich merkte, dass ein viel, viel 
größerer Teil der Studierenden den Strukturen 
und hochschulpolitischen Entwicklungen rela-
tiv gleichgültig gegenüber steht. 
Und dann, was kann man als Studierende denn 
tun um Einfluss zu nehmen auf diese Entwick-
lungen?
In den Gremien der akademischen Selbstver-
waltung sind auch Studierende vertreten, das 
wäre doch eine Möglichkeit. Aber durch die 
vorgegebene professorale Mehrheit gibt es 
in jedem- oder zumindest in jedem entschei-
dungsbefugten Gremium eine professorale 
Mehrheit, das heißt die Gruppe der Studieren-
den ist in der Unterzahl. Und die Studierenden 
sind nicht nur zahlenmäßig unterrepräsentiert, 
sondern werden in vielen Gremien auch ein-
fach nicht ernst genommen und übergangen.  
Oder die relevanten Entscheidungen werden 
von vorne herein an den Gremien vorbei getrof-
fen. Demokratische Hochschule? Wohl kaum. 
Trotzdem ist es natürlich  wichtig, dass Stu-
dierende in Gremien vertreten sind, aber doch 
auch oft frustrierend.  Aber manchmal findet 

sich doch eine Gruppe, die etwas machen will, 
verändern, am besten ganz anders soll es sein. 
Ich rede vom Aktions-Camp im Innenhof der 
Silberlaube im Sommersemester 2008. Die-
jenigen, die es mit bekommen haben werden 
es wohl noch sehr präsent haben, ist es doch 
erst ein paar Wochen her. Aus einem offenen 
Plenum von hochschulpolitisch Aktiven ging 
die Idee aus, jeder und jedem die Möglichkeit 
zu geben dort aktiv zu werden, wo er oder sie 
unzufrieden ist und es individuell zu gestalten. 
Selbst kritische Seminare zu machen, die für 
alle offen sind, und Zelten, Essen, Konzerte, 
Kino mit zu organisieren, war mich die schöne 
Erfahrung, von unseren eigenen Möglichkeiten, 
an einem Ort, an dem man sich sonst oft nur 
herum geschubst und machtlos fühlt.
Wir haben zwei Wochen auf dem Campus 
gecampt, wollten die Uni als Lebensraum be-
greifen, mit andern Studierenden in Kontakt 
kommen, unsere Kritik nach außen tragen, der 
Individualisierung und dem Konkurrenzden-
ken unter Studierenden entgegen wirken... Wir 
haben für uns eine Insel geschaffen auf dem 
Campus, einen Freiraum, haben unsere Ideen 
ausgetauscht und gezeigt dass wir so nicht ein-
verstanden sind. 
Aber viele Studierende gingen einfach vorbei, 
mit dem Kopf beim nächsten Seminar oder 
wenn man ins Gespräch kam, sagten manche 
„ist doch alles nicht so schlimm“ und „in drei 
Jahren bin ich eh wieder weg, da komm ich 
schon durch“.
Dieser Haltung bin ich auch sonst immer wieder 
begegnet, und ich finde es schade. Denn Uni 
kann auch mehr sein als das, was so zwischen 
Schule und Beruf kommt, und noch haben wir 
uns nicht alle davon überzeugen lassen, dass 
es nur um Wettbewerb und Jobchancen geht.

zum 60sten geburtstag der fu kommen...
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